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11. Sitzung 

Bonn, den 9. Juni 1983 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Dr. Barzel: Die Sitzung ist eröffnet. 

(Die Abgeordneten erheben sich) 

Meine Kolleginnen und Kollegen, der Deutsche 
Bundestag trauert um sein ehemaliges Mitglied, 
Frau Marie Schlei. Sie starb am 21. Mai nach lan-
ger, schwerer Krankheit. 

Marie Schlei wurde am 26. November 1919 in 
Reetz in Pommern geboren. 

Nachdem sie zunächst als Verkäuferin, Ange-
stellte bei der Post und in der kommunalen Verwal-
tung tätig gewesen war, studierte sie und wurde 
Lehrerin, Rektorin und später Schulrätin. 

Als Berliner Abgeordnete gehörte sie seit 1969 
dem Deutschen Bundestag an. Sie war Mitglied im 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, stellvertre-
tendes Mitglied im Petitionsausschuß, im Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit und im Inner-
deutschen Ausschuß. Die Zugehörigkeit zu diesen 
Ausschüssen zeigt deutlich den Schwerpunkt ihrer 
politischen Tätigkeit. 

Von 1974 bis 1976 war Frau Schlei Parlamentari-
scher Staatssekretär im Bundeskanzleramt und an-
schließend bis Februar 1978 Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit. 

Neben ihren vielfältigen Aufgaben in Bonn galt 
ihr unermüdliches Engagement dem Wohlergehen 
ihrer Wahlheimat Berlin. Die Stadt dankte ihr die-
sen Einsatz 1980 mit der Verleihung der Ernst-Reu-
ter-Medaille. 

Im November 1981 mußte sie sich wegen ihrer 
schweren Erkrankung aus der aktiven Politik zu-
rückziehen. 

Mit dem Tode von Frau Schlei hat die deutsche 
Politik eine bedeutende Persönlichkeit verloren. 
Diese Kollegin ragte nicht nur durch ihre Arbeit 
heraus. Herzlich, heiter und hilfsbereit wirkte sie 
hier — voller Mutterwitz und mit gesundem Men-
schenverstand. 

Wir fühlen uns den Angehörigen in Trauer ver-
bunden. Der Fraktion und der Partei habe ich unser 
aller Anteilnahme bekundet und an der kirchlichen 
Abschiedsstunde teilgenommen. 

Der Deutsche Bundestag wird Marie Schlei ein 
dankbares und ehrendes Gedenken bewahren. 

Sie haben sich zu Ehren der Verstorbenen von 
Ihren Plätzen erhoben. Ich danke Ihnen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe die Tagesord-
nungspunkte 2 und 3 auf: 

2. Abgabe einer Erklärung der Bundesregie-
rung zum Wirtschaftsgipfel in Williamsburg 

3. a) Beratung des Jahresgutachtens 1982/83 
des Sachverständigenrates zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung 
— Drucksache 9/2118 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Haushaltsausschuß 

b) Beratung des Jahreswirtschaftsberichts 
1983 der Bundesregierung 
— Drucksache 9/2400 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Haushaltsausschuß 

Meine Damen und Herren, interfraktionell ist 
eine gemeinsame Beratung der Tagesordnungs-
punkte 2 und 3 verabredet. — Ich sehe, daß das 
Haus damit einverstanden ist. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat soll die 
Aussprache über diese Tagesordnungspunkte heute 
mit Beendigung der Sitzung um 20 Uhr unterbro-
chen werden und am Freitag spätestens um 12 Uhr 
beendet sein. — Ich sehe auch dazu keinen Wider-
spruch. Dann ist es so verabredet. 

Das Wort zur Abgabe einer Erklärung der Bun-
desregierung hat der Herr Bundeskanzler. 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Vor acht Mona-
ten und dann mit der Wahl und der Konstituierung 
der neuen Bundesregierung hat die Bundesregie-
rung damit begonnen, die notwendigen Maßnah-
men zur Wiederbelebung der Wirtschaft einzulei- 
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Bundeskanzler Dr. Kohl 
ten, den Staatshaushalt zu sanieren und das soziale 
Sicherungssystem zu konsolidieren. 

Der Weltwirtschaftsgipfel in Williamsburg war 
eine wichtige Station auf diesem Weg. Ohne in der 
Kürze der Zeit über dieses Ereignis bereits ein ab-
schließendes Urteil zu fällen, darf doch gesagt wer-
den, daß dieses Treffen möglicherweise die Chance 
hat, später als ein Ereignis weltweiter Solidarität 
der großen westlichen Industrienationen angesichts 
der Herausforderungen unserer Zeit im Bereich der 
sicherheitspolitischen und wirtschaftlichen Ent-
scheidungen gewertet zu werden. 

Die dringendste Aufgabe unserer Wirtschaftspoli-
tik ist und bleibt die Überwindung der Arbeitslosig-
keit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Hört! Hört! bei der SPD) 

Die Erholung unserer Wirtschaft in der Bundesre-
publik ist in den letzten Monaten in Gang gekom-
men. Es kommt nun darauf an, dauerhaftes Wirt-
schaftswachstum zu sichern, zu Investitionen zu er-
mutigen und die schöpferischen Kräfte in Wirt-
schaft und Gesellschaft herauszufordern und zu för-
dern. 

Wir alle wissen, daß der Erfolg dieser Bemühun-
gen nicht zuletzt auch davon abhängt, welche Poli-
tik unsere Partnerländer verfolgen. 

(Roth [SPD]: Jetzt auf einmal! — Wolfram 
[Recklinghausen] [SPD]: Tolle Erkennt-

nis!) 

— Herr Kollege, das ist eine Erkenntnis, die wir 
immer hatten. Bloß, die Reihenfolge war bei uns 
immer so: Wir haben uns dazu bekannt, die Haus-
aufgaben zu Hause zu machen und dann mit den 
Partnern zu sprechen. — 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein Teil der 
Weltwirtschaft. Sie teilt ihr Schicksal, und sie trägt 
Mitverantwortung für ihre Entwicklung. 

(Zuruf von der SPD) 

— Verehrter Herr Kollege, was soll es, wenn wir 
uns auf solch eine Ebene begeben? Seit 1949 haben 
sich alle Bundesregierungen und ganz gewiß die 
Regierungen Adenauer, Erhard und Kiesinger  — 
also  Kanzler der CDU/CSU — darum bemüht, nach 
dieser Überzeugung Politik zu betreiben. Was soll 
es also, wenn wir uns gegenseitig in dieser Form 
unterhalten? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Weltwirtschaftsgipfel von Williamsburg war 
deshalb für uns zu diesem Zeitpunkt in mehrfacher 
Hinsicht ein wichtiges Ereignis. Williamsburg bot 
der Bundesregierung die Gelegenheit, ihr gesell-
schafts- und wirtschaftspolitisches Konzept nach ei-
ner Wahl und am Beginn einer Legislaturperiode 
mit der Politik der wichtigsten Partnerländer abzu-
stimmen. Williamsburg, für die Bürger der Verei-
nigten Staaten von Amerika ein Ort von großer Be-
deutung, Tradition und Geschichte, bot Gelegenheit 
zu einem offenen Gespräch unter Freunden. 

Die mit Gefühl für Stil und Würde geschaffene 
Atmosphäre hat die Gelegenheit zu sehr vertrau-
ensvollen Gesprächen und Begegnungen zwischen 
den Staats- und Regierungschefs entscheidend ge-
fördert. Ich darf auch heute und von dieser Stelle 
aus unseren amerikanischen Gastgebern, allen 
voran dem amerikanischen Präsidenten, für die 
gastliche Aufnahme danken, die wir gefunden ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Bei diesen Gesprächen haben sich die guten bila-
teralen Beziehungen zu den Vereinigten Staaten 
von Amerika, zu Kanada, Frankreich, Großbritan-
nien und Italien und insbesondere auch das persön-
liche Vertrauensverhältnis zu Präsident Reagan, 
Präsident Mitterrand und Premierminister That-
cher als sehr hilfreich für uns und für andere be-
währt. 

Ich habe es sehr begrüßt, in Williamsburg ein 
erstes Gespräch mit dem japanischen Ministerprä-
sidenten Nakasone führen zu können. Wir werden 
dieses Gespräch in einigen Monaten bei einem ge-
planten Japan-Besuch fortsetzen. 

Williamsburg mußte Aufschluß geben über das 
Ausmaß wirtschaftspolitischer Risiken und Kon-
flikte, die sich aus der Politik anderer Länder für 
uns ergeben können. Williamsburg konnte auch 
Aufschluß geben, wie weit oder wie eng der Hand-
lungsspielraum unserer eigenen Politik sein und ob 
sie von unseren wichtigsten Partnern unterstützt 
wird. 

Die Bundesregierung überschätzt die unmittel-
bare Wirkungskraft einer solchen Gipfelkonferenz 
keinesfalls. Aber diese Konferenz konnte einen 
wertvollen Beitrag zur Orientierung und Abstim-
mung der internationalen Wirtschaftspolitik lei-
sten. 

Wir sollten uns alle in diesem Zusammenhang an 
die Fragen erinnern, die die internationale Öffent-
lichkeit vor der Konferenz von Williamsburg inten-
siv beschäftigt haben. 

Noch vor wenigen Monaten, meine Damen und 
Herren, haben sich viele darüber Sorgen gemacht, 
ob sich die führenden Wirtschaftsnationen auf das 
gemeinsame Ziel der Inflationsbekämpfung ver-
ständigen könnten. Sie hatten Sorge, daß Gegen-
sätzlichkeiten in den politischen Zielen das Welt-
währungssystem durcheinanderbringen könnten. 

Viele hatten Zweifel, ob das internationale Fi-
nanzsystem den schweren Belastungen der welt-
weiten Tendenz zur Überschuldung der Staatshaus-
halte gewachsen sei. 

Die Politik der Handelsbeschränkungen, der na-
tionalen Alleingänge und die Tendenz zum Protek-
tionismus schienen beinahe unaufhaltsam. 

Die Entwicklungsländer haben befürchtet, daß 
sie mit ihrer Not und auch mit den Folgen oftmals 
verfehlter Innen- und Außenpolitik allein gelassen 
werden. 

Die Konferenz in Williamsburg hat in diesen 
Punkten größere Klarheit geschaffen. Die sieben 
wichtigsten Industrienationen wollen gemeinsam 
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Bundeskanzler Dr. Kohl 
und zusammen mit ihren Partnern dafür sorgen, 
daß diese Befürchtungen gegenstandslos werden. 

Die Erklärung von Williamsburg ist nicht bloß 
eine Botschaft der Hoffnung. Sie ist mehr als das. 
Sie ist die Vereinbarung einer gemeinsamen Stra-
tegie, von der keiner der sieben Teilnehmerstaaten 
des Gipfels ohne Schaden für sein Ansehen abwei-
chen kann. Der Wirtschaftsgipfel von Williamsburg 
hat der Zusammenarbeit zwischen den westlichen 
Industrieländern neue Impulse gegeben. Natürlich 
kann eine solche Konferenz nicht die Welt verän-
dern, schon gar nicht von heute auf morgen. Das 
wird niemand vernünftigerweise erwarten. Interna-
tionale Zusammenarbeit ist eine Daueraufgabe und 
hat immer mit neuen Problemen zu kämpfen. 

Williamsburg hat aber insofern einen bedeuten-
den Fortschritt gebracht, als die Probleme der 
Weltwirtschaft, der Währungsordnung, des Welt-
handels, des Nord-Süd-Verhältnisses und der Ost

-

West-Beziehungen nicht mehr nacheinander und 
getrennt voneinander erörtert wurden, sondern in 
ihrem unauflöslichen Gesamtzusammenhang gese-
hen werden. Deshalb will ich aus der Erklärung von 
Williamsburg vor allem einen Satz besonders her-
vorheben. Es heißt dort: 

Wir wissen, daß wir gemeinsam handeln und 
ein ausgewogenes Ganzes an politischen Maß-
nahmen verwirklichen müssen, die den Zusam-
menhang zwischen Wachstum, Handel und Fi-
nanzen berücksichtigen und nutzen, damit der 
Aufschwung alle Länder, die Industrieländer 
gleichermaßen wie die Entwicklungsländer, er-
faßt. 

Das Ergebnis des Gipfels in Williamsburg ist in 
mehrfacher Hinsicht ermutigend: Ermutigend ist 
Williamsburg wegen der gemeinsamen Feststel-
lung, daß nicht Einzelmaßnahmen und Sonderpro-
gramme helfen können. Beim Kampf gegen die Ar-
beitslosigkeit kommt es vielmehr auf die Geschlos-
senheit und die Übereinstimmung aller Bereiche 
der Politik an. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die wirtschaftspolitische Strategie der Bundesre-
gierung gegen die Arbeitslosigkeit und für die Ge-
sundung der Wirtschaft ist damit voll bestätigt wor-
den. 

Ermutigend ist Williamsburg wegen der Gemein-
samkeit in der Überzeugung, daß monetäre Diszi-
plin, d. h. eine auf Stabilität gerichtete Geldpolitik, 
unverzichtbar ist. 

Ermutigend ist Williamsburg wegen der vollen 
Übereinstimmung darüber, daß budgetäre Diszi-
plin, d. h. ein Abbau der staatlichen Neuverschul-
dung, geboten ist. Wichtig ist, daß auch die Vereinig-
ten Staaten dies voll anerkannt haben. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Unbefriedigend ist jedoch für uns alle — ich sage 
das mit Nachdruck —, daß sich die Vereinigten 
Staaten von Amerika nicht in der Lage sahen, aus-
reichende praktische Schritte zur Entlastung der 

Währungs- und Finanzlage ihrer Partnerländer 
schon jetzt in Aussicht zu stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ermutigend ist Williamsburg wegen des Einver-
nehmens in dem Ziel, Protektionismus zu stoppen 
und der Liberalisierung des Welthandels eine neue 
Chance zu geben. Nach dieser Vereinbarung setzt 
sich jeder ins Unrecht, der auf Protektionismus zu-
rückgreift. 

Ermutigend ist Williamsburg wegen der Verein-
barung, beim Umweltschutz künftig verstärkt zu-
sammenzuarbeiten. Die Ursachen des sauren Re-
gens und des Waldsterbens sind nur in internatio-
naler Zusammenarbeit zu überwinden. Deshalb ist 
die gemeinsame Verabredung im Interesse der Er-
haltung unserer natürlichen Lebensgrundlagen für 
uns ganz besonders wichtig. 

Ermutigend ist Williamsburg schließlich wegen 
der Einbeziehung der Entwicklungsländer in alle 
Überlegungen der Währungs-, Finanz- und Han-
delsbeziehungen. Diese Länder, und besonders die 
ärmsten unter ihnen, sind von der weltweiten Re-
zession besonders hart betroffen. 

In den Tagen vor dem Wirtschaftsgipfel habe ich 
von verschiedenen Staats- und Regierungschefs aus 
wichtigen Ländern der Dritten Welt sowie vom Ge-
neralsekretär der Vereinten Nationen beschwö-
rende Botschaften erhalten, in denen sie auf die 
dramatische Lage der Entwicklungsländer auf-
merksam gemacht haben und in denen sie mich 
gebeten haben, auf dem Wirtschaftsgipfel ihre Be-
lange mit zu vertreten. Wir haben das im Rahmen 
unserer Möglichkeiten getan. 

Wir haben in Williamsburg die Bedeutung der 
öffentlichen Entwicklungshilfe für ein gesundes 
Wirtschaftswachstum in diesen Ländern unterstri-
chen. Wir haben insbesondere auch unsere Ver-
pflichtung bekräftigt, die internationale Entwick-
lungshilfeorganisation mit Mitteln in der vereinbar-
ten Höhe auszustatten. Dies wird gerade den armen 
und ärmsten Ländern besonders zugute kommen. 
Wir wollen, daß die Entwicklungsländer nicht Un-
terstützungsempfänger sind, sondern wirkliche 
Partner im Welthandel. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir begrüßen die in Neu-Delhi und Buenos Aires 
deutlich gewordene Bereitschaft der Gruppe der 77, 
auch ihre weltwirtschaftliche Verantwortung wahr-
zunehmen. Wir müssen und wollen mit ihnen dar-
über sprechen, und wir arbeiten an der 6. Welthan-
delskonferenz in Belgrad verständnisbereit und en-
gagiert mit. 

Meine Damen und Herren, Wirtschaftsgipfel die-
nen dem Meinungs- und Erfahrungsaustausch von 
Regierungschefs. Sie bieten aber auch die Gelegen-
heit, bestehende Meinungsunterschiede offen anzu-
sprechen und in Ruhe nach Wegen des Einverneh-
mens zu suchen. Dies nützt den Ländern, die betei-
ligt sind. Noch vor 10 Jahren galten solche Gesprä-
che als etwas Außergewöhnliches. Heute gehören 
sie zur Selbstverständlichkeit im politischen Alltag 
befreundeter Völker. 
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Die Gespräche, die wir führen konnten, haben die 

Beurteilung der wirtschaftlichen Lage, der sozialpo-
litischen Probleme und der wirtschaftspolitischen 
Aufgaben auf einen gemeinsamen Nenner ge-
bracht. Das heißt, daß an die Politik aller beteiligten 
Länder die gleichen Ansprüche gestellt werden, wie 
überhaupt gilt, daß Beschlüsse solcher Konferenzen 
nur dann ihre Wirkung voll entfalten können, wenn 
jede der beteiligten Regierungen dazu beiträgt, daß 
jeweils zu Hause die Hausaufgaben gewissenhaft 
erledigt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das heißt im Klartext: Wer den Amerikanern Haus-
haltskürzungen empfiehlt, der darf zu Hause nicht 
einer höheren Verschuldung das Wort reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wer die Eigenständigkeit europäischer Politik be-
tont, der darf nicht im gleichen Atemzug den Ame-
rikanern die alleinige, zentrale Verantwortung für 
Zinsen und Wechselkurse und die wirtschaftspoliti-
schen Probleme des eigenen Landes anlasten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich denke, daß die heutige Debatte ausreichend 
Gelegenheit gibt, alle für uns besonders relevanten 
Fragen zu erörtern. Die Aussprache zum Gutachten 
des Sachverständigenrates und zum Jahreswirt-
schaftsbericht ist in diesem Sinne gedacht. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, das 
Gipfeltreffen von Williamsburg fand in einer Zeit 
statt, in der in Genf über die wichtigen Fragen der 
Abrüstung und der Rüstungskontrolle verhandelt 
wird. Das sind Fragen, die heute die Menschen in 
allen Teilen der Welt und nicht zuletzt auch die 
Menschen in unserem eigenen Lande tief bewe-
gen. 

Es war deshalb zwingend, daß die Staats- und 
Regierungschefs der wichtigsten Länder der westli-
chen Welt auch dieses Thema ausführlich beraten 
und dazu eine gemeinsame Erklärung verabschie-
det haben. Ich will vorweg sagen, weil es Kritik gab: 
Hätten sie nicht so gehandelt, dann wäre dies nicht 
nur ein Anlaß für berechtigte Kritik, sondern auch 
für vielfältige Spekulationen über angebliche Un-
einigkeit der sieben Staaten und für Fehldeutungen 
auf seiten der Verhandlungspartner der USA in 
Genf gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Erklärung von Williamsburg zur Abrüstung 
und Rüstungskontrolle ist geprägt von der Ent-
schlossenheit, den Frieden und die Sicherheit unse-
rer Länder zu gewährleisten. Wir haben uns vor 
aller Welt dazu verpflichtet, unsere ganze Kraft da-
für einzusetzen, Frieden durch bedeutsame Rü-
stungsminderung zu erreichen. 

Japans Entschluß, diese Erklärung mitzutragen, 
ist ein Signal dafür, daß die Gefahren für den Frie-
den in der Welt von heute nicht teilbar sind. Zu-
gleich wird damit bewiesen, daß die sowjetische 
Überrüstung als globale Bedrohung empfunden 
wird. 

Die Bundesregierung schätzt es für die Sicherheit 
unseres Landes wie für die Sicherheit der verbün-
deten und befreundeten Staaten als außerordent-
lich wichtig ein, daß sich die freien Völker des We-
stens einschließlich Japans im Angesicht der Be-
drohung einig und standfest zeigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Sicherheitspolitik der Bundesregierung ist 
die Sicherheitspolitik der Atlantischen Allianz. Ge-
meinsam vertreten wir die Doppelstrategie des 
Harmel-Berichts: Abschreckung durch Fähigkeit 
und Willen zur Verteidigung wird ergänzt mit der 
Bereitschaft zum Dialog und zur Zusammenarbeit. 

Wir waren uns im Williamsburg einig: Die mili-
tärische Verteidigungsfähigkeit des westlichen 
Bündnisses ist ein Faktor der Stabilität in den in-
ternationalen Beziehungen. Die militärischen Mit-
tel der Atlantischen Allianz sind ausschließlich auf 
die Bewahrung der eigenen Sicherheit begrenzt. Sie 
bedrohen niemanden. 

Die Verpflichtung, die eigenen Waffen — konven-
tionelle wie nukleare — niemals einzusetzen, es sei 
denn zur Abwehr eines Angriffs, soll Vertrauen 
schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Bundesrepublik Deutschland wie das Atlanti-
sche Bündnis verfolgen gegenüber der Sowjetunion 
und ihren Verbündeten keine aggressiven Ziele. 

Diese auf Verteidigung angelegte Strategie der 
Allianz braucht die enge Verknüpfung mit den 
Zielen und Möglichkeiten der Rüstungskontrolle. 
Das Ziel ist klar; es heißt: stabiles Gleichgewicht, 
und zwar auf möglichst niedrigem Niveau. 

Die Bundesregierung, meine Damen und Herren, 
setzt sich dafür ein, daß künftig die Abrüstungsbe-
mühungen enger aufeinander abgestimmt werden. 
Nur so lassen sich Bewegungsmöglichkeiten im 
Verlaufe der Verhandlungen deutlicher identifizie-
ren und Fortschritte ermöglichen. Uns geht es dabei 
nicht darum, Verhandlungsforen zusammenzule-
gen; damit würden die Probleme eher komplizier-
ter. Wir waren uns in Williamsburg darüber einig, 
daß das umfassende rüstungskontrollpolitische An-
gebot des Westens eine Gesamtkonzeption für Ver-
trauensbildung, Rüstungskontrolle und Abrüstung 
ist. 

Hinter dieser Konzeption steht die feste Überzeu-
gung aller Teilnehmer in Williamsburg, daß Ost und 
West gleichermaßen auf Abrüstung und ein Klima 
des Dialogs und des Vertrauens angewiesen sind. 

Die Erklärung von Williamsburg zur Abrüstung 
und Rüstungskontrolle verweist darauf, daß von 
westlicher Seite Vorschläge für verschiedene Ver-
handlungen unterbreitet wurden, um zu positiven 
Ergebnissen zu gelangen: über die strategischen 
Waffen, über nukleare Mittelstreckenwaffen, über 
chemische Waffen, über die Reduzierung von Streit-
kräften in Mitteleuropa und über eine Konferenz 
über Abrüstung in Europa. 

Diese Verhandlungen werden mit großem Ernst 
und mit großem Nachdruck geführt. Wir — die Bun- 
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desregierung — tun alles, um diese Verhandlungen 
zu unterstützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Sowjetunion weiß, daß wir an einem ausge-
wogenen Ergebnis der Genfer INF-Verhandlungen 
interessiert sind; nicht an einem Ergebnis um jeden 
Preis: nicht um den Preis der eigenen Sicherheit, 
nicht um den Preis der politischen Unabhängigkeit, 
nicht um den Preis der Gefährdung des Friedens. 

Wir stellen den sowjetischen Friedenswillen nicht 
in Frage. Wir fordern die Sowjetunion jedoch auf, 
diesen Friedenswillen durch konkrete Vereinbarun-
gen jetzt in Genf unter Beweis zu stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es geht um Verhandlungen am Verhandlungs-
tisch. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Wir haben in Williamsburg erneut deutlich ge-
macht, daß die Sowjetunion nicht durch eine Politik 
der Einschüchterung unserer öffentlichen Meinung 
erwarten kann, die Stationierung auf westlicher 
Seite zu verhindern, ohne selbst den Zustand der 
Bedrohung zu korrigieren, den sie durch die Auf-
stellung von SS-20-Raketen uns gegenüber geschaf-
fen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wenn die sowjetische Führung den Fehler bege-
hen sollte, die Wirkung ihrer eigenen Propaganda 
zu hoch und die Standfestigkeit westlicher Demo-
kratien zu niedrig einzuschätzen, dann werden ihr 
die Tatsachen eine bittere Enttäuschung bereiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Sowjetunion wäre schlecht beraten, würde sie 
ihre Verhandlungsstrategie in Genf auf eine solche 
Fehleinschätzung gründen. 

Meine Damen und Herren, wir sind bereit, auf 
der Basis der Gegenseitigkeit auf eine ganze Waf-
fenkategorie, nämlich die landgestützten Mittel-
streckenraketen, zu verzichten. Das ist in Wahrheit 
der Sinn der Null-Lösung, die wir auch weiterhin 
als Ideallösung jeder anderen vorziehen würden. 
Bis wir dieses Ziel erreichen, müssen Zwischenlö-
sungen möglich bleiben und, wenn sie vernünftig 
ausgehandelt werden, selbstverständlich auch ak-
zeptiert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es geht aber nicht an, daß die Sowjetunion das 
eigene Potential der Vorrüstung an modernen SS- 
20-Raketen bewahrt und jegliche Stationierung 
gleichwertiger Systeme  auf westlicher Seite zu ver-
hindern versucht. Die Sowjetunion kann nicht er-
warten, daß diese Monopolstellung anerkannt wird. 
Wir halten es für wenig zweckdienlich, ja für ge-
fährlich, von den westlichen Staaten zu fordern, ih-
ren Friedenswillen durch einseitigen Verzicht oder 
einseitige Maßnahmen der Abrüstung unter Beweis 
zu stellen. Damit würde der Frieden nicht stabili-
siert, sondern unsicherer gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich wiederhole, was ich hier in meiner Regie-
rungserklärung Anfang Mai gesagt habe: Wir ver-
stehen das historisch begründete Sicherheitsbe-
dürfnis der Sowjetunion. Wir können und wollen 
aber nicht hinnehmen, daß die Sowjetunion unsere 
Sicherheit durch Überrüstung bedroht. Übertriebe-
nes Sicherheitsbedürfnis einer Partei schafft Unsi-
cherheit für die andere, da es zum Streben nach 
Überrüstung und letztlich zur Hegemonie und 
Überlegenheit führt. 
Die westliche Position bei den INF-Verhandlungen 
ist flexibel. Allein die Struktur des NATO-Doppel-
beschlusses läßt ein beträchtliches Ausmaß an Fle-
xibilität zu. Mit dem amerikanischen Vorschlag für 
eine Zwischenlösung, den die Verbündeten aktiv 
mitgestaltet haben, verfügt der Westen über ein fle-
xibles Verhandlungsinstrument. Es wurde dabei ab-
sichtlich ein nicht durch Zahlen festgelegter Lö-
sungsrahmen vorgegeben, um der Sowjetunion die 
Möglichkeit einzuräumen, eine ihr annehmbare Lö-
sung zu konkretisieren. 

Die jetzige sowjetische Verhandlungsführung 
läuft auf eine Blockierung der Verhandlungen hin-
aus: Alle Bewegungen, die die Sowjetunion in klei-
nen Schritten bisher in den Verhandlungen vollzo-
gen hat, waren immer auf das gleiche, unverrück-
bare Ziel gerichtet: das eigene Potential der Vorrü-
stung an modernen SS-20-Raketen und damit die 
eigene Monopolstellung zu bewahren und gleichzei-
tig jegliche Modernisierung und Stationierung 
gleichwertiger Systeme auf der Seite des Westens 
zu verhindern. 

Ein wesentliches Instrument dieser Maximalposi-
tion ist die sowjetische Haltung in bezug auf die 
Drittstaatensysteme, an denen sie den Umfang ih-
rer Vorrüstung ausrichten möchte. Dies wurde von 
allen Teilnehmern in Williamsburg entschieden ab-
gelehnt. Die sowjetische Position zu den Drittstaa-
tensystemen zielt darauf ab, uns schutzlos zu ma-
chen. Sie enthält das Verbot für die Modernisierung 
der amerikanischen Nuklearwaffen in Europa bei 
gleichzeitiger Aufrüstung der Sowjetunion. Sie ist 
der sowjetische Hebel zur Verdrängung der nuklea-
ren Präsenz der USA aus Europa. Langfristig soll 
damit ihre verteidigungspolitische Präsenz besei-
tigt werden. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, uns in 
der Bundesrepublik und unseren Freunden geht es 
nicht um die militärische Überlegenheit; uns geht 
es um Gleichgewicht; nicht Gleichgewicht durch 
Rüstungswettlauf, sondern Gleichgewicht durch 
wirkliche und kontrollierte Abrüstung auf einem 
möglichst niedrigen Niveau der militärischen Kräf-
te. Nicht wir wollen das Gleichgewicht zu unseren 
Gunsten verändern. Wir wollen, daß das von der 
Sowjetunion geschaffene Ungleichgewicht endlich 
beseitigt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Drohungen helfen dabei nicht. Die Sowjetunion 
kann nicht hoffen, einen Keil zwischen uns und 
unsere Verbündeten treiben zu können. Wir können 
und werden Drohungen widerstehen, weil wir uns 
auf unsere Verbündeten verlassen können. 
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Die Sowjetunion hat in den vergangenen Tagen 

erneut versucht, auf die westliche Öffentlichkeit 
Einfluß zu nehmen: Als Gegenmaßnahme zu einer 
möglichen Dislozierung amerikanischer Mittel-
streckenraketen hat sie gedroht, ihre Aufrüstung 
mit SS-20-Raketen im westlichen Teil der Sowjet-
union fortzusetzen und zusätzliche Mittel in Ab-
stimmung mit anderen Staaten des Warschauer 
Paktes zu ergreifen. 

Wer bis jetzt nicht bereit war zuzugeben, daß die 
Sowjetunion militärische Mittel — und dazu gehö-
ren die SS 20 — als Mittel der politischen und mili-
tärischen Druckausübung auf andere Staaten ein-
setzt, mag sich nach der Drohung mit Gegenmaß-
nahmen jetzt eines besseren belehrt sehen. 

Wer sowjetisches Einlenken in Genf wünscht — 
und ich denke, wir wünschen es alle und mit allem 
Nachdruck —, darf in Moskau nicht die Hoffnung 
aufkommen lassen, die Nachrüstung doch noch auf 
einem anderen Weg verhindern zu können. Wer den 
engen Zusammenhang zwischen den beiden Teilen 
des Doppelbeschlusses auflöst, gefährdet in Wahr-
heit den Erfolg der Verhandlungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nur wenn der Sowjetunion unmißverständlich klar 
ist, daß wir zu dem stehen, was wir im Bündnis 
beschlossen haben, ist auch ein ausgewogenes Er-
gebnis in Genf zu erwarten. 

Für die Politik der Bundesrepublik Deutschland 
sollten eigentlich folgende Positionen unbestritten 
sein: 

Erstens. Wir sind bereit, die legitimen Sicher-
heitsinteressen der Sowjetunion zu respektieren. 
Wir sind jedoch nicht bereit, Westeuropa — und 
damit die Bundesrepublik Deutschland — als eine 
Zone minderer Sicherheit zu akzeptieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zweitens. Wirksame Rüstungskontrollvereinba-
rungen müssen auf dem Grundsatz der Gleichheit 
beruhen, und sie müssen verifizierbar sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Drittens. Eine Berücksichtigung der französi-
schen und der britischen Systeme hat in den INF-
Verhandlungen keinen Platz. 

Viertens. Wir streben eine Reduzierung der so-
wjetischen Mittelstreckenpotentiale gegen Europa 
auf Null an und sind bereit, dafür auf die Dislozie-
rung amerikanischer Mittelstreckenwaffen zu ver-
zichten. Wenn es zu keinem Ergebnis kommen soll-
te, weil die Sowjetunion dazu nicht bereit ist, wird 
gemäß Doppelbeschluß stationiert werden. Sollte 
ein Zwischenergebnis erzielt werden, so wird sich 
der Umfang der Stationierung nach dem konkreten 
Verhandlungsergebnis richten. 

Fünftens. Eine Verlagerung des gegen Europa ge-
richteten sowjetischen nuklearen Mittelstreckenpo-
tentials nach Fernost ist für uns nicht hinnehm-
bar. 

Sechstens. Die Sowjetunion bleibt aufgefordert, 
eine Einigung nicht dadurch zu verhindern, daß sie 
sich durch verstärkte Rüstung in Fernost ein neues  

hegemoniales Machtmittel gegenüber ihren asiati-
schen Nachbarn und zugleich ein verlegbares Dis-
positionspotential gegenüber Westeuropa ver-
schafft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ebenso sollte sie die Dislozierung neuer Nuklearra-
keten in der westlichen Sowjetunion und in den 
anderen Staaten des Warschauer Paktes einstellen, 
damit ein Verhandlungskompromiß nicht bereits 
unterlaufen wird, während er abgeschlossen wer-
den könnte. 

Die Verhandlungen über Abrüstung und Rü-
stungskontrolle bleiben eingebettet in den Gesamt-
zusammenhang der Ost-West-Beziehungen. 

Wir wollen eine neue und, wenn möglich, bessere 
Qualität der Beziehungen zur Sowjetunion und zu 
den Staaten des Warschauer Paktes. Wir streben 
an, die Gespräche mit den osteuropäischen Staaten, 
insbesondere mit der Sowjetunion, auf allen Ebe-
nen zu führen und, wenn möglich, zu vertiefen. 
Auch dazu haben sich die Teilnehmer von Williams-
burg ausdrücklich bekannt. 

Wir streben den baldigen Abschluß des Madrider 
KSZE-Folgetreffens an. Die westlichen Verbesse-
rungswünsche für die vorliegenden Schlußdoku-
mente sind nicht gegen die Sicherheitsinteressen 
anderer Teilnehmerstaaten gerichtet. Wir appellie-
ren an die Sowjetunion, den Abschluß in Madrid 
nicht durch eine Verweigerung des Dialogs zu ver-
hindern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Westen hat seine Bereitschaft zur Aufnahme 
baldiger Schlußverhandlungen immer wieder de-
monstriert. Die Sowjetunion muß erkennen, daß sie 
bei einer Politik des Abwartens nicht mit einer all-
mählichen Aufweichung westlicher Positionen 
rechnen kann. Wenn sie sich verweigert, so müßte 
sie die Verantwortung für einen Mißerfolg der Ver-
handlungen in Madrid übernehmen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, für 
uns gilt, daß der Sinn für das Machbare jetzt unser 
Vorgehen bestimmen muß. Wir begrüßen die Dia-
logbereitschaft über die westlichen Verbesserungs-
wünsche, die in der rumänischen Haltung zum Aus-
druck kommt. Wir begrüßen insbesondere die er-
neuten Bemühungen der Neutralen und Ungebun-
denen. 

Wir stehen zu der Auffassung, daß beiderseits 
vorteilhafter Handel mit dem Osten zu wirtschaft-
lich vernünftigen Bedingungen wesentliches Ele-
ment der Stabilisierung im Verhältnis zwischen Ost 
und West bleibt. Das war auch die übereinstim-
mende Auffassung in Williamsburg. Niemand will 
einen Wirtschaftskrieg. Aber jeder ist sich klar, daß 
unser Handeln im Einklang mit unseren Sicher-
heitsinteressen stehen muß. 

Am 4. Juli werde ich nach Moskau reisen. Ich 
habe die Einladung in die Sowjetunion sehr be-
grüßt. Für uns ist es selbstverständlich, daß wir das 
Gespräch mit den politisch Verantwortlichen der 
Sowjetunion intensiv führen wollen. Ich begrüße, 
daß die sowjetische Führung dies ebenso sieht. 
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Bei diesem ersten Besuch geht es mir um das per-

sönliche Kennenlernen der neuen sowjetischen 
Führung; es geht mir darum, die Verdeutlichung 
unserer Politik konstruktiver und — wenn möglich 
— gutnachbarlicher Beziehungen zur Sowjetunion 
zu erreichen, und um die wichtige Gelegenheit, 
auch mit der sowjetischen Führung über die westli-
chen Rüstungskontrollvorschläge zu sprechen. Ich 
führe diese Gespräche auf der Grundlage der festen 
Verankerung der Bundesrepublik Deutschland in 
der westlichen Gemeinschaft, als Teil der Allianz, 
als Teil der Europäischen Gemeinschaft. Gerade 
dies begründet unsere Glaubwürdigkeit bei den öst-
lichen Gesprächspartnern. 

Der Gipfel in Williamsburg und der Europäische 
Rat in Stuttgart garantieren die enge Abstimmung 
mit unseren Freunden und Verbündeten. Wir sind 
in Moskau nicht Vermittler oder Dolmetscher. Wohl 
aber werden wir die deutschen Interessen selbst-
verständlich entschieden vertreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir werden auch sehr aufmerksam darauf hören, 
was unsere sowjetischen Gesprächspartner uns zu 
sagen haben. In diesem Sinne hoffe ich, daß der 
Besuch in Moskau auch den laufenden Verhandlun-
gen nützlich ist. Die Gelegenheit sollte nicht vertan 
werden. 

Meine Damen und Herren, in wenigen Tagen tritt 
in Stuttgart der Europäische Rat zusammen. Er 
wird von hochgespannten Erwartungen der Öffent-
lichkeit begleitet. Die Erwartungen richten sich 
auch an die deutsche Präsidentschaft. Wir bemühen 
uns, diesen Erwartungen gerecht zu werden. Wir 
bereiten den Europäischen Rat mit aller Sorgfalt, 
mit einem hohen persönlichen Einsatz der beteilig-
ten Minister und mit intensiven Beratungen in 
Brüssel und Konsultationen mit unseren Partnern 
vor. 

Ich muß aber deutlich sagen, daß der Europäische 
Rat nur dann den in ihn gesetzten Erwartungen 
gerecht werden kann, wenn alle Mitgliedstaaten zu 
Kompromissen und Beiträgen bereit sind. Das wird 
alle Opfer kosten. Auch bei uns. 

Durch die Europäische Gemeinschaft ist der über 
die Jahrhunderte in sich zerrissene Kontinent — 
das alte Abendland —, ist Westeuropa zu einer Zone 
des Friedens, zu einer Zone politischer Stabilität 
und beispielhafter Zusammenarbeit geworden. Ich 
glaube aber — und ich denke, diese Meinung teilen 
viele hier im Hohen Hause —, daß wir quer durch 
alle Länder politisch in Sachen Europa zu bequem 
geworden sind. Zu viele haben sich zu lange darauf 
verlassen, daß die Gemeinschaft von allein funktio-
niert. 

Heute stehen wir vor der schwierigen Lage, daß 
Westeuropa, daß die Gemeinschaft Gefahr läuft zu 
stagnieren, ja, daß der Zusammenhalt unter ihren 
Mitgliedstaaten gelockert wird: wenn wir nicht be-
reit sind, einen neuen Anlauf zu nehmen, der Ge-
meinschaft neue Kraft zu geben; wenn wir nicht 
bereit sind, durch unser Verhalten neues Vertrauen 
in den Fortgang der europäischen Einigung herzu-
stellen. 

Ich glaube, daß wohl alle Partner in der Europäi-
schen Gemeinschaft in den vergangenen Wochen 
und Monaten deutlicher gespürt haben, daß die Ge-
meinschaft nur aus gemeinsamen Anstrengungen 
aller lebt und daß sie nicht eine Bank ist, bei der 
man ein Konto unterhält, auf das man so wenig wie 
möglich einzahlt, um dann um so mehr abheben zu 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es geht in der Tat wieder darum, sich auf die 
Gründungsväter der Gemeinschaft zu besinnen, auf 
die europäische Vision, auf die Vision einer politi-
schen Einigung, die Robert Schuman, Alcide de 
Gasperi, Paul Henri Spaak, Konrad Adenauer und 
viele andere bewegt haben. Es geht darum, die euro-
päische Solidarität wieder lebendig werden zu las-
sen und zu stärken. 

Alle Regierungen der Partnerstaaten in der Ge-
meinschaft haben gesehen, daß sie nicht ungestraft 
allzu lange aus dem wirtschaftspolitischen Tritt 
kommen dürfen. Es bleibt eine der wichtigsten Auf-
gaben und Vorgaben für europäische Politik, die 
Wirtschaftspolitiken der Mitgliedstaaten unterein-
ander besser zu koordinieren und die wirtschaftli-
che Konvergenz zwischen den Mitgliedstaaten und 
einzelnen Regionen zu fördern. Wer glaubt, allein 
vorangehen zu können, schadet nicht nur sich 
selbst, sondern allen Partnern. 

Zur europäischen Solidarität gehört auch die Soli-
darität in sicherheitspolitischen Fragen. Dabei will 
ich in keiner Weise die Zuständigkeiten in der Ge-
meinschaft ändern. Wohl aber ist es wichtig, ja un-
erläßlich, daß wir auch unter den Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft ein klares gemeinsames Ver-
ständnis für die politischen und wirtschaftlichen 
Bedingungen unserer Sicherheit entwickeln. Das 
Bündnis braucht in Europa einen starken Stützpfei-
ler. 

Wichtige Aufgaben sind von der Gemeinschaft 
und ihren Mitgliedstaaten zu erledigen: Ein Ziel 
bleibt die Vollendung des Binnenmarktes. Alle Mit-
gliedstaaten sind existentiell auf das reibungslose 
Funktionieren des gemeinsamen Binnenmarktes 
angewiesen. Dieser Markt übt auch große Anzie-
hungskraft auf Drittländer aus. Wir müssen diese 
Anziehungskraft als Chance nutzen und dürfen 
nicht versuchen, uns furchtsam hinter protektioni-
stische Schranken zurückzuziehen. Unser großer 
innerer Markt erleichtert es uns, von Dritten freien 
Zugang zu ihren Märkten zu verlangen. Europa 
wird stark sein, wenn es sich dem Wettbewerb 
stellt, bei sich zu Hause wie draußen in der Welt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der bevorstehende Beitritt Portugals und 
Spaniens verlangt zusätzliche Anstrengungen von 
uns, wie natürlich auch von den Beitrittskandida-
ten. Vorrangig bleibt uns aufgegeben, das Notwen-
dige zu tun, unsere Volkswirtschaften wieder in 
Gang zu bringen, die Investitionen zu beleben und 
so die Arbeitslosigkeit, vor allem die Jugendarbeits-
losigkeit, zu bekämpfen. Hier sind vorrangig die 
einzelnen Mitgliedstaaten gefordert. Aber die Ge-
meinschaft kann begleitend hilfreich sein. Der 
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jüngste Beschluß der Arbeits- und Sozialminister 
der Gemeinschaft konzentriert die Mittel des Sozi-
alfonds auf Maßnahmen zur Bekämpfung der Ju-
gendarbeitslosigkeit, und zwar in einer Größenord-
nung von über 4 Milliarden DM. 

Die Gemeinschaft muß sich auch verstärkt den 
Fragen zuwenden, die Hochindustrialisierung, mo-
derne Technologie und die Erhaltung und Wieder-
herstellung der natürlichen Ressourcen an uns stel-
len. Diese Fragen haben längst eine europäische 
Dimension, die von der Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten als politische Aufgabe begriffen 
und angepackt werden muß. Dies gilt — ich wieder-
hole es noch einmal — vorrangig für das Problem 
des Waldsterbens, das nur durch gemeinschaftliche 
und internationale Maßnahmen zu lösen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zur Erledigung dieser Aufgaben müssen alle 
Kräfte der Gemeinschaft, müssen alle Formen der 
Zusammenarbeit in der Gemeinschaft unter ihren 
Institutionen und den Mitgliedstaaten zusammen-
gefaßt und auch effizienter gestaltet werden. Dies 
ist der Sinn einer der wichtigsten Anstöße, die wir 
mit der deutsch-italienischen Initiative, der Gen-
scher-Colombo- Initiative, verfolgen. 

Die immer wieder erneute Auseinandersetzung 
um den Gemeinschaftshaushalt hat der Gemein-
schaft sehr geschadet. Sie hat auch die irrige An-
sicht gefördert, daß sich der Vorteil, den die einzel-
nen aus der Gemeinschaft ziehen, nur am Umfang 
der Nettoerstattungen aus dem Haushalt messen 
läßt. 

Dennoch — das sei hier klar gesagt — handelt es 
sich bei der Finanzierung des Gemeinschaftshaus-
halts um Größenordnungen, die wir nicht vernach-
lässigen können — insbesondere in einer Zeit, da 
Haushaltsmittel überall knapp sind. Wenn wir, 
meine Damen und Herren, hier in der Bundesrepu-
blik im Bereich des nationalen Haushalts für 1984 
bittere Einsparungen in einer Größenordnung von 
6,5 Milliarden DM vornehmen, müssen wir auch 
darauf bestehen, daß in der Europäischen Gemein-
schaft eine strengere Haushaltsdisziplin erreicht 
und die notwendigen Haushaltsumstrukturierun-
gen vorgenommen werden. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Uns ist daher die Aufgabe gestellt, durch Stabili-
sierung der Gemeinschaftsfinanzen und eine Be-
grenzung der Ausgabendynamik einschließlich des 
Abbaus von Unausgewogenheiten im EG-Haushalt 
wieder eine solide Grundlage für die Tätigkeit der 
Gemeinschaft zu schaffen. Dies ist die Vorausset-
zung für die notwendige Weiterentwicklung der eu-
ropäischen Integration und für die Verwirklichung 
der Erweiterung der Gemeinschaft. 

Wer sich dieser Aufgabe völlig verweigern will  — 
es  gibt solche Stimmen in Europa —, sollte daran 
denken, welchen Nutzen der Europäischen Gemein-
schaft er aufs Spiel zu setzen bereit ist. So gingen 
beispielsweise 1982 48 % unserer Ausfuhren in Län-
der der Gemeinschaft. Das sind 13 % unseres Brut-

tosozialprodukts. Gerade wir Deuchen haben in 
der Tat keine Alternativen zu Europa. 

In Stuttgart müssen diese vielfältigen Anstren-
gungen in konkrete Leitlinien umgewandelt wer-
den. Da sie nicht isoliert gesehen werden können, 
sondern in einem politischen und sachlichen Zu-
sammenhang stehen, bedarf es einer großen ge-
meinsamen Kraftanstrengung. Sie setzt echten, 
wechselseitigen Interessenausgleich voraus, um zu 
wirklichen Fortschritten in der Sache zu kommen. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist bereit, dazu 
ihren Beitrag zu leisten, und zwar nicht nur auf 
Grund der besonderen Verantwortung, die sie jetzt 
in der Präsidentschaft trägt, sondern auch als ein 
Mitgliedstaat, der auf Grund seiner politischen In-
teressen sich für diese Gemeinschaft in hohem 
Maße mitverantwortlich fühlt. 

Meine Damen und Herren, wir sind ein geteiltes 
Land. Die Einheit Deutschlands, die Einheit der Na-
tion kann nur im Rahmen einer gesamteuropäi-
schen Friedensordnung erreicht werden. Wir Deut-
schen brauchen Europa mehr als alle anderen auf 
diesem Kontinent. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Ich sage dies im Wissen um die Bereitschaft der 
großen Mehrheit unseres Volkes, diesen Weg nach 
Europa zu bejahen und in diesen Jahrzehnten auch 
notwendige Lasten zu übernehmen, um die Fortset-
zung und Weiterentwicklung des europäischen Eini-
gungswerks zu erreichen. Ich glaube, man darf sa-
gen: Seit Konrad Adenauers bahnbrechender Ent-
scheidung zugunsten der europäischen Einigung ist 
sich die Mehrheit unseres Volkes in diesem Punkte 
treu geblieben. 

Europapolitik war bei aller Unterschiedlichkeit in 
einzelnen Bereichen und Zielen stets von einem 
breiten Konsens aller verantwortlichen demokrati-
schen Kräfte im Deutschen Bundestag getragen. 
Ich bin in diesen Fragen, die ganz gewiß schwierig 
und oft auch kontrovers sind, selbstverständlich zu 
einem offenen Gespräch bereit. Europapolitik darf 
nach meiner Überzeugung nicht zu einem Feld ego-
istischer parteipolitischer Profilierung werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Im übrigen stehen wir alle 1984 vor der zweiten 
Direktwahl zum Europäischen Parlament. Dort 
werden die Parteien von unseren Mitbürgern, von 
unseren Wählern, danach gewogen werden, was sie 
für die europäische Einigung getan haben und zu-
künftig tun wollen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich 
habe in meiner Regierungserklärung vom 4. Mai ge-
sagt, daß ich unsere Erwartung an die europäische 
Einigung nicht nach Monaten und Jahren und nicht 
allein nach Konferenzen und Beschlüssen bemesse. 
Wir müssen in historischen Zeiträumen denken; 
aber wir müssen heute handeln, wenn es uns mög-
lich ist, damit morgen Wirklichkeit wird, was wir 
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immer wollten: der Bau der Vereinigten Staaten 
von Europa. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP — Roth [SPD]: 

War es das?) 

Präsident Dr. Barzel: Ich eröffne die allgemeine 
Aussprache. Das Wort hat der Kollege Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Guten Morgen! 

(Heiterkeit und Beifall) 

— Das war gedacht, meine Damen und Herren, Sie 
vielleicht nach der ersten Stunde etwas wacher zu 
machen. Dafür bestand Bedarf. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Schäuble [CDU/ 
CSU]: Ihre Fraktion muß man erst einmal 
aus den Betten holen! — Weiterer Zuruf 
von der CDU/CSU: Vogel als Wecker!) 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, unser Volk und viele andere Völker 
haben der Begegnung, von der soeben berichtet 
worden ist, mit Erwartung entgegengesehen. Sie, 
Herr Bundeskanzler, und viele Sprecher Ihrer Ko-
alition haben diese Erwartung in den Wochen vor-
her noch gesteigert. Auch ohne diese Ankündigun-
gen hatten die Völker für die Erwartung, in Wil-
liamsburg werde gehandelt, dort werde nicht nur 
geredet, sondern etwas getan, um der krisenhaften 
Entwicklung der Weltwirtschaft zu begegnen, 
Gründe genug. 

Sie und Ihre Freunde reden ständig von der Wen-
de. Hier, auf diesem Gebiet, erwarten die Völker tat-
sächlich eine Wende, die Wende einer weltwirt-
schaftlichen Entwicklung, die zu einer überaus be-
drohlichen Situation geführt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie war diese Situation vor Williamsburg? Allein 
in den westlichen Industrieländern sind 32 Millio-
nen Menschen arbeitslos. Das sind mehr Menschen, 
als die Bundesländer Bayern, Baden-Württemberg, 
Hessen, Rheinland-Pfalz und das Saarland zusam-
men an Einwohnern haben. Die realen Zinsen be-
wegen sich auf einer extremen Höhe und beginnen 
erneut zu steigen. Das amerikanische Haushaltsde-
fizit erreicht immer neue Rekordhöhen. Die Wech-
selkurse zeigen hektische Ausschläge und hemmen 
die Entwicklung des Handels. Viele Entwicklungs-
länder bewegen sich infolge der hohen Zinsen, des 
steigenden Dollarkurses und niedriger Rohstoff-
preise am Rande der Zahlungsunfähigkeit und dro-
hen selbst die Fortschritte wieder einzubüßen, die 
sie in den letzten Jahren mühsam genug gemacht 
haben. Handelsbeschränkende Maßnahmen greifen 
mehr und mehr um sich, und protektionistische 
Subventionen sind schon fast eine Selbstverständ-
lichkeit. 

In der Bundesrepublik bewegen wir uns auf ei-
nen neuen Rekord der Firmenzusammenbrüche zu. 
Im Vergleich zum ersten Halbjahr 1982 sind in den  

ersten sechs Monaten dieses Jahres nahezu 10 % 
mehr Firmenzusammenbrüche zu verzeichnen. 

(Franke [Hannover] [SPD]: Wende!) 

Das, Herr Bundeskanzler, ist die ungeschminkte 
Realität. Und Sie hätten gut daran getan, diese Rea-
lität nüchtern und ohne Umschreibung an den An-
fang der Gipfeldokumente und auch an den Anfang 
Ihrer heutigen Erklärung zu stellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sind doch sonst auch nicht so zimperlich, wenn 
es um die Darstellung wirtschaftlicher Gegebenhei-
ten geht, etwa der Gegebenheiten in der Bundesre-
publik am Tage Ihres Amtsantritts im Oktober 1982. 
Da haben Sie an grellen Schockfarben nicht ge-
spart. Heute malen Sie im Vergleich dazu in recht 
zarten Pastelltönen. 

Vielleicht liegt das an der idyllischen Atmosphäre 
Ihres Tagungsortes, an dem nostalgischen Ausflug 
in die Kolonialzeit des 18. Jahrhunderts, den Sie mit 
allem Zubehör, das zu einem solchen Ausflug ge-
hört — einschließlich aller malerischen Details ei-
ner vorindustriellen Agrarzeit —, unternommen ha-
ben. Ist Ihnen übrigens die feine Ironie aufgegan-
gen, die darin liegt, daß Sie die Probleme der Indu-
striegesellschaft in einem Milieu behandelt haben, 
in dem kein einziges dieser Probleme real gegen-
wärtig war? 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Was sollte er denn machen? — Rühe 
[CDU/CSU]: Wie war das denn mit Versail

-

les?) 

Da hatte die Realität offenbar keine Chance. 

(Broll [CDU/CSU]: Versailles kennt er gar 
nicht!) 

Da saßen die Völker, da saßen die Arbeitslosen, da 
saß die bittere Not der Entwicklungsländer auch im 
übertragenen Sinne kaum mit am Tisch. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: Aber in Versail

-

les!) 

Nichts gegen internationale Gastfreundschaft 
und internationales Protokoll, und erst recht nichts 
gegen Stil und Würde. Aber ich frage allen Ernstes: 
Wäre es nicht erwägenswert, daß ein solches Gipfel-
treffen auch einmal in einem Zentrum der Arbeits-
losigkeit, in einer durch den Strukturwandel hart 
betroffenen Region stattfinden könnte, 

(Beifall bei der SPD — Rühe [CDU/CSU]: 
In Versailles?) 

etwa in Detroit 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: Das hätten Sie 
schon Herrn Schmidt sagen sollen!) 

oder in der Borinage zwischen Lüttich und Charle-
roi oder im Ruhrgebiet 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das ist doch 
Schau!) 

oder im nächsten Jahr in Liverpool oder in Bir-
mingham? 

(Zustimmung bei der SPD) 
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Auch dort 

(Broll [CDU/CSU]: Aber da wird konserva

-

tiv gewählt!) 

ließe sich durchaus mit Stil und Würde verhandeln. 
Die Begegnung mit den harten Realitäten mag 
schmerzlich sein; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zur Sache!) 

der Würde tut eine solche Begegnung keinen Ab-
bruch. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Niveaulos!) 

Wie dem auch sei: Hat Williamsburg die Wende 
von der weltwirtschaftlichen Krise zur weltwirt-
schaftlichen Erholung oder wenigstens konkrete 
Schritte zu einer solchen Wende gebracht? Was 
wird sich denn an der Realität konkret ändern? Ich 
fürchte, trotz der wortreichen Dokumente und trotz 
Ihrer heutigen nicht minder wortreichen Erklärung 
wenig, wenn überhaupt etwas. 

Gewiß, es gibt einzelne positive Ansätze. Das will 
ich nicht leugnen. Richtig ist erstens die Selbstver-
pflichtung, den protektionistischen Tendenzen da-
durch Einhalt zu gebieten, daß wettbewerbsverzer-
rende Beschränkungen und Subventionen abgebaut 
werden. Gerade wir haben ein massives Interesse 
daran, daß die Zerstörung der offenen gegenseiti-
gen Handelssysteme nicht weiter fortschreitet. 

Aber was geschieht denn konkret? Werden die 
EG-Partner die für unsere Stahlproduktion exi-
stenzgefährdende Subventionierung ihrer Altanla-
gen vom Beginn dieses Jahrhunderts nun endlich 
einstellen? 

(Beifall bei der SPD) 

Sind Sie bereit, Herr Bundeskanzler, die EG-Agrar-
marktordnung in Wahrnehmung Ihrer besonderen 
Verantwortung während der deutschen Präsident-
schaft so zu beeinflussen, daß die USA und viele 
andere Länder den Absatz der Überschußproduk-
tion nicht geradezu als Herausforderung für ihre 
Handelssysteme empfinden müssen? 

(Beifall bei der SPD) 

Zu begrüßen ist zweitens, daß der Ost-West-Han-
del diesmal nicht Gegenstand von Versuchen war, 
ihn als Kampfmittel in der Auseinandersetzung der 
Weltmächte zu instrumentalisieren. Aber manche 
Andeutungen zeigen, daß die Sache nicht ausge-
standen ist. Die Bundesregierung hat unsere Unter-
stützung, wenn sie hier wachsam bleibt. Im übrigen: 
Wer dafür sorgt, daß sein Weizen blüht, sollte ande-
ren nicht gram sein, wenn sie sich um ihre Röhren 
und um ihre Maschinen kümmern. 

(Beifall bei der SPD) 

In aller Freundschaft: Was den Farmern in Idaho 
und Indiana recht ist, das ist den Arbeitern bei 
Mannesmann in Essen und bei der Salzgitter AG, 
um nur zwei Beispiele zu nennen, weiß Gott billig. 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens. Anzuerkennen ist schließlich die Ab-
sicht, beim Umweltschutz verstärkt zusammenzuar-
beiten. Aber auch hier müssen Taten folgen. Außer-

dem darf die Notwendigkeit internationaler Koope-
ration nicht als billige Entschuldigung für nationale 
Untätigkeit gelten. Dies sage sich unter dem Ein-
druck der Debatte in der letzten Sitzungswoche im 
Hinblick auf die Einführung bleifreien Benzins hier 
in unserem Bereich. 

(Beifall bei der SPD) 

Damit, Herr Bundeskanzler, sind aber die positi-
ven Elemente der Beschlüsse von Williamsburg im 
wesentlichen auch schon erschöpft. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Dann haben Sie 
sie nicht gelesen!) 

Was bleibt, ist die vage Hoffnung, es werde einen 
weltweiten Aufschwung geben und der werde die 
Probleme dann schon lösen. Das ist die gleiche Phi-
losophie, nach der Sie auch die nationale Wirt-
schaftspolitik betreiben oder — besser — nicht be-
treiben. Hier wie dort sagen Sie, die Arbeitslosigkeit 
werde zurückgehen, wenn der Staat seine Ausga-
ben und seine sozialen Aufwendungen kürze, wenn 
man die sogenannten Selbstheilungskräfte der 
Wirtschaft und des Marktes gewähren lasse und 
sich im übrigen darauf beschränke, die Angebotsbe-
dingungen zu verbessern. Dann komme der Auf-
schwung, dann beschleunige sich das Wachstum, 
dann werde alles gut, dann werde wieder alles, wie 
es früher war. 

Wir sagen: Das ist eine Illusion, eine nostalgische 
Illusion, das greift viel zu kurz, und zwar auch im 
internationalen Maßstab. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Natürlich, wir wünschen Aufschwung, aber wir un-
terscheiden uns von Ihrer wirtschaftspolitischen 
Philosophie in zwei wesentlichen Punkten: Anders 
als Sie glauben wir nicht, daß wirtschafts- und be-
schäftigungspolitische Untätigkeit zu Wachstum 
der Wirtschaft führt. Wir wissen, daß Wachstum al-
lein die Arbeitslosigkeit nicht beseitigen, ja nicht 
einmal fühlbar vermindern wird. — Einzelne aus 
Ihren Reihen, wie etwa Herr Biedenkopf, haben ja 
schon damit begonnen, die Wähler — Ihre Wähler 
— auf diese Einsicht einzustimmen. Diese Ehrlich-
keit bekommt ihm aber nicht sonderlich gut, wie 
wir verfolgen können. — 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb beklagen wir, daß die Industrieländer ohne 
Probleme oder mit geringen Problemen in der Zah-
lungsbilanz und bei der Inflationsbekämpfung wie 
die Bundesrepublik, Japan und auch Großbritan-
nien in Williamsburg keine gemeinsame Aktion zur 
aktiven Wachstumsförderung zustande gebracht 
haben. Warum haben Sie nicht auf eine solche in-
ternationale Beschäftigungsinitiative, auf einen in-
ternationalen Beschäftigungspakt gedrängt? 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Statt dessen bringen Sie als Botschaft vom Gipfel 
die Forderung nach weiterer Einschränkung der 
Massenkaufkraft und der staatlichen Nachfrage 
mit. Das Wort „Nachfrage" kommt in den Williams

-

burger Texten übrigens überhaupt gar nicht vor. 
Wir sagen: Das kann nicht gut gehen. 
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mit leeren Händen nach Hause gekommen sind. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Im Gegen

-

satz zu Schmidt seinerzeit!) 

Es wird keinen nachhaltigen Aufschwung in der 
Weltwirtschaft geben, solange die Realzinsen so ex-
trem hoch bleiben, wie sie heute sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Zinsen werden nicht sinken, solange das ameri-
kanische Haushaltsdefizit allein für 1983 die astro-
nomische Höhe von rund 500 Milliarden DM er-
reicht und in den Folgejahren kaum wesentlich dar-
unterliegen soll. 

(Zuruf des Abg. Dr. Waigel [CDU/CSU]) 

Da werden dann eben Auslandsgelder angezogen 
und die Zinsen ebenso in die Höhe gedrückt wie der 
Kurs des US-Dollars. 

Eine solche Fiskalpolitik und die auch weiterhin 
zu erwartende restriktive Geldmengenpolitik sind 
jedenfalls mit den Wachstumserwartungen, die in 
Williamsburg offenbar gehegt wurden, Wachstums-
erwartungen von 4 oder 5 %, nicht vereinbar. Im 
Zusammenhang damit erhöhen sich dann für viele 
Länder die Leistungsbilanzdefizite, was wiederum 
zum Protektionismus anreizt. In den Entwicklungs-
ländern werden überdies die Verschuldungsproble-
me verschärft. Jedes Prozent Zinssenkung würde 
dort zu einer Entlastung von etwa vier bis fünf Mil-
liarden DM führen, Milliarden, die dann zur Ent-
schuldung oder als kaufkräftige Nachfrage auch auf 
unseren Märkten zur Verfügung stünden. 

Und auch wir leiden: Auftriebstendenzen werden 
sogleich abgewürgt; die Bundesbank verliert an 
Spielraum. Nicht umsonst, sondern in diesem Zu-
sammenhang sind die Zinsen für Hypotheken mit 
längerer Laufzeit bei uns in den letzten Tagen um 
ein ganzes Prozent gestiegen. Für die neue Bundes-
anleihe müssen effektiv 8,33 % Zinsen gezahlt wer-
den, nachdem wir vor wenigen Wochen bei ver-
gleichbaren Länderanleihen noch bei 7,5% standen. 
Der Kapitalmarkt, und zwar weltweit, hat sein Ur-
teil über Williamsburg bereits gesprochen, und es 
ist kein positives Urteil. 

(Beifall bei der SPD) 

Jeder kennt auch die Ursachen des amerikani-
schen Haushaltsdefizits. Sie liegen strukturell vor 
allem in den nach Ansicht auch amerikanischer Ex-
perten gewaltig überhöhten Rüstungsausgaben und 
den gleichzeitigen drastischen Steuersenkungen. 
Hinzu kommt der durch die Rezession bedingte 
konjunkturelle Anteil des Defizits. 

Sie sehen das ja in Wahrheit offenbar auch nicht 
viel anders. Nach Ihrer Rückkehr hat Herr Boe-
nisch am letzten Mittwoch tapfer erklärt, Sie hätten 
es in Übereinstimmung mit Ihren Kabinettskolle-
gen als ärgerlich und bedrückend bezeichnet, daß 
die USA auf dem Weltwirtschaftsgipfel in Williams-
burg nicht auf die nachdrückliche Forderung der 
Europäer nach Senkung ihrer Zinsen eingegangen 
seien. Dies stelle eine schlimme Belastung für die 
Weltwirtschaftsentwicklung dar. 

Da kann man nur sagen: Sehr wahr, Herr Bun-
deskanzler! Sie hätten unseren Beifall bekommen, 
wenn Sie dies hier von dieser Stelle aus mit dersel

-

ben Deutlichkeit und Klarheit ausgesprochen hät-
ten. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Hat er doch!) 

Aber wie war das eigentlich in Williamsburg? 

(Roth [SPD]: Gekniffen!) 

Haben Sie dort für eine Verringerung der Rü-
stungsprogramme geworben? 

(Rühe [CDU/CSU]: Null-Lösung!) 

Haben Sie dargelegt, Herr Bundeskanzler, daß die 
Sicherheit und Schutzfähigkeit der Industrieländer 
durch eine andauernde Weltwirtschaftskrise, durch 
eine Zunahme derArbeitslosigkeit viel nachhalti-
ger gefährdet werden als dadurch, daß sich die Pro-
duktion immer neuer Raketensysteme verzögert 
oder in die Länge zieht? 

Hier besteht doch ein innerer Zusammenhang. 
Ich wiederhole: Die wirtschaftlichen und sozialen 
Schäden, die auf diese Weise unserer Gesellschaft, 
insbesondere aber auch den Völkern der Dritten 
Welt zugefügt werden, die Verbitterung, die sich ge-
rade dort gegenüber den westlichen Industrienatio-
nen breit macht, lassen sich doch durch Raketen 
nicht überwinden; j a, ich sage: Sie lassen sich da-
durch noch nicht einmal in Schach halten. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Billige Polemik!) 

Haben Sie diesen Zusammenhang angesprochen? 
Haben Sie auf einen neuen weltweiten Marshall

-

plan gedrängt? Da geht es doch gar nicht um den 
Begriff, sondern um die Sache. Das ist eine Sache 
— ich werde nicht müde, das zu wiederholen —, 

(Rühe [CDU/CSU]: Sie sind schon müde!) 

die sich leicht finanzieren ließe, wenn die beiden 
großen Bündnissysteme nur auf einen Teil ihrer 
Rüstungsausgaben von gegenwärtig mehr als 600 
Milliarden Dollar oder 430 Milliarden Rubel ver-
zichten würden. 

(Beifall bei der SPD) 

Ihre eigene Devise lautet doch: Frieden schaffen 
mit immer weniger Waffen. 

Ich fürchte, die ehrliche Antwort auf alle diese 
naheliegenden, aber von Ihnen bisher nicht beant-
worteten Fragen lautet: Nein. Statt dessen werden 
die Entwicklungsländer im Kommuniqué von Wil-
liamsburg mit Sätzen abgespeist wie „Besondere 
Aufmerksamkeit gilt dem Fluß finanzieller Mittel, 
insbesondere der öffentlichen Entwicklungshilfe". 
— Donnerwetter! Gab es denn diese Aufmerksam-
keit bisher nicht? 

(Zuruf des Abg. Wissmann [CDU/CSU]) 

Was sollen denn solche glatten Selbstverständlich

-

keiten? Glauben Sie wirklich, daß die betroffenen 
Länder in der Dritten Welt solche Sätze als Aus- 
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druck von Verständnis und Hilfsbereitschaft emp-
finden? 

(Beifall bei der SPD) 

Dabei ist gerade diese Entwicklung doch auch für 
die Bundesrepublik von Bedeutung, weil unser Ex-
port auch auf die Märkte dieser Entwicklungslän-
der angewiesen ist. Wir spüren doch schon, wie die 
Schwierigkeiten der Entwicklungsländer auf un-
sere Auftragsbestände durchschlagen. Die bishe-
rige Finanzierung wachsender Teile der großen Lei-
stungsbilanzdefizite dieser Länder durch private 
Kredite erweist sich ebenfalls als überaus proble-
matisch. Die daraus erwachsenden Zins-, Tilgungs-  
und Umschuldungsprobleme sind doch mit den bis-
herigen Instrumenten kaum lösbar. Notwendig sind 
vielmehr Verhandlungen mit dem Ziel, das für das 
Programm der Weltbank zur Finanzierung von 
Strukturanpassungsmaßnahmen mehr Mittel be-
reitgestellt werden. Zusätzliche Sonderziehungs-
rechte des Internationalen Währungsfonds könnten 
die Verschuldungsprobleme der Entwicklungslän-
der erleichtern. Auch insoweit sind die Ergebnisse 
des Gipfels nicht konkret und deshalb unbefriedi-
gend. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die hohen Realzinsen beleben auch die Diskus-
sion um die Weltwährungsordnung immer wieder 
aufs neue. Sie sagen dazu in der Abschlußerklärung 
von Williamsburg — ich zitiere —: Unter Wahrung 
unserer jeweiligen Handlungsfähigkeit seien wir 
bereit, koordiniert in die Wechselkursmärkte in den 
Fällen einzugreifen, in denen man sich über die 
Nützlichkeit eines Eingreifens einig sei. Ein fabel-
hafter Satz. Er ist offenbar von demselben unbe-
kannten Verfasser formuliert worden, der zu Ihrer 
Regierungserklärung vom 4. Mai 1983 den Satz bei-
gesteuert hat: Das Tor zur Zukunft stehe weit of-
fen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Das Problem besteht doch gerade darin, Herr 
Bundeskanzler, daß man sich über die Nützlichkeit 
des Eingreifens in Williamsburg offenbar nicht ei-
nig geworden ist, daß es die Einigkeit in diesem 
Punkt nicht gibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Unser Fazit lautet: Es ist gut, daß der Gipfel statt-
gefunden, daß man miteinander gesprochen hat. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das ist ja schon 
großzügig!) 

Wir sehen einzelne positive Ansätze, aber das Ge-
samtergebnis ist nicht nur unbefriedigend, nein, es 
ist enttäuschend. Es ist sogar kontraproduktiv, weil 
wir als Ergebnis von Williamsburg in den Tagen 
danach schon einen weiteren raschen Zinsanstieg 
und weitere Währungsprobleme feststellen müs-
sen. 

(Beifall bei der SPD) 

Außerdem: Wir stehen doch mit dem Urteil nicht 
allein. Sprecher aller Fraktionen des Europäischen 
Parlaments, also auch der Ihren, haben sich in der 
gestrigen Debatte ebenso geäußert, wie ich das tue. 

Und der französische Staatsprasident, auf den Sie 
sich doch sonst so gerne und so häufig berufen, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Jetzt hören wir 
gespannt zu!) 

hat gestern abend sogar erklärt, Frankreich werde 
in Zukunft möglicherweise nicht mehr an Gipfel-
treffen dieser Art teilnehmen, wenn sie in gleicher 
Weise wie in Williamsburg abgehalten würden. Er 
fuhr fort, der Gipfel der sieben führenden westli-
chen Industrienationen habe die in ihn gesetzten 
Erwartungen nicht erfüllt; das gelte besonders für 
die Bereiche Arbeitsbeschaffung, Zurücknahme der 
Zinsen und Unterstützung der Dritten Welt. 

Solche Äußerungen lassen Ihre Lobeshymnen 
auf die weltweite Solidarität und auf die Überein-
stimmung, die Sie nach allen Seiten ununterbro-
chen erzielen, in einem merkwürdigen Licht er-
scheinen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich fürchte, da liegt ein Fall partiellen Realitätsver-
lustes vor. Da werden Wunsch und Wirklichkeit mit-
einander verwechselt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich füge hinzu: Unsere Position im Bündnis und in 
Europa sowie auch unter diesen sieben Nationen 
wird nicht geschwächt, sondern gestärkt, wenn man 
solche Meinungsunterschiede anspricht, aufgreift 
und dazu die eigene Position, auch vor dem nationa-
len Parlament, darlegt. Dafür nämlich sind wir da. 

(Beifall bei der SPD) 

Auf Ihrer Wanderung haben Sie einen Gipfel hin-
ter sich. Der nächste, nämlich der EG-Gipfel, steht 
unmittelbar bevor. Hier ist Ihre Verantwortung in 
Anbetracht der deutschen Präsidentschaft ungleich 
größer. Ihre Ankündigungen und Versprechungen 
vor allen Dingen aus den ersten Monaten dieses 
Jahres, was Sie unter deutscher Präsidentschaft zu-
sammen mit dem Herrn Kollegen Genscher alles 
bewirken und verändern würden, waren noch um-
fassender, noch tönender und sind uns auch noch 
exakter in Erinnerung. Unser Entschließungsan-
trag greift einen Teil Ihrer Ankündigungen auf und 
sagt im übrigen, was wir im Interesse unseres Lan-
des und der Europäischen Gemeinschaft von die-
sem Stuttgarter Gipfel, der unter Ihrer Verantwor-
tung stattfindet, erwarten. 

Täuschen wir uns nicht: Die EG befindet sich in 
einer tiefen Krise, in einer Krise, die an die Wurzel 
ihrer Existenz geht. Infolge einer Agrarmarktpoli-
tik, die Ihr Finanzminister, jedenfalls außerhalb des 
Parlaments, offen attackiert und die selbst Ihr 
Landwirtschaftsminister nur noch partiell und mit 
halbem Herzen verteidigt, droht der Gemeinschaft 
der finanzielle Kollaps. Allein zur Beseitigung der 
Agrarüberschüsse — das hat auf Frage in dieser 
Woche Herr Gallus dem Parlament mitgeteilt — 
wird die Europäische Gemeinschaft in diesem Jahr 
mindestens 32 Milliarden DM ausgeben. Allein zur 
Beseitigung der Überschüsse! Das sind 4,6 Milliar-
den DM mehr als im letzten Jahr. Gleichzeitig 
schwelt der Beitragsstreit. 
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Für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und 

eine europäische Sozial- und Strukturpolitik fehlen 
die Konzepte, vor allem aber die Mittel. Die Freizü-
gigkeit des Binnenmarktes ist in Gefahr. Der Ab-
schluß der Beitrittsverhandlungen mit Spanien und 
Portugal zieht sich über die Maßen in die Länge. 
Was das für Spanien bedeutet, hat Ihnen der spani-
sche Ministerpräsident sicher ebenso — mit den 
gleichen Worten — erläutert wie uns. Der Gen-
scher-Colombo-Plan erweist sich endgültig als eine 
Chimäre, die seit geraumer Zeit mehr der häufigen 
öffentlichen Nennung der Namen der beiden 
Außenminister, vor allem in Wahlkampfzeiten, als 
wirklich der Einigung Europas dient. 

(Beifall bei der SPD) 

Seit dem 1. Januar 1983 hat die deutsche Präsi-
dentschaft zur Lösung dieser eben von mir knapp, 
präzise und konkret aufgezählten Probleme kaum 
etwas beigetragen. Ich hoffe — bin mir aber nicht 
sicher —, die Bundesregierung hat den Stuttgarter 
Gipfel auf das Sorgfältigste vorbereitet. Es ist die 
letzte Gelegenheit, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, Versäumtes nachzuholen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sehr wohl, 
Herr Oberlehrer!) 

— Die Originalität Ihrer Darbietungen, Herr Kolle-
ge, war auch schon einmal größer. Sie haben heute 
keinen besonders guten Tag. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das haben wir oft gehört!) 

Meine Damen und Herren von der Union, Sie lie-
ben ja die vergleichende Betrachtung, und wenn 
Ihnen nichts anderes einfällt, verwenden Sie auch 
heute noch das Stichwort von der Erblast. Ich lade 
Sie jetzt einmal zu einer vergleichenden Betrach-
tung ein. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das gilt heute 
noch!) 

— Ich finde, es ist eigentlich ein verstecktes Kom-
pliment für mich, daß Sie bei mir viel lebhafter sind 
als bei Ihrem Bundeskanzler. Da wirkten Sie ein 
bißchen müde, ein bißchen schläfrig. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Aber ich freue mich, daß ich die Oppositionsaufga-
be, Sie zu beleben, Sie anzuregen, Sie zu mehr oder 
weniger geistreichen Äußerungen zu veranlassen, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das ist Dialek

-

tik!) 

in einem so vorbildlichen Maße erfülle. — Vielen 
Dank. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Nicht nervös wer

-

den! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren, es ist eine alte Erfah-
rung, daß Sie Ihre Zwischenrufe ein bißchen ordnen 
sollten. Wenn Sie im Chor auftreten, ist es schon 
akustisch nicht zu verstehen, geschweige denn in-
haltlich. Vielleicht kann man eine gewisse Reihen-
folge einhalten. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Er belehrt 
schon wieder!) 

Ich komme zurück zu meinem Gedankengang. 
Ich lade Sie zu einer vergleichenden Betrachtung 
ein. Ich trage Ihnen einmal vor, was während der 
letzten deutschen Präsidentschaft vom 1. Juli bis 
zum 31. Dezember 1978 bewegt worden ist. Da ist 
das europäische Währungssystem beschlossen wor-
den. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Da ist die materielle Einigung über den Beitritt 
Griechenlands erzielt worden. Da ist die Direktwahl 
des Europäischen Parlaments vorbereitet worden. 
Da ist eine weitgehende Einigung bei den multilate-
ralen Handelsverhandlungen im GATT  erzielt wor-
den. Ich lade Sie ein, die Ergebnisse Ihrer Präsi-
dentschaft in vergleichenden Wettbewerb zu setzen 
zu dem, worauf wir für die Zeit der letzten Präsi-
dentschaft unter unserer Verantwortung zurück-
blicken können. 

(Beifall bei der SPD) 

Damit wir uns recht verstehen: Wir Sozialdemo-
kraten sind für ein starkes und handlungsfähiges 
Europa. Wir sind für den Beitritt Spaniens und Por-
tugals. Wir sind nicht für feierliche Erklärungen, 
die nichts bewegen. Wir sind dafür, daß das Euro-
päische Parlament mehr Rechte bekommt, und 
zwar möglichst noch vor den nächsten Wahlen, da-
mit wir in Europa mit der Wahlbeteiligung bei der 
nächsten Europawahl nicht ein Fiasko erleben — 
alle miteinander. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sind auch bereit, für dies und für eine aktive 
europäische Beschäftigungspolitik Opfer zu brin-
gen, aber nur — und da sollte gut zugehört wer-
den —, wenn es gleichzeitig zu einer substantiellen 
und kostensenkenden Reform der europäischen 
Agrarpolitik kommt; nur dann. 

(Beifall bei der SPD — Abg. Ertl [FDP] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Lieber Kollege Ertl, nicht in diesem Zusammen-
hang; bei nächster Gelegenheit gerne. 

(Ertl [FDP]: Ich wollte Ihnen sagen, daß Sie 
eine falsche Zahl genannt haben, daß Sie 

mit falschen Zahlen operieren!) 

— Ich würde dann vorschlagen, Kollege Ertl, daß 
Sie über die Zahlen mit Ihrem ehemaligen Staats-
sekretär Herrn Gallus ein Gespräch führen. Ich 
habe die Zahlen aus seiner Antwort. Es ist dann 
leichter, Sie reden mit ihm als mit mir sozusagen 
über das Dreieck. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU) 

Ich sage noch einmal, wir sind nur dann dazu 
bereit, wenn es gleichzeitig zu einer substantiellen 
und kostensenkenden Reform der deutschen Agrar-
politik kommt. Solange dort das Geld in geradezu 
ärgerniserregender Weise für die Lagerung und den 
Absatz der Überproduktion von Milch, Schweine-
fleisch und anderen Agrarerzeugnissen, ja, ich sage, 
verschwendet wird, werden wir schon deshalb jede 
Erhöhung unseres Beitrages strikt ablehnen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Eine solche Politik kann uns die Bundesregierung 
in einer Zeit, in der sie Arbeitnehmern und Rent-
nern immer neue Kürzungen und Streichungen ver-
ordnet, nicht zumuten. 

(Beifall bei der SPD) 

Übrigens: aktive Beschäftigungspolitik. Herr 
Bundeskanzler, ist es zutreffend, daß fünf christde-
mokratische Regierungschefs von Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft an Sie Briefe ge-
schrieben haben? 

(Bundeskanzler Dr. Kohl: Wer sollte denn 
das sein?) 

— Nur langsam! Also, die Tatsache des Briefe-
schreibens ist ja nicht ehrenrührig. Ich meine: 
brieflich aufgefordert haben, endlich eine den Ar-
beitsmarkt stimulierende Politik einzuleiten. Und 
wenn es diese Aufforderung gibt, wobei vier auch 
schon eine schöne Anzahl wären: Was haben Sie 
geantwortet? Offenbar sind wir deutsche Sozialde-
mokraten mit unseren beständigen Forderungen 
nach einer aktiven Beschäftigungspolitik in bester 
Gesellschaft. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, wir diskutieren in diesen Tagen über 
die Lage der Weltwirtschaft und über die Lage der 
Europäischen Gemeinschaft. Natürlich geht es da-
bei letzten Endes immer auch um die Lage im eige-
nen Lande. Es geht vor allem um die Eindämmung 
und Überwindung der Arbeitslosigkeit. Daran und 
an der Friedenssicherung wird Erfolg oder Mißer-
folg der Politik, daran wird Ihr Erfolg oder Mißer-
folg in erster Linie gemessen werden. 

Die Arbeitslosenzahlen sind unverändert alar-
mierend. Sie selbst rechnen für 1984 inzwischen 
nicht mehr mit einem Jahresdurchschnitt von 2,350 
Millionen, sondern mit einem Anstieg auf 2,5 Millio-
nen. Ernst zu nehmende Wirtschaftswissenschaft-
ler prognostizieren in ihrer Mehrheit für den vor 
uns liegenden Winter sogar um die 3 Millionen Ar-
beitslose. 

Sie sagen dazu immer wieder, der Aufschwung 
komme, Arbeitslose seien eben Spätindikatoren, 
man müsse abwarten. Ich finde, das ist schon 
sprachlich nicht gut. Arbeitslose sind keine Indika-
toren, sondern Menschen, von denen nicht wenige 
der Verzweiflung nahe sind, Menschen, denen wir 
miteinander helfen müssen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU) 

— Wir beschränken uns doch nicht auf Kritik, wir 
haben doch konkrete Vorschläge gemacht; aber Sie 
sagen immer nein. 

(Seiters [CDU/CSU]: Sie haben die Arbeits

-

losigkeit doch erst geschaffen!) 

Wir sagen mit wachsener Unterstützung, die Ar-
beitszeit muß verkürzt werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann wird es 
noch schlimmer!) 

Ein modernes Arbeitszeitgesetz, das wir noch in 
diesem Monat von neuem einbringen, soll dazu ver-
helfen. Sie sagen schon am voraus nein. 

Wir sagen, die öffentliche Nachfrage muß ebenso 
wie bestimmte private Investitionen auch durch 
staatliche Programme gestärkt werden. Sie sagen 
nein. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir sagen, für Dauerarbeitslose müssen auf einem 
zweiten Arbeitsmarkt sinnvolle Beschäftigungen 
unter Einsatz der Mittel geschaffen werden, die 
sonst für Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und 
Sozialhilfe ausgegeben werden. Sie lehnen es ab, 
darüber auch nur ernsthaft mit uns zu diskutieren. 

Wir sagen, bei öffentlichen oder gemeinnützigen 
Trägern müssen zusätzliche Ausbildungsplätze be-
reitgestellt werden, wenn Handwerk und Industrie 
es allein nicht schaffen. Sie lassen sich noch nicht 
einmal davon beeindrucken, daß Ihre Parteifreunde 
in Berlin, Herr von Weizsäcker und Herr Wronski, 
genau das in Fortsetzung der bahnbrechenden In-
itiativen unseres Freundes und Kollegen Olaf Sund 
tun. Dabei hätten Sie auf diesem Gebiet, Herr Bun-
deskanzler, in Anbetracht Ihrer Lehrstellengaran-
tie ganz besonderen Grund zuzuhören und tätig zu 
werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sollten auch deutlicher erkennen, was wir Ihnen 
in diesem Zusammenhang vorwerfen. Natürlich 
verdient es Kritik, daß die Notlage junger Men-
schen zum Gegenstand eines vordergründigen 
Wahlversprechens in Zeitungsanzeigen geworden 
ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Oder Ihrer Pole

-

mik!) 

Aber das ist nicht unser Hauptvorwurf. Unser 
Hauptvorwurf ist, daß Sie nicht das Mögliche tun, 
um Ihr Versprechen nun tatsächlich zu erfüllen, 

(Beifall bei der SPD) 

daß Sie die Zeit verstreichen lassen, in der viele 
zusätzliche Ausbildungsplätze geschaffen werden 
könnten. 

Statt dessen eröffnen Sie jetzt auf dem Felde der 
Arbeitsschutzvorschriften, die Sie plötzlich als an-
gebliche Ausbildungshemmnisse entdeckt haben, 
einen Nebenkriegsschauplatz. Wir werden dieser 
Ablenkungsoffensive Widerstand entgegensetzen, 
wenn Sie unter dem Vorwand der Ausbildungs-
platzförderung gesundheitlichen und sozialen 
Schutz abbauen wollen. Vom Kernproblem werden 
wir uns aber nicht ablenken lassen. Das Kernpro-
blem ist und bleibt, die rund 160 000 jungen Men-
schen unter 20 Jahren, die gegenwärtig ohne Aus-
bildung und ohne Arbeit sind, von der Straße weg-
zubringen, auch wenn dabei Ordnungsprinzipien 
vorübergehend in die zweite Linie treten. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir fürchten sehr, Herr Bundeskanzler, daß Ihre 
Politik des Abwartens die Realität nicht verändert. 
Im Gegenteil. Die Zinsen steigen schon wieder. Die 
Auftragslage wird in vielen Branchen wieder skep- 
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tischer beurteilt. Von der Exportseite — so teilt uns 
die dafür zuständige Stelle mit — kommt kaum 
Entlastung. Die saisonbereinigte Zahl der Arbeitslo-
sen ist im Mai dieses Jahres — so sagt die Bundes-
anstalt — gegenüber dem Vormonat April noch ein-
mal um 26 000 gestiegen. Ihre Haushaltsbeschlüsse 
verschärfen diesen Trend noch, denn sie vermin

-dern die Einkommen derer, die jeden Pfennig und 
jede Mark für ihren Lebensunterhalt ausgeben 
müssen. Sie begünstigen diejenigen, die immer 
noch genug haben, um ihr Geld in Abschreibungs-
gesellschaften oder sonst zinsträchtig in in- und 
ausländischen Kapitalien anzulegen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ

-

NEN) 

In diese Anlagen nämlich wird die größere Hälfte 
der Mittel auf Grund der von Ihnen schon beschlos-
senen Vermögensteuersenkung fließen. Das bestä-
tigt selbst Ihr Parteifreund, der saarländische Fi-
nanzminister, unser früherer Kollege Zeitel, wenn 
er beklagt, daß höchstens die Hälfte der beschlosse-
nen Steuererleichterungen Anreize zu höherer In-
vestition bietet. Herr Mundorf schrieb zu diesem 
Thema am 20. Mai 1983 im „Handelsblatt", das ja 
wohl nicht im Verdacht steht, unser Sprachrohr zu 
sein — und damit meinte er Sie, Herr Bundeskanz-
ler —: Man muß nicht unbedingt dann Fenster put-
zen, wenn das  Haas  brennt, so schön Sauberkeit 
sonst auch ist. — Das ist ein Satz zum Nachden-
ken. 

(Beifall bei der SPD) 

Kontraproduktiv ist auch die Art und Weise, wie 
Sie mit den Städten und Gemeinden umgehen. De-
nen haben Sie in Ihrer Regierungserklärung wohl-
klingende allgemeine, inhaltlich aber nicht konkre-
tisierbare Vorschläge gemacht. In Wahrheit vermin-
dern Sie die Einnahmen der Städte und Gemeinden 
durch die Reduzierung von Unternehmenssteuern 
überproportional. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Gleichzeitig steigern Sie doch die finanziellen Bela-
stungen der Gemeinden, weil Hunderttausende von 
Mitbürgern und Mitbürgerinnen, vor allem arbeits-
lose Frauen, infolge der Beschneidung sozialer Lei-
stungen künftig zusätzlich die Sozialhilfe in An-
spruch nehmen müssen. Die unmittelbare Konse-
quenz ist — auch das ist nicht meine Erfindung; das 
sagt Herr Rommel doch fast täglich —: Die Gemein-
den müssen die Investitionen, j a da und dort bereits 
den notwendigen Gebäudeunterhalt weiter be-
schneiden. Dadurch wird sich die Arbeitslosigkeit 
verschärfen. 

Sie antworten auf Fragen in dieser Hinsicht 
meist und selbstverständlich mit der Gegenfrage, 
wo denn das Geld sonst herkommen solle. Wir blei-
ben Ihnen die Antwort darauf nicht schuldig. Las-
sen Sie beispielsweise die Finger von der unnötigen 
Vermögensteuersenkung. Allein das spart schon 
1,5 Milliarden DM. 

(Beifall bei der SPD) 

Machen Sie ernst mit dem Abbau von Steuersub-
ventionen, 

(Beifall bei der SPD) 

insbesondere mit der Einschränkung der Steuer-
vorteile für die Beteiligung an Abschreibungsgesell-
schaften. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie werden unsere Unterstützung haben. Beides ha-
ben Sie doch in Ihrem Wahlprogramm versprochen. 
Warum halten Sie diese Versprechen nicht? 

Schon warnen Sie doch Ihre eigenen Freunde vor 
der Fortsetzung Ihrer Politik der sozialen Unge-
rechtigkeit. So kann man in der Juni-Ausgabe des 
Organs der Katholischen Arbeitnehmerbewegung 
— auch kein ausgesprochen sozialdemokratisches 
Blatt — folgendes lesen. Ich zitiere wörtlich. Ich 
zitiere deswegen wörtlich, weil ich mir das gar nicht 
mal so alles in dieser Sprache zu eigen mache. Da 
liest man: 

Die Unionsparteien laufen Gefahr, das am 
6. März gewonnene Vertrauenskapital schon 
jetzt zu verspielen. 

Und dann liest man dort weiter den Satz: 

Die CDU darf nicht die Partei der Wählertäu-
schung und der Geschäftemacher werden. 

(Hört! Hört! und Beifall bei der SPD) 

Es ist kein Sozialdemokrat, der das sagt. 

Und der Herr Scharenbroich, Hauptgeschäftsfüh-
rer der CDU-Sozialausschüsse und sicherlich ein 
besonderer Vertrauter von Herrn Kollegen Blüm, 
hat in dieser Woche mit seiner scharfen Kritik an 
den Kürzungsbeschlüssen, beispielsweise beim 
Mutterschaftsgeld, im Grund das gleiche gesagt. Er 
hat übrigens hinzugefügt, daß sich wachsender Wi-
derstand dagegen in der Union rege. Gut. Wenn das 
so ist, dann könnte sich ja plötzlich eine ganz neue 
Mehrheit bilden. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Ich meine: Was die Katholische Arbeitnehmerbe-
wegung, was Herr Scharenbroich und die Sozialaus-
schüsse sagen, das sollte Ihnen mehr zu denken 
geben als das allmählich schon penetrante Dauer-
lob bestimmter großer Wirtschaftsverbände, sei es 
in Anzeigen, Briefen oder Erklärungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Gipfel von Williamsburg hat sich auch mit 
Fragen der Rüstung und der Rüstungskontrolle be-
schäftigt. Sie haben diese Themen in Ihrer Erklä-
rung ebenfalls angesprochen. Wenn wir richtig in-
formiert sind, ist eine weitere Regierungserklärung, 
die von Herrn Genscher, zu diesem Thema für die 
nächste Woche angekündigt worden. Ich be-
schränke mich deshalb heute auf vier Bemerkun-
gen; dies auch deshalb — und das sage ich in alle 
Richtungen des Parlaments —, weil sich sonst drau-
ßen der Eindruck verstärkt, wie schon in Williams-
burg weiche jetzt auch die nationale Politik auf die 
Erörterung der Sicherheitspolitik aus, um die wirt-
schaftspolitische Untätigkeit zu überdecken. 

(Beifall bei der SPD) 
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Erstens. Wir begrüßen es, Herr Bundeskanzler, 

daß sich die Staats- und Regierungschefs für die 
Einberufung einer Konferenz über Abrüstung in 
Europa ausgesprochen haben. Aber die kann doch 
nur stattfinden, wenn die Madrider KSZE-Folge-
konferenz auf der Grundlage des Vorschlags der 
Neutralen bald zu einem positiven Abschluß 
kommt. Haben Sie die fortdauernden amerikani-
schen Widerstände gegen diese Vorschläge ange-
sprochen? Glauben Sie, daß diese Widerstände 
durch Modifikationen ausgeräumt werden? Denn 
gegen diesen Widerstand wird es keine Abrüstungs-
konferenz für Europa geben. 

Zweitens. Wir begrüßen die erneut bekundete Be-
reitschaft, mit der Sowjetunion zu Fortschritten in 
der Rüstungskontrolle zu kommen. Aber was heißt 
das praktisch? Warum taucht dann, wenn man dies 
begrüßt, der Begriff Entspannung, anders als in der 
Erklärung des Bonner Gipfels vom 10. Juni 1982, in 
dem von Ihnen unterschriebenen Dokument nicht 
mehr auf? Und warum fehlt in dem Dokument auch 
die Bezugnahme auf den Harmel-Bericht, die auch 
1982 noch zu finden war? Es ist gut, daß Sie heute 
auf diese Grundlage der Bündnispolitik eingegan-
gen sind. Um so erstaunlicher ist aber vor diesem 
Hintergrund dann das Schweigen von Williams-
burg. Hat man dort die von Ihnen geforderte Bezug-
nahme auf den Harmel-Bericht abgelehnt, und Sie 
holen das heute nach? Dies würde sogar unseren 
Respekt verdienen, wenn Sie es dort zuvor gefor-
dert haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Schlüssel für ein Ergebnis in Genf, das den ato-
maren Rüstungswettlauf zum Stehen bringt, liegen 
gewiß in Moskau. Und Sie haben unsere Unterstüt-
zung, wenn Sie die sowjetische Führung bei Ihrem 
bevorstehenden Besuch in Moskau ebenso dazu 
drängen, in Genf weitergehende Angebote vorzule-
gen, wie es andere, und im Rahmen meiner Mög-
lichkeiten auch ich im Januar dieses Jahres, getan 
haben. Aber die Schlüssel liegen eben nicht nur 
dort, sie liegen für jeden real Denkenden auch in 
Washington; sie liegen in beiden Hauptstädten. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb frage ich Sie — auch in Kenntnis dessen, 
was Sie heute vormittag hier vorgetragen haben —: 
Haben Sie in Williamsburg die Forderung des ame-
rikanischen Repräsentantenhauses angesprochen 
und ernsthaft diskutiert, die INF- und die START-
Verhandlungen zu verbinden? Mit diesem Gedan-
ken, der aus der sich abzeichnenden Sackgasse her-
ausführen könnte, weil er die Behandlung des Pro-
blems der Drittstaatensysteme erleichtert, sympa-
thisieren doch auch andere, bis — wenn ich die Zei-
tungen richtig verfolgt habe — in den deutschen 
militärischen Bereich hinein; und im Ausland nicht 
nur der kanadische Ministerpräsident. 

Haben Sie gefragt, Herr Bundeskanzler, warum 
die USA den Nitze/Kwizinski-Kompromiß nicht, je-
denfalls noch nicht — um mich vorsichtig auszu-
drücken — offiziell in die Genfer Verhandlungen 
eingeführt haben? Etwas, was der amerikanische 
Delegationschef in Genf für diskutabel und erwä-
genswert hält, kann doch für die deutsche Bundes-

regierung und erst recht für die Parteien dieses 
Parlaments nicht tabu sein, 

(Beifall bei der SPD) 

sondern müßte Gegenstand der Erwägungen und 
der Aussprache sein. 

Es ist richtig, in Moskau das Problem der russi-
schen Überrüstung anzusprechen. Das haben auch 
andere getan, z. B. Ihr Vorgänger im Amt und in 
dem Rahmen, der mir zukam, auch ich. 

Aber haben Sie in Williamsburg auch deutlich ge-
macht, welche psychologischen Wirkungen öffentli-
che Äußerungen darüber haben, daß Atomkriege 
geführt und in Europa auch gewonnen werden 
könnten oder daß die Sowjetunion das Reich des 
Bösen sei? 

Drittens. Sie werfen uns vor, daß wir uns aus der 
Kontinuität unserer eigenen Sicherheitspolitik ent-
fernten und die Position des Westens schwächten. 
Das weise ich zurück. 

(Beifall bei der SPD) 

Ziel und Zweck der in den 70er Jahren eingeleiteten 
Politik war und ist nicht eine weitere Umdrehung 
der Rüstungsspirale und nicht die Stationierung 
neuer Raketen auf unserer Seite, sondern gerade 
die Vermeidung ihrer Stationierung durch ein Ver-
handlungsergebnis. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich stimme Ihnen zu: Zu diesem Zweck muß sich 
die Sowjetunion noch weiter bewegen. Aber zu die-
sem Zweck müssen auch die Vereinigten Staaten in 
Genf weitere Schritte tun. 

(Rühe [CDU/CSU]: Welche?) 

Wer das so zum Ausdruck bringt, wie wir es in unse-
rem Beschluß vom vergangenen Mittwoch getan 
haben, wer außerdem mit großem Ernst immer wie-
der auf die unser Vorstellungsvermögen noch im-
mer übersteigende Größe der Gefahren hinweist, 
die aus der Fortsetzung des atomaren Rüstungs-
wettlaufs erwachsen, der schwächt nicht die Posi-
tion des Westens, sondern stärkt die moralische 
Glaubwürdigkeit dieser Position und damit die Po-
sition des Friedens. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Position des Friedens erfordert, daß jede Chan-
ce, auch die kleinste, genutzt werden muß. 

Lassen Sie mich hier folgendes einschieben. Ge-
rade in diesem Zusammenhang fehlt mir jedes Ver-
ständnis dafür, daß es Vertretern bestimmter Posi-
tionen offenbar an der Selbstsicherheit schon in be-
zug auf die Tatsache mangelt, daß junge Menschen 
mit der Farbe eines bestimmten Tuches ihrer Auf-
fassung und ihrem Bekenntnis Ausdruck geben. 

(Beifall bei der SPD — Rühe [CDU/CSU]: 
Das ist überhaupt nicht das Problem!) 

Viertens. Ich habe Sie — Sie wissen das, und ich 
halte das für selbstverständlich — mehr als einmal 
gegen Zweifel an Ihrem Friedenswillen in Schutz 
genommen, Herr Bundeskanzler. Sorgen Sie bitte 
umgekehrt dafür, daß nicht aus Ihrem Lager stän- 
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dig Verdächtigungen anderen Richtung ver

-

breitet werden. Damit meine ich Verdächtigungen, 
die sich gegen die Friedensbewegung richten, 
ebenso wie Verdächtigungen, j a, Verleumdungen, 
die uns Sozialdemokraten treffen. Widersprechen 
Sie den Argumenten der Friedensbewegung, wo Sie 
sie für falsch halten! Auch wir tun das, wo wir es für 
geboten halten. Aber hören Sie auf damit, die Frie-
densbewegung als kommunistisch und als Instru-
ment der Kommunisten verdächtigen zu lassen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ

-

NEN) 

Das wäre übrigens nur das, was unter Ihrem Vor-
sitz, Herr Wissmann, in der Enquetekommission als 
Handlungsanweisung für die Politik erarbeitet wor-
den ist. Setzen Sie sich mit uns über den besten 
Weg zur Friedenssicherung auseinander. Aber hö-
ren Sie bitte auf, uns durch Leute aus dem zweiten 
oder dritten Glied als Agenten, Handlanger oder 
Lobbyisten Moskaus verleumden zu lassen. 

(Zurufe von der SPD) 

Als ich im Januar 1983 noch meinem Moskau

-

Besuch die Ansicht äußerte, die Sowjetunion sei an 
ernsthaften Verhandlungen interessiert, war das 
nicht nur für die Münchener CSU-Wochenendpostil-
le, mit der Sie ja auch von Mal zu Mal Ihre Erfah-
rungen machen, Anlaß zu einer üblen Kampagne. 
Jetzt hat Herr Späth nach seinem Moskau-Besuch 
wörtlich dasselbe erklärt, nein, er ist noch weiterge-
gangen, er hat der Sowjetunion sogar den ernsthaf-
ten Willen bescheinigt, in Genf zu einem Ergebnis 
zu kommen. Ist Herr Späth nun auch ein Agent 
Moskaus? Ich glaube das nicht. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Ich glaube vielmehr, daß es auch in Ihren Reihen 
Stimmen der Vernunft gibt, Frauen und Männer, 
die wissen, daß gerade diese Sache einen derartigen 
Primitivstil nicht verträgt, Frauen und Männer, die 
wissen, was auf dem Spiel steht, außen- wie innen-
politisch und — lassen Sie mich das hinzufügen — 
auch im Verhältnis zwischen den beiden deutschen 
Staaten. 

Gerade diesen Aspekt — ich möchte das mit 
Ernst und Ruhe sagen — dürfen wir bei allem, was 
in den nächsten Monaten vor uns liegt, nicht aus 
den Augen verlieren. Im Gegenteil. Wir sollten uns 
bei jeder Entscheidung fragen, was wohl die Men-
schen — ich rede von den Menschen — in der DDR 
von uns erwarten, welche Entscheidung sie wohl 
befürworten würden. Das gehört nämlich auch zur 
Bewahrung und Pflege der Gemeinschaft der Deut-
schen, wenn dieser Begriff nicht nur eine Feiertags-
floskel oder ein leeres Gerede sein soll. Das gehört 
auch dazu. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir alle werden viel Vernunft, viel Engagement, 
viel Entscheidungskraft, aber auch Toleranz und 
auch schlüssige Konzepte brauchen: für die Über-
windung der Arbeitslosigkeit, für die Sicherung des 
äußeren Friedens, auch für die Bewahrung des in-
neren Friedens. Die Konferenz von Williamsburg  

hat dazu wenig beigetragen, Ihre eigene Erklärung 
nicht mehr. Die Reihe der vertanen Chancen, die 
Sie, Herr Bundeskanzler, mit Ihrer Regierungser-
klärung vom 4. Mai 1983 eröffnet haben, hat damit 
eine enttäuschende Fortsetzung gefunden. Im Blick 
auf den Stuttgarter EG-Gipfel kann ich Ihnen des-
halb nur zurufen: Die Zeit wird knapp, werden Sie 
endlich konkret, Herr Bundeskanzler! Reden Sie 
nicht nur von den Hausaufgaben, sondern machen 
Sie diese Hausaufgaben, damit wir weiterkommen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
SPD) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Kollege 
Wissmann. 

Wissmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Kollege Dr. Vogel hat seine 
Rede mit der Bemerkung beendet: Herr Bundes-
kanzler, werden Sie konkret. Ich meine, der Bun-
deskanzler, die Erklärungen des Weltwirtschafts-
gipfels, unsere Politik sind konkret. 

(Lachen bei der SPD) 

Was nicht konkret ist, Herr Kollege Dr. Vogel, ist 
Ihr Standpunkt zu den wesentlichen Fragen, die 
hier zur Debatte stehen, beispielsweise zu der 
Frage der Sicherheitspolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben, Herr Kollege Dr. Vogel, Fragen in der 
Sicherheitspolitik an den Bundeskanzler gestellt. 
Ich meine, die Position der CDU/CSU ist hier heute 
in eindeutiger Klarheit umrissen worden. Was un-
klar bleibt, ist die Position der Sozialdemokraten, 
vor allem auch Ihre ganz persönliche, Herr 
Dr. Vogel. Sie waren doch als Justizminister Mit-
glied des Bundessicherheitsrates. Sie haben doch in 
dieser Eigenschaft alle wesentlichen sicherheitspo-
litischen Schritte der Regierung Schmidt mitgetra-
gen. Sie haben den NATO-Doppelbeschluß gerade 
auch dort mitberaten. Sie wissen doch aus dieser 
Arbeit des Bundessicherheitsrates zuallererst, daß 
der NATO-Doppelbeschluß zwei Teile umfaßt: den 
Rüstungskontrollteil und auch den Stationierungs-
teil. Tun Sie doch nicht so, als wäre der Stationie-
rungsteil von Amerikanern erfunden worden, son-
dern sagen Sie doch offen, daß das Bestandteil Ih-
rer Politik auch als Mitglied des Bundessicherheits-
rates gewesen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, angesichts dessen, 
was der Herr Kollege Vogel hier gesagt hat, ist es 
einfach notwendig, noch einmal daran zu erinnern, 
was der ehemalige Bundeskanzler Schmidt in ei-
nem Interview der „Süddeutschen Zeitung" vom 
7. April 1981 auch zur Stationierungsfrage gesagt 
hat — ich zitiere —: 

Die Wahrscheinlichkeit ist nicht gestiegen, daß 
jedwede Nachrüstung überflüssig wird, denn 
die Sowjets haben inzwischen über das im 
Jahre 1979 vermutete Ausmaß hinaus große 
Anstrengungen gemacht. 

Helmut Schmidt fährt dann fort: 
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Inzwischen haben sie über 200 SS-20-Raketen 
stationiert, und dann sind da immer noch rund 
400 SS-4- und SS-5-Raketen mit je einem 
Sprengkopf. 

Er fährt dann fort: „Ich halte das nicht für sehr 
wahrscheinlich, daß die Sowjets das alles auf Null 
bringen" und zieht daraus die Konsequenz, daß der 
Nachrüstungsteil „möglicherweise sehr bald real" 
werden könnte. Wir wissen inzwischen, daß es nicht 
200 SS-20-Raketen sind, die stationiert sind, son-
dere 351 — etwa 150 Raketen mehr als damals. 
Meine Bitte an den Kollegen Vogel wäre, daß er in 
seiner Fraktion Klarheit schafft und die Schlangen-
linie verläßt, die die sozialdemokratische Fraktion 
in der Sicherheitspolitik seit dem Abschied aus der 
Regierung noch deutlicher fährt als schon vorher, 
und daß die Sozialdemokraten endlich sagen, wie 
sie zum NATO-Doppelbeschluß in seinen beiden 
Teilen stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ähnlich unklar sind 
die Bemerkungen, die der Kollege Vogel zur Wirt-
schaftspolitik, vor allem auch zum Weltwirtschafts-
gipfel gemacht hat. Ich glaube, eine Auseinander-
setzung mit der Bemerkung zum Tagungsort führt 
uns in der Sache nicht weiter. Herr Kollege Vogel, 
wenn Sie sagen, in Williamsburg habe man das Pro-
blem der Arbeitslosigkeit ja gar nicht unmittelbar 
spüren können, dann hatte ich nicht den Eindruck, 
daß Versailles, der Tagungsort des letzten Weltwirt-
schaftsgipfels, nun eine Atmosphäre geschaffen 
hätte, die diesem Zusammenhang nähergekommen 
wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lahnstein [SPD]: Aber Birmingham!) 

Lassen wir doch solche Auseinandersetzungen! 
Reden wir doch über Inhalte und nicht über Fragen 
des Ortes. Ich glaube, das ist doch wesentlicher. 

Dann sagen Sie mit Recht, Herr Dr. Vogel — der 
Bundeskanzler hat dies ja ebenfalls deutlich gesagt, 
ebenso der Bundeswirtschaftsminister —, daß die 
Problematik der Zinsentwicklung leider nicht ge-
brochen sei. Nur, Herr Kollege Dr. Vogel: Wer im 
Glashaus sitzt, sollte am wenigsten mit Steinen 
werfen. Und es ist ja nun einmal leider Wahrheit, 
daß in Ihrer Regierungszeit die überhöhten Haus-
haltsdefizite wesentliche Ursachen für die Zinsent-
wicklung in Deutschland waren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben am allerwenigsten das Recht, in diesem 
Punkt Kritik zu äußern. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang den füh-
renden Wirtschaftsberater des amerikanischen Prä-
sidenten, Martin Feldstein, zitieren, der in der „New 
York Times" vor wenigen Tagen wörtlich ausführ-
te: 

Die Hartnäckigkeit der Realzinsen basiert 
hauptsächlich auf der weit verbreiteten Sorge, 
daß die sehr hohen Budgetdefizite sich wäh-
rend der nächsten Jahre auf diesem hohen Ni-
veau halten werden. 

Er macht dann deutlich er eine Senkung der 
Defizite für dringend .  notwendig hält. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Auch über 
Sozialabbau!) 

Ähnlich hat sich der Bundeskanzler hier ausge-
drückt. Die Ergebnisse des Weltwirtschaftsgipfels 
haben dies unterstrichen. 

Ich sage hier für die CDU/CSU-Fraktion: Natür-
lich muß aus diesen Papieren konkrete Politik wer-
den, natürlich hemmt das Zinsniveau die wirt-
schaftliche Entwicklung, und natürlich appellieren 
wir auch an unsere amerikanischen Freunde, in 
Einsicht dieser Zusammenhänge die notwendigen 
Konsequenzen zu ziehen und alles zu unternehmen, 
um die Ursachen des hohen Zinsniveaus energisch 
zu bekämpfen. Aber wenn Sie zugehört hätten, 
Herr Kollege Vogel, hätten Sie dies beim Bundes-
kanzler in seiner Erklärung heute genauso klar hö-
ren können wie bei seinen Einlassungen beim Welt-
wirtschaftsgipfel. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Strittig sind nicht die Position des Bundeskanzlers 
und seine Bemerkungen, sondern strittig und un-
klar ist Ihre Position. Sie reden von hohen Zinsen 
und sind nicht bereit, in der deutschen Haushalts-
politik Ihren Beitrag zu leisten, damit wir selber 
durch eine sorgsamere Haushaltspolitik als früher 
eigene Beiträge zu einer Entwicklung zu niedrige-
ren Zinsen setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte namens der CDU/CSU-Fraktion dem 
Bundeskanzler und allen Ministern für den deut-
schen Beitrag in Williamsburg danken. 

(Roth [SPD]: Noch ein bißchen Schmalz!) 

und für die Tatsache, daß es in Williamsburg 
erstmals gelungen ist, den Zusammenhang herzu-
stellen, der notwendig ist, um Arbeitslosigkeit zu 
bekämpfen: disziplinierte Geldpolitik, solide Fi-
nanzpolitik, Stabilisierung der Devisenmärkte, pro-
duktivitäts- und beschäftigungsorientierte Wirt-
schaftspolitik und Politik gegen Handelsbeschrän-
kungen. Das sind fünf Punkte, die in der Deklara-
tion von Williamsburg konkret angesprochen wer-
den. Dieser Zusammenhang ist es doch, der uns am 
ehesten in die Lage versetzt, weltweit wirksamer 
gegen Arbeitslosigkeit vorzugehen. 

Und wir begrüßen auch, daß es erstmals bei ei-
nem Wirtschaftsgipfel möglich war, konkret von 
dem Thema Jugendarbeitslosigkeit auch in der 
Schlußerklärung zu reden. Wir wären froh gewesen, 
wäre das schon in früheren Jahren möglich gewe-
sen. Wir sind froh, daß dies jetzt möglich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, natürlich geht es 
darum die Beschlüsse von Williamsburg in die Tat 
umzusetzen. Natürlich geht es auch darum, die 
Hausaufgaben, wie sich der Bundeskanzler ausge-
drückt hat, in allen Ländern zu achen. Wir selber 
in Deutschland haben mit unseren Haushaltsbe-
schlüssen den entscheidenden Beitrag dazu gelei-
stet, unsere Hausaufgaben zu machen. 
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Herr Kollege Vogel, es wäre gut, wenn die sozial-

demokratische Fraktion ernsthafter als bisher be-
reit wäre, zu Fragen der Haushaltspolitik nicht im-
mer dann auszuweichen, wenn es konkret wird, 
sondern die Mahnung des früheren Bundeskanzlers 
Schmidt, bereit zu sein, auch Einsparungen vorzu-
nehmen, wenn man Beschäftigungspolitik im guten 
Sinne des Wortes betreiben wolle, endlich auch in 
Ihre heutigen Beschlüsse einfließen zu lassen. 

Präsident Dr. Barzel: Herr Kollege, erlauben Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Roth? 

Wissmann (CDU/CSU): Gern. 

Präsident Dr. Barzel: Bitte schön. 

Roth (SPD): Kollege Wissmann, Sie haben vorhin 
— und jetzt klingt es wieder an — die Haushaltsde-
fizite zum Hauptbestimmungsgrund für die natio-
nalen Zinsen in der Bunderepublik gemacht. Darf 
ich aus der Bewegung der Zinsen nach oben schlie-
ßen, daß der Kapitalmarkt nicht glaubt, daß Sie 
erfolgreich eine Konsolidierungspolitik erreichen 
können? Denn anders wäre nach Ihrer Theorie die 
Zinssteigerung in der Bundesrepublik nicht zu er-
klären, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Wissmann (CDU/CSU): Herr Kollege Roth, keiner 
hier im Hause wird den Versuch machen, Zinsent-
wicklungen monokausal, mit einem Grunde nur, zu 
erklären. Wir alle wissen, daß die Zinsentwicklung 
von weltwirtschaftlichen Faktoren, von der ameri-
kanischen Zinsentwicklung 

(Zurufe von der SPD: Aha!) 
und von unseren eigenen Beiträgen ebenfalls ab-
hängt. Ich sage nur: Wir haben unsere Hausaufga-
ben gemacht. Und deswegen meine ich, auch die 
anderen sollten ihre Hausaufgaben machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Vielleicht, lieber Kollege Roth — Sie haben da bes-
sere Beziehungen —, wäre es nützlich, wenn Sie in 
der Wirtschafts- und Finanzpolitik auf Ihre franzö-
sischen Freunde einwirkten, damit auch die ihre 
wirtschafts- und finanzpolitischen Hausaufgaben in 
diesem Punkte machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Matthöfer 
[SPD]: Hausaufgaben gemacht, aber Prü

-

fung nicht bestanden!) 

Meine Damen und Herren, ich will auf einen 
Punkt eingehen, der vorhin unzutreffenderweise 
vom Kollegen Vogel genannt wurde. Es wurde ein 
Brief erwähnt, den es nicht gibt. Es gibt keinen 
Brief von fünf christlich-demokratischen Minister-
präsidenten an den Bundeskanzler zur Arbeits-
marktpolitik. Ich würde Sie also bitten, nicht mit 
Phantombriefen zu operieren, sondern mit Wirk-
lichkeiten. Das würde auch Ihrer Glaubwürdigkeit 
in der Wirtschafts- und Finanzpolitik guttun. 
Meine Damen und Herren, wir diskutieren hier 

nicht nur über Williamsburg, sondern auch über 
den Jahreswirtschaftsbericht und über das Sach-
verständigengutachten. Ich meine, daß die Feststel-

lungen des Sachverständigenrates zur aktuellen Si-
tuation unseres Landes und zur Therapie hinsicht-
lich der Krisenbewältigung auch und gerade hier in 
diesem Hause unterstrichen werden sollten. Ich 
möchte dem Sachverständigenrat ausdrücklich für 
seine Arbeit danken, und ich meine, wir sollten ihn 
vor allen polemischen Angriffen derjenigen in 
Schutz nehmen, die nicht bereit sind, unabhängige 
wissenschaftliche Urteile zu akzeptieren. 

Der Rat hat deutlich ausgeführt, daß wir es nicht 
mit einer allgemeinen Nachfragekrise auf Grund 
allgemein destabilisierter Erwartungen zu tun ha-
ben, sondern im Kern mit Anpassungsproblemen. 
Der Rat stellt dann fest, in der Bundesrepublik 
stehe keine die Anpassungsfähigkeit der Wirtschaft 
gefährdende Politik zur Diskussion, auch keine Ko-
pie der englischen Wirtschaftspolitik, und er sagt 
ferner, der Vorwurf einer deflatorischen Politik sei 
abwegig. Er fügt hinzu, was, glaube ich, für uns alle 
zu wissen wichtig ist: ein Weg aus der Krise sei nur 
dann möglich, wenn auch eine sachgerechtere 
Einstellung zum Ziel des wirtschaftlichen Wachs-
tums — ich sage: in allen Parteien des Hauses — 
entwickelt wird. 

Er fügt noch eines hinzu, was wir uns bei aller 
Problematik heute alle gemeinsam merken sollten. 
Er sagt nämlich wörtlich: 

Für eine Gesellschaft, die weniger bevormun-
det werden will, aber möglicherweise nicht 
mehr Selbstverantwortung will und auch den 
Rang einer weiteren Steigerung des materiel-
len Wohlstands niedriger ansetzt, einen be-
schäftigungspolitischen Weg aus der Arbeitslo-
sigkeit zu weisen ist schwieriger, als es unter 
den Bedingungen der 50er und 60er Jahre war. 

Der Rat macht dann Vorschläge, um aus der Krise 
herauszufinden, Vorschläge, die im wesentlichen 
denen des Jahreswirtschaftsberichts entsprechen. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, der entscheidende Punkt dabei ist, daß 
wir erkennen, daß wir Arbeitslosigkeit nicht mit 
einigen scheinbaren Patentrezepten großer Be-
schäftigungsprogramme werden bekämpfen kön-
nen, sondern sie nur dann schrittweise eindämmen 
werden, wenn wir bereit sind, die Ursachen der 
Fehlentwicklungen zu korrigieren. 

Nach unserer Meinung liegt die Hauptursache 
unserer wirtschaftlichen Krise in der bewußten 
Verschiebung der volkswirtschaftlichen Vertei-
lungsrelationen zugunsten des Verbrauchs, zugun-
sten des Staates, zugunsten der bürokratischen 
Verteilungs- und Verwaltungsmechanismen zu La-
sten der Investitionen, zu Lasten des Wachstums, zu 
Lasten der Beschäftigung und schließlich auch zu 
Lasten der Finanzen der sozialen Sicherungssyste-
me. 

Meine Damen und Herren, deutlich wird dieser 
Zusammenhang an der Entwicklung der Anlagein-
vestitionen in der Bundesrepublik Deutschland zwi-
schen 1970 und 1982, die 1982 nur um 6 % höher 
waren als 1970, während gleichzeitig der Staatsver-
brauch um 44 % und der private Verbrauch um 32 % 
gestiegen sind. 
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Wissmann 
Um diesen Zusammenhang an Hand von Zahlen 

noch deutlicher herauszuarbeiten, sollte, meine Da-
men und Herren, folgendes hinzugefügt werden: 
Von den verfügbaren Einkommen unserer Volks-
wirtschaft verbrauchten die privaten Haushalte 
1960 62,3 % und 1982 65,6 %, der Staat 1960 14,6 % 
und 1982 24,1 %. Und jetzt bitte ich gerade die sozial-
demokratischen Kollegen, zuzuhören: Von den ver-
fügbaren Einkommen unserer Volkswirtschaft wur-
den 1960 21,4 % und 1982 noch genau 9,7 % inve-
stiert. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

In diesem Zusammenhang, der im Jahreswirt-
schaftsbericht eindeutig herausgearbeitet ist, meine 
Damen und Herren, liegt der Hauptgrund für un-
sere wirtschaftlichen Probleme. Nur wenn wir dies 
erkennen, werden wir Arbeitslosigkeit so wirksam 
bekämpfen können, wie es doch wohl unser gemein-
sames Ziel sein müßte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Barzel: Herr Kollege, erlauben Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Matt-
höfer? — Bitte, Herr Kollege Matthöfer. 

Matthöfer (SPD): Herr Kollege Wissmann, wenn 
es so ist, daß der Verbrauch zu stark gestiegen ist 
und die Investitionen zuwenig gewachsen sind: Wie 
erklären Sie sich dann die in fast allen Industrie-
zweigen vorhandene Überkapazität? 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Wissmann (CDU/CSU): Wir haben es — das wis-
sen wir alle gemeinsam — mit einer Nachfrage-
problematik zu tun, und wir haben es weiter, wie 
Sie auch wissen, Herr Kollege Matthöfer, mit einer 
Veränderung der volkswirtschaftlichen Relationen 
zugunsten der Staatsquote zu tun. In diesem Zu-
sammenhang, so finde ich, ist die beste Antwort, die 
man geben kann, Ihre Haushaltsrede, die Sie im 
Jahre 1982 gehalten haben. Ich darf in diesem Zu-
sammenhang zwei Zitate anführen. Sie sagen dort: 
Wir sollten erkennen — ich habe den Eindruck, daß 
Sie die Rede damals auch mit Blick auf die SPD 
gehalten haben —, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Stimmt, nur mit 
Blick auf die SPD!) 

daß es falsch sei, die ständig angestiegene Quote 
der Sozialausgaben zu leugnen. Sie sagen dann wei-
ter, daß es ein Problem sei, daß diese Entwicklung 
— wörtlich — „vielleicht die Menschen davon ab-
halte, ihre eigenen Kräfte so zur Entfaltung zu brin-
gen, wie es ihnen eigentlich möglich wäre". Origi-
nalzitat Matthöfer. — Meine Damen und Herren, 
ich glaube, Sie haben doch selber erkannt, wo die 
Ursachen liegen. Sagen Sie es doch einmal in Ihrer 
Fraktion, damit die sozialdemokratische Fraktion 
daraus die Konsequenzen zieht! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Wiss-
mann, sind Sie bereit, eine weitere Zwischenfrage 
zuzulassen? 

Wissmann (CDU/CSU): Gern. 

Matthöfer (SPD): Noch eine Frage, Herr Kollege 
Wissmann: Sind Sie denn, wenn Sie schon Zitate 
von mir verlesen, auch so liebenswürdig, die dut-
zendfach vorgetragene Argumentation zu verlesen, 
daß man im gleichgewichtigen Wachstumsprozeß 
auch eine stetig wachsende Massenkaufkraft 
braucht und daß das Ungleichgewicht nicht durch 
ein Zurückschneiden der Massenkaufkraft, sondern 
durch ein stärkeres Ansteigen der Investitionen be-
seitigt werden kann? 

(Beifall bei der SPD) 

Wissmann (CDU/CSU): Herr Kollege Matthöfer, 
den Zusammenhang leugnet hier gar niemand. Nur 
haben Sie als sozialdemokratische Fraktion in Ih-
rer heutigen Politik, vertreten etwa durch den Kol-
legen Wolfgang Roth, die Einsichten, die noch Hel-
mut Schmidt in seinen letzten Tagen als Kanzler 
und Sie als Finanzminister hier selbst geäußert ha-
ben, inzwischen alle über Bord geworfen. Helmut 
Schmidt sagte in seiner letzten Rede wörtlich: 

Wer mehr für die beschäftigungswirksamen 
Ausgaben des Staates tun will, muß tiefer, noch 
viel tiefer als hier in die Sozialleistungen rein-
schneiden. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Der hört 
gar nicht mehr zu! Das will er nicht mehr 

hören!) 

Meine Damen und Herren, das ist nicht eine Äuße-
rung der CDU/CSU-Fraktion gewesen, das ist Hel-
mut Schmidt. Das ist, wie ich finde, auch die beste 
Antwort auf Ihre Frage. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, die Zwi-
schenfragen des Kollegen Matthöfer und die Äuße-
rungen des Kollegen Vogel machen es notwendig, 
ohne alle Polemik, aber in der Sache klar einmal 
die Frage zu stellen, was eigentlich sozialdemokra-
tische Wirtschaftspolitik des Juni 1983, was eigent-
lich Ihre wirtschaftspolitische Alternative ist. 
Ich will es an zwei Beispielen sagen: Da erklärt 

der Kollege Lahnstein Ende April auf einer Tagung 
der Brookings Institution in Washington, also weit 
weg von unserer aktuellen Diskussion hier, aber 
trotzdem nicht wegleugbar, wörtlich — zusammen 
übrigens mit Raymond Barre, dem früheren franzö-
sischen Premierminister —, daß wir „die ausufern-
den Anforderungen an die Sozialausgaben in den 
Ländern der Industrienationen einschränken" müs-
sen. Zitat aus dem Statement, das Herr Lahnstein 
unterzeichnet hat. Gleichzeitig greift uns der Kol-
lege Wolfgang Roth an, weil wir in Haushaltsbe-
schlüssen versucht haben, ein sozial vertretbares, 
ausgewogenes Sparkonzept durchzusetzen; Wider-
spruch Nummer eins. 

Ich hätte dem Kollegen Roth, der vorhin dazwi-
schengerufen hat, hier auch noch ein paar andere 
Widersprüche zu nennen. Da schreibt der Kollege 
Roth in seinem Buch 1982 wörtlich, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Ein Buch hat der 
geschrieben?) 
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Wissmann 

daß man ohne Sn e Selbstbeteiligung im Gesund-
heitswesen nicht auskomme. Vor zwei Tagen er-
klärte die sozialdemokratische Bundestagsfraktion, 
daß man die Selbstbeteiligung im Gesundheitswe-
sen auch in den Teilen, die von den Sozialdemokra-
ten selbst eingeführt worden sind, offensichtlich zu-
rücknehmen soll. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Wissmann, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Wissmann (CDU/CSU): Herr Präsident, ich 
möchte diesen Zusammenhang noch ausführen. 
Auf der einen Seite sagen Herr Lahnstein, Herr 

Matthöfer und gelegentlich auch Helmut Schmidt 
Positives zur Sozialen Marktwirtschaft. Auf der an-
deren Seite machen die Sozialdemokraten in Mün-
chen bei ihrem Parteitag ein Programm, das von 
Strukturräten, Staatsinterventionen, höherer 
Staatsquote, mehr Bürokratie, der Einführung von 
Meldepflichten geradezu wimmelt. 

(Zuruf des Abg. Matthöfer [SPD]) 

Herr Kollege Vogel, ich kann es Ihnen nicht er-
sparen zu sagen: Solange es keine überzeugende 
Alternative der SPD in der Wirtschafts- und Finanz-
politik gibt, ist Ihre Kritik an der Regierung ganz 
besonders unglaubwürdig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Wissmann, 
sind Sie bereit, eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Heinz Rapp zuzulassen? 

Rapp (Göppingen) (SPD): Herr Kollege Wiss-
mann, in welchem Licht erscheint Ihnen heute die 
Tatsache, daß Ihre Fraktion, als wir Maßnahmen 
zur Haushaltskonsolidierung getroffen haben, sich 
ständig versagt und jahrelang auf alle Leistungsge-
setze und Ausgabengesetze nicht nur im Vermitt-
lungsausschuß, sondern auch über den Bundesrat 
draufgesattelt hat? 

Wissmann (CDU/CSU): Herr Kollege Rapp, ich er-
innere mich daran — Sie werden sich sicher auch 
daran erinnern —, daß die von der CDU/CSU ge-
führten Länder unter Beteiligung der CDU/CSU-
Fraktion im Vermittlungsausschuß mehrfach ge-
meinsame Sparbeschlüsse in Ihrer Regierungszeit 
mitgetragen und überhaupt erst möglich gemacht 
haben. Ich möchte hoffen, Sie hätten dieselbe Ver-
antwortung gegenüber unseren heutigen Haus-
haltsbeschlüssen, wie wir sie damals gezeigt ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich will hier einmal 
sagen: Es geht dabei doch nicht um Parteitaktik, 

(Lachen bei der SPD) 
sondern es geht um die Frage, ob wir unseren Haus-
halt gemeinsam in Ordnung bringen, auf diesem 
Weg Spielräume für Investitionen schaffen, auf die-
sem Weg Spielräume für Zinssenkungen schaffen, 
auf diesem Weg Spielräume für eine bessere Entfal-
tung gerade auch der privaten Initiative schaffen, 
auf diesem Weg Gelder für eine Förderung gerade 

der kleinen und mittleren Betriebe freibekommen 
und dadurch auf Dauer die Arbeitslosigkeit so wirk-
sam wie möglich bekämpfen. Ich hoffe, daß Sie frü-
here Einsichten nicht einfach beiseite schieben, 
sondern zu diesen Einsichten auch in der Opposi-
tionszeit stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt den Jahres-
wirtschaftsbericht und die Grundlinien des Sach-
verständigengutachtens ausdrücklich. Ich möchte 
hier in fünf Punkten die Schwerpunkte, die sich aus 
diesem Jahreswirtschaftsbericht und dem Sachver-
ständigengutachten ergeben, noch einmal konkreti-
sieren, wie sie gerade auch für unsere Arbeit wich-
tig sind. 

Erstens. Wir meinen, daß in den kommenden Mo-
naten und Jahren ein ganz besonderer Schwer-
punkt gelegt werden muß auf die Förderung von 
Existenzgründungen und Finanzierungshilfen für 
junge Leute, die bereit sind, sich selbständig zu ma-
chen. Vor kurzem ist bei der Handwerkskammer 
Stuttgart unter den dortigen Meistern eine Um-
frage durchgeführt worden, in der gefragt wurde, 
wieviele von ihnen bereit seien, sich selbständig zu 
machen. Mehr als 50 % der befragten jungen Hand-
werksmeister haben ihr Interesse und ihre Bereit-
schaft an der Selbständigkeit geäußert. 

Es muß doch unser gemeinsames Ziel sein, bü-
rokratische Hindernisse, die noch auf dem Weg zur 
Selbständigkeit liegen, zu beseitigen, junge Leute 
zu ermutigen, das Risiko auf sich zu nehmen. Ich 
finde es deswegen besonders begrüßenswert, daß 
die Bundesregierung seit Jahresbeginn das Exi-
stenzgründungsprogramm verbessert hat. Ich finde 
es auch begrüßenswert, daß die Bundesregierung 
bereit ist, die Anregungen des Sachverständigen-
rats, zusätzliche Schritte zur Vereinfachung der 
Existenzgründungsprogramme und zum Abbau bü-
rokratischer Hemmnisse zu tun, in Zukunft durch-
zusetzen. 

Jeder junge Mann und jede junge Frau, die bereit 
sind, sich im Handwerk, im Mittelstand, im Handel 
selbständig zu machen, schaffen neue Arbeitsplät-
ze. Wenn es uns gelingen sollte, eine Existenzgrün-
dungswelle möglich zu machen, könnten wir Hun-
derttausende von neuen Arbeitsplätzen schaffen. 
Jede Mark, die wir dafür ausgeben, bringt mehr als 
jede Mark, die wir in manches Faß ohne Boden in 
großen Unternehmen geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der zweite Punkt: Die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion begrüßt es, daß die Regierung noch am 
29. Juni 1983 den Ausbau der betrieblichen Vermö-
gensbildung beschließen wird. Wir wollen damit der 
Bildung von Risikokapital ebenso dienen wie den 
Interessen breiter Schichten der Arbeitnehmer-
schaft. Wir haben dafür in unseren Haushaltsent-
wurf 500 Millionen DM als ersten Schritt eingesetzt. 
Weitere Schritte über den jetzt möglichen hinaus 
werden folgen. 
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Wissmann 
Meine Bitte an Sie wäre nur: Helfen Sie mit, die 

ideologischen Hindernisse zu beseitigen, die noch 
von vielen auf dem Wege zur betrieblichen Vermö-
gensbildung gelegt werden. Wir wissen, daß es in 
Teilen der SPD, bei den Jungsozialisten und auch in 
Teilen der Gewerkschaften Vertreter gibt, die wört-
lich sagen, Vermögensbildung diene der Förderung 
der kleinkapitalistischen Mentalität der Arbeitneh-
mer. Sie lehnen deswegen Vermögensbildung ab. 
Wir müssen den Widerstand der Ewiggestrigen ge-
gen solche Formen der Vermögensbildung und den 
Widerstand der Ideologen gegen Vermögensbildung 
beseitigen. Das geht nur, wenn wir uns dazu beken-
nen, jetzt in einem ersten Schritt die Durchführung 
eines Konzepts der freiwilligen betrieblichen Ge-
winn- und Kapitalbeteiligung möglich zu machen, 
die 624 DM des gleichnamigen Gesetzes auf 936 DM 
mit der Konzentration auf Produktivkapital auszu-
weiten. Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand ist 
die beste Strategie gegen Klassenkampf und für 
Partnerschaft. Deswegen bekennt sich die CDU/ 
CSU zu einer solchen Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der dritte Punkt: Wir meinen, es ist unabdingbar 
notwenig, die Wirtschaft von bürokratischen Fes

-

seln zu befreien. Das Institut für Mittelstandsfor-
schung hat vor einiger Zeit ausgerechnet, daß der 
Anteil der Kosten für administrative Leistungen bei 
Betrieben bis zu 5 Millionen DM Umsatz in Prozent 
des Umsatzes und der Peronalkosten weit höher 
liegt als bei großen Betrieben. Mir hat ein Unter-
nehmer aus meinem Wahlkreis vor kurzem glaub-
würdig berichtet, daß in seinem kleinen Betrieb mit 
15 Mitarbeitern ein Mitarbeiter ausschließlich da-
mit beschäftigt ist, Statistiken auszufüllen und An-
fragen der Verwaltungen zu beantworten. 

(Matthöfer [SPD]: Und was ist mit der In

-

vestitionsabgabe? Ist das keine Admini

-

stration?) 

Es müßte unser gemeinsames Interesse sein, Herr 
Kollege Matthöfer, bürokratische Fesseln zu spren

-

gen; denn es kann doch nicht so weitergehen, — — 

(Matthöfer [SPD]: Und was ist mit den Ein

-

kommensgrenzen beim Kindergeld? Sie 
beschließen eine Bürokratisierung nach 

der anderen!) 

— Herr Matthöfer, ich freue mich, daß Sie sich erei-
fern. Ich wäre allerdings bereit, Ihre Zwischenrufe 
für glaubwürdiger zu halten — — 

(Matthöfer [SPD]: Diejenigen, die Bürokra

-

tisierung beschließen, sitzen doch in Ihren 
Reihen! Im übrigen behandele ich Sie so, 
wie Sie mich behandelt haben, als Sie hier 

gesessen haben!) 

— Herr Kollege Matthöfer, in aller Gelassenheit: 
Wenn Sie sich für Entbürokratisierung einsetzen, 
wenn Sie sich für die Sprengung bürokratischer 
Fesseln engagieren, sollten Sie sich doch gleich-
wohl zu Ihrer Verantwortung bekennen, die Sie für 
die gewaltige Ausdehnung der Verwaltungsleistun-
gen während Ihrer Regierungszeit tragen. Ich will 
Ihnen das an einer Zahl deutlich machen. Die Ge-
samtkosten für vom Staat auf die Wirtschaft — vor 

allem auf den Mittelstand, auf kleinere und mittlere 
Betriebe des Handwerks — abgewälzte Verwal-
tungsleistungen betrugen im Jahre 1971 21,6 Milli-
arden DM und im Jahre 1982 42,8 Milliarden DM. 

(Matthöfer [SPD]: Und um wieviel ist wäh

-

rend dieser Zeit das Bruttosozialprodukt 
gestiegen?) 

Wenn wir uns fragen, warum zuwenig investiert 
wird, dann haben wir hier einen Teil der Antwort, 
den man auch nennen muß. Auch deswegen müssen 
wir entbürokratisieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Wiss-
mann, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage des 
Herrn Kollegen Dr. Ehrenberg zu beantworten? 

Wissmann (CDU/CSU): Aber selbstverständlich 
gerne, Herr Kollege. 

Dr. Ehrenberg (SPD): Herr Kollege Wissmann, 
würden Sie bitte dem Hause erläutern, wieviel Bü-
rokratie mit dem Gesetzentwurf über die rückzahl-
bare Investitionsabgabe abgebaut wird, und wieviel 
an Verwaltungsabbau bei der Sozialverwaltung mit 
der Selbstbeteiligung bei Kuren und Krankenhaus-
aufenthalten Ihrer Meinung nach geschieht. Oder 
sagen Sie vielleicht dem Hause, wie hoch die zu-
sätzliche bürokratische Belastung durch diese Ge-
setze ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Wissmann (CDU/CSU): Ich kann Ihnen das sehr 
klar am Beispiel dieser Selbstbeteiligung sagen. 
Wir wissen inzwischen, daß die Maßnahmen, die Sie 
als sozialdemokratische Regierung getroffen haben 
— daran möchte ich erinnern; Sie waren damals ja 
auch schon im Deutschen Bundestag, Herr Kollege 
Ehrenberg, und haben das mitgetragen —, 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Das war die Erblast 
„Lambsdorff"!) 

und die Maßnahmen, die wir getroffen haben, ei-
nem Ziel dienen sollen: mehr Kostenbewußtsein der 
Bürger im Gesundheitswesen möglich zu machen, 
um auf diese Weise die Gesamtkosten für das Ge-
sundheitswesen zu senken und auf diese Weise die 
Gesamtbelastung des einzelnen Bürgers, der ja 
letztlich das Gesundheitswesen bezahlt, niedriger 
zu machen, als sie nach der sich heute abzeichnen-
den bedrohlichen Entwicklung sonst wäre. 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Ich hätte gerne eine 
Antwort auf die Frage bezüglich der Inve

-

stitionsabgabe!) 

— Ich bin gerne bereit, dies auch zu beantworten. 
Ich sage Ihnen, lieber Herr Kollege Ehrenberg, 
dazu nur: Die Bürokratisierungsbelastung, die sich 
daraus ergibt und die niemand leugnet, hält sich in 
Grenzen und ist nichts im Vergleich zu dem, was 
wir gerade in den nächsten Jahren an finanzieller 
Entlastung für den Bundeshaushalt bekommen. 

(Zuruf von der SPD: Wie hoch ist denn die 
Belastung?) 
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Wissmann 
Sie wissen ja, daß wir in den nächsten Jahren 
3,5 Milliarden DM zusätzliche Entlastungen auch 
für kleinere und mittlere Betriebe zur Verfügung 
stellen, um auf diese Weise Impulse zu geben, die es 
vor allem kleinen und mittleren Betrieben möglich 
machen, mehr als bisher zu investieren. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich einen 
vierten Punkt nennen. Wir als Union haben ein sehr 
klares Bekenntnis zum Abbau staatlicher Leistun-
gen — wo immer möglich — zum Ausdruck ge-
bracht. Wir haben dabei auch gesagt, daß wir das 
Thema „Subventionen" in ersten vorsichtigen 
Schritten angehen werden. Wir sagen auch ange-
sichts des aktuellen Andrangs nach Förderung aus 
der Stahlindustrie und der Werftindustrie: Wir als 
CDU/CSU-Fraktion werden in den kommenden Mo-
naten und Jahren gemeinsam mit der Regierung 
schrittweise Beiträge zum Abbau von Subventionen 
leisten. 

Wir wissen aber eines — das wäre ein Punkt, dem 
sich auch die Sozialdemokraten verschreiben könn-
ten —: daß wir das Problem der Subventionen nur 
dann lösen werden, wenn wir auch auf europäischer 
Ebene das Bewußtsein dafür schaffen, daß ein stän-
diger Subventionswettlauf auf Dauer nicht neue Ar-
beitsplätze schafft, sondern marktwirtschaftliche 
Strukturen zerstört und damit Arbeitsplätze gefähr-
det. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Deswegen müssen wir gemeinsam dazu beitragen, 
meine Damen und Herren, daß der europäische 
Subventionswettlauf nicht weiter angeheizt, son-
dern gestoppt wird. Wir sind der Bundesregierung 
dankbar, daß sie bei den Beratungen in Brüssel auf 
diesen Punkt besonders Wert legt. Wir wären Ihnen 
dankbar, wenn Sie, gerade auch angesichts aktuel-
ler Anforderungen, mit dazu beitrügen, den Bedarf 
an Subventionen in Grenzen zu halten. 

Ich möchte einen fünften Punkt nennen, der oft 
nicht der Wirtschaftspolitik zugeordnet wird, von 
dem ich aber doch meine, daß wir ihn gerade auch 
in dieser Debatte ansprechen sollten, zumal die Er-
klärung von Williamsburg erfreulicherweise ein Ka-
pitel diesem Thema gewidmet hat. Es handelt sich 
um den Umweltschutz. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ein Kapitel!) 

In Williamsburg wurde die bessere Zusammenar-
beit im Umweltschutz in Aussicht gestellt. Wir als 
CDU/CSU-Fraktion treten dafür ein, auch im Um-
weltschutz mehr marktwirtschaftliche Elemente 
durchzusetzen. Beispiele in den Vereinigten Staa-
ten zeigen, daß der Umweltschutz durch marktwirt-
schaftliche Anreize für die Eigeninitiative der Wirt-
schaft schneller und wirksamer werden kann. Das 
bestehende Umweltschutzsystem von Auflagen, von 
Geboten und Verboten könnte möglicherweise 
schrittweise durch marktwirtschaftliche Impulse 
ergänzt und teilweise auch ersetzt werden. Das 
IFO-Institut befürwortet eine solche Umweltpolitik. 
Der Konstanzer Professor Holger Bonus beispiels-
weise hat gerade jetzt vor einem Symposium noch 
einmal am Beispiel amerikanischer Vorbilder ge-
zeigt, daß Einzeleingriffe mit konkreten Geboten 

und Verboten häufig weniger bringen an umweltpo-
litischen Ergebnissen als die Einführung markt-
wirtschaftlicher Elemente in bestimmten Industrie-
regionen, wo dann beispielsweise Verschmutzungs-
rechte ab- und angekauft werden und der ganzen 
Region eine Gesamtauflage gemacht wird, die dann 
nach marktwirtschaftlichen Elementen kostenmä-
ßig für die einzelnen Betriebe wirksam wird. 

Meine Damen und Herren, wir sollten die Kon-
zeption der Sozialen Marktwirtschaft nicht aus der 
Umweltpolitik verbannen; sie muß Grundlage einer 
Wirtschaftspolitik sein, die Ökonomie und Ökologie 
versöhnt. Wir sollten dabei auch bereit sein, über 
den Schatten mancher traditioneller Umweltpolitik 
in unserem Denken und schließlich auch in unse-
rem Handeln hinauszugehen, wenn wir wissen, daß 
es Beispiele gibt, in denen Anreize zur Eigeninitia-
tive von Unternehmen, die dadurch bereit sind, we-
niger Umwelt zu verschmutzen, mehr bringen als 
bürokratische Fesseln, die häufig eher den Wider-
stand gegen Umweltauflagen begünstigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, sind 
Sie bereit, eine Zwischenfrage zuzulassen? 

Wissmann (CDU/CSU): Nein, ich möchte jetzt zum 
Schluß kommen. 

Wir als CDU/CSU-Fraktion machen die Umset-
zung der erfreulichen Ergebnisse von Williamsburg, 
die Umsetzung des Jahreswirtschaftsberichts und 
die Berücksichtigung des Sachverständigengutach-
tens zum Inhalt unserer Politik, einer Politik, die 
das Ziel hat, die Arbeitslosigkeit einzudämmen, die 
das Ziel hat, kleinen und mittleren Betrieben neue 
Chancen zu geben, die das Ziel hat, jungen Leuten 
Mut zur Existenzgründung zu machen, die das Ziel 
hat, bürokratische Fesseln abzuwerfen, und damit 
das Ziel hat, ein Wachstum möglich zu machen, das 
wir brauchen, ein Wachstum, das Rücksicht auf die 
Umwelt nimmt, ein Wachstum aber, das uns die 
Chance gibt, unsere wirtschaftlichen Probleme zu 
lösen. 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU-Frak-
tion wird auf diesem wirtschaftspolitischen Wege 
die Regierung mit aller Kraft unterstützen. Die 
CDU/CSU-Fraktion würde sich freuen, wenn wir 
möglichst bald — vielleicht noch in dieser Debatte 
— auf die konkrete Regierungspolitik eine klare, 
eine kohärente Antwort in Form einer Alternative 
durch die SPD-Fraktion bekommen würden. — Ich 
bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister für Wirtschaft, Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men! Meine Herren! Der politische Ablauf des Jah-
res 1983 hat es mit sich gebracht, daß wir den Jah-
reswirtschaftsbericht im Parlament sehr viel später 
diskutieren, als es normalerweise der Fall gewesen 
ist. Die Tatsache, daß wir heute in einer 
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verbundenen Debatte über zwei Tagesordnungs-
punkte beraten, scheint mir auch zu einer gewissen 
Verwirrung mindestens beitragen zu können. Aber 
der verspätete Behandlungszeitpunkt hat vielleicht 
auch den Vorteil, daß man aus längerer Rückschau 
noch ein bißchen genauer sehen kann, inwieweit 
die Aussagen des Jahreswirtschaftsberichtes und 
auch des Sachverständigengutachtens in der wirt-
schaftspolitischen Diskussion eine Rolle gespielt 
haben, inwieweit die Vorausschätzungen Wirklich-
keit geworden sind. 

Die Koalition der Mitte stand, als sie antrat, vor 
einer wirtschaftspolitischen Doppelaufgabe. In der 
kurzen Perspektive galt es, der wachsenden Verun-
sicherung, dem sich ausbreitenden Pessimismus in 
der Wirtschaft und den rezessiven Tendenzen Ein-
halt zu gebieten. In der längerfristigen Perspektive 
waren grundlegende Korrekturen notwendig, um 
die konstitutionellen Schwächen der deutschen 
Wirtschaft zu beseitigen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Haben 
Sie sich denn korrigiert?) 

Wir waren uns in bezug auf das, was zu leisten 
war, mit dem Sachverständigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung einig, 
dessen Gutachten wir hier mit beraten. Ich möchte 
dem Rat auch im Namen der Bundesregierung für 
seine beiden Gutachten aus dem vergangenen Jahr 
herzlich danken. Ich weiß sehr wohl, daß dieser 
Dank, der hier jedes Jahr ausgesprochen wird, ein 
wenig formelhaft wirkt. Er ist nicht so gemeint. 

Meine Damen und Herren, mit dem Dringlich-
keitsprogramm vom Herbst letzten Jahres haben 
wir der kurzfristig gestellten Aufgabe Rechnung ge-
tragen. Wir haben die Konsolidierung der struktu-
rellen Haushaltsdefizite eingeleitet, die Bedingun-
gen für mehr private Investitionen verbessert und 
vor allem im Wohnungsbau rasch wirkende Maß-
nahmen zur Belebung der Nachfrage ergriffen. 

(Roth [SPD]: Aber Jahre zu spät!) 

— Das geht j a wohl noch weit zurück. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das ha

-

ben Sie noch zu verantworten!) 

Meine Damen und Herren, diesem Programm lag 
nicht, wie von Ihnen gerne behauptet, eine einsei-
tige Strategie — entweder à la Keynes oder à la 
Friedman — zugrunde, und die Strategie bestand 
schon gar nicht, wie von der Opposition immer wie-
der dargestellt wird, in einer Verschlechterung der 
Nachfragebedingungen der deutschen Wirtschaft. 

Als wir den Jahreswirtschaftsbericht 1983 Ende 
Januar vorgelegt haben, sind wir davon ausgegan-
gen, daß diese Maßnahmen zusammen mit den ver-
besserten Rahmenbedingungen eine wirtschaftli-
che Erholung und ein Wachstum von rund 2,5 % im 
Verlauf des Jahres 1983 erwarten lassen. Für den 
Jahresdurchschnitt bedeutet dies ein real konstan-
tes Sozialprodukt. Ihr Kommentar, Herr Kollege 
Vogel, zu den Annahmen des Jahreswirtschaftsbe-
richtes war damals: „Woher in dieser Situation Auf-
triebskräfte kommen sollen, kann auch die Bundes-
regierung nicht erklären." — Ich meine, die Tatsa-

chen sprechen inzwischen gegen Sie, Herr Vogel, 
und für die Bundesregierung. Die Prognosen für 
1983 konnten jetzt, nachdem das Datenbild klarer 
geworden ist, revidiert werden, und zwar nach 
oben. 

(Zuruf von der SPD: Die Arbeitslosen

-

zahl!) 

Die Wirtschaftsforschungsinstitute rechnen nun 
mit einem Wachstum von 0,5%. Die Bundesbank 
rechnet mit einem realen Wachstum von 1 %. 
Beim Stichwort „Wirtschaftsforschungsinstitute", 

Herr Kollege Roth, fällt mir ein, daß ich in der 
Debatte am 5. Mai hier die Stellungnahme des „Par-
lamentarisch-Politischen Pressedienstes" mit der 
Überschrift „Die Forschunginstitute: Pinochet läßt 
grüßen" kritisiert habe und dafür mit heftigen un-
freundlichen Zwischenrufen aus Ihrer Fraktion be-
dacht worden bin. Ich möchte ausdrücklich aner-
kennen, Herr Roth, daß Sie diesen Fall inzwischen 
klargestellt haben, indem Sie in Ihrer Erklärung 
gesagt haben, es handle sich um polemisch überzo-
gene Ausdrucksweise und teilweise groteske Wort-
wahl; weder die Sozialdemokratische Partei noch 
die sozialdemokratische Fraktion hätte mit diesem 
Umgangsstil etwas zu tun. Ich möchte das dankbar 
erwähnen. 
Meine Damen und Herren, selbst das von Herrn 

Professor Krupp, Ihrem wirtschaftspolitischen Be-
rater im Wahlkampf, Herr Vogel, geleitete Deutsche 
Institut für Wirtschaftsforschung in Berlin spricht 
inzwischen von einer Tendenzwende. Es spricht da-
von — ich zitiere wörtlich —, „daß die Auftragsein-
gänge bei der Industrie Anlaß zu der Hoffnung ge-
ben, daß es sich bei der leichten konjunkturellen 
Belebung nicht nur um ein kurzes Strohfeuer han-
delt". 
Bei der Arbeitslosenzahl kann, wie wir von An-

fang an betont haben, noch keine durchgreifende 
Besserung erwartet werden. Wir dürften aber dem 
Ziel, die ungünstige Entwicklung zum Stillstand zu 
bringen, einen entscheidenden Schritt nähergekom-
men sein, denn eines, meine Damen und Herren, 
steht unweigerlich fest: Der Aufschwung ist die Con-
ditio sine qua non für den längerfristigen Abbau der 
hohen Arbeitslosigkeit. 

Vizepräsident Westphal: Herr Bundesminister, 
sind Sie bereit, eine Zwischenfrage von Herrn Dr. 
Ehrenberg zu hören? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Aber selbstverständlich. 

Dr. Ehrenberg (SPD): Herr Kollege Lambsdorff, 
sind Sie bereit, zu bestätigen, daß entgegen der 
durch das DIW festgestellten Tendenz bei der mor-
gen oder übermorgen in Ihrem Hause druckfertig 
werdenden Auftragsstatistik im Zwei-Monats-Ver-
gleich ein Minus von fünf Prozent veröffentlicht 
werden wird? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Kollege Ehrenberg, die Zahlen sind 
nicht erst morgen druckfertig zur Verfügung — so 
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verfahren wir nämlich nicht —, sondern sind heute 
unter dem Datum vom 9. veröffentlicht worden. Die 
Auftragseingänge im April sind in der Tat nicht 
zufriedenstellend. Aber jeder von uns weiß: Im Fe-
bruar waren sie nicht gut. Im März waren sie über-
raschend gut. Im April ist wieder ein leichter Rück-
schlag. Wir alle wissen: Die Entwicklung ist noch 
von heftigen Risiken begleitet und mit vielen Frage-
zeichen versehen. Gesichert ist die wirtschaftliche 
Entwicklung noch nicht. 

Und dies ist genau der Punkt, auf den ich jetzt zu 
sprechen kommen wollte, nämlich daß wir die Risi-
ken für die weitere Entwicklung nicht übersehen 
dürfen. Sie liegen vornehmlich im internationalen 
Bereich, und zwar in der noch nicht gesicherten und 
von Protektionismus und Verschuldungskrise be-
drohten Erholung von Weltkonjunktur und Welt-
handel. Sie liegen auch in der Ungewißheit, ob die 
derzeitige wirtschaftliche Erholung in den Vereinig-
ten Staaten andauern und in einen nachhaltigen 
konjunkturellen Aufschwung münden wird. Das 
wissen wir heute noch nicht. 

Ganz aktuell — dies ist j a heute morgen schon 
besprochen worden — macht die Zinsentwicklung 
Sorgen. Sie alle wissen, daß hier die Geld- und 
Finanzpolitik in den Vereinigten Staaten eine ent-
scheidende Rolle spielt. In Williamsburg wurde dar-
auf auch zur Genüge und mit aller Deutlichkeit hin-
gewiesen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Bundesminister, 
sind Sie bereit, eine Zwischenfrage zuzulassen? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Sofort. — Die Regierungschefs haben die 
Bedeutung einer angemessenen Geld- und Haus-
haltspolitik für niedrige Zinsen anerkannt. Und wer 
hier die Frage stellt, ob etwa die deutsche Delega-
tion — übrigens wie alle anderen — am Konferenz-
tisch in Willamsburg mit hinlänglicher Deutlichkeit 
das Zins- und Defizitthema gegenüber den Verei-
nigten Staaten angesprochen habe, dem kann ich 
die beruhigende Versicherung geben: Wir haben es 
so weit angesprochen — ich sage das auch hier in 
aller Öffentlichkeit —, daß wir den Amerikanern — 
etwas burschikos ausgedrückt — damit deutlich auf 
den Wecker gefallen sind. Aber das war notwendig, 
weil wir Problembewußtsein erzielen wollten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Roth [SPD]) 

Diese Frage der Haushaltspolitik und der Geldpo-
litik hat grundsätzliche Bedeutung, wenn auch das 
amerikanische Budgetproblem damit noch nicht 
gelöst ist. Ich kann nach dem Hinweis, den Herr 
Wissmann gegeben hat, Herr Vogel, nur noch ein-
mal sagen: Der Bundeskanzler hat das in seiner 
Erklärung heute morgen mit hinlänglicher Deut-
lichkeit ebenso angesprochen, wie es in den vergan-
genen Tagen der Fall gewesen ist. 

(Zuruf des Abg. Roth [SPD]) 

Ich hoffe sehr, daß die letzten Erklärungen des 
amerikanischen Präsidenten, die er vor wenigen 
Tagen unter Berufung auf die Diskussion in Wil-
liamsburg abgegeben hat, nämlich die Defizite im 

Bundeshaushalt zurückzuführen und den Anstieg 
der Staatsausgaben zu begrenzen, sich verwirkli-
chen werden. 
Eines allerdings haben wir in der früheren Regie-

rung nicht getan und auch diesmal nicht getan. Wir 
sagen den Vereinigten Staaten, daß ihr zu hohes 
Defizit eine Bürde für die internationale Zins- und 
Wirtschaftsentwicklung ist und daß sie bitte schön 
dafür sorgen möchten, das Defizit kleiner werden 
zu lassen und damit diese über den Märkten hän-
gende Wolke, die die Zinsen bedrückt, wegzuneh-
men. Aber es ist nicht die Aufgabe der Bundesregie-
rung — und wir würden es uns unsererseits auch 
schwer verbitten, wenn das uns gegenüber ge-
schähe —, nun den Vereinigten Staaten zu sagen, 
wo und wie sie ihre Defizite zu schließen haben. Ich 
sage noch einmal: Die alte Regierung hat das nicht 
anders behandelt als die neue. Und hören Sie bitte 
auf, uns aufzufordern, den Vereinigten Staaten Vor-
schriften zu machen, welche Etatpositionen sie zu 
schließen haben und welche nicht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Herr Bundesminister, 
darf ich Sie nochmal fragen? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Ich weiß: Herr Mitzscherling. — Im übrigen 
nur eine Bemerkung. Der Herr Kollege Vogel hat ja 
das Milieu Williamsburg angesprochen. Also, Herr 
Lahnstein, darf ich uns gemeinsam daran erinnern, 
wie das Milieu des Wirtschaftsgipfels 1982 aussah? 
Diese Verbindung von Sozialismus und Lud-
wig XIV. in Versailles ist mir lebhaft in Erinnerung 
geblieben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP, der 
CDU/CSU und der SPD — Matthöfer 

[SPD]: Das sind Ihre Freunde!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Dr. Mitz-
scherling. 

Dr. Mitzscherling (SPD): Herr Bundeswirtschafts-
minister, würden Sie mir bitte eine Frage beantwor-
ten, die allerdings durch den Zeitablauf Ihrer Aus-
führungen einen vorherigen Punkt berührt? Stim-
men Sie der Auffassung der Mehrheit der Wirt-
schaftsforschungsinstitute zu, daß der Anstieg des 
Produktionsindexes von Dezember bis Februar im 
wesentlichen auf die Wirkungen der von der sozial-
liberalen Koalition beschlossenen Investitionszu-
lage zurückzuführen ist? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Nein. Das tue ich deswegen nicht, weil der 
Produktionsindex im Februar schon nicht mehr an-
gestiegen ist. Was den Januar betrifft, so haben Sie 
recht. Bezüglich des Dezembers haben Sie vor al-
lem wegen der Auftragseingänge recht. Im Februar 
hat sich die Entwicklung abgeflacht. Wir haben 
dann sehr darauf gewartet, ob es wirklich ein nach-
haltiges Loch geben würde, ob sich das durch die 
März-Zahlen erweisen würde. Dies war nicht der 
Fall. Wir müssen nun versuchen, zu analysieren, 
was die April-Entwicklung bedeutet. Aber ich sage 
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noch einmal, meine Damen und Herren: Wir kön-
nen nach wie vor nicht mit absoluter Sicherheit 
sagen, wir hätten das Ziel der Klasse schon er-
reicht. Es bedarf noch weiterer nachhaltiger An-
strengungen, und dazu werde ich hier und heute 
etwas zu sagen haben. 

Es ist natürlich genauso wichtig — um zu der 
Defizit- und Zinsentwicklung in den Vereinigten 
Staaten zurückzukommen —, daß die Notenbank 
der USA, die „Federal Reserve", nicht auf geldpoliti-
sche Restriktion umschaltet, sondern daß der flexi-
ble und pragmatische Kurs beibehalten wird. Denn 
von der USA-Geld- und -Finanzpolitik hängt die 
Zinsentwicklung nicht nur in den USA, sondern in 
entscheidendem Maße auch bei uns ab. Wie eng der 
internationale Zinszusammenhang ist, hat sich im 
letzten Monat gezeigt, als nämlich dem Wiederan-
stieg der USA-Kapitalmarktzinsen im Mai die deut-
schen Wertpapierrenditen fast ohne zeitliche Verzö-
gerung nachgefolgt sind. 

Aber, meine Damen und Herren und Herr Vogel, 
auch das muß gesehen werden: Wir sind von den 
US-Zinsen nicht völlig abhängig. Wie ein Kanin-
chen auf die Schlange starren und sich nicht rühren 
— das bringt überhaupt nichts. Je mehr wir uns sel-
ber anstrengen, je besser unsere Rahmenbedingun-
gen sind, desto größer kann der Abstand zu den Zin-
sen in den Vereinigten Staaten sein. Das ist eben 
unser Teil, unsere Hauptaufgabe, unsere Anstren-
gung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, trotz all dieser Risi-
ken hat die deutsche Wirtschaft wieder Vertrauen 
und Zuversicht gewonnen. Dieses Vertrauen ist die 
eigentliche Basis für den in Gang gekommenen Er-
holungsprozeß. Niemand von uns will die Probleme, 
mit denen wir es zu tun haben, etwa herunterspie-
len. Aber wir sollten aufhören, immer wieder, wie es 
die Opposition oder jedenfalls Teile von ihr tun, pes-
simistische Zukunftsperspektiven an die Wand zu 
malen, die sich schließlich selber verwirklichen. 

Die entscheidende wirtschafts- und sozialpoliti-
sche Aufgabe der 80er Jahre ist der nachhaltige 
Abbau der Arbeitslosigkeit. Diese Aufgabe ist von 
beachtlicher Dimension. Selbst dann, wenn die Ka-
pazitäten wieder voll ausgelastet wären, würden 
noch lange nicht alle jetzt Arbeitslosen wieder in 
Lohn und Brot stehen können. Der Sachverständi-
genrat stellt dazu in seinem letzten Jahresgutach-
ten fest — ich zitiere —: 

Für weit mehr als 1 Million Arbeitslose gäbe es 
auch dann keine Arbeitsplätze, wenn die Ab-
satzmöglichkeiten der Wirtschaft wieder nor-
mal wären. 

Hinzu kommt, daß in den 80er Jahren die Zahl der 
Erwerbspersonen auf Grund der absehbaren Bevöl-
kerungsentwicklung noch bis zum Ende des Jahr-
zehnts voraussichtlich um über 700 000 steigen 
wird. 

Nach einer Modellrechnung, die in einer Unterab-
teilung des Bundeswirtschaftsministeriums ange-
stellt worden ist und die wie alle Modellrechnungen  

mit beträchtlichen Unsicherheiten behaftet ist und 
die deshalb mit sehr vorsichtigen Annahmen arbei-
tet, dürfte die Schwelle für ein beschäftigungswirk-
sames Wirtschaftswachstum aus heutiger Sicht zwi-
schen 2 und 3 % liegen. Solche Rechnungen sind 
nichts Neues. Sie sind seit längerem bekannt. Auch 
andere Institutionen haben derartige Überlegungen 
angestellt und kamen zu ähnlichen Ergebnissen. 

Ich halte solche Überlegungen für sehr wichtig, 
weil sie helfen, die Probleme in ihrer mittelfristigen 
Dimension darzustellen und die Weichen richtig zu 
stellen. Solches Nachdenken ist dem Wirtschaftsmi-
nisterium nicht nur erlaubt, sondern nach meiner 
Auffassung unsere Pflicht. Aber ich warne davor, 
solche internen Rechnungen als Wirklichkeit der 
Zukunft anzusehen. Wir haben diese Rechnung 
auch nicht zur Meinung des Bundeswirtschaftsmi-
nisteriums gemacht. Aber die Rechnungen sind 
nützlich, weil sie uns zeigen, wo und wie wir anset-
zen müssen, damit sie nicht Wirklichkeit werden. 

Die Konsequenzen, die wir aus den vorliegenden 
Rechnungen zu ziehen haben, sind eindeutig. Wir 
brauchen eine deutliche Beschleunigung unseres 
Wachstums. Aber das kann man nicht anordnen. 
Ein solches Wachstum ist dauerhaft nur zu errei-
che, wenn die Nettoinvestitionen, die inzwischen 
auf das Niveau der Mitte der 60er Jahre zurückge-
fallen sind, wieder kräftig steigen. 

Wie die Bundesbank zu Recht betont, stellt sich 
das Problem der zu geringen Kapitalbildung um so 
schärfer, als in den zurückliegenden Jahren die 
ökonomische Effizenz des vorhandenen Kapital-
stocks gemindert worden ist. Was heißt das? Das 
heißt: es ist unklar, ob überhaupt alle heute unbe-
schäftigten Kapazitäten in der Praxis wieder renta-
bel zu beschäftigen sein werden, etwa weil sie zu 
energieintensiv sind oder weil sie für Produktionen 
vorgesehen sind, die heute billiger aus den Schwel-
len- oder Entwicklungsländern importiert werden 
können. Markante Beispiele sind der Stahlbereich 
und die Werftindustrie. 

Ich bin vor einigen Tagen in Saudi-Arabien ge-
wesen. Ich habe mir in Jubayl am Arabischen Golf 
das derzeit in der Welt wohl größte industrielle Bau-
vorhaben angesehen. Dort werden enorme Kapazi-
täten aufgebaut, vor allem für die Rohöl- und für die 
Gas-Weiterverarbeitung. Es wurde uns drastisch 
vor Augen geführt, welche Anpassungsprozesse bei 
uns noch erforderlich sind, um mit solchen Unter-
nehmen zu konkurrieren, die — wie in diesem Fall 
— mit ganz extrem niedrigen Energiekosten arbei-
ten können. 

Ich will in diesem Zusammenhang hinzufügen, 
daß die Sitzung der deutsch-saudischen Wirt-
schaftskommission am vergangenen Wochenende 
in Riad einen ganz außerordentlich erfreulichen 
Verlauf genommen hat und daß sich hier die 
Früchte jahrelanger Zusammenarbeit auf sehr posi-
tive Weise gezeigt haben. Saudi-Arabien ist 1982 mit 
einem Handelsvolumen von 19 Milliarden DM un-
ser größter arabischer Kunde gewesen und unser 
größter außereuropäischer Kunde nach den Verei-
nigten Staaten. Ich habe die Gelegenheit benutzt, 
nicht nur über Wirtschafts- und Handelspolitik zu 
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sprechen, sondern, wie ich das schon im Dezember 
gegenüber der Regierung von Kuwait getan habe, 
deutlich zu machen — und zwar jetzt auf der 
Grundlage der Regierungserklärung vom 4. Mai —, 
deutlich zu machen in Gesprächen mit dem König 
und dem Außenminister, daß wir die Nahostpolitik 
der Bundesrepublik Deutschland und insbesondere 
die Betonung der freundschaftlichen Beziehungen 
zu Saudi-Arabien fortsetzen werden. 

Unsere industriellen Anlagen sind vielfach aber 
nicht nur zu energieintensiv oder produzieren 
schlichtweg zu teuer, sie sind heute auch älter noch 
als z. B. vor zehn Jahren. Der rapide technische 
Fortschritt, der Einsatz von Mikroelektronik und 
Industrierobotern machen aber gerade die Verjün-
gung unserer Anlagen erforderlich, wenn unsere 
Wirtschaft leistungs- und wettbewerbsfähig bleiben 
soll. Bei manchem hier bei uns herrscht die Ansicht 
vor, daß es keine Aussichten auf die notwendige 
deutliche Hebung des Wachstums und der Investi-
tionen gebe. Grenzen des Wachstums, allgemeine 
Sättigungserscheinungen, mitunter sogar die These 
einer langanhaltenden Stagnation werden ins Feld 
geführt — alles Argumente, die zum Teil eine jahr-
hundertalte Tradition haben, aber dadurch keines-
wegs richtiger werden. 

(Beifall bei der FDP) 

In der Mechanik dieser volkswirtschaftlichen Be-
obachter bedeuten hohe gesamtwirtschaftliche Pro-
duktivität, Rationalisierung und technischer Fort-
schritt konsequenterweise auch weniger Arbeits-
plätze. Diese Rechnung ist falsch. Sie verkennt die 
Kausalität zwischen Produktivität und Wachstum. 
Es ist zwar richtig, daß die rechnerische Produktivi-
tät in Phasen der Stagnation der Wirtschaft steigt. 
Denn es werden ja zuerst die wenig oder gar nicht 
produktiven Kapazitäten und Arbeitsplätze abge-
baut. In einer solchen Situation ist der Produktivi-
tätsanstieg dann allerdings die Folge und nicht die 
Ursache der Arbeitslosigkeit. Es trifft in der Regel 
auch zu, daß auf Grund kurzfristiger Produktivitäts-
steigerungen in der konjunkturellen Erholungs-
phase der Abbau der Arbeitslosigkeit dem Produk-
tionsanstieg hinterherhinkt. Aber gerade durch die 
sinkenden Kosten einer besseren Auslastung der 
Anlagen oder eines produktiveren Einsatzes der Ar-
beitskräfte erhält der Aufschwung Kraft und wird 
das Fundament für einen nachhaltigen Aufschwung 
gelegt. Unter mittelfristiger Perspektive stehen 
hohe Produktivität, hohes Wachstum und hohe Be-
schäftigung erst recht nicht in Widerspruch zuein-
ander, sie bedingen sich sogar. 

Produktivitätsfortschritt, so sagt der Sachver-
ständigenrat im letzten Jahresgutachten, ist nicht 
etwas Gefährliches, sondern es ist der Ertrag der 
Anstrengungen und Einfälle, etwas besser zu ma-
chen als bisher. 

Vizepräsident Westphal: Herr Bundesminister, der 
Abgeordnete Stratmann würde gerne eine Zwi-
schenfrage stellen. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Einen Augenblick noch bitte, gleich. — Die 

Unterdrückung des Bemühens, besser und billiger 
zu sein, als der andere — ich weiß übrigens gar 
nicht, wie dies in einer freiheitlichen Gesellschaft 
durchgesetzt werden sollte —, würde unweigerlich 
bedeuten, nicht nur die Produktivität zu drücken, 
sondern auch die Dynamik der Wirtschaft selbst. 
Die Konsequenz wäre ein Verlust an Wachstum, ein 
Verlust an Einkommen, ein Verlust an Arbeitsplät-
zen. Die Erfahrungen der Vergangenheit belegen 
diese Zusammenhänge. 

Hohe Produktivitätsfortschritte waren immer ein 
Indiz für die Lebendigkeit und Anpassungsbereit-
schaft einer Volkswirtschaft und die Umsetzung 
von Wachstumschancen in mehr Produktion und in 
mehr Wohlstand. 

(Matthöfer [SPD]: Wer bezweifelt das alles, 
Herr Graf Lambsdorff?) 

— Das ist eine gute Zwischenfrage, Herr Kollege 
Matthöfer. Dies alles sehen die Wachstumsskepti-
ker nicht. Die Rechnung, die Herr Vogel aufge-
macht hat — ich zitiere —: „Hoher technischer Fort-
schritt durch Mikroelektronik und niedriges Wachs-
tum durch knappe Rohstoff- und Umweltgüter 
gleich langfristige Massenarbeitslosigkeit" ist 
falsch, Herr Matthöfer. Sie ist falsch, Herr Lahn-
stein. Ich bin deswegen nicht einverstanden mit den 
Folgerungen, die Sie und Ihre Parteifreunde ziehen. 
Nach diesem meiner Auffassung nach mechanisti-
schen Kalkül müßte der technische Fortschritt auf-
gehalten und die verfügbare Arbeit neu verteilt, 
d. h. die Arbeitszeit forciert verkürzt werden. — Sie 
schütteln den Kopf, Herr Lahnstein. Ich nehme Sie 
für diese fehlerhaften theoretischen Ansätze nicht 
in Anspruch. Ich möchte das ausdrücklich sagen. 
Aber es sind nicht so schrecklich viele bei Ihnen. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Herr Bundesminister, er-
lauben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Stratmann? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Nein, jetzt nicht, ich möchte diesen Gedan-
ken zu Ende führen. 

Aber welcher gesunde Menschenverstand, meine 
Damen und Herren, vermag zu verstehen, weshalb 
die richtige Antwort auf unsere Probleme lauten 
soll: Laß dir nichts einfallen und arbeite weniger? — 
Wenn wir dieser von der Opposition empfohlenen 
Strategie folgen wollten, so hätte das fatale Konse-
quenzen. 

(Beifall bei der FDP — Roth [SPD]: Fäl

-

scher!) 

— Herr Roth, Sie haben auch schon intelligentere 
und auch höflichere Zwischenrufe gemacht; 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie 
auch!) 

aber das macht j a nichts. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Roth  [SPD]: Sie haben selten so etwas 

Dummes erzählt!) 
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Durch Aufhalten von Modernisierung, Rationalisie-
rung und technischem Fortschritt würden wir die 
Bundesrepublik zur technologischen Provinz degra-
dieren. Unser Wohlstand würde rapide absinken, 
Umweltschutz und Sozialsystem wären nicht mehr 
zu finanzieren, und die Reallöhne würden massiv 
sinken. Das wäre der Marsch in den kumulativen 
Abschwung und damit in die dauerhafte Massenar-
beitslosigkeit. 

(Roth [SPD]: Sie sind dafür verantwortlich! 
Sture Haltung!) 

Auch, meine Damen und Herren, forcierte Ar-
beitszeitverkürzungen sind nicht die richtige Ant-
wort, ganz zu schweigen von den heute schon ab-
sehbaren Entwicklungen der 90er Jahre, die viel-
leicht wieder längere Lebensarbeitszeiten erforder-
lich machen werden. Wenn die Bundesregierung 
Bemühungen um mehr Flexibilität im Arbeitsleben 
unterstützt, so vor allem, um dem Bürger damit die 
Möglichkeit zu geben, seinen persönlichen Wün-
schen über die Aufteilung der Erträge seiner Pro-
duktivität in Einkommen und Freizeit mehr Raum 
zu geben. 

(Beifall bei der FDP — Wolfram [Reckling

-

hausen] [SPD]: Das ist doch ein Allgemein

-

platz!) 

Daraus, meine Damen und Herren, resultieren si-
cherlich zum Teil auch zusätzliche Arbeitsplätze, 
aber das ist noch lange kein ausreichender Ansatz 
für die Lösung unserer gravierenden Beschäfti-
gungsprobleme. 

Einen flankierenden beschäftigungspolitischen 
Beitrag können flexiblere Arbeitszeitregelungen zu-
dem nur dann leisten, wenn sie von den Tarifpart-
nern gefunden werden, wenn sie sich den Bedürf-
nissen der Unternehmen anpassen 

(Lahnstein [SPD]: Dann müssen Sie mit 
dem Herrn Esser reden!) 

und wenn sie ohne Zusatzbelastungen für die Un-
ternehmen, den Steuer- und Beitragszahler sowie 
die öffentlichen Haushalte vonstatten gehen, d. h. 
wenn nicht nur die Arbeitsplätze, sondern wenn 
auch die Einkommen geteilt werden. — Im übrigen, 
was den Zwischenruf: „Dann müssen Sie mit dem 
Herrn Esser reden!" anlangt: Mit dem habe ich, wie 
Sie wissen, öffentlich diskutiert. Ich habe mich 
selbstverständlich auch unter vier Augen mit ihm 
unterhalten. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie 
scheinen ihn nicht sehr beeindruckt zu ha

-

ben!) 

— Herr Wolfram, das geht nun manchmal so. Sie 
beeindrucken mich nicht, ich beeindrucke Herrn 
Esser nicht. So ist die Welt. Was wollen Sie ma-
chen? 

(Lachen bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es wird sehr interessant sein, zu sehen, meine 
Damen und Herren, wie viele unserer Mitbürger 
freiwillig bereit sein werden, weniger zu arbeiten 
und dafür die notwendigen, nicht unbeträchtlichen 
Einkommensabschläge hinzunehmen. Ich bin da  

sehr skeptisch. Aber vielleicht erweist sich meine 
Skepsis als unbegründet. 

Ich sehe durchaus, Herr Kollege Vogel — um auf 
Ihre Bemerkungen zurückzukommen —, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— er ist da, er sitzt nur ein bißchen weiter hinten —, 
daß unsere Wachstumsmöglichkeiten durch Roh-
stoffverknappungen und durch Umweltbelastungen 
beeinträchtigt werden könnten. Werden allerdings 
die Einsatzfaktoren für die Produktion knapper und 
damit teurer, so werden Anpassungsprozesse einge-
leitet, die gleichzeitig die Produktivität verringern. 
Auch das muß man sehen. Die von Ihnen, Herr 
Vogel, vermutete Schere zwischen Produktivität 
und Wachstum durch natürliche Knappheiten kann 
sich deshalb so, wie Sie es sehen, nicht auftun. Der 
Sachverständigenrat hat auch hierauf in der Zif-
fer 221. seines Gutachtens hingewiesen. Und das 
sollte dort einmal nachgelesen werden. 

(Matthöfer [SPD]: Das machen wir gleich!) 

Ich bin außerdem davon überzeugt, meine Damen 
und Herren, daß wir noch so manche Überraschung, 
und zwar positive, darüber erleben werden, welche 
Antworten moderne Technologien und vermehrte 
Kapitalbildung auf diese Probleme finden werden 
und wie hierdurch die sogenannten natürlichen 
Grenzen des Wachtums hinausgeschoben werden 
können. 

Die Bundesregierung hat im Jahreswirtschafts-
bericht und in der Regierungserklärung vom 4. Mai 
ihre wirtschaftspolitischen Absichten erläutert. Wir 
haben die grundlegende wirtschaftspolitische 
Kehrtwendung eingeleitet, um dafür Sorge zu tra-
gen, daß das ökonomische Wachstum wieder deutli-
cher steigt, als es in den letzten Jahren der Fall 
war. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Kehrt
wende des Grafen!) 

Dabei haben wir bewußt auf die Anwendung der 
alten Rezepte verzichtet; denn diese haben ja zum 
Teil die Schwierigkeiten, mit denen wir es heute zu 
tun haben, hervorgebracht. 

Trotz dieser Erfahrungen beharrt die Opposition 
bei ihrer beschäftigungspolitischen Strategie, auf 
öffentlichen Nachfrageprogrammen. Aber die Fi-
nanzierungsmodalitäten bleiben, wie so oft bei Ih-
ren Vorschlägen, im Vagen oder im Dunkeln. Das 
haben Ihnen gerade in diesen Tagen zehn reno-
mierte Professoren, die Ihrer Partei angehören, öf-
fentlich bescheinigt. 

Was helfen, meine Damen und Herren, großange-
legte staatliche Nachfrageprogramme, wenn z. B. 
die Zinsen an den Kapitalmärkten daraufhin stei-
gen und durch unterlassene private Investitionen 
Arbeitsplätze an anderer Stelle vernichtet werden? 
Sie helfen überhaupt nichts. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es! — Roth 
[SPD]: Bei Ihnen steigen die Zinsen ohne 

Beschäftigungspolitik!) 

Ihr Hinweis, Herr Kollege Vogel, man könne doch 
die Entlastung bei der Vermögensteuer rückgängig 
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machen, verkennt zwei Dinge: erstens, den Betrag 
von 1,5 Milliarden DM. Es ist überhaupt keine Rede 
davon, daß das auch nur annähernd eine Größen-
ordnung wäre, die Ihren Vorstellungen von öffentli-
chen Beschäftigungsprogrammen entsprechen 
könnte. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das ist 
nur ein Punkt!) 

Zweitens. Aber, meine Damen und Herren, es 
muß erreicht werden, daß die ertragsunabhängigen 
steuerlichen Belastungen unserer Unternehmen 
zurückgeführt werden. Und wenn eine Steuer in 
ihrer Anlage falsch ist, dann bleibt sie auch falsch, 
wenn sie Vermögensteuer heißt und aus diesem 
Grunde bei Ihnen auf Sperren stößt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Matthöfer [SPD]: Ist die von Ihnen erhöhte 

Umsatzsteuer ertragsabhängig?) 

— Wir sind uns doch wohl immer darüber einig 
gewesen, Herr Matthöfer, Sie und Ihr Vorgänger im 
Amte und ich, 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das weiß er 
alles nicht mehr!) 

daß ein Austausch hin zu mehr Belastung durch 
indirekte Steuern und weg von zu hoher Belastung 
durch direkte Steuern in einem vernünftigen und 
modernen Steuersystem richtig ist. Das haben Sie 
doch nie bestritten. Warum bestreiten Sie es denn 
jetzt? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Matthöfer [SPD]: Sie wollen die ertrags

-

unabhängigen Steuern senken und erhö

-

hen die Umsatzsteuer!) 

— Nein. Die Umsatzsteuer haben wir erhöht; das ist 
vollständig richtig. Und wir haben sie teilweise ein-
gesetzt, um in Bereichen, in denen Investitionen 
getätigt werden, die steuerlichen Rahmenbedingun-
gen zu verbessern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das ist völlig eindeutig und klar das Konzept die-
ser Regierung und dieser Politik. Ich habe das doch 
schon einmal angeregt. Das liegt aber schon ein 
bißchen zurück. Das war am 9. September vorigen 
Jahres. Deswegen werden Sie verstehen, daß ich 
nichts dagegen habe. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das weiß er 
doch selber!) 

Meine Damen und Herren, unser wirtschaftliches 
Konzept geht gegenüber dieser Strategie davon aus, 
daß mit einer nachhaltigen Verbesserung der Be-
schäftigungslage nur gerechnet werden kann, wenn 
die Unternehmensinvestitionen wieder deutlich 
steigen. Das bedeutet nicht, daß diese Regierung 
konsumfeindlich eingestellt wäre. Im Gegenteil! 
Nur mit mehr Wachstum und mit mehr Investitio-
nen läßt sich auch unser Konsumniveau nachhaltig 
heben. 

Man mag die Frage stellen, ob ein Wachstumspro-
zeß in Gang gesetzt und aufrechterhalten werden 
kann, der primär von den Investitionen getragen  

ist. Es ist übrigens eine Formel, die wir schon da-
mals gemeinsam entwickelt haben, daß die 80er 
Jahre Jahre der Investition, nicht des Konsums sein 
müssen. Auch daran sollten Sie sich gelegentlich 
erinnern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Matthöfer [SPD]: Aber nicht bei Senkung 

der Realeinkommen!) 

— Daß die Realeinkommen bei uns zurückgehen 
müssen, nachdem das in allen anderen westlichen 
Ländern der Fall gewesen ist — aber, Herr Matthö-
fer, ich komme noch zu diesem Thema —, und daß 
das Festhalten an der Steigerung der Realeinkom-
men dazu führt, daß diejenigen, die Arbeitsplätze 
haben, immer mehr verdienen und die anderen, die 
Arbeitsplätze verlieren, immer weniger bekommen, 
ist doch auch offensichtlich! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Nein, ich halte dieser Frage, ob ein Wachstumspro-
zeß von Investitionen eigentlich nachhaltig in Gang 
gesetzt werden kann, entgegen: Nur wer investiert, 
bleibt auf Dauer wettbewerbsfähig. Das wird zwi-
schen uns unbestritten sein. Der Modernisierungs-
bedarf — Investitionen gerade in neue, kostengün-
stigere und effizientere Produktionstechniken, z. B. 
Mikroelektronik, z. B. numerisch gesteuerte Werk-
zeugmaschinen — ist sehr hoch. Durch den Abbau 
von Investitionshemmnissen eröffnen sich neue 
Marktchancen. Nachfrage nach mehr Investitions-
gütern strahlt auch in andere Bereiche aus, z. B. in 
die Verbrauchsgüterindustrie oder in die Dienstlei-
stungen. Investitions- und Konsumnachfrage stei-
gen dann Hand in Hand. Investitionsnachfrage löst 
schließlich erhöhten Investitionsbedarf auch in den 
Investitionsgüterindustrien selbst aus, und all das, 
meine Damen und Herren, kommt letztlich dem Ar-
beitsmarkt zugute. 

Nun hängt die Investitionstätigkeit der Unterneh-
men vor allem von den aktuellen, aber eben auch 
von den erwarteten Unternehmenserträgen ab. Zu-
gleich müssen diese Erträge in einem vernünftigen 
Verhältnis zu den Zinserträgen stehen, die man mit 
risikoarmen Finanzanlagen auf den Geld- und Ka-
pitalmärkten erzielen kann. In den letzten Jahren 
hat sich dieses Verhältnis sehr stark zuungunsten 
der Investitionsrenditen verschoben. Diese Ent-
wicklung muß umgekehrt werden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Zuruf 
des Abg. Lahnstein [SPD]) 

— Nein, das ist sie noch längst nicht! Das ist sie 
nicht, Herr Lahnstein. Wir können gern an Hand 
praktischer Beispiele darüber diskutieren, ob das 
der Fall ist. 

Diese Entwicklung muß vor allem im Interesse 
von mehr Arbeitsplätzen, im Interesse von weniger 
Arbeitslosen umgekehrt werden. Vor allen Dingen 
deshalb plädiert die Bundesregierung — wie auch 
der Sachverständigenrat — für eine Politik der Zu-
rückhaltung bei Löhnen und Lohnnebenkosten — 
dafür ist nämlich der Staat verantwortlich — sowie 
auch und vor allem für eine stärkere Differenzie- 
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rung der Löhne nach Qualifikationen, nach Regio-
nen und auch nach Branchen. 

Meine Damen und Herren, auch wenn es ungern 
gehört wird, wiederhole ich es doch — Herr Matthö-
fer, ich habe die Frage eben schon in einem ande-
ren Zusammenhang beantwortet —: Arbeit ist in 
der Bundesrepublik durchaus mehr vorhanden, als 
angeboten wird, aber leider nicht zu den geforder-
ten Preisen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Arbeit ist in der Bundesrepublik zu teuer gewor-
den. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Meine Damen und Herren, die notwendige dauer-
hafte Korrektur der Einkommensverteilung zugun-
sten von mehr Markteinkommen, insbesondere der 
Unternehmenserträge, erfordert ganz gewiß einen 
beträchtlichen sozialen Konsens. Die Bundesregie-
rung will ihn durch zwei Initiativen erleichtern, ein-
mal durch die Intensivierung des wirtschaftlichen 
und sozialen Dialogs, denn wir brauchen das vorbe-
haltlose Gespräch zwischen und mit den Vertretern 
von Gewerkschaften und Arbeitgebern, um die wirt-
schafts-, finanz- und sozialpolitischen Probleme zu 
beraten. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU — Roth [SPD]: Das sagt der, der die 
Konzertierte Aktion kaputtgemacht hat!) 

— Herr Roth, davon kann doch überhaupt keine 
Rede sein! Als ich Bundeswirtschaftsminister ge-
worden bin, war sie kaputt, und ich habe mich 
darum bemüht und daran gestrickt, sie wieder zu-
sammenzubringen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Roth  [SPD]: Wer hat denn die Mitbestim

-

mung bekämpft?) 

— Herr Roth, wenn Sie von Mitbestimmung reden, 
will ich Ihnen ein Beispiel entgegenhalten. Wenn 
Sie unter Mitbestimmung der Arbeitnehmer das 
verstehen, was Herr von Dohnanyi in Hamburg 
macht, nämlich die Arbeitnehmerbank, die ge-
schlossen gegen ihn ist, durch Aktionäre seiner 
Auswahl unter Nichtberücksichtigung der Minder-
heitsaktionäre totstimmen zu lassen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

wenn das Ihre Mitbestimmung ist, so finden Sie 
mich auf dieser Seite nicht! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Haase  [Kassel] [CDU/CSU]: Hervorra

-

gend!) 

Meine Damen und Herren, wenn ich das schon 
höre! Immer werden diese pathetischen Mitbestim-
mungs-Zwischenrufe gemacht, und in der Praxis, 
wo Sozialdemokraten das Sagen haben, 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Sieht es ganz 
schlimm aus!) 

werden die Arbeitnehmer niedergebügelt! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: „Vorwärts"! — 

Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Ja, die Zeitun

-

gen! Ein einziger Jammer!) 

Meine Damen und Herren, wir wollen zum ande-
ren den sozialen Dialog durch eine aktive Förde-
rung der Bildung von Produktivkapital in Arbeit-
nehmerhand erleichtern. Die Bundesregierung 
wird dazu noch vor der Sommerpause einen Ent-
wurf zum 936-DM-Gesetz verabschieden und vorle-
gen. 

Die uns gegebenen Alternativen müssen allen Be-
teiligten klar sein. Es sind ernsthafte und nicht be-
queme Alternativen. Ich füge das sofort hinzu. Ent-
weder wird an dem Prinzip einer falsch verstande-
nen sozialen Symmetrie, die von gleichen Zuwachs-
raten der einzelnen Einkommensarten ausgeht, 
festgehalten — das würde die Lösung unserer Pro-
bleme weit hinausschieben, wenn nicht gar verhin-
dern. Oder die Unternehmenserträge und Investi-
tionen werden ausreichend gestärkt — das gewähr-
leistet eine neue Wachstumsdynamik, bessere 
Staatsfinanzen, eine solidere Basis für das soziale 
Sicherungssystem und nicht zuletzt neue Arbeits-
plätze. Dies sind die Alternativen. Sie zu verniedli-
chen hat überhaupt keinen Zweck. 

Ich weiß, daß die Gewerkschaften hier besonders 
gefordert sind. Ich bin in dem Punkt zuversichtlich, 
weil sie sich über die Jahre hinweg durch hohe wirt-
schaftspolitische Verantwortungsbereitschaft aus-
gezeichnet haben. Die Tarifrunde dieses Jahres 
stützt dieses Urteil. Ich hoffe zuversichtlich, daß es 
auch der ÖTV gelingen wird, zu einem Ergebnis zu 
kommen, das öffentliche Haushalte insgesamt und 
Volkswirtschaft nicht unnötig und zusätzlich bela-
stet. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Dann 
folgen Sie doch auch den gewerkschaftli

-

chen Vorstellungen zur Beschäftigungspo

-

litik!) 

Meine Damen und Herren, auch der Staat hat in 
unserem Konzept zur Überwindung der Arbeitslo-
sigkeit eine entscheidende Funktion. Wir sehen in 
ihm nicht den Nachtwächterstaat, Herr Roth, wie es 
die Opposition so oft und so gern behauptet, aber 
wir sehen seine Funktion anders als Sie, meine Da-
men und Herren von der Sozialdemokratischen 
Partei. 

(Zuruf des Abg. Roth [SPD]) 

— Ich komme noch dazu; das kriegen wir später, 
Herr Roth. 

Im Jahreswirtschaftsbericht haben wir darge-
stellt, wie sehr die finanzpolitische Vorsorge für die 
Zukunft in den letzten Jahren ins Hintertreffen ge-
riet. Ich erinnere hier an die Erhöhung der Staats-
quote seit 1970 von 39 % auf über 50 %, an die Erhö-
hung der Abgabenquote im gleichen Zeitraum um 6 
Prozentpunkte auf über 42 %, wobei dieser Anstieg 
fast ausschließlich auf die Zunahme der Sozialabga-
ben zurückzuführen ist, und die Erhöhung der 
Staatsverschuldung seitdem von gut 120 Milliarden 
DM auf jetzt über 600 Milliarden DM, also auf das 
Fünffache. Der bremsende Einfluß des Staates 
durch vielfältige Behinderungen privater Initiative 
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auf Grund gesetzlicher Vorschriften und auf Grund 
der Bürokratisierung kommt in diesen Zahlen noch 
gar nicht zum Ausdruck. 

All dies hat den Ablauf marktwirtschaftlicher An-
passungsprozesse erheblich erschwert, wenn nicht 
gar gänzlich verhindert. Gewiß hat es für jede ein-
zelne Entscheidung gute Gründe gegeben. Auch die 
Energiepreisexplosion oder die Ergebnisse des Bon-
ner Weltwirtschaftsgipfels haben ihren Teil dazu 
beigetragen. Aber in der Kumulation haben sie un-
sere Wirtschaft überfordert, und diesen Trend müs-
sen wir umkehren. 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]) 

Das heißt vor allem: 

Erstens müssen die hohen Defizite der öffentli-
chen Haushalte in ihren strukturellen Teilen nach-
haltig zurückgeführt werden. Denn neben der Stär-
kung der Unternehmenserträge zur Eigenfinanzie-
rung von Investitionen ist auch eine steigende Inan-
spruchnahme der privaten Ersparnisbildung durch 
externe Finanzierung erforderlich. Die hohe Bean-
spruchung der Kapitalmärkte durch die öffentli-
chen Haushalte muß rechtzeitig zurückgeführt sein, 
bevor die steigende Kreditnachfrage privater Inve-
storen auf den Markt trifft und damit die Zinsen 
hochgehalten bzw. hochgetrieben werden. 

Zweitens. Die Belastung der Bürger und der 
Wirtschaft darf nicht weiter steigen. Sie geht jetzt 
schon zu weit. Leistungsverweigerung, Schwarzar-
beit, Fiskalverdrossenheit nehmen sonst zu. Soweit 
in Teilbereichen der sozialen Sicherung Beitragser-
höhungen unvermeidlich sind, muß in anderen Teil-
bereichen entsprechend kompensiert werden. Jeder 
weiß, daß das politisch schwierig ist. Das sehen wir 
auch in den Gesprächen des Arbeits-, des Finanz- 
und des Wirtschaftsministers über eine neue Ren-
tenformel. Ich will aber die Gelegenheit nutzen, um 
ausdrücklich zu sagen, daß diese Gespräche sehr 
konstruktiv geführt werden und daß sie nach mei-
ner festen Überzeugung zu positiven Ergebnissen 
gelangen werden. 

(Roth [SPD]: Für wen?) 

— Im wesentlichen, Herr Roth, für die Sicherung 
unserer sozialen Sicherungssysteme, für ihre Fi-
nanzierbarkeit, für die Rentner und für die Arbeits-
losen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die kleinen Leute haben nichts davon, meine Da-
men und Herren, wenn man ihnen Zusagen und 
Inaussichtstellungen macht, die man nicht finanzie-
ren kann, von denen man nicht weiß, wie man sie 
bezahlen soll. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Bindig [SPD]) 

Die haben viel mehr Sinn für Solidität, als Sie es 
manchmal vermuten, Herr Roth, und als Sie nach-
empfinden können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich komme noch einmal auf die Gespräche zwi-
schen den drei Ressortchefs zurück. Im Vergleich 
zu früher zeigt sich eine wesentliche Erleichterung, 
weil alle drei Beteiligten in den gleichen ordnungs-
politischen Kategorien denken. 

Drittens müssen wir das Steuer- und Abgabensy-
stem investitions- und leistungsfreundlicher gestal-
ten. 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]) 

Deshalb haben wir nach den zu Beginn dieses Jah-
res in Kraft getretenen Steuererleichterungen wei-
tere steuerliche Entlastungen in einer Größenord-
nung von 3,5 Milliarden DM beschlossen, die gerade 
auch die Belastung der kleinen und mittleren Un-
ternehmen reduzieren. Aber auch die erforderliche 
und für diese Legislaturperiode angekündigte Re-
form des Einkommen- und Lohnsteuertarifs muß 
im Interesse der Verbesserung der Leistungsanrei-
ze, sobald die Finanzlage es zuläßt, verwirklicht 
werden. Auch um hierfür die erforderlichen be-
trächtlichen Mittel freizubekommen, bedarf es 
schneller Erfolge bei der Lösung der Konsolidie-
rungsaufgaben. 

Es ist viertens entscheidend, daß der Ausgaben-
anstieg eng begrenzt wird. Er wird deshalb deutlich 
unter dem erwarteten Anstieg des nominellen Brut-
tosozialprodukts liegen. Wir haben Einsparungen 
bei den komsumtiven Ausgaben mit Schwerpunkt 
bei den Sozialausgaben und beim öffentlichen 
Dienst beschlossen. Zugleich werden zusätzliche 
wachstumsfördernde Maßnahmen im Volumen von 
1 bis 1,5 Milliarden DM finanziert werden. Insge-
samt ergibt sich für den Haushalt so eine erhebli-
che Umstrukturierung zugunsten der produktivi-
tätsfördernden und investiven Verwendung. Wir ha-
ben bei der Konsolidierung sowohl der öffentlichen 
Haushalte als auch der sozialen Sicherungssysteme 
wichtige Fortschritte erzielt. Weitere Einsparungen 
— auch in anderen Bereichen — werden künftig 
notwendig. Dafür haben wir den Auftrag des Wäh-
lers, und ihm müssen wir gerecht werden. 

Meine Damen und Herren, der Sachverständi-
genrat hat in seinem Jahresgutachten zu Recht 
festgestellt, daß die Finanzpolitik zwar einen we-
sentlichen Beitrag für die Wiederbelebung der Inve-
stitionstätigkeit leisten kann, aber nicht den Haupt-
beitrag. Es bedarf darüber hinaus der Festlegung 
und Durchsetzung einer überzeugenden marktwirt-
schaftlichen Politik in allen Bereichen, insbeson-
dere in allen Bereichen staatlichen Handelns, mit 
einer klaren Absage an staatliche Interventionis-
men, an Bürokratisierung und Strukturlenkung der 
Wirtschaft. 

Der vordringlichen Aufgabe der Wiederbelebung 
und der Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft 
haben sich gerade im Hinblick auf die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze andere Wünsche und Interes-
sen unterzuordnen, mögen sie für sich betrachtet 
auch noch so wichtig erscheinen. Herz und Motor 
einer marktwirtschaftlichen Ordnung ist eine ge-
sunde mittelständisch strukturierte Wirtschaft. Sie 
belebt den Wettbewerb, und sie bietet den geeigne-
ten Rahmen für die Entfaltung privater Initiative. 
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Mit ihrer Dynamik spielt die mittelständische Wirt-
schaft eine wichtige Rolle für die Wiedergewinnung 
von Wachstum und für die Sicherung und Schaf-
fung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen. Deshalb 
muß der Mittelstand gestärkt werden. 

Allerdings ist Mittelstandspolitik nicht die Vertei-
lung finanzpolitischer Sondergeschenke. Für uns 
kommt es in erster Linie darauf an, durch günstige, 
verläßliche und damit kalkulierbare wirtschafts- 
und gesellschaftspolitische Rahmenbedingungen in 
einer konsequent marktwirtschaftlichen Politik die 
Grundlage für einen leistungsfähigen Mittelstand 
zu legen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, marktwirtschaftliche 
Politik verlangt, daß wir auch das Problem des Sub-
ventionsabbaus angehen, selbst dann, wenn sich Er-
folge nicht von heute auf morgen einstellen. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Natürlich kenne ich die Kritik, daß beim Subven-
tionsabbau nichts geschieht. 

(Schlatter [SPD]: Genauso ist es!) 

Aber auch Sie kennen die Hindernisse. Auch Sie 
kennen das Argument, daß der weitaus größte Teil 
der bestehenden Subventionen aus Gründen der 
Arbeitsplatzsicherung gegeben worden ist; Gründe, 
die heute zumeist noch fortbestehen. 

(Matthöfer [SPD]: Wir haben ja auch kei-

nen linearen Abbau von 8% gefordert, Herr 
Graf Lambsdorff, wie Sie genau wissen!) 

— Mal langsam, Herr Matthöfer. Ganz so war die 
Diskussion j a nicht. 

(Matthöfer [SPD]: Nein?) 

— Ich habe immer die Auffassung vertreten, daß es 
richtig und sinnvoll wäre, den linearen, prozentua-
len Abbau zunächst einmal zu verlangen, nicht weil 
ich glaubte, daß er durchsetzbar sei, sondern weil 
ich glaube, daß dann, wenn man das verlangt, die 
Beweislast, daß das angeblich nicht gehe, bei dem-
jenigen liegt, dem man etwas kürzen will. Es ist 
eines unserer großen Probleme, 

(Matthöfer [SPD]: Wem kürzen Sie jetzt et

-

was?) 

daß im selben Augenblick, in dem Sie Subventionen 
abbauen wollen, nicht nur die Unternehmen, son-
dern selbstverständlich auch die Gewerkschaften 
und zahllose Kollegen Ihrer Fraktion — ich gucke 
gerade einmal so ein bißchen hinter Sie — bei uns 
auf der Matte stehen und erklären: Das geht natür-
lich unter keinen Umständen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Gerade deswegen habe ich eine Vorliebe, eine ge-
wisse Neigung für den Vorschlag der linearen Kür-
zung nach dem Schweizer Muster, nämlich um die 
Beweislast auf die andere Seite zu schieben. Die 
müssen uns dann nämlich dartun, warum das unter 
gar keinen Umständen gemacht werden kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir werden auch vor dieser Aufgabe nicht kapitu-
lieren; denn Subventionen sind und bleiben nun 
einmal schädlich. Wachstumschancen werden ver-
schenkt, kranke Strukturen auf Kosten der gesun-
den und expansiven Bereiche erhalten und Arbeits-
plätze letztlich nur um den Preis dauernd steigen-
der Nachschußpflichten des Staates erhalten. Ge-
rade die jüngsten Erfahrungen im Stahlbereich und 
mit den Werften lehren, daß die Bedingungen für 
den Subventionsabbau bereits im voraus festgelegt 
werden müssen, wenn wir in Ausnahmefällen den 
Grundsatz der vollen Eigenverantwortlichkeit der 
Unternehmen, ihrer Eigentümer und ihrer Banken 
durchbrechen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Auf die Frage, die Herr Vogel vorhin gestellt hat 
— ob denn nun eigentlich die Stahlsubventionen in 
der Europäischen Gemeinschaft aufhören —: Ja, 
wenn sich alle Regierungen an das halten, was im 
Subventionskodex vereinbart worden ist. Diese Vor-
aussetzung, Herr Vogel, muß ich selbstverständlich 
machen; denn ich kann mit niemandem in irgend-
welche Finanzministerien fahren und dort mit Ge-
walt die Türen schließen lassen, wenn die subven-
tionieren wollen. Wenn der Subventionskodex ein-
gehalten wird, der in Europa miteinander verein-
bart worden ist, wenn die Kommission ihrer Pflicht 
genügt, auf die Einhaltung des Subventionskodex 
zu dringen, wenn die Kommission ihrer Pflicht ge-
nügt, auch auf die Einhaltung des Quotensystems 
zu dringen — aber wir sind ja nicht in der besten 
Position bei der Einhaltung des Quotensystems an-
gesichts des Verhaltens deutscher Unternehmen 
bei ihrer Stahlproduktion —, dann wären wir einen 
guten Schritt weiter. Ich hoffe, daß uns das in den 
nächsten Tagen, auch mit Hilfe des Europäischen 
Rates und anschließend des Ministerrates in Brüs-
sel bzw. Luxemburg gelingen wird. 

Wo Subventionen tatsächlich unausweichlich 
sind, müssen wir sie grundsätzlich befristen. Wir 
müssen sie in ihren Zielen so umschreiben, daß ihr 
Erfolg nachprüfbar bleibt. Für den Mitkonkurren-
ten am Markt darf kein gravierender Wettbewerbs-
nachteil entstehen. Das muß stärker als bisher be-
rücksichtigt werden. 

Bundesregierung und Bundesländer sind schließ-
lich übereinstimmend der Meinung, daß staatliche 
Hilfen den notwendigen Anpassungsprozeß im 
Werft- und Stahlbereich, d. h. die Umstrukturie-
rung und namentlich den Kapazitätsabbau, nicht 
erschweren dürfen. Herr Roth, Sie mögen dieses 
Bekenntnis zu privater Initiative und zu marktwirt-
schaftlicher Anpassung — so haben Sie es jeden-
falls am 5. Mai 1983 getan — als Abstinenz einer 
Industriepolitik im Wirtschaftsministerium, als 
Sich-Verweigern des Steuern eines Modernisie-
rungsprozesses bezeichnen. Ja, ich bestätige Ihnen: 
Ich halte nichts von einem bürokratisch gesteuer-
ten Wirtschaftssystem und nichts vom Marsch in 
die Intervention; 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

denn das scheinen Sie mit dem Begriff Industriepo

-

litik zu verbinden. Mit solchen Rezepten haben an- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 11. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Juni 1983 	557 

Bundesminister Dr. Graf LAmbsdorff 
dere Länder sozial und wirtschaftlich kostspieligen 
Schiffsbruch erlitten. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Das Konzept der Koalition von Union und FDP 
beruht auf der Erkenntnis und auf der Erfahrung, 

(Zuruf des Abg. Roth [SPD]) 

daß die Soziale Marktwirtschaft als ein offenes und 
effizientes System die Bedürfnisse der Menschen 
besser als alle anderen Wirtschaftssysteme zu be-
rücksichtigen vermag. Die marktwirtschaftliche 
Ordnung ist zugleich elementarer Bestandteil unse-
rer freiheitlichen, demokratischen Gesellschaft. 

Herr Roth, ich will Ihren Zwischenruf aufgreifen. 
Wenn ich Sie eben phonetisch richtig verstanden 
habe, haben Sie gesagt, beim Stahl sei das Ergebnis 
marktwirtschaftlicher Prozesse j a doch eine völlige 
Pleite, eine völlige Katastrophe. 

(Roth [SPD]: Nein, ich habe nur auf die 
Urteile der „Treuarbeit" hingewiesen!) 

— Sie wollen doch wohl nicht behaupten, daß die 
Entwicklung der Stahlindustrie in Europa noch ir-
gend etwas mit Marktwirtschaft zu tun gehabt 
habe. Staatsinterventionen, staatliche Subventio-
nen, staatliche Eingriffe in marktwirtschaftlich ge-
ordnete Verhältnisse haben dazu geführt, daß die-
ser ruinöse Zustand entstanden ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Hätte man die europäische Stahlindustrie ohne 
Subventionen dem Wettbewerb ausgesetzt, hätten 
wir gewiß eine kleinere Stahlindustrie, hätten wir 
kleinere Einheiten, aber wir hätten eine wettbe-
werbsfähige Stahlindustrie und nicht die Gefähr-
dung von weiteren Arbeitsplätzen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, unser Kurs zur Stär-
kung der Marktkräfte beinhaltet auch den Abbau 
der zahlreichen in der Vergangenheit in manchen 
Bereichen aufgetürmten Investitionshindernisse, 
z. B. im Wohnungsbau, wo mit der Änderung der 
Mietgesetzgebung ein recht großer Schritt nach 
vorn gemacht worden ist, bei den neuen Kommuni-
kationstechniken, wo wir mehr Raum für private 
Initiative schaffen müssen, bei der Kernkrafttech-
nik, wo inzwischen die Weichen für eine kostengün-
stigere Energieversorgung der Unternehmen ge-
stellt worden sind. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

— Mit irgendeiner Bemerkung muß ich heute doch 
auch bei Ihnen Freude erregen. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Das glau

-

ben Sie doch wohl selber nicht!) 

Aber wir dürfen uns auch nichts vormachen: Wir 
sorgen auch für mehr und für neuen Bürokratis-
mus. Das, was ich jetzt sage, wird auch niemanden 
erfreuen. Nehmen Sie einmal die 7. gesellschafts-
rechtliche Richtlinie der EG. Wir kamen aus Brüs-
sel zurück und lobten unsere europäische Großtat 
auf dem Gebiet der Harmonisierung. Mit vollem 
Recht, europapolitisch gesehen. Nehmen Sie einmal 
die 4. gesellschaftsrechtliche EG-Richtlinie, die Bi-

lanzrichtlinie, mit größerer Publizitäts-, Bilanzie-
rungs- und Abschlußpflicht für Tausende von Ge-
sellschaften mit beschränkter Haftung. Oder neh-
men Sie — jetzt wird es noch unangenehmer — die 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung. Das war alles 
notwendig und ist gänzlich unbestritten. Alles be-
deutet mehr Regelung, mehr Eingriff, mehr Büro-
kratie. So machen wir fröhliche Fortschritte unter 
Zustimmung aller mit der Begründung der Notwen-
digkeit. 

Wo bleibt der Abbau? Wir sind bis jetzt nur in der 
Lage gewesen, ganz kleine Stückchen zurückzuge-
hen. Hier müssen wir weiterkommen. 

(Zuruf des Abg. Lahnstein [SPD]) 

— Es wird schon zugehört, Herr Lahnstein. — In 
meinen Augen hat der entscheidende Punkt bei der 
Wiederbelebung und bei der Freisetzung dynami-
scher Kräfte unserer Wirtschaft hiermit zu tun. 

Meine Damen und Herren, es gilt eben auch hier, 
was ich zur finanzpolitischen Entwicklung gesagt 
habe: Jede einzelne Regelung hat ihren guten Sinn, 
in der Masse lähmen sie unsere Wirtschaft, würgen 
sie Initiative ab, und deshalb darf es so nicht weiter-
gehen. Wir müssen das Gewirr der Investitions-
hemmnisse lichten, die in zahlreichen Vorschriften, 
bürokratischen Verhaltensweisen, im Verwaltungs-
vollzug und in vom Gesetzgeber häufig nicht ge-
wollten Auslegungen der Gesetze liegen. 

Aber die Aufforderung geht auch an den Gesetz-
geber, seinen Regelungsdrang etwas zu beschrän-
ken, und zwar auf allen staatlichen Ebenen. Das ist 
ohne Zweifel ein langwieriger, schwieriger Weg, auf 
dem es sicherlich immer wieder Rückschläge und 
Enttäuschungen geben wird. Aber er muß dennoch 
gegangen werden. 

Was ich hier gesagt habe, gilt — auch wenn Sie, 
Herr Kollege Vogel, nur die eine Seite der Medaille 
beleuchtet haben — auch für die ausbildungshem-
menden Vorschriften im Jugendarbeitsschutzge-
setz. Wenn durch Einschränkung dieser Ausbil-
dungshemmnisse mehr Arbeitsplätze, mehr Ausbil-
dungsplätze zur Verfügung gestellt werden, ist es 
eine vernünftige Maßnahme, ist es ein vernünftiger 
Schritt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, zur marktwirtschaftli-
chen Politik gehört auch, alles in unserer Kraft Ste-
hende zu tun, um das Ausufern protektionistischer 
Tendenzen zum Stillstand zu bringen. Die in Wil-
liamsburg versammelten Regierungschefs waren 
sich alle darin einig, daß im Zuge der wirtschaftli-
chen Belebung bestehende Handelshemmnisse und 
wettbewerbsverzerrende Maßnahmen abgebaut 
werden müssen. Ohne ein offenes, multilaterales 
Welthandelssystem werden Industrie- und Entwick-
lungsländer die auf sie zukommenden Belastungs-
proben nicht bewältigen können. Für uns alle gilt: 
Märkte sind wie Fallschirme, sie funktionieren nur, 
wenn sie offen sind. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Das, meine Damen und Herren, hat besondere 
Bedeutung für die Entwicklungsländer. Ich komme 
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gerade aus Belgrad, wo ich als Ratspräsident der 
Europäischen Gemeinschaft an der Eröffnung der 
6. UNCTAD teilgenommen habe. Mein Eindruck 
vom bisherigen Verlauf war, daß trotz unterschied-
licher Ansichten von Industrie- und Entwicklungs-
ländern über die Lösung der zu überwindenden 
Schwierigkeiten allseits die gute Absicht besteht, in 
der Konferenz auch zu Fortschritten im Nord-Süd

-

Dialog zu gelangen. Meine Erfahrung in Manila war 
— also auf UNCTAD V—, daß alle Resolutionen, die 
mittels Mehrheitsentscheidungen gefaßt wurden, 
mehr oder weniger im Papierkorb landeten, daß 
aber das, was im Konsenswege vereinbart wurde, 
schließlich verwirklicht wurde oder wenigstens auf 
gutem Wege ist. Ich habe das in Belgrad sehr offen 
gesagt und hoffe, daß die Konsequenzen daraus ge-
zogen werden. Das Gesprächs- und Verhandlungs-
klima war in Belgrad nach meinem persönlichen 
Eindruck in den ersten Tagen besser, kompromiß-
bereiter, moderater, als es einige Jahre zuvor in 
Manila der Fall gewesen ist. 

Wir jedenfalls werden uns sorgfältig mit den An-
liegen der Enwicklungsländer auseinandersetzen 
und werden uns für marktwirtschaftliche Antwor-
ten in vielen Bereichen einsetzen. Dazu gehört die 
Weiterführung der Entwicklungshilfe auf hohem 
Niveau. Dazu gehört auch, daß wir mit gutem Bei-
spiel vorangehen und in unserer Entwicklungspoli-
tik nicht auf das Instrument der Lieferbindung und 
damit auf dirigistische Maßnahmen zurückgreifen. 

(Matthöfer [SPD]: Hört, hört bei der CDU!) 

Aber es gehört nicht dazu — Herr Kollege Matthö-
fer, hören Sie bitte jetzt auch zu, fordern Sie nicht 
nur andere zum Zuhören auf —, es gehört nicht 
dazu, Herr Vogel, daß wir neue Sonderziehungs-
rechte schaffen und damit Entwicklungshilfe fi-
nanzieren, wie Sie das heute vorgeschlagen haben, 
was im übrigen eine Abkehr von den Prinzipien der 
früheren Regierung ist. 

(Zuruf des Abg. Lahnstein [SPD]) 

— Wenn, Herr Lahnstein, damit gemeint ist, daß 
der internationale Währungsfonds zur Bewältigung 
der Lösung der Verschuldungsprobleme vieler ein-
zelner Länder die notwendigen Mittel zur Verfü-
gung gestellt bekommen soll 

(Lahnstein [SPD]: Einschließlich Sonder

-

ziehungsrechte!) 

— einschließlich Sonderziehungsrechte —, wenn 
damit gemeint ist, daß das weiterhin konditioniert 
zu vergebende Mittel sind, 

(Matthöfer [SPD]: Was denn sonst?) 

dann können wir uns einigen. „Was denn sonst?", 
fragen Sie. Ich habe vorhin diesen Zusatz bei Herrn 
Kollegen Vogel vermißt. Wenn ich das nun vermißt 
oder nicht gehört habe, werde ich mir erlauben dür-
fen, darauf aufmerksam zu machen; denn dies ist, 
wie Sie wissen, ein außerordentlich heikler Punkt. 

(Matthöfer [SPD]: Sie lenken ab!) 

- Nein, nein, ich lenke nicht ab. 
(Matthöfer [SPD]: Kommen wir zur Liefer

-

bindung, die Ihr Kollege Warnke haben 
will!) 

— Nein, das ist ja gar nicht richtig. Sie müssen nun 
auch nicht alles glauben, was in den Zeitungen 
steht. Das tun  Sie-ja  sonst auch nicht, Herr Matthö-
fer; Sie glauben nicht einmal an den „Vorwärts", 
und das mit gutem Recht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen hier 
dargelegt, welcher Strategie diese Koalition den 
Vorzug gegeben hat, nämlich der marktwirtschaftli-
chen. Dies steht in vollem Einklang mit den Ergeb-
nissen des Gipfeltreffens und mit unserer grund-
sätzlichen Lage- und Entwicklungsanalyse, so wie 
ich sie im ersten Teil meines Beitrages vorgetragen 
habe. Williamsburg hat klar gezeigt, daß die deut-
sche Wirtschaftspolitik keiner Korrektur bedarf. 
Wir befinden uns in weiterer guter Gesellschaft. 
Der Sachverständigenrat oder die große Mehrheit 
der Wirtschaftsexperten kommt zu demselben Er-
gebnis. Dieser breite Konsens ist nützlich. Er wird 
dem Bürger helfen, die für jeden einzelnen oftmals 
auch bitteren Wahrheiten zu verstehen und zu ak-
zeptieren. Zur Lösung der beträchtlichen wirt-
schafts- und sozialpolitischen Probleme der 80er 
Jahre sind wir auf die Bereitschaft unserer Bürger 
zur Mitarbeit und das Verständnis unserer Mitbür-
ger angewiesen, Verständnis dafür, daß es darum 
geht, die extrem hohe Arbeitslosigkeit zurückzufüh-
ren, Verständnis dafür, daß dies im Interesse aller, 
im Interesse auch unserer politischen Stabilität 
liegt. Der Wähler hat uns, hat dieser Koalition mit 
seinem klaren Bekenntnis vom 6: März gezeigt, daß 
wir auf dieses Verständnis bauen können. 
Wir haben Anstrengung, Fleiß, Pflichtbewußtsein 

und Verantwortung gefordert und damit das Man-
dat zur Regierungsbildung erhalten. Die Chance für 
die weitere wirtschaftliche Entwicklung liegt jetzt 
darin, daß jeder den erforderlichen Weg mitgeht. 
Dafür muß jeder bei sich selbst anfangen. Dauer-
hafte Arbeitslosigkeit, wirtschaftliche Stagnation, 
nachhaltige Wohlstandseinbußen sind nicht das un-
vermeidliche Schicksal von Industriegesellschaften, 
sie sind das Ergebnis falscher Analysen und 
schlechter politischer Therapien. Vor beidem soll-
ten wir uns hüten. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Bevor ich das Wort weiter 
gebe, muß ich noch eine Anmerkung machen. Nach 
unseren Regeln und unserer Praxis ist der Zwi-
schenruf „Fälscher" nicht so hinnehmbar. Ich muß 
Sie, Herr Kollege Roth, dafür zur Ordnung rufen. 
Das Wort hat Kollege Stratmann. 

Stratmann (GRÜNE): Liebe Bürger und Bürgerin-
nen! Das Tor zur Zukunft steht offen und bleibt 
offen — so Dr. Kohl, Lambsdorff und andere. Ganz 
anderer Meinung waren da am vergangenen Wo-
chenende 80 000 Demonstranten aus den europäi- 
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schen Gewerkschaften in Stuttgart, die gegen die 
vorhandene Arbeitslosigkeit und gegen die Bedro-
hung durch zunehmende Arbeitslosigkeit demon-
striert haben. Ganz anderer Meinung, Herr Lambs-
dorff, sind auch die — es sind heute noch wenige 
Tausende — Demonstranten von Arbeitsloseniniti-
ativen in der Bundesrepublik, die nicht mehr bereit 
sind, sich weiterhin als finanzielle und soziale Ma-
növriermasse von Unternehmern und ihren Haus-
haltspolitikern à la Stoltenberg mißbrauchen zu las-
sen. Ich habe den Eindruck, daß diese Demonstran-
ten und Arbeitslosen mit ihren Erfahrungen zwar 
nicht den gesammelten Sachverstand und die Intel-
ligenz, die Sie für sich beanspruchen, auftischen 
können, aber wesentlich mehr Gespür für die tat-
sächlichen — langfristigen — Gefahren, die ihnen 
und der Wirtschaft drohen, haben, als Sie es bisher 
in dieser Debatte deutlich gemacht haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich möchte auf die Regierungserklärung von 
Herrn Kohl Bezug nehmen. Zitat: 

Aufgabe Nummer ein ist die Beseitigung der 
Massenarbeitslosigkeit. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Hier geht es ... nicht nur um ein wirtschaftli-
ches Problem, sondern vor allem um ein Gebot 
der Mitmenschlichkeit. 

Diesen Sätzen können wir alle zustimmen. 

Wie verhält es sich aber mit der tatsächlichen 
Entwicklung? Nach dem Bericht der Bundesanstalt 
für Arbeit ist die Arbeitslosigkeit im Mai gegenüber 
dem Vormonat zwar gesunken, saisonbereinigt al-
lerdings gestiegen. Wie die Vertreter der Koalition 
angesichts einer solchen Monatsentwicklung nur 
von der konjunkturellen Erholung schwätzen kön-
nen, ist mir schleierhaft und war den Demonstran-
ten ebenfalls schleierhaft. 

Ich möchte auf Presseverlautbarungen von Ver-
tretern der Bundesregierung Bezug nehmen, und 
zwar zunächst auf Herrn Vogt, Parlamentarischer 
Staatssekretär im Bundesministerium für Arbeit. 
In der Zeitung war zu lesen, daß nach seinen Schät-
zungen im Jahre 1984 mit einer durchschnittlichen 
Arbeitslosenzahl von knapp 2,5 Millionen zu rech-
nen sei und daß selbst bis 1987 mit einer durch-
schnittlichen Arbeitslosenzahl von 2,3 Millionen zu 
rechnen sei. — Herr Lambsdorff, ich wäre Ihnen 
dankbar, wenn Sie einmal zuhörten. Ich habe näm-
lich eben versucht, Ihnen diesbezüglich eine Frage 
zu stellen. Sie sind elegant oder weniger elegant 
darüber hinweggegangen. 

Das heißt, aus dem eigenen Regierungslager 
kommen solche ja mehr als pessimistischen Schät-
zungen. Wie im neuesten „Spiegel" zu lesen war, 
geht dieser Pessimismus mittlerweile auch im Bun-
deswirtschaftsministerium um, wo eine vertrauli-
che Studie in der Arbeit ist, nach der die Arbeitslo-
senzahl bis zum Jahre 1988 im Durchschnitt auf 
3,1 Millionen ansteigen wird und dieser Stand —
3,1 Millionen Arbeitslose — bis 1991 gehalten wird, 
und dies bei unterstellter Wende, bei unterstelltem 
Aufschwung von jährlich real 2,5 bis 3 % Wachstum. 

Selbst wenn Ihre Aufschwungpolitik greifen sollte 
— an mehr als ein jahresdurchschnittliches Wachs

-

tum  von real 2,5 bis 3% wagen Sie ja wohl im Traum 
nicht zu glauben —, selbst beim Erfolg Ihrer Politik 
werden Sie die Massenarbeitslosigkeit nicht nur 
nicht beseitigen können, sondern wird die Massen-
arbeitslosigkeit im Gegenteil weiter ansteigen; so 
eine vertrauliche Studie aus dem Bundeswirt-
schaftsministerium. Ich halte es für erforderlich, 
daß im Verlauf der weiteren Debatte zu diesen Ar-
beitsergebnissen aus dem eigenen Ministerium klar 
und eindeutig Stellung genommen wird. 

(Bundesminister Dr. Graf Lambsdorff: Das 
habe ich doch getan!) 

Wie man angesichts von solchen Prognosen weiter-
hin in Optimismus machen kann, ist mir nicht nur 
schleierhaft; ich halte dies sogar für zynisch. 

Die langfristige Erwartung von Massenarbeitslo-
sigkeit wird auch vom Institut für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung geteilt. Ich möchte, statt hier 
allgemeine Floskeln über Aufschwungsoptimismus 
von mir zu geben, einmal die Zahlen aus der IAB-
Studie von 1982 vortragen. Die Verfasser der Studie 
argumentieren und operieren mit relativ günstigen 
Voraussetzungen. Drei Voraussetzungen möchte 
ich nennen und dann die Prognosen für die Ent-
wicklung der Arbeitslosigkeit wiedergeben. 

Die erste Voraussetzung betrifft die Zahl der Er-
werbstätigen: Demographische Tendenzwende für 
die deutschen Erwerbstätigen 1988/89; dann wird 
der Zustrom am Arbeitsmarkt sich umkehren. Es 
wird die günstige Prognose gemacht, daß die Zahl 
der ausländischen Erwerbstätigen bei dem Stand 
von 1981 — 2 1/ 2  Millionen — bleibt, d. h. nicht zu-
nimmt. Das ist eine unter demographischen Ge-
sichtspunkten äußerst günstige Situation, bei der 
sich selbst ein Herr Zimmermann die Hände reiben 
müßte, unter rein arbeitsmarktpolitischen Gesichts-
punkten. 

Die zweite Prognose ist ebenfalls recht optimi-
stisch: Für den Zeitraum von 1980 bis 2000 wird ein 
jährliches Wachstum von 2 bis 2,5 % real unterstellt. 
Mehr wagen auch Sie j a wohl im 20jährigen Durch-
schnitt nicht zu erhoffen, selbst bei Ihrer Wendepo-
litik nicht. 

Die dritte Voraussetzung ist ebenfalls optimi-
stisch: ein Produktivitätsanstieg pro Jahr von 2,2 bis 
2,9 %, wobei sich Produktivitätsanstieg und Produk-
tionswachstum ungefähr die Waage halten, also 
nicht die Produktivität über dem Produktions-
wachstum liegt und damit zu weiterer Arbeitslosig-
keit führt. 

Das sind also drei relativ günstige Prognosen. 

Auf der Grundlage dieser Projektion wird sich die 
Arbeitslosigkeit folgendermaßen entwickeln: 1985 
2,68 Millionen Arbeitslose — das entspricht unge-
fähr der Prognose aus dem Wirtschaftsministe-
rium —, 1990 3,4 Millionen, 1995 — demographische 
Entlastung! — 3,1 Millionen und bis zum Jahr 2000 
2,33 Millionen. 

Also nach der Prognose des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung, eines sicherlich neu- 
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tralen Instituts, ist von konjunktureller Belebung, 
die nachhaltig auf den Arbeitsmarkt wirkt, nicht 
nur nichts zu spüren, sondern, im Gegenteil, die von 
Ihnen hier vorgetragene Konjunkturpolitik und 
Ihre Wachstumspolitik werden selbst dann, wenn 
sie, gemessen an Ihren Konjunkturindikatoren, Er-
folg haben sollten, auf dem Arbeitsmarkt zu einem 
Fiasko führen. 

Herr Kohl, ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie da 
mal zuhörten, 

(Bindig [SPD]: Der versteht davon sowieso 
nichts!) 

weil ich damit nämlich nicht nur die Sorgen meiner 
Fraktion zum Ausdruck bringe. Wenn Sie sich die 
Berichte über die Demonstrationen am Wochen-
ende angeschaut hätten — das haben Sie wahr-
scheinlich getan —, wüßten Sie, daß das auch die 
Sorgen von Massen und von heute über zwei Millio-
nen Arbeitslosen sind. Ich unterstelle, daß Sie das 
wissen. Warum Sie Ihre Politik trotzdem nicht da-
nach richten, werden wir gleich noch ansprechen. 

Wie können Sie angesichts dieser Entwicklung 
vollmundig erklären: Das Tor zur Zukunft steht of-
fen? Wie können Sie behaupten, Ihr erstes Anliegen 
sei Massenarbeitslosigkeit 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU: Ge

-

nau das Gegenteil! — Überwindung der 
Massenarbeitslosigkeit!) 

— ich sage: behaupten —, und ein Instrumentarium 
vorschlagen, das, gemessen an Ihren eigenen wirt-
schaftsministerialen Prognosen und an den Progno-
sen des IAB, nachweislich ins Leere stößt? 

Massenarbeitslosigkeit wird die Folge Ihrer Poli-
tik sein. Ihren Optimismus und Ihre Behauptung, 
Ihnen seien die Massenarbeitslosigkeit und deren 
Bekämpfung das erste Anliegen, halte ich ange-
sichts dieser Prognosen nicht nur für unehrlich, 
sondern für zynisch. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kittelmann 
[CDU/CSU]: „Schwacher Beifall bei den 

GRÜNEN!") 

Wirtschaftspolitisch sind aus diesen Sachverhal-
ten folgende Konsequenzen zu ziehen: Die Wachs-
tumspolitik, wie sie die Koalition vorgetragen hat 
und wie sie, allerdings ohne Erfolg, auch die alte 
Koalition zu praktizieren versucht hat, ist nicht in 
der Lage, das Problem der Arbeitslosigkeit zu 
dämpfen, geschweige denn zu beseitigen; vielmehr 
haben wir es mit einer Entkoppelung von Wachs-
tum und Beschäftigung zu tun. Es hat sich mittler-
weile auch im Regierungslager teilweise herumge-
sprochen, daß sich Wachstum und Energiever-
brauch entkoppelt haben. Diese Weisheit hat in den 
vergangenen Jahren allmählich Platz gegriffen. In 
vergleichbarer Weise haben sich auch Wachstum 
und Beschäftigung entkoppelt. Eine Politik, die heu-
te, um Arbeitslosigkeit zu beseitigen, in erster Linie 
noch auf Wachstum setzt, geht an den soeben ge-
nannten Fakten und Prognosen vorbei. 

In diesem Zusammenhang möchte ich erwähnen, 
daß eine ganz wesentliche Ursache für die Entkop-
pelung von Wachstum und Beschäftigung die von  

der Koalition massiv verangetriebene technologi-
sche Entwicklung ist. Ich vermeide bewußt den 
Ausdruck „technologischer Fortschritt", weil hinter 
dem Fortschritt oftmals — nicht generell — gesell-
schaftliche Destruktivität zum Vorschein kommt. 

(Eimer [Fürth] [FDP]: Ist Ihnen bekannt, 
daß in der Zeit der Hochkonjunktur eine 
Million Arbeitsplätze pro Jahr durch Ratio

-

nalisierung vernichtet worden sind? Trotz

-

dem haben Sie genügend Arbeitsplätze ge

-

habt! Ich glaube, Sie kennen die Zusam

-

menhänge nicht!) 

— Ich habe den Eindruck, daß ich die Zusammen-
hänge eben deutlich gemacht habe, daß der gesam-
melte Sachverstand Ihres Herrn Stoltenberg und 
des Herrn Lambsdorff, von anderen einmal zu 
schweigen, nicht in der Lage ist, die Probleme zu 
lösen. Weil sie sie nicht lösen können, benennen sie 
sie auch nicht. Sie wurden weder in der bisherigen 
Debatte noch in der Regierungserklärung, noch im 
Jahreswirtschaftsbericht benannt. Es verwundert 
bei der Zusammensetzung des Sachverständigen-
rats natürlich auch nicht: im Sachverständigengut-
achten ist lediglich von monatsperspektivischen In-
dikatoren die Rede. Von den langfristigen Projek-
tionen, die ich eben angesprochen habe, ist nicht die 
Rede. Natürlich kann davon auch nicht die Rede 
sein, weil in dieser langfristigen Entwicklung Ihre 
totale Ohnmacht und die Ohnmacht Ihrer Politik 
zum Ausdruck kämen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie haben auch in Williamsburg die Zusammen-
arbeit für die technologische Entwicklung vorange-
trieben. Seit Jahren liegt die technologische Ent-
wicklung, der Produktivitätsfortschritt, durch-
schnittlich 2 % über dem Wachstum der Produktion. 
Die Prognosen für das Jahr 1983 liegen in der 
gleichen Richtung. Herr Lambsdorff, ich habe Sie 
eben auch fragen wollen — aber Sie haben es nicht 
zugelassen —, welche Produktivitätsentwicklung 
Sie für das laufende Jahrzehnt erwarten. Sie müs-
sen mir tatsächlich erklären — aber dafür gibt es 
keine Erklärung —, wie sich eine Produktivitäts-
steigerung, die deutlich über dem Produktions-
wachstum liegt, nicht in Arbeitslosigkeit nieder-
schlagen soll. Sie haben hinterher Gelegenheit, 
dazu Stellung zu nehmen. 

Sie haben in Williamsburg in der Vereinbarung 
über den Bericht der Arbeitsgruppe „Technologi-
sche Entwicklung, Wachstum, Beschäftigung", koor-
diniert die technologische Zusammenarbeit in 18 
Projekten vorangetrieben. Ein wesentliches Projekt 
ist die Weiterentwicklung der Kernenergie, u. a. des 
Schnellen Brüters, ein weiteres technologisches 
Projekt ist das Vorantreiben der Entwicklung der 
Industrieroboter. Sie machen gleichzeitig auf dieser 
Ebene und anderswo überhaupt keine Anstrengung 
in der Richtung, die technologische Entwicklung, 
gegen die wir nicht generell sind, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sondern?) 

sozial kontrollieren zu können. Wir müssen mittel- 
und langfristig dahin kommen, den Produktivitäts

-

anstieg an die Verkürzung der Arbeitszeit weiterzu- 
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geben. Ansonsten wird sich bei relativ geringen 
Wachstumsraten, die überhaupt nur machbar wä-
ren, der Produktivitätsfortschritt in weitere Arbeits-
losigkeit niederschlagen. 

Angesichts der Entkoppelung von Wachstum und 
Beschäftigung bleibt unseres Erachtens ein Haupt-
hebel zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit übrig: 
eine radikale Politik der Arbeitszeitverkürzung. Bei 
den verschiedenen Modellen, die zur Arbeitszeitver-
kürzung diskutiert werden — ich werde in diesem 
Zusammenhang gleich noch auf den Antrag der 
SPD-Fraktion eingehen —, spielt die schnelle Ver-
kürzung der Wochenarbeitszeit auf eine 35-Stun-
den-Woche die herausragende Rolle. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich möchte begründen, warum. Mich interessieren 
in diesem Zusammenhang allerdings auch die jet

-

zige und die zukünftige Haltung der SPD-Fraktion. 

In der Diskussion über die Verkürzung der Ar-
beitszeit spielt die 35-Stunden-Woche aktuell die 
größte Rolle. Auf der anderen Seite geht es um die 
Verkürzung der Lebensarbeitszeit, um die Tarif-
rente ab 58 Jahren. Die SPD-Fraktion hat vorge-
stern einen Gesetzentwurf dieses Inhalts einge-
bracht, der sich bezüglich der Finanzierung von 
dem Vorentwurf des Bundesarbeitsministeriums 
unterscheidet. 

Ich möchte für uns GRÜNE grundsätzlich fest-
stellen: Wir GRÜNEN treten ebenfalls für die Ver-
kürzung der Lebensarbeitszeit ein, wie wir grund-
sätzlich auch der Meinung sind, daß alle Möglich-
keiten der Arbeitszeitverkürzung aus Gründen der 
Humanisierung der Arbeit und zur Entlastung des 
Arbeitsmarkts genutzt werden müssen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die entscheidende Frage in der augenblicklichen 
Situation ist allerdings, welches Modell der Arbeits-
zeitverkürzung den größten arbeitsmarktentlasten-
den Effekt bringt. Da sind die Daten für die Verkür-
zung der Lebensarbeitszeit eindeutig. Ein Wirksam-
werden der 58er-Regelung vorausgesetzt, wären 
überhaupt nur 900 000 Personen anspruchsberech-
tigt. Von diesen würde, da richtigerweise Freiwillig-
keit vorgesehen ist, nur ein Teil — schätzungsweise 
zwei Drittel — diese Regelung in Anspruch neh-
men. 

(Bindig [SPD]: Das wären 600 000! — Zuruf 
von der SPD: Ist das denn nichts? — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

— Hören Sie doch mal zu! Ich setze bei Ihnen vor-
aus, daß Sie die arbeitsmarktpolitische Diskussion 
ein bißchen genauer kennen. 600 000 Anspruchswil-
lige ergeben bei gleichzeitiger Verpflichtung zur 
Neueinstellung — und das ist eine Faustregel unter 
den Arbeitsmarktforschern — einen numerischen 
Arbeitsplatzeffekt von 50%. Sie werden die 600 000 
bei der Verpflichtung zur Neueinstellung nie voll 
durchsetzen können. Das wird Ihnen kein Experte 
so sagen. Das heißt: bei 600 000, die es in Anspruch 
nehmen, kämen Sie auf einen Arbeitsmarkt-Entla

-

stungseffekt von 300 000. Das ist in der Tat etwas, 
ganz klar. 

(Zurufe von der SPD) 

Nur: wir haben zur Zeit Arbeitslosigkeit von 2,1 Mil-
lionen, minus 300 000 macht 1,8 Millionen. Ange-
sichts der zu erwartenden Entwicklung der Arbeits-
losigkeit ist eine Reduzierung um eine solche 
Marge zwar nicht zu vernachlässigen, aber nicht die 
Lösung des Problems und nicht der Haupthebel. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie werden nach Schätzung von Experten mit dem 
Mittel der Lebensarbeitszeitverkürzung bis 1988 ei-
nen Arbeitsmarkt-Entlastungseffekt von 400 000 bis 
500 000 erreichen können. Man soll diesen Weg ge-
hen. Wir sprechen uns nicht dagegen aus. 

(Roth [SPD]: Da sind Sie in der Nähe von 
Lambsdorff! Immer mit solchen Argumen

-

ten!) 

— Nein, nein. Herr Roth, wenn Sie weiter zuhören, 
werden Sie noch merken, daß dort vielleicht zwi-
schen den GRÜNEN und einem Teil Ihrer Fraktion 
Möglichkeiten der politischen Zusammenarbeit be-
stehen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich möchte, daß Sie dazu gleich einmal ganz eindeu-
tig Stellung nehmen. 

Es geht nicht darum, die Lebensarbeitszeitver-
kürzung zu boykottieren, sondern es geht darum, in 
der anstehenden Auseinandersetzung um die Jah-
reswende zur Durchsetzung der 35-Stunden-Woche 
das gesellschaftliche Kräftepotential, das sich dazu 
bereit macht, zu unterstützen, nämlich die Gewerk-
schaften, insbesondere die IG Metall. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Da frage ich Sie, was Sie strategisch im Sinne 
haben, wenn Sie in dieser Situation vor der anste-
henden Tarifauseinandersetzung einen entspre-
chenden Gesetzentwurf auftischen, darin erklären, 
daß er lediglich flankierend zu den anstehenden 
Tarifauseinandersetzungen sein soll, wo die Le-
bensarbeitszeitverkürzung durchgesetzt werden 
soll. Jetzt frage ich Sie — wobei ich in meinem Hin-
terkopf eine Vermutung habe; und ich möchte eine 
ganz klare Auskunft von Ihnen, von der SPD-Frak-
tion, auch in Richtung Gewerkschaften und IG Me-
tall haben —: Halten Sie es machtpolitisch für mög-
lich, daß in der kommenden Tarifauseinanderset-
zung an zwei Fronten gleichzeitig gekämpft wird: 

(Zuruf von der SPD: Ja, sicher!) 

gleichzeitig tarifliche Durchsetzung der Lebensar-
beitszeitverkürzung und Durchsetzung der 35-Stun-
den-Woche? Ich fürchte, daß Sie damit nur die 
Kampfkraft für die Durchsetzung der 35-Stunden-
Woche schwächen. 

Herr Roth, auch das möchte ich Ihnen noch sehr 
klar sagen: Da besteht die fundamentale Differenz 
zwischen Herrn Lambsdorff, dem Koalitionslager, 
und uns. Der Vorrang der 35-Stunden-Woche bei 
vollem Lohnsausgleich für untere und mittlere Ein-
kommen ist in den Augen der GRÜNEN — und 
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nicht nur in den Augen der GRÜNEN — der Haupt-
hebel zur Reduzierung der Arbeitslosigkeit. Weitere 
drastische Arbeitszeitverkürzungen im kommen-
den Jahrzehnt bis zum Jahre 2000 werden notwen-
dig sein. 

(Cronenberg [FDP]: Am besten die Arbeit 
ganz einstellen!) 

Die europäische Föderation der Metall-Gewerk-
schaften hat gerade in diesen Tagen gesagt, daß wir 
schrittweise bis zum Jahre 2000 auf die 26-Stunden-
Woche kommen müssen. 

(Lachen bei der FDP — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Natürlich, ich höre, wie hier einige lachen und 
Zwischenrufe machen. Wenn Sie nicht in solchen 
radikalen Perspektiven denken, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jede Woche?) 
werden Sie die Arbeitslosigkeit im Jahr 1990 auf 
über drei Millionen haben. Alle von Ihnen vorge-
schlagenen Instrumentarien sind schon im Ansatz 
nicht in der Lage, an dieser Massenarbeitslosigkeit 
etwas zu ändern. Die einzige Möglichkeit ist, radi-
kal an die Arbeitszeitverkürzung heranzugehen, 
und zwar an die Wochenarbeitszeitverkürzung. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der FDP) 

Ich fürchte — an die Adresse der SPD-Fraktion —, 
daß Sie mit der Einbringung Ihres Gesetzesantrags 
zur Lebensarbeitszeitverkürzung, zur Tarifrente 
den Übergang zu einem langsamen Absetzen von 
der 35-Stunden-Woche einleiten. Ich wäre Ihnen 
dankbar, wenn sie hier ganz klar — auch in Rich-
tung auf die IG Metall — ein Wort sprechen könn-
ten. 

(Zuruf von der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Stratmann, 
Sie haben noch 50 Sekunden, aber zwei Zwischen-
frager. Wollen Sie die Zwischenfragen noch zulas-
sen? 

Stratmann (GRÜNE): Ja. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Catenhusen, 
Sie haben eine Frage. 

Catenhusen (SPD): Herr Kollege Stratmann, ist 
Ihnen denn nicht bekannt, daß auch im Rahmen 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes auf alle Mög-
lichkeiten zur Senkung der Arbeitszeit gesetzt wird, 
auf die 35-Stunden-Woche ebenso wie etwa auf die 
Vorruhestandsregelung, wie sie von der Gewerk-
schaft Nahrung, Gaststätten und Genuß verfolgt 
wird? Sehen Sie es nicht auch als Aufgabe von par-
lamentarischen Initiativen an, alle Möglichkeiten 
auf diesem Wege zu eröffenen? Sind Sie deshalb 
nicht auch der Meinung, daß Sie hier ein Scheinge-
fecht vorführen? 

Stratmann (GRÜNE): Es ist kein Scheingefecht, 
das ich hier vorführe, sondern ich greife ein tat-
sächliches Gefecht unter den Einzelgewerkschaften 
und ein tatsächliches Gefecht in der SPD auf. Ich  

kenne die verschiedenen Positionen in den Gewerk-
schaften. Sie kennen sie ganz genau, wahrschein-
lich viel besser als ich. Hermann Rappe, der Vorsit-
zende der IG Chemie, ist nämlich Mitglied Ihrer 
Fraktion. Er hat noch in diesem fahr einen Tarif ab-
schluß, der im wesentlichen die tatsächliche Wo-
chenarbeitszeit bis 1987 festschreibt, mitverantwor-
tet und offensiv vertreten. Dadurch fällt er vor al-
lem der IG Metall, aber auch allen anderen Gewerk-
schaften im gewerkschaftlichen Kampf in den Rük-
ken. Das sehe nicht nur ich persönlich so. Fragen 
Sie einmal bei Eugen Loderer nach. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das sieht die IG 
Metall ganz anders! — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

— Das ist keine Unterstellung, sondern das ist Fakt. 
Ich weiß, daß die IG Chemie autonom ist; ich weiß 
aber auch, daß die IG Chemie eine Arbeitszeitpoli-
tik betreibt. die de facto — nicht willentlich — 
durch die Festschreibung der Wochenarbeitszeit 
auf eine Verfestigung der Massenarbeitslosigkeit 
hinausläuft. Das muß ausgesprochen werden. 
Ich fürchte, daß durch Ihr Aufgreifen des Döding-

Planes von der Gewerkschaft Nahrung, Genuß, 
Gaststätten und ebenfalls wieder die gewerkschaft-
liche Kampffront innerhalb der IG Metall ge-
schwächt wird und ein Teil Ihrer Fraktion dies auch 
will. Sie wissen ganz genauso gut wie ich, daß die 
Fronten quer durch Ihre Partei und teilweise auch 
quer durch die Gewerkschaften laufen. Gerade des-
wegen kommt es darauf an, alle gesellschaftlichen 
und parteipolitischen Kräfte zu mobilisieren und 
hinter der Forderung nach der 35-Stunden-Woche 
zusammenzuführen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich komme zum Schluß. 

Vizepräsident Westphal: Ich wollte Sie gerade 
daran erinnern, zum Schluß zu kommen. 

Stratmann (GRÜNE): Am Schluß weise ich auf po-
litische Initiativen hin, die unseres Erachtens die 
tarifliche Durchsetzung der 35-Stunden-Woche flan-
kieren müssen. Wir begrüßen den Antrag der SPD-
Fraktion, ein Arbeitszeitgesetz zur Reduzierung der 
Höchstarbeitszeit und der tatsächlichen Verteue-
rung von Überstunden herbeizuführen. Wir werden 
im Herbst ebenfalls einen noch weitergehenden Ge-
setzentwurf einbringen. 
Wir schlagen vor und fordern die Bundesregie-

rung auf, im öffentlichen Dienst mit der Durchfüh-
rung der 35-Stunden-Woche bei vollem Lohnaus-
gleich für untere und mittlere Einkommen voranzu-
gehen. Wir kritisieren — — 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Strat-
mann, ich muß Sie unterbrechen. Ihre Redezeit ist 
abgelaufen. 

Stratmann (GRÜNE): Darf ich einen letzten Satz 
sprechen? — Wir kritisieren, daß in Williamsburg 
zwar über Geldpolitik, Fiskalpolitik, Währungspoli-
tik gesprochen worden ist, allerdings nicht über 
eine international koordinierte Arbeitszeitpolitik, 
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und fordern die Bundesregierung auf, dies im euro-
päischen Rahmen nachzuholen, auf dem Treffen 
des Europäischen Rats in Stuttgart, und dort ein 
koordiniertes Vorgehen zur Verkürzung der Ar-
beitszeit, zur Verkürzung der Wochenarbeitszeit 
duchzusetzen. — Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, es gibt eine Vereinbarung, erst nach Beendi-
gung der nächsten Rede in die Mittagspause einzu-
treten. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Lahnstein. 

Lahnstein (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es tut mir leid, daß wir hier über 
13 Uhr hinausgehen müssen. Graf Lambsdorff, es 
wäre doch sicherlich auch ein klein wenig kürzer 
gegangen, zumal mich vieles von dem — Sie wissen, 
ich höre Ihnen mit Vergnügen zu — wirklich an das 
erinnert hat, was Herr Wissmann vorher sagte, nur 
mit anderen Worten. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das ist ja auch 
nur eine Koalition!) 

Bevor ich zu Herrn Wissmann komme: Herr 
Stratman, ich wünsche mir wirklich, daß die deut-
schen Gewerkschaften Ihren Deb attenbeitrag von 
eben sehr aufmerksam zur Kenntnis genommen 
haben, wie Sie so mit der Haltung eines Oberleh-
rers in einer differenzierten gewerkschaftlichen 
Diskussion sagen, was gut und was schlecht ist und 
dann auch noch die eine Gewerkschaft gegen die 
andere ausspielen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich wünsche, daß es sehr aufmerksam gehört wird. 

Herr Wissmann, mein Gott, der Wahlkampf ist 
doch nun wirklich seit drei Wochen vorbei. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Drei Monate!) 

— Drei Monate ist er schon vorbei. 

(Lachen bei der CDU/CSU und bei der 
FDP) 

Nun kommen Sie mit bebender Stimme und bedan-
ken sich beim Bundeskanzler dafür, daß zum er-
stenmal in konkreter Form auf einen Gipfel über 
Jugendarbeitlosigkeit gesprochen worden sei. Das 
will ich Ihnen einmal vorlesen. In Ziffer 1 des Kom-
muniqués heißt es: 

Unsere Regierungen werden eine angemessene 
Geld- und Haushaltspolitik verfolgen, die ge-
ringe Inflation, niedrige Zinsen, mehr produk-
tive Investitionen und erhöhte Beschäftigungs-
chancen, vor allem für die Jugend, zur Folge 
hat. 

Soweit das konkrete Kapitel Jugendarbeitslosig-
keit. 
Sie bedanken sich dann dafür, daß es wohl auch 

zum erstenmal gelungen sei, konkrete Verabredun-
gen über die Zusammenarbeit im Umweltschutz 
durchzusetzen. Das will ich Ihnen auch vorlesen. In 
Ziffer 10 heißt es wörtlich: 

Wir haben vereinbart, im Umweltschutz, bei 
der besseren Nutzung natürlicher Hilfsquellen 
und bei der Hygieneforschung 

— was immer das ist, füge ich hinzu — 

verstärkt zusammenzuarbeiten. 

So weit der Beitrag zum Umweltschutz. 

Nein, hier ist heute morgen bewußt, vom Bundes-
kanzler und auch von Ihnen, Herr Wissmann, ein 
Eindruck von Williamsburg vermittelt worden, der 
den Tatsachen nicht standhält. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ging so auch schon über die Medien. Da war 
viel von Episoden und Histörchen, eitel Harmonie 
und viel Fröhlichkeit die Rede. In Williamsburg 
muß es nach dem Eindruck des Fernsehzuschauers 
überhaupt viel zu lachen gegeben haben. 

Wenn man sich allerdings die Resultate ansieht, 
dann braucht man gar nicht so hart zu urteilen wie 
der französische Staatspräsident Mitterrand heute. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dessen Beurtei

-

lung kennen wir!) 

Wenn man sich die Resultate ansieht, muß man 
doch bei aller Bereitschaft zur differenzierten Wer-
tung des Verhandlungsergebnisses feststellen: Die 
sind weder fröhlich noch gar sind sie zum Lachen. 
Viele Bürger, insbesondere viele von den 32 Millio-
nen Arbeitslosen in der OECD, müssen sich da wohl 
eher verdummdeubelt vorgekommen sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich wähle dieses Wort „verdummdeubelt" bewußt, 
denn der französische Staatspräsident hat, wenn 
die Übersetzung richtig ist, das Wort „Tricks" ver-
wendet, mit denen Williamsburg vorbereitet und 
durchgeführt worden sei. Die „Wirtschaftswoche" 
hat das Ganze am 3. Juni mit der Überschrift verse-
hen: „Viel Pomp und Pathos". Und der Überschrift 
will ich gerne zustimmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Da gibt es nun einige Leute, nicht bei der Opposi-
tion — da sowieso —, sondern vor allen Dingen an 
den Finanzmärkten, die auf solche Dinge sofort un-
bestechlich und unerbittlich reagieren. Und Sie ha-
ben doch wohl die Entwicklung an den Finanz-
märkten, an den Börsen seither gesehen. Die spre-
chen auch nicht gerade von einem Erfolg dieser 
Konferenz. Ihr Urteil fällt wesentlich kritischer 
aus. 

Sie brauchen nur die Devisenmärkte als Beispiel 
zu nehmen. Der Dollar hat gestern mit 2,57 DM 
notiert. Das kann natürlich niemand, meine Damen 
und Herren, mit zunehmender Stärke der US-Wirt-
schaft oder mit einer höheren Qualität der amerika-
nischen Wirtschaftspolitik erklären. Darin sind sich 
alle Fachleute einig. 

Der Londoner Börsenmakler David Morrison hat 
das so gedeutet — ich stimme seiner Deutung 
zu —: 

Unsere Interpretation 

— so sagt die Börse — 
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ist, daß Präsident Reagan und die USA es ge-
schafft haben, für ein weiteres Jahr ohne nen-
nenswerte Kritik an der fehlenden Balance in 
ihrer Wirtschaftspolitik davonzukommen. 

Herr Morrison hat den Nagel auf den Kopf getrof-
fen. 

(Beifall bei der SPD) 

In Wirklichkeit war das wohl so: Präsident 
Reagan hat sich als Worldleader präsentiert. Und 
man muß zugestehen: Dort ist perfekt Regie ge-
führt worden. Über das Ambiente ist schon einiges 
gesagt worden. Im Urteil über Versailles, Graf 
Lambsdorff, liegen wir vielleicht nicht so weit aus-
einander; aber Herr Vogel hat sich nicht auf Ver-
sailles bezogen, sondern auf die vor uns liegenden 
Veranstaltungen. Und 1985 — unterstellen wir ein-
mal, sie bildeten dann noch die Regierung — sind 
Sie ja wieder dran. Dann können wir über so einen 
Tagungsort doch ganz gut reden. 

(Beifall bei der SPD) 

Es wurde souverän Regie geführt. Margaret 
Thatcher hat den Ball in der Sicherheitspolitik hin-
geworfen und ist dann nach Hause gefahren. Wegen 
des heutigen Tages in Großbritannien mußte doch 
auch schon der Europäische Rat verschoben wer-
den. 

Aber was wichtig ist, ist natürlich die Haltung des 
Bundeskanzlers und der anderen Gipfelteilnehmer. 
Ich nehme der Bundesregierung ab, wenn sie sagt, 
sie habe ernsthaft und mit Nachdruck auf die Pro-
bleme hingewiesen, jawohl, das nehme ich ihr ab. 
Aber ist denn eigentlich auch gekämpft worden, 
wirklich gekämpft worden? Da gibt es einen unge-
nannten deutschen Beamten, den zitiert John Vino

-

cour in der „New York Times" zu Beginn dieser 
Woche. Der soll die deutsche Haltung so beschrie-
ben haben — ich darf das zitieren —: 

Ich glaube, einige Leute haben uns 

— er meint die Deutschen — 

für Langeweiler gehalten. 

(Seiters [CDU/CSU]: Zitatenrede!) 

Wir haben zum Sicherheitskommuniqué j a ge-
sagt. Wir haben zum Gipfelkommuniqué j a ge-
sagt. Das war leicht, hat niemand irritiert, und 
genauso hat Kohl die Wahlen gewonnen. 

So sagt der ungenannte deutsche Beamte. Dem ist 
nichts hinzuzufügen. 

(Beifall bei der SPD) 

So einfach ist das also. Aber es reicht natürlich 
nicht aus. Und deswegen lohnt es sich, glaube ich, 
auch nicht, über Williamsburg im nachhinein noch 
groß zu reden. Aber einige Fakten müssen wir zur 
Kenntnis nehmen und einige Konsequenzen zie-
hen. 

Zu den Fakten gehört nicht nur der Dollar, zu 
den Fakten gehört auch das täglich sichtbarer wer-
dende Crowding-out in den Vereinigten Staaten, wo 
mittlerweile drei Viertel der inländischen Kapital-
bildung durch den Staat absorbiert werden — ein 
Crowding-out, das nur deshalb, Graf Lambsdorff,  

noch nicht voll durchgeschlagen hat, weil derzeit 
die Innenfinanzierung der Unternehmen leidlich 
funktioniert. Aber das wird mit zunehmender Wirt-
schaftstätigkeit nicht mehr der Fall sein können. 
Dazu gehört die Entwicklung an den Börsen, ob Sie 
nun Dow Jones, also Wallstreet, oder die deutschen 
Börsen nehmen. Die sind seit Williamsburg leider 
auch nicht besser geworden. 

Ich will einen Punkt aufgreifen, den Herr Vogel 
heute morgen am Wickel hatte, nämlich die Um-
laufrendite für festverzinsliche Wertpapiere. Ich 
kann mich noch gut daran erinnern, wie hier von 
seiten der sogenannten Koalition der Mitte immer 
wieder gesagt worden ist: Seit wir in der Bundesre-
gierung sind, kann die Bundesbank endlich die Zin-
sen senken, jetzt können die Zinsen endlich nach 
unten gehen. — Ich will Ihnen einmal etwas sagen: 
Die Umlaufrendite ist heute auf das Zehntelprozent 
genauso hoch, wie sie im September 1982 war. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Wo bleiben jetzt eigentlich die großen Erklärungen 
über den Zusammenhang zwischen dem Verhalten 
der Regierung und dem Verhalten der Bundesbank? 
Die Wirklichkeit ist heute sogar schlechter, als sie 
damals war, denn heute liegt der Realzins in dieser 
Berechnung bei über 5 

(Roth [SPD]: 5 %!) 

und damit um einen guten Punkt, wenn nicht gar 
um anderthalb Punkte 

(Roth [SPD]: So ist es!) 

über dem im Herbst des vergangenen Jahres. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das sind doch 
dialektische Spielereien!) 

— Das sind keine dialektischen Spielereien, son-
dern die Zahlen, die sich insbesondere seit Wil-
liamsburg ergeben haben. Es sind Zahlen, an denen 
sich nun einmal das Resultat von Williamsburg 
messen lassen muß. 

Vor diesem Hintergrund seien noch einmal einige 
der Kernthesen dieses Kommuniqués aufgegriffen. 
Zunächst zur Abstimmung an den Devisenmärkten 
und zur Ordnung im Weltwährungssystem: Ich 
möchte darum bitten, daß wir uns den Satz, den 
mein Fraktionsvorsitzender heute morgen schon zi-
tiert hat, noch einmal auf der Zunge zergehen las-
sen. Er lautet: Unter Wahrung unserer jeweiligen 
Handlungsfreiheit sind wir bereit, koordiniert in die 
Wechselkursmärkte in den Fällen einzugreifen, in 
denen man sich über die Nützlichkeit eines Eingrei-
fens einig ist. 

Herr Bundeskanzler, ich muß Sie offen und ohne 
jede Ranküne fragen: Wie konnte so ein Satz in ein 
Kommuniqué kommen? 

(Beifall bei der SPD) 

Die Frage geht auch an Herrn Stoltenberg: Wie 
kann man so etwas zulassen? Da ist doch weniger 
gesagt als in den geltenden IWF-Statuten! 

(Beifall bei der SPD) 

Die geltenden IWF-Statuten verpflichten uns dazu, 
Ordnung zu halten und nicht nur dann zu agieren, 
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wenn man sich über die Nützlichkeit eines Eingrei-
fens einig ist. Hier ist Unsicherheit produziert wor-
den, und darauf weist die Reaktion der Börsen ja 
deutlich hin. Unsicherheit, sonst nichts! Da wäre es 
besser gewesen, diese detaillierte Interventionsstu-
die — wie sie wohl technisch heißt — mit keinem 
Satz im Kommuniqué zu erwähnen, als dies mit 
einer solchen Leerformel zu tun. 

Ich unterstreiche den nächsten Punkt: Wir sind 
weitgehend mit dem einverstanden, was dort über 
Welthandel und Protektionismus gesagt worden ist. 
Ich gehe einen Schritt weiter. Jetzt muß ja in GATT 
und UNCTAD Tacheles geredet werden. UNCTAD 
läuft. Ich habe das gelesen, was Sie, Graf Lambs-
dorff, vor, glaube ich, zwei Tagen im „Handelsblatt" 
dazu erklärt haben. Was da über Exporterlösstabili-
sierung und viele andere Dinge mehr steht, deckt 
sich weitgehend mit einem Antrag, den meine Frak-
tion dieser Tage zum gleichen Thema einbringt. Da 
sind Berührungspunkte, und da ist — wenn ich dies 
unverschämterweise sagen darf — auch Konti-
nuität. 

(Beifall bei der SPD) 

Kritischer muß das Urteil wieder bei der Schul-
denkrise der Entwicklungsländer ausfallen. Das ist 
nun wirklich allgemein formuliert; da gibt es kein 
Bekenntnis zu der aus unserer Sicht notwendigen, 
wenn auch finanzwirtschaftlich schwer dazustellen-
den realen Steigerung der Entwicklungshilfe, kein 
Wort! Da gibt es keinen klaren Hinweis auf die Ver-
pflichtung der Privatbanken, die Kreditketten nicht 
zu unterbrechen. Da gibt es kein klares Wort an die 
Adresse der Industrieländer, gerade über eine pro-
noncierte Wachstums- und Beschäftigungsentwick-
lung die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß 
dieser Verschuldungsprozeß überhaupt jemals ge-
stoppt werden kann. Da gibt es natürlich auch kei-
nen präzisen Hinweis auf die spezielle Verantwor-
tung der Vereinigten Staaten. Herr Bundeskanzler, 
Sie haben heute morgen, technisch gesprochen, 
über IDA VI geredet und haben gesagt, jetzt wollen 
wir alle das tun, wozu wir uns verpflichtet haben. 
Ich habe das ein bißchen kurz formuliert. — Er-
stens ist das natürlich eine Selbstverständlichkeit, 
aber zweitens hätten Sie dazu sagen müssen, wen 
Sie meinen, in diesem Falle nämlich ausschließlich 
die Vereinigten Staaten, wo der Kongreß in dieser 
wie in anderen benachbarten Fragen seine Haus-
aufgaben nun wirklich noch nicht gemacht hat. 

Die Hauptkritik aber muß an dem ansetzen, was 
zur Wirtschaftspolitik der sieben großen Industrie-
staaten gesagt worden ist. Unsere Erwartung war 
klar — wir haben sie auch hier formuliert —: eine 
eindeutig an der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
über Wirtschaftswachstum ausgerichtete Politik. 
Diese eindeutige Ausrichtung ist nach meiner Über-
zeugung unterblieben. Ich habe Ihnen die Ziffer 1 
des Kommuniqués wegen des angeblichen Verwei-
ses auf die Jugendarbeitslosigkeit schon vorgele-
sen. Angesichts dieses Resultats wird, denke ich, 
ein großer Teil dieser Arbeitslosen, von denen hier 
heute häufig und zu Recht die Rede war, diese Kon-
ferenz eher mit Bitterkeit zur Kenntnis nehmen 
müssen. 

Nun sagen Sie — und heute morgen wieder — 
mit großem Ernst: Nun müssen wir alle unsere 
Hausaufgaben machen. Da würde ich sagen, mit 
meinem Fraktionsvorsitzenden: Nur Mut, Herr 
Bundeskanzler, nur Mut! Denn ich habe den festen 
Eindruck, daß wir unsere Hausaufgaben in den 
vorab genannten, aber auch in einigen noch vor uns 
stehenden Fragen alles andere als gemacht haben. 
Man muß sich an die Hausaufgaben dranmachen; 
sie sind noch nicht gemacht worden. 

Aber noch ein weiteres muß unterstrichen wer-
den: Hausaufgaben in diesen weltwirtschaftlichen 
Fragen, das heißt, daß auf internationale Fragen 
internationale Antworten gefunden werden müs-
sen. Oder um es noch weiter zuzuspitzen: Die beste 
Lösung dieser Hausaufgaben zu Hause bringt we-
nig, wenn man sich nicht schon bei der Formulie-
rung und schon gar bei der Lösung der Aufgaben 
der internationalen Verflechtung unserer Volks-
wirtschaft stets bewußt bleibt 

(Beifall bei der SPD) 

und wenn dieser merkwürdige Bruch zwischen gro-
ßen Kooperationsbeteuerungen und dann manch-
mal einigermaßen kleinkarierter heimischer Dis-
kussion nicht überwunden werden kann. 

Die Weltwirtschaft ist mehr als die Summe von, 
rund gerechnet, 150 einzelnen Volkswirtschaften. 
Wenn wir uns ansehen, daß z. B. ein Viertel — wenn 
nicht mehr — des Welthandels heute innerhalb von 
Unternehmen verläuft, wenn wir uns die unglaubli-
che Integration der Finanzmärkte ansehen, dann 
wird sichtbar, was ich damit meine. 

Daraus ergibt sich, daß der Hinweis auf die Haus-
aufgaben nicht nur dann zu kurz greift, wenn man 
sie zu Hause noch nicht gemacht hat, sondern auch 
dann, wenn man darunter versteht, daß man dem 
anderen nicht in seine Dinge hineinreden dürfe. Ich 
bin kein geborener Diplomat. Ich habe weltwirt-
schaftliche Integration — übrigens auch europäi-
sche — immer so verstanden, daß wir um der Inte-
gration, um der Partnerschaft und um der Freund-
schaft willen die Pflicht zum Dreinreden haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Pflicht gilt natürlich insbesondere dann, 
wenn man sich die Risiken ansieht, die sich aus Wil-
liamsburg und dem Ergebnis oder Nichtergebnis 
dort zwangsläufig ergeben. 

Ich halte nicht viel davon, Wunschvorstellungen 
von Wirtschaftspolitik zum Maßstab für eigene 
Überlegungen zu machen. Nehmen wir also die 
amerikanische Wirtschaftspolitik so, wie sie ist, d. h. 
so, wie sie Präsident Reagan formuliert hat, auch in 
Williamsburg. Dann liegen die Risiken auf der 
Hand. In Stichworten: Auf dieser Grundlage werden 
die Vereinigten Staaten ihre Defizite nicht unter 
Kontrolle bekommen. Graf Lambsdorff, es geht 
nicht darum, einzelne Ausgabenkategorien hier mo-
ralisch oder haushaltspolitisch zu bewerten; es muß 
aber darum gehen, aufzuzeigen, woher die Ursa-
chen des Defizits rühren. 

Sie rühren nun in der Tat aus den drei großen 
Blöcken Rüstungsausgaben, Intitlements, also Sozi- 
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alprogramm, dessen weitere Kürzung heute mor-
gen hier Gott sei Dank niemand gefordert hat, und 
Steuersenkungen, also den drei Bereichen, die in 
einem Wahljahr nicht voll in den Griff zu bekom-
men sind. Und dann treten Spätschäden auf, wenn 
die Vereinigten Staaten ihr Defizit nicht in den 
Griff bekommen. Das heißt: Jahr für Jahr mehr als 
200 Milliarden Dollar, d. h. Jahr für Jahr mehr als 
500 Milliarden DM Defizit. Es heißt vor allen Din-
gen, wie alle amerikanischen Rechnungen zeigen, 
ein sprunghaftes Ansteigen des strukturellen Defi-
zits im amerikanischen Haushalt. Das wird nämlich 
nicht besser, selbst wenn die Konjunktur in Ame-
rika einigermaßen ans Laufen kommt. 

Rechnungen einer für mich jedenfalls verläßli-
chen amerikanischen Großbank deuten darauf hin, 
daß per 1985/86 das strukturelle Defizit — nicht das 
gesamte, nur das strukturelle — bei 4,7 % des Brut-
tosozialprodukts zu liegen kommen würde. Ich bitte 
Sie sehr herzlich, wenn wir uns die amerikanischen 
Zahlen ansehen und sie nüchtern mit den unseren 
vergleichen, dann, spätestens dann, das Gerede von 
der Erblast endgültig zu begraben. 

(Beifall bei der SDP) 

Das zweite Risiko ist auch unausweichlich; es er-
gibt sich aus dem ersten: Die Zinsen werden in den 
Vereinigten Staaten hoch bleiben. Das muß die In-
flation befördern, es muß den Aufschwung gefähr-
den, und es muß auch heißen, daß die Unterneh-
mensbilanzen, um die es in den Vereinigten Staaten 
alles andere als gut bestellt ist — das muß hier auch 
einmal gesagt werden —, mit solchen Zinsen natür-
lich nicht in Ordnung kommen können. Was wieder 
Konsequenzen auch für die Produktivität in vielen 
amerikanischen Wirtschaftszweigen haben muß. 

Das heißt für uns, daß wir, wenn wir nichts tun, 
mit unseren Zinsen folgen müssen, daß wir über 
unsere Nominalzinsen unsere Inflation wieder an-
treiben, daß wir über unsere Realzinsen gleichzeitig 
die Investitionen behindern — damit übrigens auch 
die Eigenkapitalbildung behindern. Damit entsteht 
das erhebliche Risiko, daß das, was ich heute nur 
als Aufschwüngchen sehen kann, abgewürgt ist, be-
vor daraus überhaupt ein Aufschwung werden 
kann. 

Auf die Entwicklungsländer wurde bereits hinge-
wiesen. 1 % Zinsveränderung in den USA macht für 
sie 5 Milliarden Dollar aus. Wissen Sie, was das 
bedeutet? 5 Milliarden Dollar sind ungefähr 20% 
unserer gesamten Entwicklungshilfe. Wenn die Zin-
sen auf den Dollar um 2 oder 3 1)/0 sinken, bedeutet 
das im Klartext, daß die Entwicklungshilfe um 60 % 
gesteigert wird. Das ist keine Milchmädchenrech-
nung, wenn sie auch nicht ganz sauber ist. So sind 
die Größenordnungen, so sind die Risiken. 

Das dritte Risiko liegt auch auf der Hand: Der 
Dollarkurs muß zu hoch bleiben, zumindest vorläu-
fig. Solange der Realzins in den USA so horrend 
hoch ist, muß der Wechselkurs oben bleiben. Das 
geht nicht anders. 

Nun sind die Konsequenzen für uns in der Bun-
desrepublik Deutschland auf Grund unserer ver-
gleichsweise günstigen Ausgangslage einigermaßen  

beherrschbar. Das ist vielleicht auch ein Beitrag 
zum Thema Erblast. 

(Beifall bei der SPD) 

Das sieht in anderen Ländern anders aus. Das sieht 
anders aus in Frankreich, das sieht anders aus in 
Italien. Dort sind die Wirkungen des hohen Dollar-
kurses verheerend. Die Leute in Paris und Rom 
haben doch einen Punkt, wenn sie darauf hinwei-
sen. 

Am schwierigsten aber sind möglicherweise die 
Konsequenzen für die Vereinigten Staaten selbst. 
Präsident Reagan schätzt für das laufende Jahr das 
Handelsbilanzdefizit der Vereinigten Staaten auf 
einen Betrag zwischen 50 und 60 Milliarden Dollar. 
Das ist ein absoluter Rekord. Früher hätte hier viel-
leicht einer gesagt: Das hat es seit Christi Geburt 
nicht gegeben. 

Das ist ein wirklicher Rekord: Handelsbilanzdefi-
zit der Vereinigten Staaten auf 60 Milliarden Dollar. 
Das Leistungsbilanzdefizit liegt zwischen 25 und 30 
Milliarden Dollar. Damit wird in einem Jahr, in dem 
sich die Amerikaner anschicken, ihre Präsident-
schaftswahlen vorzubereiten, das Protektionismus-
risiko ungeheuer hoch. Das heißt außerdem im 
Klartext, daß zumindest für diese Beträge die reich-
ste und größte Volkswirtschaft der Welt auf Pump 
lebt; denn nichts anderes sagen diese Zahlen. Das 
ist für diese Beträge natürlich genau die Umkehr 
der an sich notwendigen weltweiten Arbeitstei-
lung. 

So hängen die Dinge zusammen. Hier liegen die 
Risiken für uns. Wenn Sie schon nicht auf uns hö-
ren, dann sollten Sie wenigstens Henry Kissinger 
beherzigen, der immer wieder auf den untrennba-
ren Zusammenhang zwischen Kohärenz des Bünd-
nisses, militärischer Sicherheit und der kollektiven 
Fähigkeit, mit wirtschaftlichen Problemen fertig zu 
werden, hingewiesen hat. 

Für uns kommt es darauf an, Konsequenzen zu 
ziehen. Lassen Sie uns also die amerikanische Poli-
tik, so, wie sie ist, in Rechnung stellen. Ich kritisiere 
sie mit keinem Wort, ich stelle sie nur nüchtern in 
Rechnung. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie machen seit 
zehn Minuten nichts anderes als kritisie

-

ren!) 

— Mit keinem Wort. Sie können nachher alles in 
Ruhe nachlesen. Ich führe Ihnen nur die Zahlen 
vor, die der Präsident, der Kongreß und die Regie-
rung der USA vorgeführt haben. 

Vor dem Hintergrund dieser Risiken müssen wir 
Inventur machen und in der Tat unsere Hausaufga-
ben erledigen. Ich will hier nicht im einzelnen auf 
den Jahreswirtschaftsbericht eingehen; das wird 
hier noch geschehen. Ich wollte nur eine Anmer-
kung machen, Graf Lambsdorff, was die Hausauf-
gaben angeht: In der Einkommenspolitik sind sie in 
der Tat nicht nur erledigt, sondern übererfüllt. 

Gestatten Sie trotz der fortgeschrittenen Zeit ei-
nen letzten internationalen Vergleich. Die OECD 
hat für den Zeitraum 1982-1984 verglichen, wie 
sich die Bruttorealeinkommen je beschäftigten Ar- 
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beitnehmer entwickeln werden. Die Angaben kom-
men aus den Hauptstädten. Sie kommen also auch 
aus Ihrer Regierung, Herr Bundeskanzler. 

Für den Dreijahreszeitraum lautet die Zahl für 
die USA plus 4,3, für Japan — hört, hört! — plus 11,9 
und für die Bundesrepublik Deutschland minus 
3,9. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Diese Zahlen muß man sich auf der Zunge zergehen 
lassen: für die Bundesrepublik minus 3,9. Da muß 
man sich fragen, woher der dauerhafte Aufschwung 
von der Nachfrageseite her kommen soll. Es sei 
denn, man schafft die Nachfrage überhaupt ab. 
Aber dann wird man die Probleme auch nicht lö-
sen. 

(Beifall bei der SPD) 

Allein aus der Sparquote wird dies nicht gehen, 
zumal ein so drastischer Rückgang der Sparquote 
auch für den Sektor der Unternehmensfinanzie-
rung sehr negative Konsequenzen haben muß. 

Bei der Einkommenspolitik kann die Hausauf-
gabe also nicht liegen. Ich denke, sie muß deutlich 
bei der Geldpolitik liegen. Um nicht mißverstanden 
zu werden: Es geht uns hier keineswegs darum, 
eine lasche Geldpolitik zu postulieren. Bei dem 
aber, was wir in den letzten Tagen an Gerüchten 
aus Frankfurt in der Presse lesen konnten, kann 
man wirklich nur wünschen, daß diese Gerüchte 
solche bleiben und nicht zutreffen. Wir dürfen um 
Himmels willen in der Geldpolitik in der gegenwär-
tigen Situation nicht die Schrauben wieder anzie-
hen! Wir müssen im Gegenteil eine an den binnen-
wirtschaftlichen Notwendigkeiten orientierte Geld-
politik anstreben, was im Klartext heißt: Geldmen-
gensteuerung am mittelfristigen Produktionspoten-
tial orientiert und eine Zinspolitik, die nun wirklich 
bewußt am unteren Ende des gerade noch Denkba-
ren entlangsegelt. 

Solche Politik hat Risiken. Die muß man sehen. 
Das kann auf eine Zeit den Dollarkurs noch weiter 
nach oben treiben. Aber ich sage bewußt: auf eine 
Zeit; denn die Wirtschaftsgeschichte, auch die der 
letzten Jahre, lehrt, daß sich die sogenannten eco-
nomic fundamentals dann doch durchsetzen wer-
den. Es kann zu einem verstärkten Kapitalexport 
führen. Ich sage wiederum: über eine Zeit. Im übri-
gen ist das nicht so dramatisch, wie die meisten 
Leute meinen; denn hier korrelieren j a unser Han-
delsbilanzüberschuß und unser Kapitalexport. 

Eine der entscheidenden Weichenstellungen muß 
also in der Geldpolitik erfolgen. Um Himmels willen 
die Schrauben nicht stärker anziehen, sondern im 
Gegenteil stärker an der binnenwirtschaftlichen 
Notwendigkeit ausrichten! Die Realzinsen, die ich 
Ihnen eben vorgeführt habe, müssen sonst eine 
nachhaltige Konjunkturerholung bei uns abwürgen. 
Das kann gar nicht anders sein. 

Im Zusammenhang mit der Finanzpolitik möchte 
ich dem, was vor allen Dingen Herr Wissmann und 
Graf Lambsdorff gesagt haben, nur eins hinzufü-
gen. Bei uns postuliert niemand, Herr Wissmann — 
ich kenne jedenfalls keinen —, eine generell auf 

Expansion ausgerichtete, also sozusagen eine vul-
gär-keynesianische Finanzpolitik. Das tut nie-
mand. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Na, na!) 

Wir wissen sehr wohl, daß man gerade dann, wenn 
man eine angepaßte Geldpolitik betreiben will und 
international eine Reservewährung hat, seine Fi-
nanzpolitik auch nach diesem Faktum Reservewäh-
rung ausrichten muß. 

Aber was wir getan haben — auch heute morgen 
wieder —, ist, sehr wohl die Forderung an die Re-
gierung zu stellen, die auf Beschäftigung gerichte-
ten Akzente in der Finanzpolitik stärker zu ma-
chen. Sie glaubten, daraus ablesen zu müssen, wir 
seien dann bereit, mehr Defizite in Kauf zu neh-
men. Da haben Sie nicht gut zugehört. Herr Vogel 
hat Ihnen heute morgen in aller Präzision gesagt — 
das haben wir in der Debatte über die Regierungs-
erklärung schon vorher getan; damit es aber end-
gültig sitzt, tun wir es heute nachmittag noch ein-
mal —, wie wir das finanzieren wollen. Wenn Sie es 
wollen, können wir Ihnen das bis auf die Stelle hin-
ter dem Komma sagen. 

Aber eins darf in der Finanzpolitik auf keinen 
Fall passieren — da habe ich ein bißchen meine 
Befürchtung, was Ihre Vorstellungen betrifft —: 

Geldpolitik und Finanzpolitik gleichzeitig auf Spar-
flamme kochen. Das müßte den Aufschwung end-
gültig abwürgen und könnte anschließend zur De-
flation führen. 

Letzte Anmerkung zum EG-Gipfel in Stuttgart. 
Für eine derartige Politik, die sich stärker, als das 
in Ihren Beiträgen heute morgen erkennbar wurde, 
auf Wachstum und Beschäftigung ausrichtet, müs-
sen wir uns Partner suchen. Da liegt genau der 
Unterschied zwischen Williamsburg und Stuttgart. 
In Stuttgart kann sich der Bundeskanzler nicht ver-
stecken. In Stuttgart kann sich auch die Bundesre-
gierung nicht verstecken. In Stuttgart sind wir die 
économie dominante mit psychologisch schwierigen 
Konsequenzen. Von den Zahlen und von den Aufga-
ben der Präsidentschaft her stehen wir in einer 
besonderen Verantwortung. 

Einem Orientierungspapier der Ministerien ent-
nehme ich das Urteil, das dort ganz zu Recht nie-
dergeschrieben ist: „Die Beurteilung unserer Präsi-
dentschaft hängt nicht zuletzt vom Stuttgarter Eu-
ropäischen Rat ab." Die Beamten haben völlig recht. 
Dann heißt es dort weiter zur Jugendarbeitslosig-
keit: „Konkrete Ergebnisse sind unerläßlich." Es 
wäre gut gewesen, wenn der Bundeskanzler seine 
Absichten für Stuttgart heute morgen etwas klarer 
artikuliert hätte; 

(Beifall bei der SPD) 

denn ich sehe ja kommen, daß wir auch über dieses 
Thema erst wieder nach der Veranstaltung disku-
tieren, was dann allerdings hieße: erst nach der 
Sommerpause, eine für mich schwer erträgliche 
Vorstellung. 

Bei einer derartigen Politik, die stärker auf 
Wachstum und Bekämpfung von Arbeitslosigkeit 
ausgerichtet ist, haben wir doch innerhalb der Ge- 



568 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 11. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Juni 1983 

Lahnstein 
meinschaft Verbündete. Übrigens auch außerhalb, 
wenn ich an die Österreicher und an die Schweizer 
denke. Hier gibt es gleichgerichtete Interessenanla-
gen, und hier gibt es auch gleichartige Möglichkei-
ten. Aber selbst die anderen, die so schnell nicht 
können, weil ihre Voraussetzungen noch nicht ganz 
so gut sind wie die unseren, würden ja profitieren, 
z. B. von dem Importsog, den unser eigener Auf-
schwung auslösen würde. Auch hier haben Paris 
und Rom doch dasselbe Interesse. Und im EWS, das 
1978 unter unserer Präsidentschaft zustande kam, 
würden sich die Verhältnisse entspannen und nicht 
weiter verkrampfen. Das Ganze auf der Basis nied-
riger Zinsen und höherer, inflationsfreier Wachs-
tumsraten und einer besseren Beschäftigungslage. 
Diese Hinweise, die Eindrücke aus einer Debatte 
von mehreren Stunden sind, können natürlich kein 
vollständiges Konzept sein. Aber sie sollen doch der 
Versuch sein, sowohl diese vordergründige und 
eher aufs Anekdotische gerichtete Berichterstat-
tung über das Treffen in Williamsburg als auch die 
Vorschau auf den EG-Gipfel in Stuttgart — wobei 
wir zum letzteren noch so gut wie gar nichts gehört 
haben — etwas zu vertiefen. 

Eine letzte Bemerkung, weil hier eben ein Zwi-
schenruf kam: Bitte verwechseln Sie diese Politik 
unserer Fraktion nicht mit Antiamerikanismus. 
Ganz im Gegenteil! Wir sind ja bereit, die Sorgen 
der amerikanischen Partner nicht nur zur Kennt-
nis, sondern auch ernst zu nehmen. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Sie vielleicht!) 

— Wenn ich von „wir" spreche, meine ich das auch. 
Heute morgen hatte ich manchmal den Eindruck, 
Herr Wissmann, hier redet einer im Pluralis maje-
statis. Das wollen Sie mir doch nicht unterstellen. 
Wenn ich „wir" sage, meine ich meine Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das ist nicht mit Antiamerikanismus zu verwech-
seln. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Noch nicht ein

-

mal jetzt klatschen bei Ihnen alle!) 

— Das ist auch nicht notwendig bei solchen Selbst-
verständlichkeiten. 

(Heiterkeit) 

Ich bin jetzt wirklich bei einem ernsthaften 
Punkt: Dies ist nicht mit Antiamerikanismus zu 
verwechseln. Wir sind bereit, die Sorgen zur Kennt-
nis und ernst zu nehmen, allerdings auch die Risi-
ken, die sich daraus ergeben. Wir müssen deshalb 
die Zeit nutzen, die unsere amerikanischen 
Freunde nach ihren eigenen Äußerungen brauchen, 
um ihre Dinge in Ordnung zu bringen, denn auch 
den Vereinigten Staaten muß an möglichst starken 
Verbündeten mit soliden wirtschaftlichen und poli-
tischen Verhältnissen gelegen sein. 

Wir wünschen uns deshalb, daß das, was in Wil-
liamsburg nicht geschafft wurde, wenigstens in 
Stuttgart sichtbar werden wird. Hier liegt die große 
Verantwortung des Bundeskanzlers. Hier liegt die 
große Verantwortung der Bundesregierung. Aus 
dieser Verantwortung darf sie niemand entlassen,  

nicht einmal sie selbst. — Schönen Dank, Herr Prä-
sident. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, wir treten jetzt in die Mittagspause ein. Die Sit-
zung wird um 14 Uhr mit der Fragestunde fortge-
setzt. 
Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung von 13.17 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, wir fahren in den Beratungen fort. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 
Fragestunde 
— Drucksache 10/106 — 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundeskanz-
lers und des Bundeskanzleramtes auf. Zur Beant-
wortung der Fragen steht uns Herr Staatsminister 
Dr. Jenninger zur Verfügung. 
Die Frage 1 ist von dem Herrn Abgeordneten 

Reents gestellt: 
Trifft es zu, daß die Bundesregierung über eine bislang von 

ihr nicht veröffentlichte Studie des Meinungsforschungsin-
stituts „Sinus" zur „Nachrüstung" verfügt, und daß die Er-
gebnisse dieser Studie unter anderem besagen, daß 60 v. H. 
der Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland eine Sta-
tionierung der Pershing II und Cruise Missiles in unserem 
Land ablehnt? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. Jenninger, Staatsminister beim Bundeskanz-
ler: Herr Abgeordneter Reents, ich darf Ihre Frage 
wie folgt beantworten: Die von Ihnen erwähnte Stu-
die wurde im Juni 1982 von der früheren Planungs-
abteilung des Bundeskanzleramts zum Zwecke in-
terner Überlegungen in Auftrag gegeben. Die jet-
zige Bundesregierung kann deshalb für den Inhalt 
der Untersuchung keine Verantwortung überneh-
men. Eine Veröffentlichung der Ergebnisse ist aus 
dem genannten Grunde nicht vorgesehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter, bitte. 

Reents (GRÜNE): Herr Staatsminister, mir leuch-
tet nicht ganz ein, daß die Tatsache, daß Sie diese 
Studien nicht in Auftrag gegeben haben, ein Grund 
dafür sein kann, sie nicht zu veröffentlichen. Gibt es 
andere Gründe, die vielleicht in den Aussagen die-
ser Studie liegen, die Studie nicht veröffentlichen 
zu wollen? 

Dr. Jenninger, Staatsminister: Ich kann Ihnen 
dazu sagen, Herr Kollege, daß es keine anderen 
Gründe gibt. Diese Studie ist nicht von der jetzigen 
Bundesregierung in Auftrag gegeben worden; sie ist 
von der früheren Bundesregierung, wie ich schon 
gesagt habe, zum Zwecke interner Überlegungen in 
Auftrag gegeben worden. Diese internen Überle-
gungen stellt die jetzige Bundesregierung nicht an. 
Deswegen ist eine Veröffentlichung nach unserer 
Meinung nicht notwendig. 
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Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Reents (GRÜNE): Können Sie denn bestätigen, 
wie ich in meiner Frage hier gefragt habe, daß in 
dieser Studie die Feststellung getroffen worden ist, 
daß 60 % der Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland eine Stationierung der Pershing II und 
Cruise Missiles in unserem Lande ablehnt? Wenn 
Sie das bestätigen können oder nicht bestätigen 
können, was soll auf Grund solcher Meinungsum-
frageergebnisse gegebenenfalls an internen Überle-
gungen in der Bundesregierung angestellt werden, 
die dazu führen, daß das nicht veröffentlicht wer-
den darf? 

Dr. Jenninger, Staatsminister: Ich kann Ihnen, 
Herr Kollege, dieses angebliche Ergebnis dieser 
Studie nicht bestätigen, da ich sie auch nicht gele-
sen habe; aber soweit ich informiert bin, ist in die-
ser Form eine Festlegung nicht erfolgt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatsminister, hätte denn 
die Bundesregierung Bedenken, wenn das Institut 
diese Studie von sich aus veröffentlichen möchte? 
Oder würde die Bundesregierung einer solchen ei-
genen Veröffentlichung durch das Institut entge-
gentreten? 

Dr. Jenninger, Staatsminister: Da, Herr Kollege 
Hirsch, die jetzige Bundesregierung nicht Auftrag-
geber für diese Studie war, hat sie keine Veranlas-
sung, eine Veröffentlichung dieser Studie zu verhin-
dern. Es sind j a schon in anderen Fällen auch ge-
rade von diesem Institut Veröffentlichungen vorge-
nommen worden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatsminister, sind 
Sie denn bereit, zu bestätigen, daß das, was veröf-
fentlicht worden ist, zumindest so einzuschätzen ist, 
daß Sie dem nicht widersprechen würden? 

Dr. Jenninger, Staatsminister: Ich kann mich auf 
Veröffentlichungen in verschiedenen Medien, die in 
der Tat erfolgt sind, nur insoweit berufen, als ich sie 
dort ebenfalls zur Kenntnis genommen habe. Sie 
sind aber weder von der Bundesregierung veran-
laßt worden, noch sind sie von der Bundesregierung 
zu verantworten. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Krizsan. 

Krizsan (GRÜNE): Herr Staatsminister, wären Sie 
denn unter Zurückstellung aller Ihrer politischen 
Bedenken bereit, eine ähnliche Studie in Auftrag zu 
geben? 

Dr. Jenninger, Staatsminister: Wenn die Bundesre-
gierung das Bedürfnis hat, solche Fragen zu klären, 
wird sie selbstverständlich solche Studien in Auf-
trag geben. Die Bundesregierung hat aber kein Be-
dürfnis, eine Studie ähnlicher Art noch einmal in 
Auftrag zu geben. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich danke Ihnen schön, 
Herr Staatsminister. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für innerdeutsche Beziehungen auf. Die Fra-
gesteller — Herr Abgeordneter Sauer (Salzgitter), 
der die Frage 2 eingebracht hat, und Frau Abgeord-
nete Dr. Martiny-Glotz, die die Frage 3 eingebracht 
hat — haben um schriftliche Beantwortung der Fra-
gen gebeten. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 
Ich rufe dann den Geschäftsbereich des Bundes-

ministers der Verteidigung auf. Zur Beantwortung 
steht Herr Parlamentarischer Staatssekretär Würz-
bach zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 27 des Herrn Abgeordneten 

Dr. Hirsch auf: 
Wie ist der exakte Wortlaut der „Geheimhaltungsbestim-

mungen der NATO", durch die sich die Bundesrepublik 
Deutschland nach der Erklärung des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Würzbach vom 15. April 1983 (Drucksache 
10/28) ausdrücklich verpflichtet haben soll, die Standorte 
nuklearer Gefechtsköpfe geheimzuhalten, und bezieht sich 
diese angebliche Verpflichtung auch auf die Lagerungsorte 
von chemischen und bakteriologischen Kampfstoffen in der 
Bundesrepublik Deutschland? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege 
Dr. Hirsch, die Bundesregierung bestätigt noch ein-
mal ausdrücklich, daß die Verpflichtung zur Ge-
heimhaltung von Lagerungsorten nuklearer Ge-
fechtsköpfe in einem NATO-Dokument, im soge-
nannten Atomal-Abkommen vereinbart wurde. Das 
Zitieren des Wortlautes einer solchen Verschlußsa-
che ist aber, wie Ihnen selbst auf Grund verschie-
dener Tätigkeiten bestens bekannt ist, in der Öf-
fentlichkeit nicht möglich. Die Vereinbarung zur 
Geheimhaltung der Lagerungsorte chemischer 
Kampfstoffe ist in bilateralen Dokumenten zwi-
schen den Vereinigten Staaten von Amerika und 
der Bundesrepublik erfolgt. Biologische Kampfstof-
fe, nach denen Sie auch fragen, sind nicht vorhan-
den. Es gibt sie nicht, da durch den Abschluß des 
Biotoxinwaffen-Vertrages von 1972 die Vereinigten 
Staaten von Amerika und die Sowjetunion öffent-
lich und verbindlich erklärt haben, daß sie ihre Be-
stände an solchen biologischen Kampfstoffen ver-
nichtet haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, woraus lei-
ten Sie eigentlich die Rechtsverbindlichkeit gegen-
über dem Parlament her, wenn Sie sagen, es handle 
sich um ein Geheimabkommen, dessen Wortlaut Sie 
nicht einmal bekanntgeben können? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
sage noch einmal: Es ist nicht nur geübte Praxis, 
sondern automatische Schlußfolgerung aus beste-
henden — auch gesetzlichen — Bestimmungen, daß 
zwischen Regierungen oder von einer Regierung 
als geheim eingestufte Vorgänge nicht der Öffent-
lichkeit zugänglich gemacht werden. Dabei wird 
von der Sicherheitsüberlegung ausgegangen, so we- 
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nigen Menschen in verantwortlichen Funktionen 
wie möglich und nur so vielen wie nötig solche 
Dinge mitzuteilen. Dies zu dem einen Teil der Frage 
von Ihnen. 

Zum anderen ist zu sagen, daß hier zwei gewähl-
te, demokratisch legitimierte Regierungen ein Ab-
kommen getroffen haben, das eingehalten wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatzfra-
ge, bitte. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, wenn Sie 
weder den Inhalt noch die gesetzliche Grundlage 
angeben können, will ich politisch fragen: wenn 
man die Standorte in der Bundesrepublik durch 
Veröffentlichungen in den Vereinigten Staaten fest-
stellen kann, halten Sie es dann für sinnvoll, daß 
hier eine Geheimhaltung gegenüber dem eigenen 
Volk behauptet und betrieben wird? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
Sie wissen, daß die Regierung Kohl, unsere jetzige 
Regierung, sich ebenso wie die vorhergehende Re-
gierung Kohl, die Regierung Schmidt, die Regie-
rung Brandt und Regierungen davor aus den ein-
gangs von mir genannten Gründen beim Abwägen 
aller Vor- und Nachteile ohne Bruch dem Verhalten 
angeschlossen hat, diese Standorte nicht bekannt-
zugeben, obwohl verschiedene Firmen in Amerika 
— darauf nehmen Sie Bezug — in ihren Broschüren 
mögliche Standorte hier, die — das wissen Sie auch 
— wir weder dementieren noch bestätigen, genannt 
haben. Dies kann uns nicht präjudizieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Ehmke. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Herr Staatssekretär, 
habe ich es richtig in Erinnerung, daß die Entwick-
lung in dieser Frage der Art war, daß diese Lage-
rung und die Geheimhaltung zunächst allein auf 
amerikanischem Recht beruhten, daß dann unter 
der Regierung Brandt ein Abkommen getroffen 
worden ist, wonach wenigstens die deutsche Regie-
rung unterrichtet wird, und daß in diesem Abkom-
men dann auch die Respektierung der amerikani-
schen Geheimhaltungsvorschriften zugesagt wor-
den ist, so daß es hier also um eine amerikanische 
Geheimhaltung geht, die in diesem bilateralen Ab-
kommen von uns respektiert worden ist? Habe ich 
es so richtig in Erinnerung? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pro-
fessor Ehmke, zu dem ersten Teil Ihrer Frage müß-
te auch ich mir erneut und fundiert Einblick in ver-
schiedene Unterlagen verschaffen, was das Verhal-
ten vor 1972 angeht. Richtig ist, daß zwischen 
Brandt auf der einen und Nixon auf der anderen 
Seite dies in ein formelles, unterzeichnetes, regel-
mäßig wiederkehrendes Verfahren eingeflossen 
ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege Reuter, 
Zusatzfrage. 

Reuter (SPD): Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung bereit, darüber nachzudenken, ob 
diese bilateralen Vereinbarungen zu ändern wären 
oder geändert werden könnten, zumal da auch be-
kannt ist, daß in Amerika selbst die Transporte von 
chemischen Kampfstoffen der Bevölkerung be-
kannt gegeben werden, damit sie sich dort vor mög-
lichen Unfällen schützen kann, während hier nicht 
einmal bekannt gegeben wird, wo solche chemi-
schen Kampfstoffe gelagert werden? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
zum Nachdenken über alle Dinge auch über geeig-
nete gefaßte Beschlüsse, ist die Bundesregierung 
jederzeit bereit. Sie sieht im Augenblick jedoch kei-
nen neuen Punkt in diesen Überlegungen, um von 
der bisher aus gutem Grund geübten Praxis abzu-
weichen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, sind 
Sie nicht mit mir der Meinung, daß die Geheimhal-
tung einer Sache, die die Regierung geheim halten 
will und geheim hält, wesentlich entwertet wird, 
wenn sie hinlänglich bekannt ist? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Klejdzinski, ich bin nicht der Meinung, daß die hier 
zur Rede stehenden Vorgänge hinreichend bekannt 
sind, wie Sie formulieren. Deshalb besteht guter 
Grund, das bisher geübte Verfahren auch jetzt und 
gerade jetzt fortzusetzen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Krizsan. 

Kriszan (GRÜNE): Herr Staatssekretär, würden 
Sie akzeptieren, daß Ihre Praxis der Geheimhal-
tung und Verschleierung zu einer erheblichen Be-
unruhigung der Bevölkerung führt, weil sie Ge-
rüchte vorantreibt, denen Sie nur äußerst sparsam 
entgegentreten? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Dies kann ich 
nicht bestätigen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Berger. 

Berger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie mir bestätigen, daß die jetzige Regelung hier in 
der vollen Kontinuität mit der früheren Regierung 
handelt? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Dies ist der Fall. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, was sind 
denn die sachlichen Gründe, daß Sie die amerikani-
sche Heimatpraxis nicht in die Bundesrepublik 
übertragen wollen? Ihr Hinweis auf Abkommen 
und Gesetze reicht ja offensichtlich nicht aus, zu 
erklären, daß Sie diese Abkommen und Gesetze 
nicht ändern wollen. 
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Würzbach, Parl. Staatssekretär: Die Bevölkerung 
weiß und jeder, der es wissen will, weiß, daß bei uns 
bestimmte Bestände lagern. und es sind auch die 
Summen in Tonnen eigentlich jedermann zugäng-
lich bekannt. Jedermann weiß, daß die Amerikaner 
diese Bestände seit langer Zeit hier haben und daß 
die Amerikaner seit 1969 keine solchen Waffen 
mehr produzieren. Jedermann weiß, daß es unser 
Bemühen, unser gemeinsames Bemühen — dessen 
bin ich sicher — nicht nur bisher war, sondern 
heute noch ist, in Ost und West diese Bestände auf 
Null zu beseitigen. Und niemand hat bisher ein trif-
tiges Argument genannt — alle Regierungen haben 
ja bisher ständig abgewogen —, das eine Abkehr 
von der bisherigen Praxis rechtfertigt. Niemand hat 
ein solches Argument genannt. Die Sicherheit unse-
rer Bevölkerung wird nicht erhöht, wenn wir sagen: 
Da liegt so viel, und hier liegt so viel, und dort liegt 
nichts. So bleiben wir bei dem Verfahren, das ich 
auf die Frage des Kollegen Dr. Hirsch nannte: 
Kenntnis so wenigen wie möglich — denen, die es 
in ihrer Funktion wissen müssen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 28 
des Herrn Abgeordneten Dr. Hirsch auf. 

Wann und durch welche parlamentarische Entscheidung 
ist diese Verpflichtung völkerrechtlich verbindlich eingegan-
gen worden? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Dr. 
Hirsch, die in der Beantwortung der eben behandel-
ten Frage genannten Abkommen sind Einzeldoku-
mente und beruhen auf vom Deutschen Bundestag 
ratifizierten Verträgen, z. B. dem Beitritt zur Nato 
und dem Nato-Truppenstatut. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, wie erklä-
ren Sie es sich, daß der vormalige Staatsminister 
Corterier auf meine entsprechende Frage in diesem 
Hause erklärt hat, eine vertragliche Verpflichtung 
der Bundesregierung sei ihm nicht bekannt? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich kann mir die 
Antwort des vormaligen Kollegen in einer Funktion 
hier auf der Regierungsbank in der Form im Au-
genblick nicht schlüssig erklären, Herr Kollege. 
Aber ich weise darauf hin, daß die eben von mir 
genannten beiden Verträge von den Kollegen im 
Parlament, von denen nur einige heute hier sind, in 
ordnungsgemäßer, vorgeschriebener und demokra-
tischer Form ratifiziert worden sind und die Grund-
lagen dafür darstellen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatzfra-
ge. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie auf die vorige Frage weder den Wortlaut noch 
die Rechtsgrundlage nennen konnten und nun eine 
von mir nicht nachprüfbare Rechtsgrundlage nen-
nen, muß ich Sie fragen, ob Sie es in einem demo-
kratischen Staat für politisch vertretbar halten, 
wenn eine Bundesregierung glaubt, international  

gegen das eigene Parlament verpflichtet zu sein, 
ohne dieses Parlament zu informieren. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
geht nicht um Nicht-Erklären-Können, wie Sie es in 
Ihrer Frage unterstellten, sondern um Nicht-Erklä-
ren-Dürfen. Dies darf ich zur Klarstellung noch ein-
mal sagen. 
Ich sehe dort keinen Widerspruch. Ich teile nicht 

Ihre Formulierung „gegen das eigene Parlament". 
Bestimmte Dinge haben auch in einer ganz freien 
Demokratie wie der unseren im Interesse der Si-
cherheit der Demokratie der Geheimhaltung zu un-
terliegen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Dr. Ehmke. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wenn es zutrifft, daß es hier allein um die Respek-
tierung einer amerikanischen Geheimhaltung geht, 
würden Sie dann so freundlich sein, einmal zu prü-
fen, ob man an diese Abmachung noch gebunden ist 
in einer Situation, in der in Amerika diese Geheim-
haltung offenbar nicht mehr oder jedenfalls nicht 
mehr voll praktiziert wird? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
ist nicht zutreffend, daß dies nur ein amerikani-
scher Wunsch sei. Es ist ein deutsch-amerikani-
scher Wunsch, der jährlich neu in dieser Form aus-
getauscht wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, da Sie sagen, es sei ein deutsch-
amerikanischer Wunsch, gehe ich davon aus, daß es 
möglicherweise ein NATO-Wunsch oder ein NATO-
Empfinden sein könnte. Kann ich davon ausgehen, 
daß dieses Empfinden von allen NATO-Partnern ge-
teilt wird? Wenn es so ist, darf ich Sie dann bitten, 
uns einmal die Legende darzulegen, aus der Sie 
ableiten, daß das auf völkerrechtlich verbindliche 
Art abgeklärt sei? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe auf die zweite Frage des Kollegen Dr. Hirsch 
darauf hingewiesen, daß hier nicht völkerrechtliche 
Abmachungen zugrunde liegen, sondern daß die 
Grundlagen hier im Hause ratifizierte Verträge — 
wie NATO-Vertrag, NATO-Truppenstatut und an-
dere — sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, habe ich 
es richtig verstanden, daß die jetzige Bundesregie-
rung die Sicherheit der Bevölkerung dann für bes-
ser gewährleistet hält, wenn diese Bevölkerung ah-
nungslos ist, als wenn sie weiß, was wo liegt? 
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Würzbach, Parl. Staatssekretär: Diese Bundesre-
gierung tut wie die vorherigen alles für die Sicher-
heit der Bevölkerung. Eine der Notwendigkeiten, 
die wir als solche — ebenfalls wie die Vorgänger — 
erachten, ist, bestimmte Dinge geheim und unter 
Verschluß zu halten und nur kleinsten parlamenta-
rischen Gremien Zugang zu geben. Hierin liegt 
überhaupt kein Widerspruch. Es ist im Gegenteil 
eine notwendige, die Sicherheit im Auge habende 
Ergänzung. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
sagten vorhin, die Frage der Nichtinformation der 
Bevölkerung sei nicht ein Problem des Nicht-Kön-
nens, sondern des Nicht-Dürfens. Wäre es nach Ih-
ren bisherigen Ausführungen nicht richtiger zu sa-
gen, daß es ein Problem des Nicht-Wollens ist? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Das wäre nicht 
richtig. Ich glaube auch, Sie haben meine Aussagen, 
die Sie eben zitierten, verstanden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Reents. 

Reents (GRÜNE): Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht mit mir der Meinung, daß die Sicherheit von 
Teilen der Bevölkerung, der gesamten Bevölkerung 
oder einzelner Personen besser gewährleistet ist, 
wenn jeder zumindest selber entscheiden kann, ob 
er in der Nähe von Orten mit möglicher Lagerung 
bzw. Stationierung bakteriologischer oder chemi-
scher Waffen wohnen möchte? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich sehe diesen 
Denkansatz nicht. Sie fragen, ob ich diese Auffas-
sung teilen kann. Ich sage nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Simonis. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatssekretär, könnten 
Sie der Meinung sein, daß — wie die Erfahrung mit 
Geheimhaltungsakten und ähnlichem zeigt — das 
Interesse der Bevölkerung für ein bestimmtes Pro-
blem erst dann geweckt ist, wenn der Stempel 
„Streng geheim" darauf steht? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Wir haben unsere 
gemeinsamen Erfahrungen, auf die Sie rekurrieren. 
Hier in diesem Zusammenhang sehe ich das nicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Bindig. 

Bindig (SPD): Können Sie bitte einmal ganz ge-
nau Paragraph, Ziffer und Absatz der Bestimmung 
nennen, die Ihr Verhalten rechtfertigt? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich habe die zu-
grunde liegenden Abkommen und Gesetze — hier 
ratifiziert, Herr Kollege — genannt und darf 
freundlich auf die getroffenen Aussagen hier hin-
weisen. Ich habe auch gesagt, daß es untersagt ist 
— es ist keine Frage von Willen und Können —, in  

der Öffentlichkeit Einzelheiten der Geheimhal-
tungsbestimmungen hier zu zitieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 29 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Hauchler auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß in der Nähe 
von Otter (Tostedt) und Ramelsloh im Landkreis Harburg 
neue militärische Depots eingerichtet werden sollen, obwohl 
damit eine schwere Beeinträchtigung von Naturschutzbelan-
gen und Belangen der Landwirtschaft verbunden wäre? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
wird bestätigt, daß die in der Nähe der genannten 
Ortschaften geplanten Versorgungslager dort er-
richtet werden sollen. Während für das bei Otter 
südlich von Tostedt geplante Versorgungslager das 
nach den Bestimmungen des Landbeschaffungsge-
setzes bei der niedersächsischen Landesregierung 
eingeleitete Anhörungsverfahren noch nicht abge-
schlossen ist und insoweit die Stellungnahme der 
Landesregierung noch abgewartet werden muß, 
liegt für das zweite, bei Ramelsloh geplante Versor-
gungslager die zustimmende Stellungnahme der 
Landesregierung bereits vor. In den Anhörungsver-
fahren — auch bei diesen — werden sehr gründlich 
die wirtschaftlichen und landwirtschaftlichen Inter-
essen sowie die Belange des Natur- und Land-
schaftsschutzes berücksichtigt. Die in der Stellung-
nahme der Landesregierung zu dem Vorhaben bei 
Ramelsloh erhobenen Forderungen zum Schutz der 
Natur und der Landwirtschaft werden erfüllt wer-
den. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Hauchler. 

Dr. Hauchler (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie bestätigen, daß in diesem Landkreis keine wei-
teren Depots eingerichtet werden sollen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
nach dem augenblicklichen Stand meiner Kenntnis 
und der Planungen, zu denen wir Zugang im Mini-
sterium haben — auf Grund des heutigen Standes 
— bestätige ich dieses. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage? — Keine 
weitere Zusatzfrage. 
Dann kommen wir zu Frage 30 des Herrn Abge-

ordneten Dr. Hauchler: 
Wenn ja, ist auszuschließen, daß bei Einrichtung der neuen 

Depots oder später durch Nutzungsänderung dort atomare, 
chemische oder biologische Waffen gelagert werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Ver-
sorgungslager sind so angelegt, daß sie nach Bedarf 
von allen verbündeten Streitkräften genutzt wer-
den können. Nutzungsänderungen bezüglich der 
eingelagerten Versorgungsgüter sind kaum mög-
lich. 
Ortsangaben über die Lagerung oder Nichtlage-

rung von Sonderwaffen — wir haben eben darüber 
geredet — unterliegen Geheimhaltungsbestimmun-
gen und werden von der Bundesregierung auch an- 
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Parl. Staatssekretär Würzbach 
läßlich solcher Fragen weder dementiert noch be-
stätigt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Hauchler. 

Dr. Hauchler (SPD): Sie können also nicht demen-
tieren, daß durch eine eventuelle Nutzungsände-
rung auch dort atomare Waffen gelagert werden? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung dementiert nicht und bestätigt nicht, wo wel-
che solcher Waffen liegen oder liegen könnten, jetzt 
oder irgendwann. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Hauchler (SPD): Also ist es grundsätzlich mög-
lich, dort auch Atomwaffen zu lagern? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
diese Schlußfolgerung dürfen Sie aus dieser grund-
legenden Aussage eben überhaupt nicht logisch zie-
hen. Würde ich Ihnen sagen: „In diesem Depot 
nein", dann ist es eine leichte Übung, alle Depots in 
einer langen Kette in ähnlicher Form hier abzufra-
gen. Dann bleiben 10, 20, 30, 50, 100, x plus y übrig, 
und Sie haben das, was übereinstimmend alle Bun-
desregierungen bisher aus guten, eben oft behan-
delten Gründen nicht haben wollten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Würden Sie die letzte Zusatz-
frage des Kollegen Hauchler und Ihre darauf gege-
bene Antwort noch einmal überprüfen, um zu 
schauen, ob Ihre Logik funktioniert? 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Das können wir 
gerne, wenn dies ausgedruckt vorliegt, wechselsei-
tig tun. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 
Ich rufe Frage 31 der Frau Abgeordneten Dr. 

Czempiel auf: 
Wie beurteilt die Bundesregierung als Entscheidungsträ-

ger die voraussichtliche Entwicklung der Verhandlungen 
über den geplanten amerikanischen Truppenübungsplatz bei 
Schlitz (Vogelsbergkreis)? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
Streitkräfte der Vereinigten Staaten haben Ende 
März 1983 beantragt, das angesprochene Gelände 
bei Schlitz ihren in Fulda und Bad Hersfeld statio-
nierten Einheiten als Standortübungsplatz zur Ver-
fügung zu stellen. Die Entwicklung und Erfolgsaus-
sicht dieses Vorhabens können zur Zeit noch nicht 
abgesehen werden, da eine solche Liegenschaftsfor-
derung nicht ohne vorherige Stellungnahme der zu-
ständigen Landesregierung verwirklicht werden 
kann. 

Auf Antrag des Bundesministers der Verteidi-
gung leitet erst die Regierung ein Anhörungsver-
fahren ein. In diesem Verfahren nimmt sie nach 
Anhörung der betroffenen Gemeinden unter Be-
rücksichtigung der Erfordernisse der Raumord-
nung, insbesondere der landwirtschaftlichen und 
wirtschaftlichen Interessen sowie der Belange des 
Städtebaues, des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu den militärischen Vorhaben Stel-
lung. Der Bundesminister der Verteidigung kann 
erst nach Vorliegen der Stellungnahme des Landes 
abschließend entscheiden, ob dem Wunsch der Ver-
einigten Staaten von Amerika entsprochen werden 
kann. 
Der Antrag der Streitkräfte der Vereinigten Staa-

ten wirft eine Reihe von Fragen auf, deren Beant-
wortung für eine sachgerechte Entscheidung über 
die Einleitung des Anhörungsverfahrens unerläß-
lich ist. Insbesondere wird zu prüfen sein, ob dieser 
Antrag überhaupt realisierbar und die Beschaffung 
des Geländes auf freiwilliger Grundlage möglich ist. 
Dies wird erfahrungsgemäß noch geraume Zeit in 
Anspruch nehmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete, bitte. 

Frau Dr. Czempiel (SPD): Herr Staatssekretär, 
meinen Sie, daß die Bundesregierung die Landesre-
gierung noch vor dem 25. September zur Anhörung 
auffordern wird? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Dieses Datum, 
von dem wir alle wissen, warum Sie danach fragen, 
spielt in diesem Zusammenhang überhaupt keine 
Rolle. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte, Sie haben eine 
zweite Zusatzfrage. 

Frau Dr. Czempiel (SPD): Ist der Bundesregierung 
bekannt, daß die Stadt Schlitz durch raumordneri-
sche Vorgaben und durch landesplanerische Fest-
setzungen als Schwerpunkt des Fremdenverkehrs 
ausgewiesen ist, was zu einer enormen Steigerung 
des Fremdenverkehrs auf 80 000 Übernachtungen 
im Jahr geführt hat, und wird die Bundesregierung 
in diesem Zusammenhang, da es sich um eine Stadt 
im Zonenrandgebiet handelt, in ihren Verhandlun-
gen darauf Rücksicht nehmen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
diese Besonderheiten der dortigen Landschaft sind 
bekannt und werden Eingang finden in die zitierten 
gründlichen, vielfältigen Prüfungen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie bestätigen, daß erstens einer der Waldanbieter 
zum personellen Umkreis des in militärischen Be-
schaffungsvorhaben in der Vergangenheit häufiger 
tätig gewordenen bayerischen Ministerpräsidenten 
gehört, daß zweitens dieser Waldbesitzer seinen 
Wald für 5 Millionen DM erworben hat und nach 
gründlicher forstwirtschaftlicher Auspowerung nun 
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Dr. Sperling 
32 Millionen DM dafür haben will und daß drittens 
das in der Nähe dieses Gebietes liegende Behinder-
tendorf Sassen umgesiedelt werden müßte, falls das 
Vorhaben der Amerikaner durchgeführt wird und 
die Kosten voll von den öffentlichen Händen zu tra-
gen wären? 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich würde zur 
Versachlichung solcher Vorüberlegungen in der un-
tersten Phase der Einleitung von notwendigen er-
sten Schritten, bevor konkrete Schritte eingeleitet 
werden, uns alle herzlich bitten, sachlich an diese 
Dinge heranzugehen und hier nicht von Umsiedlun-
gen von Dörfern und ähnlichem zu reden, Herr Kol-
lege. Auf die Frage der Frau Kollegin habe ich sehr 
ausführlich angegeben, welche Institutionen tätig 
werden müssen, welche Gesetze und Verordnungen 
anzuwenden sind und welche Vorprüfungen, Prü-
fungen usw. einzuleiten sind. Ich möchte darauf 
hier noch einmal hinweisen. 
Die ersten beiden Teile Ihrer Frage kann ich 

nicht bestätigen. Im Gegenteil, ich weise sie nach 
meinem heutigen Kenntnisstand als Unterstellung 
zurück. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Reuter. 

Reuter (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
sinngemäß ausgeführt, daß der 25. September in Ih-
ren Überlegungen keine Rolle spielt. Dann frage ich 
Sie, warum der Verteidigungsminister dem Herrn 
Dr. Dregger mit Schreiben vom 9. Mai mitgeteilt 
hat, daß eine solche Liegenschaftsanforderung zu-
nächst nicht ohne vorherige Stellungnahme der zu-
ständigen Landesregierung verwirklicht werden 
kann. Dann kommt der Satz: 

Zur Zeit sehe ich mich noch nicht in der Lage, 
die hessische Landesregierung zu bitten, das 
Anhörungsverfahren einzuleiten. 

Wird die Bundesregierung das Anhörungsverfahren 
erst nach dem 25. September einleiten? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
Schreiben, das ich hier auch habe — wobei ich mich 
freue, daß auch Sie im Besitz dieses Schreibens 
sind; das zeigt die offene Information der Bundesre-
gierung —, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 
läßt überhaupt nicht den Schluß zu, den Sie daraus 
zogen, und steht nicht im Widerspruch zu meiner 
Aussage vorher. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
sagten zuletzt: „läßt überhaupt nicht den Schluß zu". 
Gleichzeitig erklärten Sie vorhin, Überlegungen, 
Dörfer zu verlegen, wären nicht notwendig. Darf ich 
Sie fragen: Können Sie sie sich vorstellen, daß ein 
Truppenübungsplatz in einer bestimmten Größe ei-
nen bestimmten Raumbedarf mit sich bringt und  

daß, wenn man diese Fläche auf einer Landkarte 
abträgt, Dörfer davon betroffen sind und man mög-
licherweise doch zu dem Schluß kommen müßte, 
daß diese Dörfer zu verlegen seien, insbesondere, 
wenn man sich vorstellt — und dafür sind Sie ja 
Fachmann —, welche Aktivitäten sich auf einem 
Truppenübungsplatz generell abspielen könnten? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, zu-
rück zum Ausgangspunkt der Frage, der Verlegung 
des Dorfes, wobei ich uns alle miteinander eindring-
lich bat, sachlich und ruhig und nicht in Richtung 
Stimmungs-, um nicht zu sagen Panikmache zu re-
den: Ich sagte, daß wir in einer so frühen Vorphase, 
in der es noch nicht einmal um die Einleitung der 
von den Gesetzen und Verordnungen vorgeschrie-
benen Prüfungen geht, nicht in die Welt setzen soll-
ten, daß hier irgendwelche Ortschaften möglicher-
weise oder nicht umgesiedelt würden. Dies war die 
Richtung meiner Aussage. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Krizsan. 

Krizsan (GRÜNE): Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir, ganz sachlich, einer Meinung, daß es in der 
Bundesrepublik bereits eine ausreichende Zahl von 
Truppenübungsplätzen gibt und daß es nicht not-
wendig ist, einen weiteren einzurichten? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, je-
der, der sich ein wenig mit den in der Bundesrepu-
blik stationierten Streitkräften, unserer eigenen 
Bundeswehr und denen der Alliierten, die wir aus 
gutem Grunde hier bei uns haben, weil wir selber 
nicht so viele Soldaten aufstellen wollen und kön-
nen, wie wir auf Grund der Bedrohung haben müß-
ten, auskennt, weiß, daß das, was Sie in Ihrer Frage 
unterstellen, leider nicht zutrifft. Die Möglichkeiten 
— und nur dann kann eine Streitkraft den Auftrag 
erfüllen —, zu üben, im Gelände und nicht in der 
Theorie, im Lehrsaal und in der Kaserne, sind aus-
gesprochen eng, in vielen Bereichen zu eng. Ich 
möchte hinzufügen, daß auch der Bundesminister 
der Verteidigung, um die Enge des Raumes bei uns 
in der Bundesrepublik überhaupt wissend, in der 
genannten zurückhaltenden Form darangeht, zu 
überlegen, vorhandene Plätze auszuweiten oder 
neue einzurichten. Ich habe die Überlegungen vor-
hin auf die eingangs von der Kollegin gestellten 
Frage hier sehr präzise aufgezählt. 

Vizepräsident Frau Renger: Noch zwei Zusatzfra-
gen, Abgeordneter Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, hält 
die Bundesregierung die Geländeanforderungen 
der amerikanischen Streitkräfte für diesen Stand-
ortübungsplatz für angemessen, für überzogen oder 
für zu knapp bemessen, und ist sie bereit, in Ver-
handlungen mit den Streitkräften die angemessene 
Größenordnung für den Standortübungsplatz 
durchzusetzen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung wird sich nach Vorliegen der genannten — ich 
darf darauf verweisen — ersten Vorprüfungen ein 
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Parl. Staatssekretär Würzbach 
Urteil bilden und dies dann entsprechend auch öf-
fentlich vertreten. 

Vizepräsident Frau Renger: Letzte Zusatzfrage, Dr. 
Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie die drei verschiedenen Tatbestände, nach denen 
der Kollege Sperling hier gefragt hatte, nicht bestä-
tigen konnten: Sind Sie im Interesse der von Ihnen 
zu Recht geforderten Versachlichung dieses Pro-
blems bereit, auf diese Fragen nach entsprechender 
Prüfung schriftlich zu antworten? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
muß Sie jetzt fragen, in welchem Zusammenhang. 
Wir haben doch eine so breite Palette gehabt. Ich 
möchte nicht noch einmal zu dem Ganzen antwor-
ten. Welche speziellen Punkte, bitte, meinen Sie? 

Dr. Hirsch (FDP): Sie werden das dem Protokoll 
entnehmen. Ich meine die drei Tatbestände, nach 
denen der Kollege Sperling in seiner Frage gefragt 
hatte. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich will gerne zu-
gestehen, die Fragen noch einmal zu prüfen. Sollten 
Teilfragen, die in der Palette möglicherweise unter-
gegangen sind, von mir nicht beantwortet worden 
sein, aber nach dem jetzigen „Stand", der noch kein 
fester ist, beantwortet werden können, will ich dies 
gerne tun. 

Vizepräsident Frau Renger: Frage 32 des Abgeord-
neten Dr. Spöri wird auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als An-
lage abgedruckt. 
Frage 33 des Abgeordneten Fischer (Frankfurt) 

ist zurückgezogen worden. 
Die Frage 34 des Abgeordneten Dr. Kübler wird 

auf Wunsch des Fragestellers ebenfalls schriftlich 
beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 
Ich rufe jetzt die Frage 35 des Abgeordneten 

Reents auf: 
Kann die Bundesregierung die Information bestätigen, daß 

die NATO von der Erprobung der sowjetischen SS 20 
erstmals 1975 durch den amerikanischen Aufklärungssatelli-
ten „Big Bird" erfuhr, und wenn nicht, zu welchem genauen 
Zeitpunkt wurde dann die Erprobung der SS 20 in der NATO 
bekannt? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Der Bundesregie-
rung ist, wie bereits in der Antwort auf die Frage 
vom 11. Mai 1983, die Ihnen vorliegt, ausgeführt, auf 
Grund der engen und vertrauensvollen Zusammen-
arbeit im westlichen Verteidigungsbündnis seit 
etwa 1975 bekannt, daß die Sowjetunion Flugkörper 
vom Typ SS 20 entwickelt und erprobt hat. Unab-
hängig davon hat im Jahre 1978 der damalige ame-
rikanische Präsident Carter öffentlich erklärt, daß 
seitens der Vereinigten Staaten von Amerika Satel-
litenaufklärung betrieben wird. Im übrigen unter-
liegen die nachrichtendienstlichen Informations-
quellen eines jeden Landes der Geheimhaltung. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Reents. 

Reents (GRÜNE): Ich muß mich zunächst bedan-
ken. Aber Herr Staatssekretär Würzbach, Sie haben 
eine Feststellung nicht ganz richtig wiedergegeben. 
In der schriftlichen Beantwortung hatten Sie ledig-
lich von „Mitte der 70er Jahre" und nicht von „etwa 
1975" gesprochen; deswegen die Konkretisierung. 
Darf ich daran die folgende Frage anschließen. 

Wie ist dann, wenn es zutrifft, daß die Bundesregie-
rung etwa 1975 erstmals von der Erprobung der 
SS 20 erfahren hat, der Begriff „Nachrüstung" zu 
verstehen, wo doch die Entwicklung der Pershing II 
bereits ein Jahr vorher, nämlich 1974, begonnen 
hat? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
wissen wie jeder, der es wissen will, daß die Per-
shing II, nach der Sie fragen, jetzt ja noch in der 
Phase der Fertigstellung ist — wir alle haben zwei, 
drei mißlungene Testflüge in Erinnerung —, so daß 
dieser Ihr Vergleich — darf ich es so sagen — nicht 
zutrifft. 
Ich kann hier auch keine Parallele sehen. Sie 

werden die Diskussion verfolgt und bemerkt haben, 
daß es nach dem ersten Erkennen in diesem Zeit-
raum, auf den ich hingewiesen habe, eine ganze 
Reihe von Jahren — konkret drei, vier Jahre —, von 
1975 an gerechnet, dauerte, bis — nicht zuletzt an-
geregt durch den vorherigen Bundeskanzler — die 
nötige Aufmerksamkeit international — bei uns im 
Bündnis — hat erzeugt werden können, die Auf-
merksamkeit, die dafür nötig war, daß im NATO-
Bündnis die entsprechenden außen-, sicherheits-, 
verteidigungs- und rüstungspolitischen Schlüsse ge-
zogen wurden. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfra-
ge, Herr Abgeordneter. 

Reents (GRÜNE): Herr Staatssekretär, da Sie 
meiner konkreten Frage doch ausgewichen sind, 
möchte ich Sie noch einmal präzisieren: Können 
Sie also bestätigen, daß die Entwicklung der Per-
shing II im Jahre 1974, d. h. unabhängig von der seit 
1975 bestehenden Kenntnis der Existenz der SS 20, 
begonnen hat? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Nein, ich wieder-
hole konkret, daß die Pershing II noch immer in der 
Endphase der Entwicklung und in der Vorbereitung 
der Fertigstellung ist und daß es das Ziel der Bun-
desregierung ist — ich darf dies ausdrücklich sa-
gen —, hier dann keine einzige Pershing II aufzu-
stellen, wenn die SS 20, die Ausgangspunkt Ihrer 
Frage waren, weggenommen und verschrottet wer-
den. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Schily. 

Schily (GRÜNE): Herr Staatssekretär, Sie haben 
geschildert, daß sich die Entwicklung der Per-
shing II über mehrere Jahre ausgedehnt hat. Die 
Frage geht aber dahin, ob der Entschluß, eine sol-
che Entwicklung in Angriff zu nehmen, zu einem 
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Schily 
Zeitpunkt zustande gekommen ist, als über die 
SS 20 hier noch keine Informationen vorlagen. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Entschluß ist — nicht zuletzt auf unser Betreiben — 
im Dezember 1979 in der NATO von allen Regie-
rungschefs gefaßt worden. Ich darf auch Sie — ein 
Wort von eben aufnehmend — noch einmal darauf 
aufmerksam machen, daß diese Waffe heute nicht 
uneingeschränkt fertig und stationierbar ist, wäh-
rend die anderen Waffen seit dem genannten Zeit-
punkt bereits in gewaltiger Zahl stationiert worden 
sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Vogt. 

Vogt (Kaiserslautern) (GRÜNE): Herr Staatsse-
kretär, ist es auf dem Hintergrund der Informatio-
nen, die wir jetzt bekommen haben, nicht doch 
denkbar, daß militärische Strategien und die Legiti-
mationen dieser Strategien den technischen Inno-
vationen folgen, nicht umgekehrt, und meinen Sie 
nicht, daß dies dann ein klassischer Anwendungs-
fall  wäre? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, dies 
ist ein klassisches Beispiel dafür, daß der Westen, 
dem niemand — erst recht ja nicht Sie — abstreitet, 
technologisch in der Lage zu sein, eine Waffe in 
einem kürzeren Zeitraum als von 1974 oder 1975 bis 
1983 — wo man dies noch nicht geschafft hat — zu 
entwickeln, wenn man es gewollt hätte, daß also der 
Westen, und zwar gemeinsam, die Amerikaner wie 
wir, diese Spirale eben nicht weiterdrehen will, son-
dern bei uns möglichst gar nichts nachholen möch-
te, wenn diese Kategorie der Waffen auf der ande-
ren Seite verschwindet. Dies sehe ich bei der Ge-
genüberstellung, die sich bei Ihren Fragen ergab, 
als ein geradezu klassisches Beispiel an. 

(Abg. Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE] mel

-

det sich zu einer weiteren Zusatzfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Sie haben nur eine Zu-
satzfrage. — Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Ber-
ger. 

Berger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie mir bestätigen, daß es auch vor der SS 20 be-
reits sowjetische Mittelstreckenpotentiale gegeben 
hat, die heute zum Teil noch vorhanden sind? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Die sind nur zum 
Teil vorhanden, sondern sie sind vorhanden; ich be-
stätige dies. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Die Fragen 36 und 37 werden auf Wunsch der 

Fragestellerin, der Abgeordneten Frau Matthäus

-

Maier, schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlage abgedruckt. 
Ich danke Ihnen Herr Staatssekretär. 
Ich rufe nunmehr den Geschäftsbereich des Bun-

desministers für Jugend, Familie und Gesundheit 
auf. Zur Beantwortung der Fragen steht Frau Parla-

mentarischer Staatssekretär Karwatzki zur Verfü-
gung. 
Ich rufe die Frage 38 des Herrn Abgeordneten 

Schartz (Trier) auf: 
Wieviel Prozent der nach Deutschland eingeführten aus-

ländischen Weine werden an der deutschen Grenze kontrol-
liert, insbesondere im Hinblick auf ihre Verkehrsfähigkeit 
und ihre Übereinstimmung mit den Begleitpapieren, und 
wieviel Prozent der kontrollierten Weine werden dabei bean-
standet? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau 
Präsidentin, ich würde die Frage 39 des Abgeordne-
ten Schartz wegen des Sachzusammenhangs mit 
der Frage 38 gerne gleich mitbeantworten. 

Vizepräsident Frau Renger: Der Kollege ist einver-
standen. 
Ich rufe also auch die Frage 39 des Abgeordneten 

Schartz (Trier) auf: 
Wie hoch ist der Prozentsatz der in Deutschland abgefüll-

ten ausländischen Weine einschließlich der sogenannten 
EWG-Verschnitte, der vor der Abgabe an den Einzelhandel 
oder an den Verbraucher kontrolliert wird, und wieviel Pro-
zent der kontrollierten Weine werden beanstandet? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich möchte Ihre Fragen wie folgt beantworten: Bei 
der Einfuhr von ausländischen Weinen werden die 
zur Abfertigung vorgelegten Einfuhr- und Begleit-
papiere von der Zollstelle geprüft. Sie prüft dabei 
insbesondere, ob die Angaben im gemeinschaftli-
chen Begleitdokument bei der Einfuhr aus anderen 
Mitgliedstaaten und im Einfuhrdokument bei der 
Einfuhr aus Drittländern zutreffen, sich auf die Ein-
fuhrsendung beziehen und mit den Angaben in den 
Zollpapieren übereinstimmen. 
Die Verkehrsfähigkeit eingeführter Weine kann 

nur nach amtlicher Untersuchung und Prüfung 
durch die Untersuchungsstellen der Länder beur-
teilt werden. Bei der Einfuhr von Wein in Flaschen 
werden etwa 5 bis 10 % der eingehenden Sendungen 
der amtlichen Untersuchung und Prüfung zuge-
führt. Wird Wein in anderen Behältnissen als Fla-
schen mit gültigem Begleit- oder Einfuhrdokument 
eingeführt, so wird die amtliche Untersuchung und 
Prüfung nach § 5 Abs. 1 der Weinüberwachungsver-
ordnung in der Regel stichprobenweise vorgenom-
men. Hierbei wird von Zollstelle zu Zollstelle unter-
schiedlich verfahren, so daß eine allgemeine Aus-
sage über den prozentualen Anteil nicht möglich 
ist. 
Die Bundesländer sind mit Schreiben vom 5. No-

vember 1982 nochmals angeregt worden, unter Be-
rücksichtigung ihrer Kontrollbedürfnisse die Zoll-
stellen um verstärkte Entnahme und Vorstellung 
von Stichproben zu ersuchen. Die Zollstellen sind 
angewiesen, solchen Ersuchen zu entsprechen. 
Die Frage, wieviel Prozent der kontrollierten 

Weine bei den Untersuchungen beanstandet wer-
den, ist noch nicht von allen Bundesländern beant-
wortet worden. Ich bitte daher um Ihr Einverständ-
nis, daß ich Ihnen diesen Teil Ihrer Frage nach Ein-
gang der restlichen Länder-Stellungnahmen 
schriftlich beantworten werde. 
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Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schartz. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Frau Staatssekretär, 
wäre die Bundesregierung bereit, mir die jetzt von 
Ihnen nicht vorgetragene prozentuale Feststellung 
der in Fässern und Tankwagen eingeführten Weine 
ebenfalls nachzuliefern? Sie haben aufgeführt, daß 
rund 5 bis 10 % der in Flaschen importierten Weine 
kontrolliert werden. Es muß doch die Möglichkeit 
bestehen, daß Sie mir auch eine zahlenmäßige An-
gabe zu den in Tankwagen eingeführten Weine ma-
chen. Wären Sie bereit, mir diese Zahl schriftlich 
nachzureichen? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Sehr gerne, 
Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Frau Staatssekretär, 
Sie haben ausgeführt, daß die Zollpapiere überprüft 
würden. Werden bei dieser Überprüfung auch Her-
kunft und Identität der Weine — unter Berücksich-
tigung der Angaben auf den Zollpapieren — gleich-
zeitig mitüberprüft? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Davon gehe 
ich aus. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Die Fragen 40 und 41 werden auf Wunsch des 
Fragestellers, des Abgeordneten Zander, schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlage ab-
gedruckt. 

Dann rufe ich die Frage 42 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Weng auf: 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den Versuch des 
Einführens einer Pflegefallversicherung zumindest modell-
haft ins Auge zu fassen? 

Bitte, Frau Staatssekretär. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Bundesregierung hat es sich zur Aufgabe ge-
macht, die Situation der Pflegebedürftigen zu ver-
bessern. Sie wird die Förderung der häuslichen 
Pflege unterstützen. 

Außerdem ist in der Koalitionsvereinbarung für 
diese Legislaturperiode festgelegt, daß die Finanzie-
rung der Kosten der Pflegefälle zu regeln ist. Ent-
sprechende Vorarbeiten laufen in unserem Ministe-
rium. In die Überlegungen sind die verschiedenen, 
in der Fachöffentlichkeit diskutierten Modelle ein-
bezogen. Über diese verschiedenen Lösungsmög-
lichkeiten wird die Bundesregierung den Deut-
schen Bundestag anläßlich ihres Berichts über die 
Arbeit der Bund-Länder-Arbeitsgruppe ,,Aufbau 
und Finanzierung ambulanter und stationärer Pfle-
gedienste" unterrichten. 

Eine Entscheidung für eine der verschiedenen 
Lösungsmöglichkeiten ist bis jetzt noch nicht gefal-
len. An eine modellhafte Einführung einer Pflege-
fallversicherung ist jedoch nicht gedacht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Weng. 

Dr. Weng (FDP): Frau Staatssekretär, wären Sie 
so freundlich, mir zu sagen, ob der Zeitraum abzu-
sehen ist, in dem die Bundesregierung der von Ih-
nen geschilderten Gegebenheit nähertritt? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Die Arbeits-
gruppe ist ja in der Zwischenzeit dabei. Ich kann 
Ihnen nicht versprechen, ob es in einem Jahr oder 
in zwei Jahren vorliegt. In jedem Fall wird die Ent-
scheidung im Laufe dieser Legislaturperiode ge-
fällt. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Wir kommen zur Frage 43 des Herrn Abgeordne-
ten Lennartz. — Der Fragesteller ist nicht im 
Raum. Die Frage wird nicht beantwortet. 

Wir kommen zur Frage 44 der Abgeordneten 
Frau Schmidt (Nürnberg). — Die Fragestellerin ist 
ebenfalls nicht im Raum. Daher wird auch diese 
Frage nicht beantwortet. Dasselbe gilt für die Fra-
ge 45. 

Die Fragen 46 und 47 des Herrn Abgeordneten 
Austermann werden auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 48 der Abgeordneten Frau Dr. 
Vollmer auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Einsatz von Para-
quat aus humantoxikologischer Sicht unter Berücksichti-
gung des Fehlens eines Gegenmittels bei Intoxikationen 
durch Paraquat? 

Bitte, Frau Staatssekretärin. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Vollmer, die Zulassung von Pflanzenschutzmit-
teln nach dem Pflanzenschutzgesetz erfolgt durch 
die Biologische Bundesanstalt für Land- und Forst-
wirtschaft. Soweit Fragen des Schutzes der Gesund-
heit von Mensch und Tier betroffen sind, geschieht 
dies im Einvernehmen mit dem Bundesgesund-
heitsamt. Das gleiche gilt für die Verlängerung und 
den Widerruf bestehender Zulassungen. 

Am 6. Juli 1983 findet im Bundesgesundheitsamt 
eine öffentliche Anhörung über die gesundheitli-
chen Risiken statt, welche paraquathaltige Pflan-
zenschutzmittel für den Anwender mit sich brin-
gen. Sie wurde anberaumt, weil schwerwiegende to-
xische Wirkungen von Paraquat insbesondere im 
Zusammenhang mit der nicht sachgerechten An-
wendung oder in Unglücksfällen bekanntgeworden 
sind. Die Anhörung wird sich insbesondere auch 
darauf erstrecken, ob und welche Therapiemöglich-
keiten bei akuten Vergiftungsfällen bestehen. 

Nach der Anhörung wird das Bundesgesundheits-
amt darüber befinden, ob es sein Einvernehmen mit 
der Verlängerung der Zulassung paraquathaltiger 
Pflanzenschutzmittel verweigern muß. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Dr. 
Vollmer. 
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Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Frau Staatssekretärin, 
wie schätzen Sie die Gefährdung des Verwenders 
von Paraquat bei fehlerhafter Anwendung mit 
Rücksicht darauf ein, daß ein sehr unspezifisches 
Krankheitsbild vorliegt und es sehr lange dauert, 
bis bekannt wird, daß eine Vergiftung durch Para-
quat gegeben ist? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin, diese Frage kann ich nicht beantworten. Ich 
bitte Sie, Verständnis dafür zu haben, daß ich das 
Ergebnis der Anhörung im Bundesgesundheitsamt 
abwarten möchte. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Ist Ihnen denn be-
kannt, wie die Überlebenschancen von Vergifteten 
aussehen, wenn nicht innerhalb von wenigen Stun-
den eine Behandlung einsetzt? Wissen Sie, ob es 
überhaupt eine spezielle Therapie für Paraquat 
gibt? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ich will ver-
suchen, eine Antwort zu geben. Nach der Pflanzen-
schutzmittelhöchstmengenverordnung sind z. B. die 
Höchstmengen bei Lebensmitteln festgelegt. Diese 
sind so niedrig gehalten, daß im Grunde daraus 
keine gesundheitlichen Folgewirkungen resultieren 
können. Inwieweit spezifische Behandlungsmaß-
nahmen bei Vergiftungen mit diesem Wirkstoff an-
gewandt werden können, wird erst nach Abschluß 
der Anhörung des Bundesgesundheitsamtes am 
6. Juli 1983 zu beantworten sein. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Dr. 
Hickel. 

Frau Dr. Hickel (GRÜNE): Frau Staatssekretärin, 
ist der Bundesregierung bekannt, daß in der schon 
jetzt vorliegenden wissenschaftlichen Literatur, 
also vor der Anhörung im , Bundesgesundheitsamt, 
überall zu lesen ist, daß die toxikologischen und 
pharmakologischen Wirkungen des Paraquat im 
Organismus nicht bekannt sind und daß es kein 
Gegenmittel gegen die Vergiftung durch dieses ex-
trem giftige Herbizid gibt? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin, diese Frage haben Sie gestern schon meinem 
Kollegen aus dem Landwirtschaftsministerium ge-
stellt. Ich möchte mich der Beantwortung der Frage 
durch meinen Kollegen anschließen. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Das war ge

-

stern eine andere Frage!) 
— Nein, nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Dr. 
Bard, bitte. 

Frau Dr. Bard (GRÜNE): Ist der Bundesregierung 
bekannt, daß es ähnlich wirkende, aber weit weni-
ger toxische Mittel gibt? Wäre es nicht eigentlich 
angezeigt, wenn solche Zweifel bei einem Mittel 
auftreten, eine einstweilige Verfügung gegen das 
Mittel zu erlassen und es erst dann wieder zuzulas-
sen, wenn in der Anhörung — wider besseres Wis-

sen, meine ich; ich glaube nicht, daß es soweit 
kommt — diese Zweifel ausgeräumt wurden? Ist 
hier nicht wirklich Gefahr im Verzug? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin, das, was Sie gefragt haben, ist rechtlich leider 
nicht möglich. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. — Ich danke Ihnen, Frau Staatssekretärin. 
Ich rufe jetzt den Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für Verkehr auf. Herr Staatssekretär 
Bayer steht zur Beantwortung zur Verfügung. 
Die Fragen 49, 50, 51 und 52 sind von den Frage-

stellern zurückgezogen worden. Die Frage 53 des 
Abgeordneten Pauli wird auf Wunsch des Fragestel-
lers schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 54 der Abgeordneten Frau Dr. 

Hickel auf: 
Wie gedenkt die Bundesregierung beim Ausbau der A 39 

von Salzgitter nach Wolfsburg die Ergebnisse des ökologi-
schen Gutachtens zu berücksichtigen, das die Stadt Braun-
schweig in Auftrag gegeben und das gezeigt hat, daß beim 
Bau dieser Autobahn das Naturschutzgebiet Riddagshausen 
in seiner Existenz gefährdet sein würde? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Bayer, Staatssekretär im Bundesministerium für 
Verkehr: Frau Abgeordnete Dr. Hickel, ich beant-
worte die Frage 54 wie folgt. Das angesprochene 
ökologische Gutachten ist von der Bezirksregie-
rung Braunschweig in Auftrag gegeben worden und 
liegt seit 1981 vor. Von der Niedersächsischen Stra-
ßenbauverwaltung wird zur Zeit ein landschafts-
pflegerischer Begleitplan im Zusammenhang mit 
der Planung für die A 39 im Raum Braunschweig 
aufgestellt. Dabei werden die Erkenntnisse aus die-
sem Gutachten beachtet und danach erneut Diskus-
sionen mit den zuständigen unteren Naturschutzbe-
hörden geführt werden. Die Ergebnisse dieser Dis-
kussionen bleiben abzuwarten. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Dr. Hickel. 

Frau Dr. Hickel (GRÜNE): Habe ich Sie richtig ver-
standen, daß über den Ausbau der A 39 in Ihrem 
Haus noch nicht, auch nicht intern, entschieden 
ist? 

Bayer, Staatssekretär: Es ist noch nicht entschie-
den. Es gibt noch Probleme mit dem Verteidigungs-
ministerium hinsichtlich der Trassenführung. Das 
Planfeststellungsverfahren wird vorbereitet. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage? — 
Die  Fragen 55 des Abgeordneten Becker (Nien-

berge), 56 und 57 des Abgeordneten Bamberg wer-
den auf Wunsch der Fragesteller ebenfalls schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 58 der Abgeordneten Frau 

Weyel auf. — Die Abgeordnete ist nicht im Saal. Wir 
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verfahren entsprechend unserer Geschäftsord-
nung. 
Die Frage 59 des Abgeordneten Müller (Wesse-

ling) wird auf Wunsch des Fragestellers schriftlich 
beantwortet; ebenso die Frage 60 des Abgeordneten 
Milz. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 
Ich rufe die Frage 61 der Abgeordneten Frau 

Steinhauer auf: 
Welche Stellungnahme gibt die Bundesregierung zu der 

von der Europäischen Gemeinschaft beabsichtigten Erhö-
hung des höchstzulässigen Gesamtgewichts im normalen 
Lastkraftwagenverkehr, insbesondere hinsichtlich der Aus-
wirkungen auf die Straßenbelastungen und die Auswirkun-
gen auf den Güterverkehr der Deutschen Bundesbahn? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Bayer, Staatssekretär: Frau Abgeordnete Stein-
hauer, ich beantworte Ihre Frage wie folgt. Die Bun-
desregierung hält eine Einigung über die Maße und 
Gewichte der Nutzfahrzeuge in der EG für einen 
wichtigen Beitrag zur Harmonisierung der Wettbe-
werbsbedingungen im Straßengüterverkehr. Ein 
Gesamtkompromiß in der Frage des höchstzulässi-
gen Gewichts kann sich dabei nur auf einen mittle-
ren Wert stützen, da einige Mitgliedstaaten heute 
höhere, andere niedrigere Werte zulassen. 
Eine wesentliche Mehrbelastung der Straßen 

durch die sich für die Bundesrepublik Deutschland 
ergebende Erhöhung des Gesamtgewichts von fünf- 
oder sechsachsigen Fahrzeugkombinationen auf 
40 Tonnen wird von uns nicht gesehen, da sich der 
angestrebte Wert in etwa im Rahmen dessen be-
wegt, was heute bei der Kontrolle der Fahrzeugge-
wichte bereits hingenommen wird. Aus den 
gleichen Gründen — aber auch weil sich die Kapa-
zitätserhöhung nicht automatisch in Ladung um-
setzt — dürfte die Verkehrsteilung zwischen Bun-
desbahn und Straßengüterverkehr nicht wesentlich 
beeinflußt werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, zur 
Zeit werden ja auffallend viele Autobahnbrücken 
erneuert. Hängt diese Erneuerung eventuell mit der 
Erhöhung des zulässigen Gesamtgewichtes der 
Lkw zusammen? 

Bayer, Staatssekretär: Nein, es handelt sich um 
die Erneuerung bzw. um die Verstärkung von Brük-
ken, die relativ alt sind. Mit der Erhöhung des zu-
lässigen Gesamtgewichts von 38 auf 40 Tonnen hän-
gen diese Baumaßnahmen nicht zusammen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatzfra-
ge, bitte. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ih-
nen bekannt, daß entgegen Ihrer Antwort insbeson-
dere im Bereich der Bundesbahn große Befürchtun-
gen gehegt werden, daß die Wettbewerbsfähigkeit 
der Bundesbahn durch die jetzt beabsichtigte EG-
Neuregelung des Gesamthöchstgewichts im Be-
reich des Lkw-Verkehrs beeinträchtigt wird? 

Bayer, Staatssekretär: Es gibt bei der Bundes-
bahn Schätzungen — und insoweit auch Befürch-
tungen — über negative Auswirkungen auf das 
Frachtaufkommen bei der Bundesbahn auf Grund 
dieser Maßnahme. Aber ich glaube, daß diese Maß-
nahme den Mittelwert dessen darstellt, was in der 
Europäischen Gemeinschaft angestrebt wird. Es 
gibt einige Länder, die schon weit höhere Fahrzeug-
gewichte zugelassen haben. Wir liegen mit dem ins 
Auge gefaßten Wert immer noch an der unteren 
Grenze dessen, was in der Europäischen Gemein-
schaft an Fahrzeuggesamtgewicht zugelassen ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage? — 

Die  Fragen 62 und 63 des Abgeordneten Wolfram 
(Recklinghausen) werden auf Wunsch des Frage-
stellers schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Die Fragen 64 und 65 sind von den Fragestellern 
zurückgezogen worden. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe jetzt den Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Forschung und Technologie auf. Zur 
Beantwortung der Fragen steht der Herr Parlamen-
tarische Staatssekretär Dr. Probst zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 66 des Herr Abgeordneten Müller 
(Düsseldorf) auf. — Er ist nicht im Saal. Die Frage 
wird nicht beantwortet. Die Frage 67 des Herrn Ab-
geordneten Müller (Düsseldorf) wird ebenso nicht 
beantwortet. 

Ich rufe Frage 68 des Herrn Abgeordneten Stock-
leben auf. — Ich sehe auch ihn nicht im Saal. Daher 
wird Frage 68 nicht beantwortet. Frage 69 des 
Herrn Abgeordneten Stockleben wird ebenfalls 
nicht beantwortet. 

Bei Frage 70 des Herrn Abgeordneten Becker 
(Nienberge) wurde um schriftliche Beantwortung 
gebeten. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Es tut mir außerordentlich leid, daß Sie umsonst 
gekommen sind. Aber es ist in der Fragestunde so 
interessant! Schönen Dank, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Bildung und Wissenschaft auf. Zur Beant-
wortung der Fragen steht der Herr Parlamentari-
sche Staatssekretär Pfeifer zur Verfügung. — Wo 
ist denn Herr Pfeifer? 

(Zuruf: Er ist auf dem Wege!) 

— Es ist natürlich ein schlimme Sache, wenn der 
Herr Staatssekretär nicht anwesend ist, zumal ich 
den Abgeordneten nicht mehr erlaube, noch etwas 
zu sagen, wenn sie etwas später kommen. Ich muß 
dies doch ernsthaft bemerken. 

Was machen wir denn nun? — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Den nächsten 
Bereich aufrufen!) 

— Gut, ich komme aber auf diesen Bereich sofort 
zurück, sobald Herr Pfeifer da ist; denn sonst be-
nachteilige ich die Abgeordneten, die hier sind. 

Dann rufe ich zwischendurch den Geschäftsbe-
reich des Auswärtigen Amtes auf. Herr Staatsmini- 
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ster Möllemann steht zur Beantwortung zur Verfü-
gung. 

Ich rufe Frage 80 der Frau Abgeordneten Simonis 
auf: 

Treffen Berichte zu, daß der Film „Die Weiße Rose" auf 
Grund von Interventionen des Auswärtigen Amts in den 
USA in Goethe-Instituten, die daran interessiert sind, nicht 
gezeigt werden darf, und welches sind gegebenenfalls die 
Gründe hierfür? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Frau Kollegin, das Auswärtige Amt sieht sich zu 
seinem Bedauern nicht in der Lage, den Einsatz des 
Films „Die Weiße Rose" im Rahmen seiner auswär-
tigen Kulturpolitik zu fördern. Maßgeblich ist hier-
für nicht der meines Erachtens vorzüglich ge-
machte Film selbst, sondern sein Nachspann, der 
die Rechtslage und die ihr entsprechende Auffas-
sung des BGH falsch darstellt. Die Autoren des Fil-
mes — Michael Verhoeven und Mario Krebs — ha-
ben den Text des Nachspanns bereits mehrfach ge-
ändert, und zwar auf Grund eines mit dem Auswär-
tigen Amt geführten freundschaftlichen Dialogs. 
Sie haben sich aber nicht dazu verstehen wollen, 
von Formulierungen abzurücken, mit denen dem 
Bundesgerichtshof unterstellt wird, er sanktioniere 
Terrorurteile des Volksgerichtshofs, und es bestehe 
für Bundestag und Bundesregierung eine rechtliche 
oder moralische Verpflichtung im Wege der Gesetz-
gebung sämtliche Urteile des Volksgerichtshofs zu 
annulieren. 

Die Rechtslage selbst ist hier sehr ausführlich in 
einer der vorausgegangenen Sitzungen des Deut-
schen Bundestages von meinem Kollegen aus dem 
Justizministerium dargestellt worden. 
Darüber hinaus möchte ich sagen, Frau Kollegin: 

Das Recht der Autoren, eine innenpolitische Dis-
kussion auch mit den vielleicht nicht ganz fairen 
Mitteln der Insinuierung und Suggestion in Gang 
zu setzen, ist unbestritten. Wir wollen uns im Aus-
land auch keinesfalls als eine monolithische, kon-
fliktfreie Gesellschaft darstellen, aber es kann nicht 
Aufgabe der auswärtigen Kulturpolitik sein, auf Ko-
sten des Steuerzahlers im Ausland innere Ausein-
andersetzungen vorzuführen, die mit den Mitteln 
der Diffamierung von Verfassungsorganen geführt 
werden. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CDU]: Sehr wahr!) 
Was den Film „Die Weiße Rose" betrifft, so würde 

ich es begrüßen, wenn die Autoren seinen Einsatz 
im Rahmen der auswärtigen Kulturpolitik dadurch 
ermöglichten, daß sie auf die unhaltbaren Behaup-
tungen im Nachspann verzichten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Simonis. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatsminister, könnte 
es möglich sein, daß wegen der sensiblen Materie, 
die dieser Film behandelt, trotz seiner inhaltlichen 
Qualität, die Sie ausdrücklich gelobt haben, die 
möglichen Zuschauer dieses Films, die ja keine 
Deutschen sind — und damit auch nicht unbedingt 
gezwungen sind, deutsche Rechtsauffassungen zu  

teilen —, zu dem Ergebnis kommen könnten, die 
deutsche Regierung wolle sich etwa vom Inhalt des 
Films distanzieren durch das Verbot, diesen Film in 
deutschen Kulturinstitutionen vorzuführen? 

Möllemann, Staatsminister: Ich glaube, diese Ge-
fahr besteht jetzt nicht mehr, da Sie mir durch Ihre 
Anfrage die Gelegenheit gegeben haben, für die 
Bundesregierung zu sagen, daß wir uns von dem 
Inhalt nicht distanzieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Frau Kollegin. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatsminister, da ich 
davon ausgehe, daß Sie diese Ihre Antwort in ge-
bührendem Maße überall im In- und Ausland be-
kannt machen werden, möchte ich gerne wissen, ob 
die Regierung Schritte unternehmen wird, den von 
Ihnen gerügten Nachspann dadurch überflüssig zu 
machen, daß entsprechende Gesetzesinitiativen ein-
geleitet werden, um den Streitfall ein für allemal, 
endgültig aus der Welt zu schaffen, d. h. Gerichtsur-
teile aus der damaligen Zeit von Anfang an für 
nichtig zu erklären. 

Möllemann, Staatsminister: Nein, Frau Kollegin. 
Ich sagte bereits, die Frage der Rechtsproblematik 
ist hier in einer der vorausgegangenen Sitzungen 
von dem dafür zuständigen Bundesminister der Ju-
stiz ausführlich dargelegt worden. Ich bitte Sie, das 
auch in seiner Kompetenz zu belassen. Aber die 
Bundesregierung möchte gern eine Möglichkeit ha-
ben, daß dieser Film, über dessen künstlerischen 
Wert es keinen Streit gibt, auch im Rahmen der 
auswärtigen Kulturpolitik dadurch gezeigt werden 
kann, daß der Nachspann, der mit dem Film so 
nicht in Verbindung gebracht werden muß, eben 
wegfällt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schily. 

Schily (GRÜNE): Hat die Bundesregierung, Herr 
Staatsminister, bei ihrer Antwort berücksichtigt, 
daß der Bundesgerichtshof den Volksgerichtshof 
einmal als unabhängiges, nur dem Gesetz unter-
worfenes Gericht bezeichnet hat, 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 
und welche Auffassung vertritt die Bundesregie-
rung hinsichtlich der Qualifizierung des sogenann-
ten Volksgerichtshofes? 

Möllemann, Staatsminister: Die Bundesregierung 
hat die von Ihnen angesprochene Problematik in 
dem Sinne berücksichtigt, wie das in einer sehr aus-
führlichen Erörterung in der Fragestunde hier dar-
gelegt worden ist. Es ist nicht die Aufgabe der Bun-
desregierung, die Auffassungen des Bundesge-
richtshofes zu bewerten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatsminister, stimmen 
Sie mit mir überein, daß dieser Film eigentlich gar 
nicht das Anliegen hat, über die Rechtslage in 
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Deutschland zu berichten, sondern daß dies nur ein 
Beiwerk sein kann, und daß es, weil dies so ist, gut 
möglich gewesen wäre, mit dem Film, der eine fal-
sche Information über die Rechtslage enthält, den 
Nachweis zu führen, daß im Auswärtigen Amt wirk-
lich Männer liberaler Gesinnung sind, während es 
jetzt so den Eindruck hat, es sei das Gegenteil der 
Fall? 

Möllemann, Staatsminister: Diesen Eindruck muß 
die Bundesregierung natürlich zurückweisen, da im 
Auswärtigen Amt bekannterweise sehr viele Män-
ner liberaler Gesinnung sind. 

(Lachen bei der SPD) 
Aber das ist auch nicht die Problematik des Films. 
Ich habe versucht, deutlich zu machen, daß die Bun-
desregierung die künstlerische Qualität dieses 
Films nicht in Zweifel zieht, wobei, Frau Präsiden-
tin, ich an dieser Stelle gezögert und meine persön-
liche Bewertung angestellt habe, weil es zugegebe-
nermaßen eine Bewertung des künstlerischen Qua-
litätsgrades eines Films durch die Bundesregie-
rung nur schwer geben kann. Da ist wohl eindeutig 
das persönliche Empfinden maßgeblich. 
Ich habe deutlich gemacht, Herr Kollege Sper-

ling, daß sich die Kritik gegen den Nachspann rich-
tet, in dem wir eine Diskreditierung eines Verfas-
sungsorgans sehen. Wir meinen nicht, daß es die 
Aufgabe der Bundesregierung ist, mit Steuergel-
dern eine Diskreditierung eines Verfassungsorgans 
zu finanzieren. Ich glaube, da bewegt sich diese 
Bundesregierung im übrigen in der Tradition aller 
vorherigen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Broll. 

Broil (CDU/CSU): Herr Staatsminister, stimmt die 
Bundesregierung mit mir überein, daß es durchaus 
mit liberaler Gesinnung zu vereinbaren ist, sich da-
für einzusetzen, daß Rechtsverhältnisse wahrheits-
gemäß im Interesse unseres Landes dargestellt 
werden? 

Möllemann, Staatsminister: Die Bundesregierung 
ist bestrebt, Rechtsverhältnisse wahrheitsgemäß 
darzustellen. Im übrigen ist es nicht Aufgabe dieser 
Bundesregierung wie auch sonstiger Bundesregie-
rungen, zu definieren, was liberale Gesinnung ist, 
und was nicht. Das steht an sich anderen zu. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Pro-
fessor Dr. Jannsen. 

Dr. Jannsen (GRÜNE): Herr Staatsminister, hal-
ten Sie es für möglich oder ist es die Auffassung der 
Bundesregierung, daß der Grund für die Absetzung 
dieses Films nicht der hervorragende künstlerische 
Wert, sondern der politische Wert dieses Films ist? 

Möllemann, Staatsminister: Nein, Ihre Vermutung 
ist unzutreffend. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Herr Staatsminister, ich muß Sie bitten, jetzt wie-
der Platz zu nehmen. Der Herr Kollege ist jetzt da. 
Ich rufe noch einmal den Geschäftsbereich des 

Bundesministers für Bildung und Wissenschaft auf. 
Der Parlamentarische Staatssekretär Pfeifer ist an-
wesend. Er wird die Frage 73 der Frau Abgeordne-
ten Steinhauer, die ich aufrufe, beantworten: 

Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel Ausbildungs-
plätze in bundesunmittelbaren und -mittelbaren Betrieben 
und Dienststellen zusätzlich zu den jetzt vorhandenen Aus-
bildungsplätzen geschaffen werden können (z. B. allein in 
der Bundesbahnausbildungswerkstatt Siegen noch weitere 
zwölf Ausbildungsplätze in gewerblich-technischen Berufen), 
und ist die Bundesregierung bereit, diese Ausbildungsplätze, 
eventuell durch ein finanzielles Sonderprogramm gefördert, 
zu besetzen und damit einen zusätzlichen Beitrag für die 
Ausbildung von Jugendlichen zu leisten? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft: Frau Präsidentin, ich 
darf um Entschuldigung bitten. Weil die vorherigen 
Fragen ausgefallen sind, bin ich nicht früher hier 
gewesen. 

(Bindig [SPD]: Das ist keine Entschuldi

-

gung!) 

Vizepräsident Frau Renger: Der Herr Staatssekre-
tär hat das Wort. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Stein-
hauer, Ihre Frage beantworte ich wie folgt. Die Aus-
bildungsplatzsituation im Bereich des Bundes ist 
vom Bundeskabinett in diesem Jahr schon mehr-
fach erörtert worden mit dem Ergebnis, daß die 
Ausbildungsmöglichkeiten in allen Bereichen des 
Bundes voll genutzt werden sollen. In Berufen nach 
dem Berufsbildungsgesetz sollen die Angebote 1983 
im Vergleich zum Vorjahr um rund 740 zusätzliche 
Ausbildungsplätze auf rund 19 050 erhöht werden. 
Hinzu kommen weitere Angebote für die Laufbahn-
ausbildung im einfachen und mittleren Dienst, so 
daß sich ein Gesamtangebot von rund 27 600 Ausbil-
dungsplätzen ergibt. Dieses Angebot übersteigt den 
eigenen Nachwuchsbedarf um mehr als 25 %. Er-
reicht wird dies vor allem durch eine stärkere Aus-
nutzung der Ausbildungseinrichtungen, durch grö-
ßere Gruppen und Überbelegungen. 
Die Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 

durch den Neubau von Einrichtungen wäre grund-
sätzlich nicht sinnvoll. Dagegen spricht sowohl die 
nur vorübergehende Nutzung als auch die Haus-
haltslage. Die zusätzlichen Ausbildungsplatzange-
bote für Lehrlinge werden grundsätzlich nicht 
durch Sonderprogramme finanziert, sondern von 
den Ressorts aus dem verfügbaren Haushaltsvolu-
men getragen. Für die bei der Deutschen Bundes-
bahn in diesem Jahr für den eigenen Nachwuchsbe-
darf nicht benötigten rund 1 300 Ausbildungsplätze 
werden 1984 zusätzliche Haushaltsmittel bereitge-
stellt. 
Ihren Hinweis auf die Ausbildungsplätze in der 

Bundesbahnausbildungswerkstatt Siegen habe ich 
an den Bundesminister für Verkehr weitergeleitet. 
Ich gehe davon aus, daß in Zusammenarbeit mit der 
Hauptverwaltung der Bundesbahn ein Weg gefun- 
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den wird, alle dort verfügbaren Ausbildungsplätze 
anzubieten. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, kann 
ich auf Grund Ihrer Antwort davon ausgehen, daß 
die 740 zusätzlichen Plätze besetzt sind und daß die, 
wie Sie zum Schluß in Ihrer Antwort j a auch unter-
stellen, von mir angeführten Ausbildungsplätze 
ohne Schaffung neuer Einrichtungen sofort besetzt 
werden können? Dies kann ja nicht nur in einer 
Ausbildungswerkstatt z. B. bei der Bundesbahn — 
natürlich über den eigenen Bedarf hinaus — mög-
lich sein, sondern das muß in der ganzen Bundesre-
publik Deutschland darüber hinaus in vielen Fällen 
möglich sein. Wären Sie bereit, dies insgesamt ein-
mal zu überprüfen, damit Jugendliche — ich zitiere 
jetzt —, die ausbildungsfähig und ausbildungswillig 
sind, auch wirklich einen Ausbildungsplatz in Beru-
fen, die nach dem Berufsbildungsgesetz eine Voll-
ausbildung garantieren — um solche Berufe han-
delt es sich nämlich —, erhalten können? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
habe im Augenblick natürlich keinen Überblick 
darüber, ob alle 27 600 Ausbildungsplätze gegen-
wärtig bereits besetzt sind. Ich bin aber gerne be-
reit, den von Ihnen angesprochenen Sachverhalt 
nochmals zu überprüfen und vor allem — das habe 
ich auch gesagt — Ihr Anliegen an den Bundesver-
kehrsminister weiterzugeben. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite — kurze —
Zusatzfrage. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
habe ja nicht nur nach der Bundesbahn, sondern 
nach allen Betrieben gefragt. Wären Sie bereit, mir 
meine Frage im Blick auf die gesamten Bundesbe-
triebe — unmittelbare und mittelbare — zu beant-
worten, unter Umständen auch schriftlich, und dar-
zulegen, ob der Bund als Ausbildungsherr, wie ich 
es einmal formulieren möchte, genauso seine Ver-
pflichtung erfüllt, wie Sie das an sich von der Wirt-
schaft erwarten? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Ich bin der Meinung, 
wenn der Bund 740 zusätzliche Ausbildungsplätze 
allein im Bereich des Berufsbildungsgesetzes an-
bietet und somit ein Angebot macht, das den eige-
nen Nachwuchsbedarf um 25% übersteigt, gibt er 
damit durchaus zu erkennen, daß er seiner Ausbil-
dungsverpflichtung im Rahmen seiner Möglichkei-
ten gerecht wird. Natürlich ist es unser Ziel, daß die 
27 600 Ausbildungsplätze, die der Bund anbietet, 
auch tatsächlich alle besetzt werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, sind 
Sie bereit, sich dafür einzusetzen, daß insbesondere 
im Bereich der Bundeswehr bei den Instandset-
zungsstaffeln, in den technischen Einheiten und 
auch in den technischen Schulen zusätzlich Ausbil-

dungsplätze für qualifizierte Ausbildungsberufe wie 
Regelmechaniker, Meßtechniker usw. bereitgestellt 
werden, und sind Sie bereit, auch die notwendige 
finanzielle Unterstützung für diesen Bereich zu lei-
sten? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
und der Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft haben auch den Bundesverteidigungsmini-
ster gebeten, alle Möglichkeiten auszuschöpfen und 
zu überprüfen, die er erlauben, im Bereich der Bun-
deswehr ein zusätzliches Ausbildungsplatzangebot 
zu machen. Ich bin gern bereit, den Bundesverteidi-
gungsminister zu bitten, daß er die dafür notwendi-
gen Unterlagen bzw. die daraufhin erfolgten Maß-
nahmen Ihnen im einzelnen darstellt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß die Bundesbahn ursprünglich die vor-
handenen Ausbildungsplätze nur zu einem sehr ge-
ringen Teil bzw. gar nicht besetzen wollte und daß 
sie nur nach massivem Einsatz der zuständigen 
Landtags- und Bundestagsabgeordneten sich zur 
Besetzung der vorhandenen Ausbildungsplätze ent-
schließen konnte; und ist diese Differenz zwischen 
Null und den vorhandenen Ausbildungsplätzen 
jetzt in die Statistik der zusätzlichen Ausbildungs-
plätze eingegangen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Also, Frau Kollegin, 
zunächst möchte ich sagen, daß die Bundesregie-
rung natürlich dem Parlament und jedem Abgeord-
neten, auch jedem Landtagsabgeordneten, dankbar 
ist, der unsere Bemühungen unterstützt, ein zusätz-
liches Ausbildungsplatzangebot in diesem Jahr für 
die junge Generation zur Verfügung zu stellen. Was 
die Bundesbahn angeht, weise ich noch einmal dar-
auf hin, daß sie in diesem Jahr für den eigenen 
Nachwuchs nicht benötigte 1 300 Ausbildungsplätze 
zur Verfügung stellt, damit also deutlich über den 
eigenen Bedarf hinaus ausbildet, und daß die Bun-
desregierung dafür zusätzliche Haushaltsmittel zur 
Verfügung stellen wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, teilen Sie 
meine Auffassung, daß Sie nicht das einzige Mit-
glied der Bundesregierung sind, das in Fragen der 
Ausbildungsplätze auf Grund falscher Annahmen 
über den Ablauf der Ereignisse zu spät kommt? 

(Lachen bei der SPD) 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sper-
ling, ich bin der Meinung, daß die Beschlüsse, die 
die Bundesregierung hinsichtlich der Ausweitung 
des Ausbildungsplatzangebots des Bundes bereits 
am Beginn dieses Jahres gefaßt hat, rechtzeitig er-
folgt sind, um das Ausbildungsplatzangebot der jun-
gen Generation für den kommenden Herbst zur 
Verfügung zu stellen. 

(Zuruf des Abg. Bindig [SPD]) 
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Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie bestätigen, daß eine noch weitere Aus-
dehnung der Ausbildungsmöglichkeiten des Bundes 
ausnahmsweise nicht an Haushaltsmitteln, sondern 
an der Tatsache gescheitert ist, daß es bei den be-
stehenden Kapazitäten nicht möglich war, noch 
mehr auszubilden, und insoweit eine sachgerechte 
Ausbildung nicht gewährleistet gewesen wäre? 

(Widerspruch bei der SPD) 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ger-
ster, die Sache ist so, daß die Bundesregierung, wie 
ich zum Ausdruck gebracht habe, ihr Ausbildungs-
platzangebot ja bereits deutlich über den eigenen 
Bedarf hinaus gesteigert hat und daß es zudem aus 
haushaltsrechtlichen Gründen, aber auch, weil die-
ses Ausbildungsplatzangebot im Hinblick auf die ab 
1985 schwächer werdenden Jahrgänge j a nur für 
eine vorübergehende Nutzung zur Verfügung ge-
stellt werden muß, nicht opportun wäre, jetzt zu-
sätzliche neue Ausbildungsplätze einzurichten, son-
dern daß es darauf ankommt, das bestehende Aus-
bildungsplatzangebot — wenn ich einmal so sagen 
darf — überzubelegen. Und dazu sind wir bereit. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 74 
des Herrn Abgeordneten Schemken auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Mittel für die 
Maßnahme zur „Förderung der Berufsausbildung von be-
nachteiligten Jugendlichen" nach dem Antragsstand nicht 
ausreichen und beispielsweise beim Landesarbeitsamt 
Düsseldorf ca. 90 Maßnahmen deshalb bisher nicht geneh-
migt werden konnten? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schem-
ken, darf ich die Fragen 74 und 75 zusammen beant-
worten? 

(Schemken [CDU/CSU]: Ja!) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe daher jetzt 
auch die Frage 75 auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um dem Bedarf 
gerecht zu werden und damit in der augenblicklichen Situa-
tion des Ausbildungsplatzangebots weitere Starthilfen für 
lernbeeinträchtigte Jugendliche zu ermöglichen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat für das laufende Jahr 124 Millionen DM für die 
Berufsausbildung benachteiligter Jugendlicher be-
reitgestellt. Sie hat damit die Mittel gegenüber dem 
vergangenen Jahr fast verdoppelt. 
Dennoch zeigt sich bereits jetzt, daß das Pro-

gramm wegen der großen Nachfrage überzeichnet 
wird. In Nordrhein-Westfalen werden zur Zeit 93 
Maßnahmen mit ca. 2 100 Teilnehmern nach dem 
Programm gefördert. Seit 1980 wurden hierfür rund 
36 Millionen DM bewilligt. Für das Haushaltsjahr 
1983 stehen dem Landesarbeitsamt Nordrhein

-

Westfalen insgesamt 37,7 Millionen DM für Bewilli-
gungen zur Verfügung. Diese Mittel reichen aus, um 
neben den laufenden Maßnahmen 30 Neuanträgen 
für das Ausbildungsjahr 1983/84 entsprechen zu 
können. Weitere 92 Anträge für rund 2 000 Teilneh-
mer können derzeit nicht gefördert werden. 

Die Bundesregierung prüft gegenwärtig, ob unter 
Berücksichtigung der angespannten Finanzlage 
weitere Mittel für das Programm zur Förderung der 
Berufsausbildung von benachteiligten Jugendlichen 
zur Verfügung gestellt werden können. Davon wird 
es abhängen, ob und in welchem Umfang in Nord-
rhein-Westfalen weitere Maßnahmen gefördert 
werden können. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Schemken. 

Schemken (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hal-
ten Sie es in der augenblicklichen Situation der 
Lehrstellenverknappung, die auch zu einem gewis-
sen Verdrängungsprozeß führt, nicht für notwendig, 
weitere Angebote, gerade in dem Bereich zu schaf-
fen, wo es sich um schulmüde Jugendliche handelt, 
für die also weder eine Verlängerung der Schulzeit 
noch die Überführung in irgendwelche andere 
Schulformen in Frage kommt? Wäre es nicht bes-
ser, hier eine unmittelbare Motivation durch prakti-
sche Ausbildung zu schaffen? Wäre es nicht richtig, 
jetzt ein Signal für die Zeit im September zu setzen, 
wenn über die Zahl der jetzigen Vermittlungen hin-
aus Jugendliche untergebracht werden müssen? 
Könnte man nicht kurzfristig dieses Benachteilig-
tenprogramm als Brücke zu einer Ausbildungssi-
tuation anbieten, die dann eintritt, wenn es die ge-
burtenschwachen Jahrgänge in den Jahren 1986/87 
vielleicht möglich machen, die betreffenden Ju-
gendlichen in der freien Wirtschaft unterzubrin-
gen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schem-
ken, ich teile Ihre Meinung, daß hierüber jetzt 
schnell eine Entscheidung getroffen werden muß, 
weil ja die Maßnahmen noch im Laufe des Juli und 
des August so entwickelt werden müssen, damit sie 
im September zur Verfügung stehen können. 
Nun muß man folgendes sehen: Die Bundesregie-

rung hat die Mittel für das Benachteiligtenpro-
gramm im Haushalt 1983, verglichen mit dem ur-
sprünglichen Haushaltsansatz 1982, fast verdoppelt. 
Wenn wir jetzt weiter aufstocken, hat das Auswir-
kungen nicht nur auf den Haushalt 1983, sondern 
selbstverständlich auch erhebliche Auswirkungen 
auf die Haushalte 1984 und 1985. Aus diesem 
Grunde bitte ich Sie, zu verstehen, daß die Bundes-
regierung diese Frage im Zusammenhang mit den 
Haushaltsberatungen innerhalb der Bundesregie-
rung klären möchte. Ich gehe davon aus, daß diese 
Klärung im Juni stattfindet und dann eine defini-
tive Entscheidung getroffen werden kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Schemken (CDU/CSU): Halten Sie es für möglich, 
Herr Staatssekretär, daß man vielleicht in einem 
Schwerpunktprogramm in diesem Jahr mit Hilfe 
der Wirtschaft den Mittelbedarf für 1984/85 abbaut 
und damit in diesem Jahr zusätzliche Förderungen 
ermöglicht? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Unser Ziel ist es in 
der Tat, daß die jungen Menschen, die durch das 
Benachteiligtenprogramm gefördert werden und zu 
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einem erheblichen Teil im ersten Jahr in außerbe-
trieblichen Einrichtungen gefördert werden, im 
zweiten Jahr in eine betriebliche Ausbildung kom-
men, daß die Plätze wieder frei werden für Jugend-
liche, die wir neu in das Benachteiligtenprogramm 
aufnehmen können. 
Allerdings ist es leider so, daß die Absolventen 

des ersten Ausbildungsjahres in noch nicht befrie-
digendem Umfang in ihrem zweiten Ausbildungs-
jahr tatsächlich einen Platz in den Betrieben fin-
den. Die Bundesregierung möchte die Richtlinien 
für das Benachteiligtenprogramm in diesem Punkt 
ändern, um zu erreichen, daß vielleicht doch eine 
verstärkte Aufnahme in den Betrieben auch da-
durch möglich wird, daß zumindest die zusätzlichen 
Maßnahmen, die Betriebe für benachteiligte Ju-
gendliche unternehmen müssen, verstärkt auch aus 
dem Benachteiligtenprogramm gefördert werden 
können. 

Vizepräsident Frau Renger: Der Fragesteller stellt 
keine weiteren Zusatzfragen. 
Zu einer Zusatzfrage Herr Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben auf die schwierige Haushaltslage hingewiesen. 
Teilen Sie meine Auffassung, daß in einer volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung trotz aller 
Schwierigkeiten in der Haushaltswirtschaft eine 
schnelle Hilfe billiger ist als das Abgleiten gerade 
dieser Jugendlichen in die Kriminalität mit den 
sich daraus ergebenden finanziellen Folgen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, aus 
diesem Grunde habe ich hier ja auch zum Ausdruck 
gebracht, daß die Entscheidung jetzt im Juni getrof-
fen werden muß, damit man den Trägern solcher 
Maßnahmen noch im Laufe dieses Monats eine ver-
bindliche Auskunft darüber geben kann, ob eine 
weitere Aufstockung dieser Maßnahmen möglich 
ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
ausgeführt, daß 90 Vorhaben zur Zeit nicht finan-
ziert werden können. Wenn sich diese Zahl nur auf 
Nordrhein-Westfalen bezieht — das ist aus Ihren 
Ausführungen nicht ganz deutlich geworden —, 
würde ich Sie doch bitten, die Zahlen für das Bun-
desgebiet zu nennen. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Die Zahl, die ich hier 
genannt habe, bezieht sich auf den Bereich Nord-
rhein-Westfalen. Hinsichtlich der einzelnen Maß-
nahmen für das Bundesgebiet habe ich eine Zahl 
im Augenblick nicht zur Verfügung. Ich bin gern 
bereit, Ihnen eine solche Zahl zur Verfügung zu 
stellen. 
Insgesamt möchte ich aber sagen, daß das Be-

nachteiligtenprogramm trotz der erheblichen Stei-
gerung, die wir vorgenommen haben, bundesweit 
inzwischen etwa um 25 bis 30 Millionen DM über-
zeichnet ist. Daraus ersehen Sie, daß in der Tat 
noch ein erheblicher zusätzlicher Bedarf besteht. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Nun rufe ich Frage 76 — der Frau Abgeordneten 
Reetz — auf. — Sie ist nicht im Saal. Die Frage wird 
nicht beantwortet. 

Dann rufe ich die Frage 77 des Herrn Abgeordne-
ten Kuhlwein auf: 

Treffen Presseberichte zu, daß die von der Bundesregie-
rung beschlossene Neuregelung der Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses nicht verwirklicht werden kann, 
weil die Bundesländer nicht bereit sind, einen Länderanteil 
an der Finanzierung mitzutragen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kuhl-
wein, Pressemeldungen, wonach die von der Bun-
desregierung beschlossene Neuregelung der För-
derung des wissenschaftlichen Nachwuchses nicht 
verwirklicht werden kann, weil die Bundesländer 
nicht bereit seien, einen Länderanteil an der Finan-
zierung mitzutragen, treffen so nicht zu. 

Die Bundesregierung hat mit ihrem Entwurf ei-
nes Gesetzes zur Förderung von Nachwuchswissen-
schaftlern vom 23. Februar 1983 den Ländern ein 
Angebot zur gemeinsamen Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses unterbreitet. Bei der Be-
sprechung des Bundeskanzlers mit den Regierungs-
chefs der Länder am 19. Mai 1983 hatte Einigkeit 
darüber bestanden, daß die Förderung von Nach-
wuchswissenschaftlern für die Bundesrepublik 
Deutschland unerläßlich ist. 

Der Vorsitzende der Konferenz der Ministerprä-
sidenten, der Kieler Ministerpräsident Dr. Barschel, 
hat am 20. Mai 1983 laut dpa zu dem Ergebnis der 
Besprechung der Regierungschefs erklärt, daß der 
Gesetzentwurf der Bundesregierung noch einmal 
neu diskutiert werden müsse, weil die Länder sich 
dagegen wendeten, daß diese Gesetzesvorlage eine 
Mischfinanzierung von Bund und Ländern vor-
sehe. 

Weiter hat Ministerpräsident Dr. Barschel er-
klärt, daß entweder jedes Bundesland ein eigenes 
Fördergesetz machen sollte, wobei bundeseinheitli-
che Maßstäbe möglichst sichergestellt werden soll-
ten, oder daß es eine bundesgesetzliche Lösung ge-
ben solle, bei der dann aber die Gesamtkosten vom 
Bund zu übernehmen seien. Aus der Mitverantwor-
tung des Bundes für die Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses behält sich die Bundes-
regierung neue Initiativen zur Förderung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses vor allem dann vor, 
wenn es zu einer Verständigung der Länder über 
eine Neuregelung in angemessener Zeit nicht 
kommt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, nach leid-
vollen Erfahrungen, die ich in Ihrem Amt mit die-
sem Gesetzentwurf und den Beratungen und Ver-
handlungen darüber gemacht habe, möchte ich Ih-
nen die Frage stellen, ob die Antwort, die Sie hier 
gegeben haben, in Richtung auf eigene Initiativen, 
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auch mit dem Bundesminister der Finanzen abge-
stimmt gewesen ist.  
Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kuhl-

wein, aus Ihren eigenen Erfahrungen wissen Sie, 
daß die Erklärung, die ich hier abgebe, nicht eine 
Erklärung des Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft, sondern eine Erklärung der Bundes-
regierung ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
im Bundeskabinett am 23. Februar dieses Jahres, 
etwa zehn Tage vor der Bundestagswahl, den Ge-
setzentwurf beschlossen. Wie erklären Sie es der 
interessierten Öffentlichkeit, daß der Gesetzent-
wurf noch immer nicht dem Bundesrat zugeleitet 
worden ist, wie das ja im normalen Geschäftsgang 
üblich wäre? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kuhl-
wein, wir waren in der Vergangenheit darüber ei-
nig, daß es sich bei diesem Gesetzentwurf um einen 
für die Wissenschaftspolitik und für die Förderung 
der Forschung besonders wichtigen Gesetzentwurf 
handelt. Dieser Gesetzentwurf bedarf der Zustim-
mung des Bundesrates. Vor diesem Hintergrund 
hat es die Bundesregierung als richtig und notwen-
dig angesehen, diesen Gesetzentwurf vor der Einlei-
tung des Gesetzgebungsverfahrens in einem Ge-
spräch des Bundeskanzlers mit den Ministerpräsi-
denten der Länder im einzelnen zu erörtern. Das 
Ergebnis habe ich mitgeteilt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Schmidt (Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, darf ich Ihre Auskunft jetzt so verstehen, 
daß Sie — wohlgemerkt vor der Wahl — einen Be-
schluß gefaßt haben, den man wohl nicht als solide 
abgesichert bezeichnen kann, und welche Beweg-
gründe standen hinter dem Beschluß, und kann ich 
davon ausgehen, daß die Beweggründe darin be-
standen haben, Wähler an den Hochschulen anzu-
sprechen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, das 
letztere können Sie nicht unterstellen, und zwar 
deshalb nicht, weil es sich hier um ein Angebot der 
Bundesregierung handelt, das — darauf lege ich be-
sonderen Wert — vor dem Hintergrund der von 
Herrn Kollegen Kuhlwein aus der Vergangenheit 
geschilderten Erfahrung die Zustimmung des Bun-
desfinanzministers gefunden hat. Im Augenblick 
geht es darum — wie es in der Besprechung vom 
19. Mai zum Ausdruck gekommen ist —, das von 
allen Seiten als notwendig erachtete Ziel in einer 
möglichst kurzen Zeit tatsächlich zu erreichen. Das 
bleibt das Ziel der Bundesregierung. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, Sie spra-
chen soeben davon, Sie wollten in angemessener 
Zeit eigene Initiativen ergreifen. Können Sie uns 
Auskunft darüber geben, was Sie unter „angemes-
sener Zeit" verstehen, wie diese Initiativen ausse-
hen sollen und welcher finanzielle Rahmen eventu-
ell dafür vorgesehen ist? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: „Angemessene Zeit" 
heißt für mich, daß wir — wie es von vornherein 
vorgesehen war — möglichst im Herbst dieses Jah-
res Klarheit schaffen müssen. 

(Frau Weyel [SPD]: Und das andere, was 
ich gefragt habe? Ich habe gefragt, wie 
diese Initiativen aussehen sollen und wie 

groß das Finanzvolumen ist!) 
— Das Finanzvolumen, das die Bundesregierung ih-
rem Gesetzentwurf zugrunde gelegt hat, betrug 25 
Millionen DM aus Bundesmitteln; ein gleicher Be-
trag wäre von seiten der Länder aufzubringen. Das 
wären insgesamt 50 Millionen DM. Das würde be-
deuten, daß 2000 junge Wissenschaftler gefördert 
werden könnten. 

Vizepräsident Frau Renger: Das letzte war eine zu-
sammenhängende Frage, damit kein Irrtum ent-
steht. 
Herr Weisskirchen, eine Zusatzfrage. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, würden Sie denn Ihre Zusage, die Sie soeben 
gemacht haben, auch dahin gehend präzisieren, daß 
sie auf jeden Fall gilt, gleichgültig, was der Finanz-
minister dazu sagt? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Ich möchte noch ein-
mal sagen: Der Gesetzentwurf, den die Bundesre-
gierung im Februar dieses Jahres verabschiedet hat 
und der den von mir soeben geschilderten finanziel-
len Hintergrund hat, hat in der Bundesregierung 
auch die Zustimmung des Bundesfinanzministers 
gefunden. 

(Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Auch jetzt 
noch?) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 78 und 
79 des Herrn Abgeordneten Heyenn zusammen auf, 
damit der Herr Staatssekretär sie noch beantwor-
ten kann: 

Trifft es zu, daß die bisher in 1983 vom Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft für das Benachteiligtenprogramm 
zur Verfügung gestellten Mittel nicht ausreichen, und daß 
deshalb vorbereitete Maßnahmen, z. B. im Kreis Segeberg, 
durch das Arbeitsamt Neumünster nicht finanziert werden 
können? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, gegebe-
nenfalls die Mittel für das Benachteiligtenprogramm zu er-
höhen, um allen Anträgen von Trägern nachkommen zu kön-
nen? 

Bitte. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Heyenn, die Fragen betreffen den gleichen Sachver-
halt wie die des Kollegen Schemken. Insoweit darf 
ich auf meine Ausführungen, die ich soeben ge-
macht habe, verweisen. 
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Ergänzend teile ich mit, daß in Schleswig-Hol-

stein zur Zeit sieben Maßnahmen mit 135 Teilneh-
mern nach dem Benachteiligtenprogramm geför-
dert werden. Seit 1981 wurden hierfür insgesamt 2,2 
Millionen DM bewilligt. Für das Haushaltsjahr 1983 
stehen dem Landesarbeitsamt Schleswig-Holstein/ 
Hamburg insgesamt 5,4 Millionen DM für Bewilli-
gungen zur Verfügung. 
Auch hier gilt, daß damit nicht alle Neuanträge 

bewilligt werden können. Wie ich bereits auf die 
Frage des Kollegen Schemken mitgeteilt habe, 
prüft die Bundesregierung gegenwärtig die Mög-
lichkeiten einer erneuten finanziellen Aufstockung 
des Benachteiligtenprogramms. Davon wird es ab-
hängen, ob und in welchem Umfang in Schleswig

-

Holstein und damit auch in Neumünster weitere 
Maßnahmen gefördert werden können. 

Vizepräsident Frau Renger: Noch zwei Zusatzfra-
gen des Fragestellers. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie in 
der Lage, die Aufteilung der für 1983 vorgesehenen 
Mittel auf die Länder Hamburg und Schleswig-Hol-
stein mitzuteilen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Ich bin gerne bereit, 
mich nach diesen Zahlen zu erkundigen und sie 
Ihnen dann mitzuteilen. 

(Heyenn [SPD]: Keine weiteren Fragen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Wir kommen noch ein-
mal zum Geschäftsbereich des Bundesministers des 
Auswärtigen. Herr Staatsminister Möllemann steht 
zur Beantwortung der Fragen zur Verfügung. 
Frage 81 des Abgeordneten Sielaff. — Er ist nicht 

im Saal. Die Frage wird nicht beantwortet. Das gilt 
auch für die Frage 82 des Abgeordneten Sielaff. 
Frage 83 des Abgeordneten Sauer (Salzgitter).  — 

Er  ist nicht im Saal. Die Frage wird nicht beant-
wortet. 
Ich rufe die Frage 84 des Herrn Abgeordneten 

Bindig auf: 
Teilt die Bundesregierung die von vielen Menschenrechts-

organisationen getragene Befürchtung, daß nach Vorliegen 
des sogenannten Abschlußberichts der argentinischen Mili-
tärregierung über die „Verschwundenen" in Argentinien 
noch am Leben befindliche deutsche „Verschwundene" in 
Argentinien nunmehr akut lebensbedroht sind, da sie amt-
lich bereits für tot erklärt worden sind? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Die Bundesregierung, Herr Kollege, hat wie andere 
betroffene westliche Regierungen keinen Anhalt 
dafür, daß die von Menschenrechtsorganisationen 
immer wieder aufgegriffenen Gerüchte zutreffen, 
daß eine größere Anzahl der insbesondere in den 
Jahren 1975 bis 1978 in Argentinien Verschwunde-
nen noch lebt und in geheimen Lagern festgehalten 
wird. 
Die Bundesregierung hat seit dem 1. Mai 1983 in 

mehreren öffentlichen Erklärungen auch im Na-
men der zehn EG-Mitgliedstaaten zum Ausdruck 
gebracht, daß die Erklärung der argentinischen Mi-

litärjunta als Antwort auf ihre zahlreichen Aus-
kunftersuchen als unannennbar anzusehen ist, und 
die Erwartung geäußert, daß die argentinische Re-
gierung nunmehr eine befriedigende Antwort gibt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Bindig. 

Bindig (SPD): Welche Kontakte auf hoher Ebene 
hat es denn zwischen der Bundesregierung und der 
Regierung in Argentinien gegeben? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege, diese 
Frage ist fast identisch mit Ihrer zweiten Frage. 
Wenn Sie erlauben, würde ich das gerne im Zusam-
menhang beantworten. 

(Bindig [SPD]: Ja, bitte!) 

Vizepräsident Frau Renger: Dann rufe ich auch die 
Frage 85 des Herrn Abgeordneten Bindig auf: 

Zu welchen konkreten Schritten hat die Bundesregierung 
die deutsche Botschaft in Buenos Aires nach Bekanntwerden 
des sogenannten Abschlußberichts veranlaßt, um sich für das 
Schicksal der in Argentinien „verschwundenen" Deutschen 
mit Nachdruck einzusetzen, und zu welchen Ergebnissen ha-
ben derartige Bemühungen bisher geführt? 

Möllemann, Staatsminister: Der deutsche Bot-
schafter in Buenos Aires demarchierte im Auftrag 
des Bundesaußenministers am 3. Mai und 18. Mai 
1983 beim stellvertretenden argentinischen Außen-
minister. In seiner Demarche vom 3. Mai erklärte 
der Botschafter, daß die Bundesregierung das Do-
kument der Militärjunta nicht als Antwort auf die 
unzähligen in der Vergangenheit mit Nachdruck 
vorgebrachten Bitten der Bundesregierung um Auf-
klärung des Schicksals Verschwundener bewerten 
könne. Die Bundesregierung erwarte weiterhin 
Antwort und bestehe auf Aufklärung. Eine Liste 
verschwundener Deutscher, deutscher Doppelstaat

-

ler und Deutschstämmiger wurde erneut überge-
ben. 
Am 18. Mai führte der deutsche Botschafter er-

neut eine mit großer Klarheit und Entschiedenheit 
formulierte Demarche durch. Er erklärte die Betrof-
fenheit der Bundesregierung über das Verhalten 
der argentinischen Regierung in der Angelegenheit 
der Verschwundenen und über die gänzlich unbe-
friedigenden Erklärungen, die von der argentini-
schen Regierung hierzu abgegeben worden seien. 
Er erneuerte die Aufforderung um Klärung des 
Schicksals der deutschen und deutschstämmigen 
Verschwundenen. 
Wie andere ausländische Regierungen hat die 

Bundesregierung bisher keine befriedigende Ant-
wort auf ihre Auskunftersuchen erhalten. Die 
deutsche Botschaft wird wie bisher intensiv um 
Aufklärung der deutschen und deutschstämmigen 
Verschwundenen bemüht sein. 
Das heißt im Blick auf Ihre Zusatzfrage, daß die 

Gespräche vom dortigen deutschen Botschafter ge-
führt worden sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfragen 
sind nicht mehr möglich, da die Zeit für die Frage-
stunde abgelaufen ist. 
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Ich danke Ihnen, Herr Staatsminister. 

Die Fragen 89 des Abgeordneten Pauli, 106 und 
107 des Abgeordneten Jungmann, 108 und 109 des 
Abgeordneten Kolbow sind von  den Fragestellern 
zurückgezogen worden. Die übrigen Fragen werden 
schriftlich beantwortet. 

Wir sind damit am Ende der Fragestunde. 

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zu-
rück zur Aussprache über die Punkte 2 und 3 der 
Tagesordnung. Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Haussmann. 

Dr. Haussmann (FDP): Frau Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich möchte zu dem Problem 
zurückkehren, das heute morgen am Schluß eine zu 
geringe Rolle gespielt hat, dem Problem, daß wir in 
den westlichen Industriestaaten 23 Millionen Men-
schen haben, die ohne Arbeit sind, und es bedarf 
keiner Belehrung von seiten der GRÜNEN, dieses 
Problem sehr ernst zu nehmen. Wir nehmen es seit 
vielen Jahren sehr ernst. Wir trennen uns zwar in 
den Wegen, wie wir die Arbeitslosigkeit abschaffen 
wollen, aber wir verbitten uns die Unterstellung, die 
gesellschaftlichen Konsequenzen der Arbeitslosig-
keit, auch aus leidvoller geschichtlicher Erfahrung, 
nicht in gleichem Maße einschätzen zu können wie 
Sie. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, bei 23 Millionen Ar-
beitslosen ist jede Form der internationalen Koope-
ration geboten. Es war bezeichnend, daß der Spre-
cher der GRÜNEN auf eine Zwischenfrage, nach 
vielen Diskussionen über innenpolitische Möglich-
keiten einer Arbeitszeitverkürzung, bis hin zur 26- 
Stunden-Woche — wir erleben, daß jede Woche kür-
zere Arbeitszeiten vorgeschlagen werden — , ledig-
lich in seinem Schlußwort das Wort „international" 
benutzt hat. Meine Damen und Herren, ich glaube 
wirklich, daß die Grünen Grund haben, ihre Wirt-
schafts- und Beschäftigungspolitik auf den modern-
sten Stand internationaler Zusammenhänge zu 
bringen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Es gibt im übrigen auch in der deutschen Presse 
und in unserer nationalen Wirtschaftspolitik oft ei-
nen erschreckenden Provinzialismus. Meine Da-
men und Herren, es wird häufig sehr wenig Rück-
sicht darauf genommen, welche Auswirkungen in-
ternationale Entwicklungen auf dieses Land haben, 
in dem — im Vergleich zu allen anderen Industrie-
staaten — die meisten Menschen von der Außen-
wirtschaft abhängig sind. 

Meine Damen und Herren, wer sich über Stil und 
Ambiente mokiert, wie das Herr Lahnstein so ele-
gant getan hat, den ich jetzt leider nicht sehe, auf 
den ich aber gern antworten würde, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nachmittags

-

schläfchen!) 

der sollte nicht vergessen, daß die Bundesrepublik 
als exportstärkste Nation im westlichen Lager es 
nötiger als jedes andere Industrieland hat, jede 

Möglichkeit der internationalen Abstimmung und 
Kooperation zu suchen. 

Wir Liberalen sind etwas stolz auf die Tatsache, 
daß Graf Lambsdorff einer der wenigen deutschen 
Politiker neben Helmut Schmidt ist, der seit Jahr-
zehnten äußerst hartnäckig und engagiert auf inter-
nationalen Konferenzen versucht, unseren auslän-
dischen Partnern Fragen der Weltwirtschaft, Fra-
gen der Abstimmung, Auswirkungen des Protektio-
nismus und Auswirkungen der Zinshöhe klarzuma-
chen. Wir leben nicht in einer Knopfdruckökono-
mie, bei der Herr Lahnstein oder die Grünen sagen 
könnten, die Amerikaner haben ihren Haushalt so 
oder so zu gestalten. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Vielmehr können wir die amerikanischen Partner 
nur, wie Helmut Schmidt und andere es getan ha-
ben, darauf hinweisen, welche Auswirkungen ihre 
eigene Wirtschaftspolitik auf uns hat. 

(Dr. Schwörer [CDU/CSU]: Wo ist Helmut 
Schmidt?) 

Meine Damen und Herren, manchmal hat man in 
dieser internationalen Debatte auch das Gefühl, wir 
würden nach wie vor auf einer Insel der Seligen 
leben. Wenn man hier zur Kenntnis nimmt, wie So-
zialdemokraten über Arbeitszeitverkürzung reden, 
ohne die Frage der Finanzierung anzusprechen, wie 
auch die Union in manchen Beschlüssen zur Sozial-
politik — ich nenne nur das Stichwort „Ausweitung 
des Mutterschaftsgeldes" — vorgeht, wie auch die 
Grünen in ihrem Antrag in Sindelfingen über Ent-
industrialisierung, über die autofreie Gesellschaft 
und über die nationale Autarkie unserer Ökonomie 
nachdenken, dann kann man den Eindruck gewin-
nen, unsere Arbeitsplätze seien wenig vom Ausland 
abhängig, und die Frage der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit sei lediglich ein kleines Neben-
produkt. 

Nein, ich glaube, wir müssen bei allen Fragen, bei 
der Haushaltspolitik, bei der Arbeitszeitverkür-
zung, bei der Sozialpolitik, dringendst darauf ach-
ten, welche internationalen Auswirkungen die na-
tionale Politik hat. 

Meine Damen und Herren, die westlichen Indu-
striestaaten, die über 65 % des Sozialprodukts er-
stellen und damit eine gewaltige ökonomische, aber 
auch politische Macht auf unserer Erde ausüben, 
können ihre Demokratien nur dann weiterentwik-
keln, sie können ihre eigene Arbeitslosigkeit nur 
dann abbauen, und sie können letztlich den Ent-
wicklungsländern nur dann helfen, wenn sie selbst 
in ihren eigenen Ländern zur ökonomischen Stabi-
lität zurückkehren und jede Form der internationa-
len Abstimmung nutzen. 

Zur Beachtung dieses fundamentalen Grundprin-
zips der gegenseitigen Abhängigkeit sind — das 
würde ich nicht lächerlich machen und auch nicht 
unterschätzen — gemeinsame Grundprinzipien ei-
ner weltwirtschaftlichen Kooperation notwendig. 
Ich glaube, es ist ein Verdienst der deutschen Ver-
handlungsführung auf den verschiedenen Konfe-
renzen — OECD in Paris, UNCTAD in Belgrad und 
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Williamsburg seien als Stichworte genannt —, daß 
sich deutsche liberale weltwirtschaftliche Prinzi-
pien durchgesetzt haben. Sie sind festgeschrieben, 
und wir haben in Zukunft die Chance, unsere Part-
ner an diesen Prinzipien zu messen. Es sind vor 
allem drei Prinzipien. 

Erstens. Man möchte die Arbeitsmarktprobleme 
über ein möglichst inflationsfreies Wirtschafts-
wachstum durch Stärkung der Marktkräfte lösen. 

Zweitens. Man ist sich darüber im klaren, daß 
Protektionismus allen schadet. Man ist im Gegen-
satz zu dem, was Herr Lahnstein gesagt hat — im 
übrigen gegen den Widerstand der Franzosen —, 

übereingekommen, daß wir die GATT-Verhandlun-
gen in einer neuen Serie fortsetzen, meine Damen 
und Herren. Das ist das Konkreteste und für uns 
Wichtigste: daß wir Deutsche erneut die Möglich-
keit haben — auch im Interesse anderer Länder, 
häufig auch im Interesse der Entwicklungslän

-

der —, andere Industriestaaten darauf anzuspre -

chen, welche Anstrengungen sie machen müssen, 
um ihre Märkte offenzuhalten. Meine Damen und 
Herren, genau an diesem Punkt, weniger Protektio-
nismus, beginnen die nationalen Hausaufgaben. 
Öffnung der Märkte ist nur möglich, wenn wir alles 
tun, damit die nationale Wettbewerbsfähigkeit 
stark bleibt. Denn Industriestaaten, deren nationale 
Wettbewerbsfähigkeit leidet — das kann man in 
Frankreich beobachten —, sind nicht mehr bereit, 
ihre Märkte gegenüber anderen Industrieländern 
oder auch gegenüber Entwicklungsländern zu öff-
nen. 

Drittens. Eine gesunde Weltwirtschaft — meine 
Damen und Herren, es mag wie eine Binsenwahr-
heit klingen, aber es ist so — kann nur die Addition, 
das Produkt einzelner nationaler Volkswirtschaften 
sein, die ihren eigenen Beitrag zu Stabilität und 
Wettbewerbsfähigkeit geleistet haben. Von dem, 
was in Williamsburg herausgekommen ist, halten 
wir von der Freien Demokratischen Partei für wich-
tig, daß es trotz vielen — auch offen ausgetragenen 
— Meinungsverschiedenheiten in Einzelfragen zu 
einer Einigung im Ziel und in den Prinzipien ge-
kommen ist. Wir sind uns darüber im klaren, daß 
jedes Land auf Grund seines eigenen Wirtschafts-
systems und auf Grund seiner nationalen Eigenhei-
ten die jeweiligen Instrumente variabel einsetzen 
muß. Aber die drei Stichworte, Protektionismus 
schadet allen, Weltwirtschaft ist ein Produkt gesun-
der nationaler Volkswirtschaften, 

(Matthöfer [SPD]: Nicht nur!) 

inflationsfreies Wachstum auf Grund der Stärkung 
der Marktkräfte, meine Damen und Herren, bein-
halten Elemente, die die deutsche Verhandlungs-
führung, begonnen unter Helmut Schmidt mit Hilfe 
von Graf Lambsdorff, jetzt durchgesetzt von Hel-
mut Kohl mit Hilfe von Graf Lambsdorff — also, Sie 
sehen hier die Kontinuität —, letztlich durchgesetzt 
hat. 

(Beifall bei der FDP — Matthöfer [SPD]: 
Auch keine Wende auf diesem Gebiet!) 

— Herr Matthöfer, Sie haben Ihren Teil auf diesem 
Gebiet ebenfalls immer geleistet. Sie wissen ja, daß 

wir beide nicht nur in diesem Bereich eng zusam-
mengearbeitet haben. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das hat er alles 
vergessen!) 

Ich nehme an, daß das so bleibt. — Meine Damen 
und Herren, es wäre völlig unvorstellbar, daß diese 
drei Hauptelemente von den Amerikanern, von den 
Engländern oder auch von den Japanern in dieser 
Form vorher akzeptiert worden wären. Dies ist 
auch gegenüber den letzten Wirtschaftsgipfeln auf 
denen eigentlich nur — über Weizen oder Röhren 
— gestritten worden ist, der eigentliche Fortschritt 
im Prinzipiellen. 
Nun will ich nicht verkennen, daß ein Problem, 

das heute morgen auch eine sehr große Rolle ge-
spielt hat, offengeblieben ist, nämlich die Frage der 
Budgetdefizite in den Vereinigten Staaten von 
Amerika und damit die Auswirkungen auf die Zins-
höhe. Die Vereinigten Staaten, die ja mehr als 30 % 
des Sozialprodukts erzeugen und mehr als 80 % der 
offiziellen Devisen halten, haben natürlich eine ge-
waltige Verantwortung. Aber bei dieser Diskussion, 
meine Damen und Herren — ich möchte Sie bitten, 
hier noch einmal zuzuhören —, sollte man doch 
zwei Dinge nicht vergessen. 
Erstens. Die zentrale Frage ist — darüber sind 

wir nicht einer Meinung —: Wie können wir unsere 
amerikanischen Partner am besten beeinflussen? 
Durch Schulmeistern, wie Herr Roth es tut, der im 
sozialdemokratischen Pressedienst knapp, aber mi-
litärisch fordert, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kernig!) 
wir müßten die USA auf eine wirksame Haushalts-
politik verpflichten, gerade so, als ließe sich Herr 
Roth von Frau Thatcher auf eine bestimmte Form 
der Sozialpolitik in der Bundesrepublik verpflich-
ten, meine Damen und Herren? Deshalb ist es not-
wendig, daß man sich zuhört, daß man sich über die 
Konsequenzen im klaren ist. Man darf aber nicht 
glauben, daß noch so bedeutende deutsche Opposi-
tionspolitiker in der Lage wären, einen amerikani-
schen Präsidenten auf eine ganz bestimmte Haus-
haltsmaßnahme zu verpflichten. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Roth? 

Roth (SPD): Das mit den „bedeutenden Politi-
kern" will ich jetzt nicht zurückgeben. Ich habe fol-
gende Frage. Wäre es nicht gut, wenn der Bundes-
kanzler, der Wirtschaftsminister und der Finanzmi-
nister öffentlich sagten, daß die Steuerkürzungen, 
die in den USA zum 1. Juli vorgenommen werden 
und dieses Defizit noch einmal erweitern, Unfug 
sind? Eine Bundesregierung sollte das in der Tat 
öffentlich darstellen. Sonst kommt man ja über-
haupt nicht weiter. 

Dr. Haussmann (FDP): Lieber Kollege Roth, un-
sere Kollegen von der Regierungsbank werden 
zwar den Ausdruck „Unfug" vermeiden, aber es 
herrscht überhaupt kein Zweifel, daß in den ver-
schiedensten Vorgesprächen und auch in Williams- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 11. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Juni 1983 	589 

Dr. Haussmann 
burg die drei Einzelelemente des amerikanischen 
Haushaltsdefizits, nämlich Steuersenkung, Rü-
stungsausgaben plus deficit spending für andere 
Maßnahmen, deutlich angesprochen wurden. 

Aber die Amerikaner werden erst dann reagieren 
— darauf wollte ich kommen, Herr Roth —, wenn 
sie in dem zweitwichtigsten Industrieland der Erde, 
nämlich der Bundesrepublik Deutschland, sehen, 
daß es durch nationale Maßnahmen der Haushalts-, 
Sozial- und Beschäftigungspolitik möglich ist, in ge-
wissem Maße — ich gebe zu: nur in gewissem Maße 
— sich von der amerikanischen Zinspolitik abzu-
koppeln. Wir sind zum Glück, was die Realzinsdiffe-
renz angeht, Herr Lahnstein, noch zu einem gewis-
sen Maß von den Amerikanern abgekoppelt. Es 
wäre j a schlimm, wenn diese Differenz noch gerin-
ger würde. 

(Matthöfer [SPD]: Nicht, was die Entwick

-

lung betrifft, sondern was das Niveau be

-

trifft!) 

Ich möchte sagen: Nur durch hartnäckiges Disku-
tieren, durch Vortragen der Konsequenzen kom-
men wir voran, und indem wir auf dem Gebiet der 
Haushaltspolitik Vorbild sind. Dies ist eigentlich 
das Zentrum der vielzitierten Hausaufgaben, Herr 
Lahnstein. Ich glaube, hier versagt sich Ihre Partei 
dem, was notwendig wäre, um die Amerikaner zu 
überzeugen. 

Wer nicht bereit ist, bei der Sanierung der Sozial-
ausgaben konkret mitzumachen, wer, wie Herr von 
Dohnanyi vor kurzem im Deutschlandfunk, weitere 
konjunkturelle Staatsprogramme und staatliche Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen fordert, wer die Fi-
nanzierungsfrage bei pauschalen Arbeitszeitver-
kürzungen bewußt offenläßt, kann auch, meine Da-
men und Herren, für andere kein Vorbild an haus-
haltspolitischer Disziplin sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Zweitens, liebe Kolleginnen und Kollegen, sollten 
wir bei aller Anerkennung der Bedeutung des Zin-
ses die Bedeutung der Zinshöhe für Investitionen 
und damit für Arbeitsplätze nicht überschätzen. Es 
gibt heute gerade auch in der Mittelstandsfor-
schung genügend Untersuchungsergebnisse, die 
zeigen, daß die Zinsempfindlichkeit bei einer gan-
zen Reihe von wichtigen Investitionen nachgelas-
sen hat. Der einfache Vergleich in der Kalkulation 
eines mittelständischen Betriebs zwischen den 
Fremdkapitalkosten und den Lohn- und Lohnne-
benkosten zeigt eindeutig, was bei den Kostenarten 
letztlich für Investitionen ausschlaggebend ist. Ich 
meine also, wenn wir den Unternehmern klare poli-
tische Vorgaben liefern und wenn sie eine längerfri-
stige Absatzperspektive sehen, werden sie trotz zu-
gegebenermaßen relativ hohem Reallohn investie-
ren. 

(Beifall bei der FDP — Lahnstein [SPD]: 
Realzins!) 

— Realzins; Entschuldigung. Vielen Dank, Herr 
Lahnstein. — Wenn wir umgekehrt den Realzins 
absenken, aber nach wie vor keine längerfristige 
politische Konzeption vorgeben, wenn die Absatzer

-

wartungen schlecht bleiben, wird es trotzdem zu 
keinen weiteren Investitionen kommen. Ich möchte 
also für die nächste Zeit vor der totalen Fixierung 
auf die Bedeutung des Zinses etwas warnen, weil 
wir in der Gefahr sind, daß dies psychologisch wich-
tige konjunkturelle Aufschwungtendenzen durch-
aus lähmen kann. 

Weil auch wir die Lage ähnlich einschätzen, daß 
wir angesichts eines beginnenden Wahljahres zu-
mindest mittelfristig mit  keinem deutlichen Absen-
ken der amerikanischen Haushaltsdefizite und da-
mit der Zinshöhe und der Dollarkurse rechnen kön-
nen, bleibt deshalb die Frage: Was können wir na-
tional tun, um trotz relativ hohem internationalen 
Zins mehr Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaf-
fen? Hier gibt es keine Patentrezepte. Es ist wichtig, 
daß wir uns gerade heute, wo die Diskussion auf 
dem evangelischen Kirchentag beginnt, auch im 
Deutschen Bundestag nochmals an die Vorschläge 
der evangelischen Kirche zur Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit erinnern. Die evangelische Kirche hat 
in ihrer Denkschrift auf drei Dinge aufmerksam 
gemacht. Sie hat einmal gesagt, der Staat müsse 
über seine Haushalte seinen Solidaritätsbeitrag zu 
einer vernünftigen Investitions- und damit Beschäf-
tigungspolitik leisten. 

Die evangelische Kirche hat weiter wie keine 
Einrichtung zuvor — das ist jetzt auch vom Sach-
verständigenrat aufgenommen worden — die ent-
scheidende Rolle der Lohn- und Tarifpolitik für die 
künftige Zahl der Arbeitsplätze in den Vordergrund 
gestellt. Die evangelische Kirche hat eine stärkere 
Differenzierung der Lohn- und Tarifpolitik nach 
Branchen, nach Regionen und nach Qualifikationen 
gefordert. Das sollte den Gewerkschaften und den 
Arbeitnehmern zu denken geben. 

(Matthöfer [SPD]: Wenn ich einmal religö-
sen Rat brauche, wende ich mich an die 
evangelische Kirche! — Gegenruf von der 
CDU/CSU: Das sagen Sie mal im Zusam

-

menhang mit der Friedensdiskussion!) 

— Ich nehme an, Herr Matthöfer, daß Sie alles, was 
die Kirchen zu diesem Thema schreiben, kennen, 
zumal Herr Eppler in dieser Einrichtung eine sehr 
bedeutende Rolle spielt. Sie haben zwar manchmal 
kontroverse Auseinandersetzungen mit Herrn 
Eppler geführt, sind aber immer durchaus interes-
siert an dem gewesen, was er vertritt. 

Ich meine also, daß die Tarifpartner eine sehr, 
sehr wichtige Aufgabe im Rahmen der künftigen 
Beschäftigungspolitik haben. Für uns alle in Regie-
rung und Opposition ist es entscheidend, daß wir 
den Vorrang der Beschäftigungspolitik vor allen an-
deren politischen Maßnahmen akzeptieren. Es 
kommt darauf an — damit möchte ich schließen —, 
daß jeder Gewerkschaftsführer bei Lohnverhand-
lungen und Marktplatzreden, jeder Arbeitgeberver-
treter, der vor seinen Mitgliedern steht, aber gerade 
auch die Verhandlungsführer des öffentlichen 
Dienstes bei ihren Forderungen immer berücksich-
tigen, welche Konsequenzen ihre Forderungen für 
arbeitslose Jugendliche, für ältere Angestellte und 
für kleine Selbständige haben, die um ihre Existenz 
ringen. Erst wenn sich alle gesellschaftlichen Grup- 
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pen — nicht nur der Staat, auch die Tarifpartner —
bewußt sind, welch wichtige Rolle sie im Rahmen 
der Beschäftigungspolitik spielen, werden wir — 
leider erst mittelfristig — Erfolge haben. 

Der Rückgang der Kurzarbeiterzahlen ist ein po-
sitives Indiz. Wir haben nie behauptet, daß die Zahl 
der Arbeitslosen ein Spätindikator sei, sondern wir 
sagen: Das Problem der Dauerarbeitslosen wird 
erst nach einer längeren Phase eines konjunkturel-
len Aufschwunges und der Lösung unserer Struk-
turprobleme gelöst werden können. — Vielen 
Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Kittelmann. 

Kittelmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Trotz der Ausführungen von 
Herrn Dr. Vogel und von Herrn Dr. Lahnstein 

(Lahnstein [SPD]: Das werde ich nie mehr 
werden!) 

— nach den Ausführungen, die Sie vorhin gemacht 
haben, muß ich sagen, daß Sie einen guten Doktor

-

vater brauchen, Herr Lahnstein; das gebe ich zu — 

(Schily [GRÜNE]: Sehr witzig!) 

bin ich der Meinung, daß Williamsburg ein Erfolg 
war. Vor allen Dingen nach dem Treffen von Ver-
sailles, das Ihnen ja noch ein bißchen in den Ohren 
klingen muß, und den außerordentlich pessimisti-
schen Voraussagen, die Williamsburg vorausgingen, 
müßten Sie doch an sich überrascht gewesen sein, 
wie groß die Einigkeit in Williamsburg gewesen 
war. 

(Zuruf von der SPD: Sie Spaßmacher!) 

Die sieben westlichen Industriestaaten haben in 
den wesentlichen wirtschaftlichen und sicherheits-
politischen Fragen zu optimaler Geschlossenheit 
und zu großer Übereinstimmung zurückgefunden. 
Dies ist mehr, als erwartet werden konnte, und da-
für gebührt dem Bundeskanzler der Dank der CDU/ 
CSU. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Der Bundeskanzler hatte einen wesentlichen Anteil 
an diesem Erfolg. Ich darf in diesen Dank den Wirt-
schaftsminister und den Finanzminister einbezie-
hen, die die Beratungen in voller Übereinstimmung 
mitgetragen haben. Auch wenn es gerade der SPD 
schwerfällt, sich diesem Dank prinzipiell anzu-
schließen, so sollten Sie sich vor allen Dingen in 
Erinnerung des mageren Ergebnisses und der un-
mittelbar nach dem Gipfeltreffen von Versailles fol-
genden Äußerungen vieler Staatsmänner dankbar 
zeigen, daß es auf einem wichtigen außenwirt-
schaftlichen Gebiet gelungen ist, eine Einigung zu 
erzielen. Davon werden auch Sie profitieren. 

Ich darf Ihnen ein Zitat bringen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, gestat-
ten Sie vorher eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Ehrenberg? 

Kittelmann (CDU/CSU): Selbstverständlich. Das 
ist aber die einzige, weil ich sonst mit meiner Zeit 
nicht auskomme. 

Dr. Ehrenberg (SPD): Herr Kollege Kittelmann, 
würden Sie mir zugeben, daß es sehr leicht ist, zur 
Einigkeit zu kommen, wenn man nichts be-
schließt? 

Kittelmann (CDU/CSU): Ich nehme an, Herr Kol-
lege Ehrenberg, daß Sie das Protokoll von Williams-
burg nicht gelesen haben und deshalb zu dieser 
seltsamen Frage kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Ich finde hier ein Zitat. Der Redner sagt dort, er 

finde es ein bißchen schade, daß es uns in einer so 
schwierigen, j a ernsten internationalen Lage nicht 
in höherem Maße gelungen sei, Gesichtspunkte in-
nenpolitischer Taktik einer Partei von außenpoliti-
schen Interessen zu trennen und die Ergebnisse po-
sitiv zu würdigen. Der Redner sagt weiter: 

Die Opposition würde sich wirklich nichts ver-
geben, wenn sie hier unbeschadet aller sonsti-
gen Kritik würdigte, daß die Bundesregierung 
bei den Konferenzen in Versailles ... die Inter-
essen dieses Staates wirksam und erfolgreich 
vertreten hat. ... man sollte das anerkennen 
und daran nicht herumnörgeln. 

Dies war Brandt vor einem Jahr. 
Wenn er das schon nach dem Gipfeltreffen von 

Versailles gesagt hat, dann müßten Sie sich doch 
einmal ein bißchen selbst überwinden und zu den 
Verhandlungen, die wir in Williamsburg erlebt ha-
ben, etwas Positiveres sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 
Herr Lahnstein, ganz wenige Bemerkungen zu 

dem, was Sie sagten. Ich hoffe, wenn Sie an der 
Börse spekulieren — warum nicht? —, daß Sie die 
Chance genutzt haben, noch schnell Aktien zu kau-
fen, als es immer deutlicher wurde, daß die CDU/ 
CSU an die Regierung kommt. Zu dem, was Sie 
über das Heruntergehen der Aktienkurse speku-
liert haben, möcht ich sagen: Ich wünsche keinem 
Aktieninhaber, daß die Börsenkurse auf den Stand 
zurücksinken, den sie vor einem Jahr hatten. Ich 
finde, es gehört schon ein Stück Frechheit dazu, 
sich nach einer vorübergehenden leichten Unsi-
cherheit an der Börse — wie ich zugebe — und der 
inzwischen wieder erfolgten Stabilisierung derar-
tige Äußerungen über die Börsenkurse vor dem Ple-
num des Deutschen Bundestages zu machen, wie 
Sie es hier versucht haben. Ich bin auch der Mei-
nung, daß die Frage der internationalen Verschul-
dung in der Form, wie Sie sie hier angesprochen 
haben, eine viel zu heikle Frage ist, als daß sie auf 
dem offenen Markt ausgetragen werden kann. Sie 
mußten doch, als Sie es hier kritisierten, davon aus-
gehen, daß diese Probleme nicht auf dem offenen 
Markt diskutiert wurden, sondern in der Verhand-
lung. 
Sie sagten auch, man solle internationale Fragen 

mit internationalen Antworten versehen. Was heißt 
denn das eigentlich? Sie haben es sich da einfach 
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gemacht. Ich gebe zu, Sie waren unter Zeitdruck. 
Sie haben diese Forderung hier aufgestellt und ha-
ben die internationale Frage mit Überlegungen be-
antwortet, wer auf wen welchen Druck ausüben 
kann. 

Auf dem Bonner Gipfel — ich glaube, es war 1976 
— hatte Schmidt eine Lokomotivfunktion übernom-
men. Das hat uns Milliarden Mark gekostet. Diese 
Milliarden sind verpufft. Dort haben wir einen Feh-
ler gemacht, den wir diesmal, in Williamsburg, Gott 
sei Dank unterlassen haben. 

Und nun zur Frage des amerikanischen Haus-
haltsdefizits. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ich gebe zu, Herr Apel, da Sie damals mitverant-
wortlich waren, kann ich die Unruhe nachvollzie-
hen. Ich würde bei dieser Frage einen ähnlich roten 
Kopf wie Sie bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Frage des amerikanischen Haushaltsdefizits ist 
hier mehrfach angesprochen worden. Ich brauche 
darauf nicht weiter einzugehen. Ich möchte nur ei-
nes sagen: Wenn man aus Ihrem kurzen Beitrag, 
Herr Lahnstein, entnehmen soll, daß inzwischen 
auch Sie für restriktive Finanzpolitik und expan-
sive Haushaltspolitik sind, ist das eher Klartext 
Roth und nicht Ihre Sprache, Herr Lahnstein. Ich 
hoffe, daß Sie sich nicht weiter vergewaltigen las-
sen, in dieser Frage diesen Weg zu gehen. Wir wol-
len noch einen vernünftigen Gesprächspartner ha-
ben. 

(Zuruf von der SPD) 

— Erhard zu seiner Zeit, aber nicht jetzt. 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

Schließlich zu der Kritik von Mitterrand. Zu Mit-
terrand darf ich Ihnen folgendes sagen. Als Parla-
mentarier kann man da ein bißchen offener sein. 
Wer so wie zur Zeit Mitterrand mit dem Rücken zur 
Wand steht, daß er jeden Tag neu überlegt, ob er die 
Kammer auflöst oder nicht, dem kann man es viel-
leicht verzeihen, daß er in Williamsburg das sagt 
und, kaum zu Hause angekommen, genau das Ge-
genteil. Daß das nicht loyal, nicht fair ist, darin wer-
den Sie mit mir übereinstimmen. Ansonsten hoffe 
ich, daß sich keiner von uns wünscht, in der Lage 
dieses Mannes zu sein mit einer sozialistisch-kom-
munistischen Regierung und einer völlig fehlgelei-
teten Wirtschaftspolitik. 

Wir kommen nun zu der Frage, was Williamsburg 
war. Williamsburg war ein Gipfeltreffen. Das war 
ein Konsultations- und kein Entscheidungstreffen. 
Sie haben zum Teil so getan — und die Zwischen-
frage von Herrn Ehrenberg zeigt, daß er auf dem 
gleichen Zug ist —, als wenn es in Williamsburg 
möglich gewesen wäre, Entscheidungen zu treffen. 
Man hat dort die erfreuliche Situation gehabt, in 
allen wesentlichen Fragen eine Einigung zu erzie-
len, und hat jetzt die Aufgabe, dies zu Hause umzu-
setzen. Da haben, wie ich zugebe, die Amerikaner 
den allergrößten Beitrag zu leisten. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ich bin doch noch dabei. 

Das wertvollste Ergebnis in dieser Frage ist die 
Übereinstimmung darin, eine solide Finanz-, Wäh-
rungs- und Wirtschaftspolitik in konsequenter Um-
setzung einer liberalen Welthandelspolitik fortzu-
setzen. Ich hoffe, daß uns dieses Vorhaben in die-
sem Hause auch in Zukunft eint, daß es also unsere 
gemeinsame Politik ist. 

Dem Bundeskanzler ist zuzustimmen, wenn er 
von einem wertvollen Beitrag zur Orientierung und 
Abstimmung spricht. Von keinem der Teilnehmer 
ist die Interdependenz der drängenden Probleme 
der Weltwirtschaft bezweifelt worden, sondern von 
jedem einzelnen ist sie expressis verbis bejaht wor-
den. Dies ist nicht immer der Fall gewesen, sondern 
es gab da früher recht differenzierte Ansichten. 
Keiner hat sich der Verpflichtung entzogen, die Lö-
sung in enger Kooperation zu erreichen. Dies ist 
nicht von vornherein selbstverständlich gewesen. 

Meine Damen und Herren, wenn die sieben west-
lichen Gipfelmächte in dieser Frage so viel Eini-
gung erzielen, ist das nach meiner Meinung ein 
positives Ergebnis. Man kann versuchen — und das 
ist Ihre Pflicht als Opposition —, hinterher dieses 
positive Ergebnis zu zerreden und daran herumzu-
nörgeln; aber im Prinzip und im Unterschied zu 
Versailles ist das ein großer Erfolg gewesen, für den 
man dieser Regierung auch danken kann. 

(Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

— Herr Löffler, Ihre Zwischenbemerkungen sind 
auch nicht neu. 

Wir hoffen und gehen davon aus, daß die Opposi-
tion — mindestens Teile der Opposition — bei der 
Erfüllung der Hausaufgaben, die hier mehrfach an-
gesprochen worden sind, ihre Unterstützung ge-
währt. Jedenfalls darf ich für die CDU/CSU sagen, 
daß die Bundesregierung unsere volle Unterstüt-
zung finden wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Herr Lahnstein hatte die Hoffnung ausgespro-
chen, daß der Begriff der Erblast jetzt nicht mehr 
verwendet wird. Wir sind der Auffassung, es stünde 
der SPD sehr gut an, sich bei der Frage der Über-
schuldung zurückzuhalten und bei ihrer Kritik an 
den Amerikanern mal ein bißchen in sich zu gehen. 
Wenn das positiv ist, warum soll es nicht gesche-
hen? Unsere immense Staatsverschuldung mit den 
laufend gestiegenen Staatsquoten ist j a wohl im we-
sentlichen, meine Damen und Herren von der so-
zialdemokratischen Fraktion, eine Misere, die Sie 
zu verantworten haben. Diese Politik haben Sie ja 
leider auch noch fortgesetzt, als die ersten Warn-
lampen aufleuchteten: Rücktritt Möller und Schil-
ler. Diese „Erblast" werden wir Ihnen so lange vor-
halten, solange wir versuchen müssen, wegen die-
ser Erblast mit harten, harten Einschränkungen 
Politik zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 
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Sie können tätige Reue üben und uns in dieser 
Frage helfen, das Haus wieder in Ordnung zu brin-
gen. 

Meine Damen und Herren, ich darf zu einem an-
deren Thema überleiten, was im Hinblick auf Wil-
liamsburg für uns von außerordentlicher Wichtig-
keit ist. Das Thema der Europapolitik wird mein 
Kollege Schwörer ausführlich behandeln, so daß ich 
darauf hier nicht einzugehen brauche. Die CDU/ 
CSU begrüßt, daß es möglich war, im Hinblick auf 
UNCTAD — in Belgrad hat jetzt gerade eine großar-
tige Versammlung mit rund 2 000 bis 3 000 Delegier-
ten begonnen — Zeichen der Hoffnung zu setzen. 
Die CDU/CSU begrüßt es, daß dieses Zeichen nach 
Belgrad heißt: Offenhalten der Märkte und Liberali-
sierung des Handels. Die CDU/CSU begrüßt es, daß 
die Zeichen nach Belgrad heißen: Stärkung der In-
vestitionstätigkeit, Strukturanpassung, Stärkung 
der Funktionsfähigkeit des internationalen Wäh-
rungs- und Finanzsystems. 

Meine Damen und Herren, nichts kann uns daran 
hindern, diesen Weg innerhalb der Koalition weiter-
hin zu beschreiten. Wir warten mit Ruhe auf Ihre 
Alternative, denn weder Herr Dr. Vogel noch Herr 
Lahnstein haben außer geballter Kritik bisher in 
irgendeiner Form eine solche vorgelegt oder erken-
nen lassen, wie sie sich Lösungen, die wir gemein-
sam suchen, vorstellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist zu hoffen, daß die Sozialdemokratische Partei 
auch über neue Methoden der Gesundung unserer 
Wirtschaft nachdenkt. Es reicht nicht aus, immer 
wieder nur Traumtänzereien in bezug auf neue 
Wachstumsmodelle zu vollführen und, daran an-
knüpfend, über Beschäftigungsprogramme nachzu-
denken. 

(Zuruf von der SPD) 

— Ich verstehe Sie leider nicht. 

Gerade expansive Ausgabenpolitik hat in Wil-
liamsburg eine überzeugende Negierung gefunden. 
Herr Ehrenberg, ich finde, Sie sollten auch das ein-
mal in Ruhe durchlesen, was in Williamsburg im 
Blick auf Beschäftigungsprogramme gesagt worden 
ist. 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Nichts Positives!) 

Das Gipfeltreffen hat auch eine gemeinsame 
Grundauffassung der Sieben im Hinblick auf die 
überzogenen und unrealistischen Vorstellungen der 
Entwicklungsländer über die Fortentwicklung der 
Weltwirtschaftsordnung gebracht. Wir verfolgen 
seit langem mit Sorge, wie schwer westliche Indu-
strieländer sich tun, gemeinsame Konzepte für den 
Nord-Süd-Dialog zu entwickeln. Es wird häufig nur 
zögernd reagiert, anstatt energisch entgegenzuhal-
ten. Wenn die Entwicklungsländer die Erfüllung 
von Forderungen zu Bedingungen erheben, die im 
Sinne einer liberalen Weltwirtschaft für uns unak-
zeptabel sind, wird dieses Zögern häufig durch Illu-
sionen genährt, die im Falle von Enttäuschungen 
bei den Entwicklungsländern dann zu bitteren Re-
aktionen führen. Die Länder der Dritten Welt ha-

ben Anspruch darauf, unsere Positionen eindeutig 
und unmißverständlich vermittelt zu bekommen. 

Deshalb begrüßt die CDU/CSU die klare und un-
zweideutige Stellungnahme und Haltung der Bun-
desregierung zu den Fragen der UNCTAD-Konfe-
renz, wie sie in Buenos Aires und zum Teil auch in 
Neu Delhi formuliert worden sind. Wir begrüßen 
aber ausdrücklich, daß die Entwicklungsländer ihre 
Bereitschaft zum Dialog bei den vorbereitenden 
Konferenzen erklärt haben. Ebenso begrüßen wir, 
daß sie erklärt haben, sie wollten diesmal versu-
chen, nicht ultimative Forderungen zu stellen, son-
dern konsultative Gespräche zu führen. Ich freue 
mich, Graf Lambsdorff, daß Sie in Ihren Ausführun-
gen über die ersten Tage der Konferenz von Bel-
grad bestätigen konnten, daß die Beratungen bisher 
in diesem Sinne geführt werden. Aus diesen Grün-
den finde ich es auch konsequent, daß der Gipfel in 
Williamsburg seinerzeit die Bereitschaft zur kon-
struktiven Zusammenarbeit signalisiert hat. 

(Löffler [SPD]: Das Ganze in Versform 
bringen!) 

Die CDU/CSU hofft, daß die Chance in Belgrad ge-
nutzt wird, der Gruppe 77 verständlich zu machen, 
daß jedes Verlangen nach einer neuen Weltwirt-
schaftsordnung im Sinne von mehr Dirigismus und 
Abbau eines fairen Wettbewerbs keine Chance der 
Verwirklichung haben wird. 

Wir haben leider genügend Sündenfälle erlebt, 
die solche Warnungen angebracht erscheinen las-
sen. Die Ergebnisse der Seerechtskonferenz auf 
dem Gebiet des Tiefseebergbaus sind in diesem Zu-
sammenhang besonders erwähnenswert. Die dort 
getroffenen, ordnungspolitisch unvertretbaren Lö-
sungen sind illusionär, schädlich und nur schwer 
wieder zu reparieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Koalitionsparteien haben deshalb einen ge-
meinsamen Entschließungsantrag im Deutschen 
Bundestag eingebracht, in dem sie ihre konkreten 
Vorstellungen zur 6. Konferenz der UNCTAD in 
Belgrad formulieren. Über diesen Antrag wird 
wahrscheinlich nächste Woche hier diskutiert wer-
den. Ich bin sicher, daß es möglich sein wird, daß 
beinahe das ganze Haus diesem Antrag zustimmt. 

Es ist auch außerordentlich erfreulich, daß in Wil-
liamsburg festgestellt worden ist, daß Währungspo-
litik kein Ersatz für Entwicklungspolitik sein darf. 

(Dr. Scheer [SPD]: Wie wahr!) 

Ich sage dies vor allen Dingen deshalb, weil in die-
sem Haus in dieser Frage nicht immer Einheitlich-
keit zu bestehen scheint. Es besteht weiterhin auch 
die Überzeugung der Industrieländer, die in Wil-
liamsburg formuliert worden ist, daß der IWF im 
Rahmen seines währungspolitischen Mandats den 
besonderen Bedürfnissen der Entwicklungsländer 
Rechnung trägt, wobei Verbesserungen dort — und 
darin bin ich mit dem, was Herr Lahnstein gesagt 
hat, einig —, wo verantwortbar, getragen werden 
müssen. Dies ist dann aber auch die beste Voraus-
setzung für eine gute Zusammenarbeit zwischen 
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den Partnern: Industrieländer und Entwicklungs-
länder. 

Ein anderer Aspekt ist wichtig. Wohldurchdachte, 
an den Kapazitäten und Fähigkeiten der Entwick-
lungsländer orientierte Programm- und Projekt-
hilfe ist mit Sicherheit wirkungsvoller und daher 
auch konsequent effektiver als der Versuch, durch 
allgemeine Geldspritzen Unruhe und Erwartungen 
zu erzeugen, die letztlich nicht erfüllt werden kön-
nen. Deshalb sind die Ausführungen von Herrn 
Vogel heute morgen, die dahin verstanden werden 
können — ich hoffe, ich habe das fehlverstanden —, 

daß eine neue Art Marshallplan für Entwicklungs-
länder gebildet werden könnte, nicht gerade sehr 
erfreulich. 

Die CDU/CSU unterstützt die Bundesregierung 
in ihrer Grundauffassung, sich jeder grundsätzli-
chen Veränderung bestehender Organisationen auf 
internationaler Ebene zu widersetzen. Es ist den 
Entwicklungsländern zuzustimmen, wenn sie For-
derungen nach Abbau von Protektionismus und 
nach Verbesserung des Marktzugangs in den Indu-
strieländern artikulieren. Es liegt auch an uns Par-
lamentariern, daß hier mehr geschieht, als daß le-
diglich Lippenbekenntnisse abgegeben werden. 
Denn gerade in der Frage des Protektionismus ha-
ben auch wir noch einen gewissen Nachholbedarf, 
Hürden abzubauen. 

Entgegen allen negativen Prophezeihungen hat 
der Ost-West-Handel nur eine untergeordnete 
Rolle in Williamsburg gespielt. Auch von dieser 
Stelle aus ist dem Bundeskanzler dafür zu danken, 
daß er sich mit seiner Auffassung und seiner Be-
wertung durchgesetzt hat. Wir werden bestimmt 
bald Gelegenheit haben, uns grundsätzlich über die 
Probleme des Ost-West-Handels in diesem Hause 
zu unterhalten. Deshalb kann diese Frage, glaube 
ich, heute dahingestellt bleiben. Ich glaube, wir han-
deln alle klug, wenn wir ohne sterile Aufgeregtheit 
die Bundesregierung bitten, den eingeschlagenen 
Weg einer Verständigung zwischen den westlichen 
Industrieländern in dieser Frage weiterzugehen. 

Das Treffen von Williamsburg hat durch eine 
Vielzahl von vernünftigen und konstruktiven Anre-
gungen der wirtschaftspolitischen Vertrauensbil-
dung gedient. Dies wird auch durch das, was Herr 
Lahnstein vorhin dazu ausgeführt hat, nicht kaputt-
gemacht. 

Die erkannte enge Zusammenarbeit zwischen 
Wirtschaftswachstum, freiem Welthandel und Fi-
nanzierung zwingt nicht nur zur Anpassung und zu 
enger Zusammenarbeit der führenden Industrielän-
der, sondern zwingt auch die internationalen Wirt-
schaftsorganisationen GATT, OECD und IWF zu ei-
ner gleichen Art von Kooperation. Und wenn dieses 
Signal von Williamsburg verstanden wird, wird es 
sehr erfreulich werden. Wir werden viel Geduld und 
Nerven haben müssen, bis das gemeinsame Ziel 
einer Stabilisierung der Weltwirtschaft zum Nutzen 
aller verwirklicht wird. Die am Gipfel Beteiligten 
werden jetzt zu Hause ihre Aufgaben erfüllen müs-
sen. 

Die CDU/CSU hat keine Zweifel daran, daß die 
Bundesrepublik Deutschland mit Unterstützung 
der Koalitionsparteien und vielleicht auch ein biß-
chen mit Unterstützung der SPD — bei der anderen 
Fraktion wage ich es gar nicht anzudeuten — ihren 
Beitrag leisten wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich glaube, es war einheitliche Mei-
nung aller Kommentatoren in unserer deutschen 
Presse: Der Gipfel von Williamsburg hat wirklich 
nicht zur Lösung unseres binnenpolitischen Pro-
blems Nummer eins, nämlich der Arbeitslosigkeit, 
beigetragen. Es ist wichtig, daß wir hierüber reden, 
Herr Kollege Kittelmann. Der Gipfel ist kaum zu 
Ende, und schon steigen wieder die Zinsen. Schon 
tragen steigende Zinsen wieder dazu bei, daß die 
Investitionstätigkeit nicht weiter steigt, sondern 
eher wieder in den Keller geht. 

Im Gegensatz zur Strategie der damaligen Oppo-
sition hoffen wir Sozialdemokraten, daß die Stagna-
tionsphase endlich überwunden ist. Aber die Auf-
tragsentwicklung im April muß uns alle wieder be-
denklich stimmen. Gerade heute war zu lesen, daß 
das Baugewerbe erneut mit rückläufiger Auftrags-
entwicklung rechnet. 

Ich glaube, wir müssen mehr tun, um das innen-
politische Problem Arbeitslosigkeit in den Griff zu 
bekommen. Selbst wenn die deutsche Wirtschaft in 
den nächsten vier Jahren ein reales Wachstum von 
3 % erreicht — ein ehrgeiziges Ziel —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sagen ja 
nichts Neues!) 

wird die Arbeitslosenquote 1987 noch immer bei 9 % 
oder 2,3 Millionen Arbeitslosen liegen. 

Ein Wachstum des Bruttosozialprodukts löst das 
Problem der Arbeitslosigkeit also nicht, obgleich 
viele Wähler, die diesmal die CDU/CSU gewählt ha-
ben, dies offenbar geglaubt haben. Das entschei-
dende Kriterium für Erfolg oder Mißerfolg dieser 
neuen Regierung ist nicht etwa der Abbau der Ver-
schuldung um 1 oder 2 Milliarden DM und ist nicht 
etwa die Frage, ob wir 1 oder 2 % mehr Wirtschafts-
wachstum haben. Das entscheidende Kriterium für 
Erfolg oder Mißerfolg dieser neuen Regierung ist 
vielmehr, ob es ihr gelingt, die Arbeitslosigkeit zu 
verringern. 

Im Mai 1982, also zur Zeit der sozialliberalen Ko-
alition, hatten wir 1,6 Millionen Arbeitslose. Im Mai 
1983 waren es bereits 2,2 Millionen. 

Die stellvertretende Vorsitzende der Christlich 
Demokratischen Arbeitnehmerschaft, CDA, Frau 
Blättel, meint deshalb — ich zitiere, Herr Präsi-
dent —: 

In schönem Warten, im Stil einer heilen Welt 
können weder Arbeitslose noch solche Arbeit-
nehmer, die um ihren Arbeitsplatz bangen, eine 
neue Zuversicht erblicken. Die Ablehnung ei- 
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nes Beschäftigungsprogramms sei eine glatte 
Fehlentscheidung dieser Regierung. 

Meine Damen und Herren, zum Jahresbeginn 
gab es in der Europäischen Gemeinschaft rund 12 
Millionen Arbeitslose. Das sind 11 % aller Erwerbs-
personen. Besonders beunruhigend ist dabei, daß 
mittlerweile einer von fünf Jugendlichen ohne Ar-
beit ist und die jungen Menschen unter 25 Jahren 
mehr als 40 % der Arbeitslosen ausmachen. Ein sol-
cher Zustand anhaltender Unterbeschäftigung 
kann weder aus wirtschafts- noch aus gesell-
schafts-, noch aus allgemeinpolitischen Gründen 
hingenommen werden. 

Die Selbststeuerungskräfte des Marktes — ich 
halte persönlich sehr viel davon — sind aber nach 
den Erfahrungen der letzten Jahre offenbar nicht in 
der Lage, eine weitere Zunahme der Arbeitslosen-
zahl zu verhindern. Bei weiterer beschäftigungs- 
und wachstumspolitischer Lethargie droht eine 
Verschärfung. Dabei müssen wir davon ausgehen, 
daß die schwierige Lage auf dem Arbeitsmarkt pro-
tektionistischen Tendenzen in der EG noch Vor-
schub leistet. 

Vor kurzem haben die wesentlichen Fachver-
bände aus der psychosozialen Versorgung eine 
Denkschrift vorgelegt, in der die Massenarbeitslo-
sigkeit analysiert wird. Arbeitslosigkeit heißt da-
nach immer noch wirtschaftliche Verarmung und 
sozialer Abstieg. Nur 60 % der arbeitslos Gemelde-
ten erhalten überhaupt Arbeitslosengeld oder Ar-
beitslosenhilfe. Die Nöte der Arbeitslosen kann 
wohl nur der richtig verstehen, der es einmal selber 
gewesen ist. 

Bleiben wir deshalb bei den gesamtgesellschaftli-
chen Auswirkungen der Arbeitslosigkeit! Diese hei

-

ßen nach Aussagen der psychosozialen Verbände: 
Steigerung der Kriminalität, insbesondere bei Ju-
gendlichen, Zunahme der Drogenabhängigkeit, 
Selbsttötung oder Selbsttötungsversuche, Verstär-
kung von Alkoholismus, Zunahme von Erkrankun-
gen aller Art. Dabei ist der Krankenstand in der 
letzten Zeit zweifellos erheblich gesunken, aber 
deshalb, weil viele Arbeitnehmer Angst haben, 
selbst berechtigten Krankmeldungen zufolge etwa 
entlassen zu werden. 

Wenn ein Kanzler wie der jetzige ständig von gei-
stiger Erneuerung spricht, muß man zumindest er-
warten, daß er die geistigen Strömungen und vor 
allem die brennenden Probleme unserer Zeit er-
kennt und dementsprechend handelt. Um die Be-
schäftigungsperspektiven zu verbessern, ist für das 
Bundesministerium der Wirtschaft ein nachhaltiger 
Aufschwung der Investitionstätigkeit erforderlich. 
Für die Investitionstätigkeit ist angeblich entschei-
dend: Nachfrageentwicklung, Ertragslage, Ertrags-
erwartung. Ich kann diese Argumente gut verste-
hen. Die Argumente sind jedoch einseitig und zu 
kurz gegriffen. 

Seit 1973 ist die Zahl der Erwerbstätigen im 
marktwirtschaftlich arbeitenden Bereich nicht 
mehr gestiegen. Nur in der Zeit von 1977 bis 1980 
gab es eine Zunahme der Erwerbstätigen, und zwar 
im Zusammenhang mit dem Zukunftsinvestitions-

programm. 350 000 Arbeitsplätze sind nach wissen-
schaftlichen Berechnungen dadurch gesichert und 
geschaffen worden. 

Ich bin langsam davon überzeugt, diese Regie-
rung will wirklich eine gewisse Arbeitslosigkeit er-
halten. 

(Widerspruch von der CDU/CSU — Wiss

-

mann [CDU/CSU]: Das ist zynisch!) 

— Warum negieren Sie dann in der Öffentlichkeit, 
Herr Wissmann, beharrlich die Wirkungen dieses 
Zukunftsinvestitionsprogrammes, die auch vom 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung herausgestellt wur-
den? 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie sollten sich 
für den Satz lieber entschuldigen!) 

Um unternehmerische Investitionen anzuregen, 
geht es ja doch nicht nur um Ertragserwartungen, 
sondern es geht vor allem um die Frage, ob die Ren-
dite aus den Sachinvestitionen höher ist als der 
Zins auf dem Kapitalmarkt. Ich stehe bestimmt 
nicht in dem Verdacht, dem Herrn Regan, dem Fi-
nanzminister in Amerika, etwa das Wort zu reden. 
Aber der Herr Regan hat natürlich recht, wenn er 
sagt: es gibt keinen zwingenden Kausalzusammen-
hang zwischen der Höhe der Zinsen und der Höhe 
des Haushaltsdefizites. Einen zwingenden Kausal-
zusammenhang gibt es in der Tat nicht. Aber es gibt 
einen zwingenden Kausalzusammenhang zwischen 
der Höhe der Zinsen und einer abnehmenden Inve-
stitionstätigkeit. Das hat die Regierung, die zur Zeit 
amtiert, offenbar noch nicht begriffen. 

Unsere Regierung erweckt in der Öffentlichkeit 
den Anschein, als ob sie sich um die weitere Ent-
wicklung der Beschäftigung und um die Ausbildung 
junger Menschen sorgt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stört Sie?) 

Tatsächlich geschieht jedoch recht wenig, das diese 
Erwartungen etwa rechtfertigt. Mit ihrer Politik 
nimmt die Bundesregierung bewußt in Kauf, die 
Arbeitslosigkeit auch als Waffe der Disziplinierung 
der Arbeitnehmerschaft im Verteilungskampf ein-
zusetzen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Zurufe: 
Das ist böswillig!) 

Sie nimmt bewußt Wachstumseinbußen und Ein-
kommensverluste in Kauf. Sie nimmt in Kauf, daß 
ein großer Teil der verfügbaren Kapazitäten an Ar-
beitskräften ungenutzt brachliegt, 

(Wissmann [CDU/CSU]: Das war unter der 
Gürtellinie!) 

daß die Systeme der sozialen Sicherung aus dem 
finanziellen Gleichgewicht geraten und hier immer 
neue Kürzungen erzwungen werden, so daß sich 
schließlich eine industrielle Reservearmee von Ar-
beitslosen bildet und damit eine Spaltung der Ar-
beitsgesellschaft in Beschäftigte und Arbeitslose er-
folgt. 
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Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Kittelmann? 
— Bitte sehr. 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Jens, da Sie j a wis-
sen, daß die heutigen Arbeitslosen leider schon ar-
beitslos waren, als Sie noch an der Regierung wa-
ren, 

(Zurufe von der SPD) 
frage ich Sie: Wie würden Sie die Motivationen er-
klären, als Sie versuchten, mit dem Arbeitslosen-
problem fertig zu werden, nachdem Sie uns dau-
ernd hier Böswilligkeit und Bösartigkeit unterstel-
len? 

Dr. Jens (SPD): Herr Kittelmann, Sie haben mir 
eben nicht zugehört. Ich habe gesagt: Wir hatten im 
Mai 1982, als wir noch an der Regierung waren, 1,6 
Millionen Arbeitslose, und wir haben im Mai 1983, 
wo Sie jetzt an der Regierung sind, 2,2 Millionen 
Arbeitslose. Das sind 600 000 Arbeitslose mehr, und 
das sind mindestens 600 000 Arbeitslose zuviel. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Kittelmann. 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Dr. Jens, Sie kennen 
doch die Berechnungen, die als schwere Sorge auf 
Ihrer früheren Regierung lasteten. Sie haben in 
dem hinter uns liegenden Winter eine sehr viel hö-
here Arbeitslosigkeit angenommen, als tatsächlich 
eintrat. Sie können das doch nicht alles vergessen 
haben. Wie wollen Sie das erklären? 

Dr. Jens (SPD): Die Arbeitslosigkeit ist in der Tat 
seit Ihrer Regierungsübernahme im September vo-
rigen Jahres kräftig gestiegen. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Das ist ja 
nicht die Antwort auf die Frage!) 

Das ist für mich ein Indiz dafür, daß Ihre Behaup-
tungen überhaupt nicht stimmten. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Aber Ihre 
Prognose war höher!) 

Damals, als Sie noch in der Opposition waren, ha-
ben Sie sich hingestellt und behauptet: Wenn wir 
dran sind, dann läuft alles wieder, und dann wird 
die Arbeitslosigkeit weniger. 

(Zuruf von der CDU/CSU): Nachts ist es 
kälter als draußen!) 

Aber nichts läuft, überhaupt nichts läuft. Im Gegen-
teil, die Arbeitslosigkeit steigt recht kräftig. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sie haben die 
Kuh gemolken und dann totgeschlagen! — 
Es  ist eine schlichte Unanständigkeit, was 

Sie hier bieten!) 

Der SPD geht es im Gegensatz zu der von der 
Bundesregierung praktizierten einseitigen Ange-
botspolitik um einen Solidarpakt zur Überwindung 
der Arbeitslosigkeit. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Mit frommen 
Sprüchen!) 

Im Mittelpunkt steht dabei ein verstärkter mittel

-

fristiger Ausbau der öffentlichen Infrastruktur in 

ausgewählten wachstums- und beschäftigungspoli-
tisch besonders wichtigen Schwerpunktbereichen: 
Umwelt, Energieversorgung, Industrieansiedlung, 
Stadtkernsanierung usw. Hierdurch sollen drei Wir-
kungen erzielt werden: unmittelbare Erhöhung und 
mittelfristige Stabilisierung der gesamtwirtschaftli-
chen Nachfrage, Verbesserung der Angebotsbedin-
gungen der öffentlichen Infrastruktur, Erleichte-
rung struktureller Umstellungen und Anpassungen 
sowie Förderung industrieller Neuansiedlungen. 
Staatliche Beschäftigungs- und Wachstumsvorsorge 
sind selbstverständlich durch Maßnahmen der pri-
vaten Investitionsförderung zu ergänzen. 

Die von der Regierung vorgesehene Verwendung 
von 3,5 Milliarden DM aus der Mehrwertsteuerer-
höhung vom 1. Juli 1983 entspricht dieser Forde-
rung nicht. Sie ist beschäftigungs- und wachstums-
politisch weitgehend unwirksam, weil sie in viele 
Verwendungszwecke zersplittert. 

Als Flankierung für die Stärkung der öffentlichen 
und privaten Investitionen ist eine Kürzung der Ar-
beitszeit in der unmittelbaren Verantwortung der 
unabhängigen Tarifvertragsparteien unbedingt not-
wendig. Ich muß Ihnen sagen, ich finde es langsam 
zum Kotzen — ich nehme an, das ist kein parlamen-
tarischer Ausdruck, Herr Präsident — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der paßt zu Ih

-

rer Rede!) 

Vizepräsident Stücklen: Welcher Ausdruck war 
das? 

(Heiterkeit) 

Dr. Jens (SPD): Ich finde es gesellschaftspolitisch 
kriminell, wenn sich der Präsident der Bundesver-
einigung der deutschen Arbeitgeberverbände im-
mer noch hinstellt und sagt, Arbeitszeitverkürzung 
jedweder Art käme für ihn überhaupt nicht in Fra-
ge. Da lobe ich mir doch den alternden Bundesmini-
ster für Wirtschaft, der mittlerweile auf diesem 
Felde ja schon manches dazugelernt hat. 

Meine Damen und Herren, einige Bemerkungen 
zu den ordnungspolitischen Problemen dieser Re-
gierung. Auch für uns ist die Senkung der Schulden 
des Bundes ein wichtiges Ziel. Diese Regierung will 
aber kurzfristig die Verschuldung mit Krampf redu-
zieren und steigert dabei die Arbeitslosigkeit. 

(Matthöfer [SPD]: Sehr wahr!) 

Warum lernen Sie nicht aus den Erfahrungen, die 
England und die Vereinigten Staaten gemacht ha-
ben? Dort hat man jetzt eine hohe Verschuldung 
und hohe Arbeitslosigkeit. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Was hat der 
Herr Mitterrand jetzt?) 

In wenigen Tagen wird der Arbeitskreis Steuer-
schätzung wieder tagen. Ich befürchte, Herr Matt-
höfer, daß dieser Arbeitskreis zu dem Ergebnis 
kommen wird, daß die Steuereinnahmen für die ab-
sehbare Zukunft erneut rückläufig sind. Damit ha-
ben Sie wieder ein größeres Haushaltsdefizit, als 
Sie zur Zeit noch glauben. 
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Wie jedermann sieht, wird die Verschuldung mit 

der jetzigen Finanzpolitik kaum abgebaut, weil 
ständig neue unkalkulierbare Kosten der Arbeitslo-
sigkeit entstehen. Der Staatssektor wird kaum zu-
rückgedrängt, weil die Sozialausgaben kräftig stei-
gen. Ich hätte mir gewünscht, daß die Industriena-
tionen in Williamsburg eine etwas expansivere Fi-
nanzpolitik in den Ländern mit niedrigeren Preis-
steigerungsraten — dazu gehört auch die Bundesre-
publik Deutschland — vereinbart hätten. Die jetzt 
im Haushalt 1984 vorgesehenen Maßnahmen sind 
eher die Antwort auf lautes und undifferenziertes 
Interessentengeschrei. 

(Beifall des Abg. Matthöfer) 

Damit der Mittelstand auch ein Trostpflaster be-
kommt, soll es eine 10%ige Sonderabschreibung für 
neue bewegliche Anlagegüter mit einem Einheits-
wert bis zu 50 000 DM geben. Die meisten Firmen 
müssen übrigens erst zum Finanzamt laufen, um 
den Einheitswert auszuhandeln. Auf diese maßlose 
Bürokratismusentwicklung wird von den Unterneh-
men mit Sicherheit verzichtet werden, Herr Bun-
deswirtschaftsminister. 

Von der Deutschen Bundesbank kann man zur 
Zeit nicht erwarten, daß sie geldpolitische Maßnah-
men ergreift; denn sie hat die geldpolitischen Vor-
aussetzungen für einen Wiederaufschwung geschaf-
fen. 

Wir Sozialdemokraten sind bei den letzten Wah-
len ungerechterweise auf die Zeit Anfang der 60er 
Jahre zurückgeworfen worden. Das heißt jedoch 
nicht, daß diese neue Regierung auch zu den wirt-
schaftspolitischen Maßnahmen von Anfang der 
60er Jahre zurückkehren müßte. Wachstumsförde-
rung und Seelenmassage reichen für unsere Pro-
bleme von heute beim besten Willen nicht mehr 
aus. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten neigen dazu, das psychologi-
sche Element in der Wirtschaftspolitik ein wenig 
geringzuschätzen — das gebe ich gerne zu —, aber 
die Konservativen bilden sich offenbar ein, daß Psy-
chologie alles sei. Das ist aber ein großer Irrtum. 
Mit Zureden sind die Probleme von heute beim be-
sten Willen nicht zu lösen. 

(Matthöfer [SPD]: Sehr wahr!) 

Während Ministerpräsident Späth, bekanntlich 
Ihr Mann, davon redet, daß wir zur Problemlösung 
einen starken Staat brauchten, ist diese Regierung 
in Bonn dabei, sich aus der Gestaltung unserer 
Wirtschaft und aus der Gestaltung unserer Wirt-
schaftsordnung zurückzuziehen. 

Unseren relativen Wohlstand haben wir im übri-
gen weitgehend dem sekundären Sektor, der deut-
schen Industrie, zu verdanken. Aber gerade weite 
Bereiche der Industrie befinden sich heute in einer 
Krise und leiden unter den weltwirtschaftlichen 
Veränderungen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wodurch denn?) 

Auch für uns Sozialdemokraten gilt im übrigen das 
Subsidiaritätsprinzip in der Wirtschaft. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Seit wann?) 

Das heißt konkret: Der Staat soll nichts tun, was die 
Wirtschaft selbst tun könnte. Aber die Verantwor-
tung für Umweltschutz, für Wettbewerb, für Preis-
stabilität und für hohe Beschäftigung kann man 
niemals den Unternehmen oder den Tarifvertrags-
parteien überlassen. Hier ist der Staat gefordert. 
Ein hoher Beschäftigungsstand wird bekanntlich 
durch das Stabilität-und-Wachstum-Gesetz auch 
dieser Regierung abgefordert. 

Ein Mann, der bestimmt nicht im Verdacht steht, 
Sozialdemokrat zu sein, der Bankier Freiherr von 
Bethmann, schrieb vor kurzem in der „Wirtschafts-
woche", einer Zeitschrift, die ebenfalls nicht in Ver-
dacht steht, der SPD zuzuneigen — ich zitiere —: 

In der Welt und in der Politik ist die Blindheit 
des Bewahrers immer viel gefährlicher als die 
Bosheit der Zerstörer. 

Alles deutet darauf hin, daß sich in den kommenden 
Jahren trotz der proklamierten moralischen Wende 
die Gegensätze in unserer fortgeschrittenen frei-
heitlichen Gesellschaft weiter verschärfen, und 
zwar einmal der Gegensatz zwischen jenen, die Ar-
beit haben, und jenen, die trotz Fähigkeit und Wil-
ligkeit nichts bekommen, und zum anderen der Ge-
gensatz zwischen jenen, die Aussicht auf materiel-
len Erfolg haben, und jenen, die überkommene ge-
samtgesellschaftliche Normen nicht mehr akzeptie-
ren. Die Politik dieser Regierung jedenfalls fördert 
das egoistische Denken der Menschen 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

und zerstört eine solidarische Gesellschaft. Mit den 
Idealen und den Rezepten der 60er Jahre, meine 
Damen und Herren, sind die Probleme der 80er 
Jahre nicht mehr zu lösen. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen : Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Gerstein. 

Gerstein (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Lieber Kollege Jens, Sie haben 
am Anfang Ihrer Rede hier den Eindruck vermit-
telt, wir, die CDU/CSU-Fraktion oder die Bundesre-
gierung wollten diese Arbeitslosigkeit. Ich möchte 
diesen Vorwurf ganz energisch zurückweisen 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und Ihnen den Vorwurf machen, daß Sie offensicht-
lich weder die Verlautbarungen von Williamsburg, 
die gerade dieses Problem zu ihrem zentralen 
Thema gemacht haben, noch die Regierungserklä-
rung des Bundeskanzlers von heute morgen zur 
Kenntnis genommen haben, in der der Bundes-
kanzler erklärt hat, die dringendste Aufgabe unse-
rer Wirtschaftspolitik sei die Überwindung der Ar-
beitslosigkeit. Das war richtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Gerstein 
Herr Jens, lassen Sie mich noch eine Bemerkung 

machen — ich nehme an, andere Kollegen werden 
auch noch auf ihren Beitrag eingehen —: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Lohnt sich 
nicht!) 

Sie haben von den schlechten Erfahrungen mit den 
Selbststeuerungskräften des Marktes in den letzten 
Jahren gesprochen. Haben Sie einmal darüber 
nachgedacht, ob nicht vielleicht eine Ursache dafür 
darin liegt, daß Sie diese Selbststeuerungskräfte 
des Marktes wiederholt behindert haben? 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es! — Matt

-

höfer [SPD]: Ist das bei der Steinkohle 
auch so, Herr Gerstein? Bei den Subventio

-

nen? — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Lieber Kollege Matthöfer, ich finde es sehr ange-
nehm, daß sie es mir über das Stichwort „Steinkoh-
le" erleichtern, jetzt auf meinen Beitrag zu kom-
men. Ich möchte mich mit ein paar Fragen der 
Energiepolitik beschäftigen. 

Meine Damen und Herren, Sie wissen, die Ener-
giepolitik hat auf dem Weltwirtschaftsgipfel in Wil-
liamsburg keine Hauptrolle gespielt. Dies lag sicher 
daran, daß auf den Energiemärkten der Welt zur 
Zeit eine entspannte Versorgungssituation herrscht 
und daß die Einsparungen und die sinkenden 
Preise, vor allen Dingen beim Öl, dieses Thema ein 
wenig aus den Schlagzeilen der Weltpolitik haben 
verschwinden lassen. 

Gleichwohl, es gibt auf diesem Sektor eine Reihe 
von Problemen, die weiterbestehen. Und es gibt 
neue Probleme, Probleme, die jetzt hinzukommen; 
wir haben in der letzten Sitzungswoche über die 
Frage des Waldsterbens diskutiert. Es ist richtig, 
Herr Matthöfer: Insbesondere für die deutsche 
Steinkohle sind neue Probleme aufgetreten. 

Lassen Sie mich daran erinnern: Die Bundesre-
gierung hat seit der Regierungsübernahme mehr-
fach durch Wort und Tat ihren Willen bekräftigt — 
ich zitiere hier aus dem Jahreswirtschaftsbericht 
vom 26. Januar 1983, der ja auch Gegenstand dieser 
Debatte ist —, die in der Dritten Fortschreibung des 
Energieprogramms festgelegte Kohlepolitik fortzu-
setzen. Die Bundesregierung hat, wie sie im Jahres-
wirtschaftsbericht zum Ausdruck gebracht hat, wie 
bisher das Ziel, die deutsche Steinkohle optimal für 
unsere Energieversorgung zu nutzen. 

Es war diese Bundesregierung, die dem Bergbau 
durch die Regelung der Kokskohlebeihilfe vom 
19. November 1982 sogar eine Senkung des soge-
nannten Selbstbehalts von 14 DM auf 4 DM je 
Tonne ermöglicht hat, und es war auch diese Bun-
desregierung, welche die Verlängerung der Anpas-
sungsgeldregelung für ausscheidende Arbeitneh-
mer im Steinkohlebergbau, die Verschiebung des 
Rückkaufs der nationalen Kohlereserve und die 
Fortsetzung des Schutzes der deutschen Kohle ge-
gen Importkohle als zusätzliche Maßnahmen auf 
Grund geänderter allgemeinwirtschaftlicher Bedin-
gungen und Daten vereinbart hat. 

(Matthöfer [SPD]: Auch ein Beitrag zur 
Marktwirtschaft?) 

— Doch, das ist im Rahmen der Marktwirtschaft 
geschehen! Es heißt j a „Soziale Marktwirtschaft", 
und im Rahmen der Sozialen Marktwirtschaft ist es 
durchaus möglich, für besondere Tatbestände, die 
gerade im Bereich der Energiepolitik vorliegen, 
auch besondere Maßnahmen zu treffen. Das 
schließe ich doch gar nicht aus. 

Dies wollte ich zu Beginn meiner Ausführungen 
als Antwort auf die Vorwürfe anmerken, die aus 
Ihren Reihen, Herr Matthöfer, in den letzten Tagen 
unter dem Stichwort „Die Konservativen polemisie-
ren gegen die Kohle" erhoben worden sind, als Ant-
wort auch auf die vor allem im Ruhrrevier geführte 
Kampagne, nach der eine Änderung der Kohlevor-
rangpolitik der Bundesregierung Zehntausende von 
Arbeitsplätzen im Steinkohlebergbau gefährden 
würde. 

Meine Damen und Herren, niemand von uns will 
die Diskussion über den sauren Regen — die dazu 
j a auch viel zu ernst ist — dazu benutzen, etwa eine 
Abkehr von der Kohlevorrangpolitik einzuleiten, 
wie das wiederum der Kollege Wolfram in der De-
batte zum Antrag der SPD „Notprogramm gegen 
das Waldsterben" am 20. Mai 1983 geargwöhnt hat. 
Ich will nicht näher darauf eingehen. Aber wenn 
wir in diesem Stil argumentieren wollen, dann müß-
te man auch noch einmal analysieren, was während 
der Zeit Ihrer Regierungspolitik, der Regierungspo-
litik der SPD, unter dem Stichwort „Kohlevorrang

- politik" wirklich passiert ist. Immerhin sind von 
1969 bis 1981 29 Zechen im Steinkohlenbergbau der 
Bundesrepublik stillgelegt worden; die Zahl der Be-
schäftigten hat um mehr als 60 000 abgenommen. 
Das mache ich Ihnen nicht zum Vorwurf. Nur, wenn 
man jetzt wegen einer Zechenstillegung meint ur-
teilen zu können, die Energiepolitik habe sich geän-
dert, dann ist das im Lichte dieser Betrachtung na-
türlich falsch. 

Meine Damen und Herren, wir halten an dem 
Grundsatz Kohle und Kernenergie fest. Das hat 
dazu geführt, daß durch die Straffung des Genehmi-
gungsverfahrens erstmals nach Jahren, nach dem 
Regierungswechsel wieder mit dem Bau neuer 
Kernkraftwerke begonnen werden konnte. Sie wis-
sen alle, daß die längst fällige Regelung der Finan-
zierung fortgeschrittener Reaktoren, Hochtempera-
turreaktor und Schneller Brüter, auf den Weg ge-
bracht worden und damit die Fertigstellung dieser 
Reaktoren gesichert ist. Ich meine, durch diese kla-
ren Entscheidungen der Bundesregierung ist der 
Energiewirtschaft Sicherheit für die weitere Pla-
nung verschafft worden. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Nun kann man — Herr Matthöfer, jetzt komme 
ich auf die Marktwirtschaft zurück — Energiepoli-
tik natürlich nicht nur auf das stereotype Wiederho-
len von Grunsatzerklärungen begrenzen, sondern 
man muß die als langfristig gültig erkannten Prinzi-
pien auch im Lichte der aktuellen Entwicklung an-
wenden und gegebenenfalls Entscheidungen über-
prüfen. 
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Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Matthöfer? 

Gerstein (CDU/CSU): Bitte, es sollte aber die ein-
zige sein, weil ich sonst in Zeitnot komme. 

Matthöfer (SPD): Ich habe eine Wissensfrage, die 
ist gar nicht polemisch. — Sie haben gesagt, es sei 
mit dem Bau neuer Kernkraftwerke begonnen wor-
den. Können Sie mir sagen, mit welchem Bau von 
neuen Kernkraftwerken begonnen worden ist? 

Gerstein (CDU/CSU): Beispielsweise mit dem Bau 
in Neckar-Westheim 2; es sind insgesamt drei Kern-
kraftwerke. 

(Haehser [SPD]: Welches sind die beiden 
anderen?) 

Das andere ist Lingen; das dritte fällt mir im Mo-
ment nicht ein. 

(Zuruf von der SPD) 
— Ja, nun, zwei ist hier die Mehrzahl. 

Vizepräsident Stücklen: Wird nachgeliefert, Herr 
Matthöfer. 

Gerstein (CDU/CSU): Ich wollte darauf hinweisen, 
daß sich seit der Dritten Fortschreibung des Ener-
gieprogramms einige Faktoren in der Energieland-
schaft geändert haben. 
Erstens. Der Energieverbrauch ist nicht angestie-

gen, sondern gesunken. Das sind in den letzten drei 
Jahren immerhin etwa 46 Millionen Tonnen Stein-
kohleneinheiten gewesen. 
Zweitens. Die Preise auf den internationalen 

Energiemärkten — ich sagte das schon am Anfang 
— sind als Folge der aktuellen Überflußlage zurück-
gegangen, vor allen Dingen die Ölpreise. 
Drittens. Die Umstrukturierung unseres Energie-

verbrauchs ist vorangekommen. Die Importabhän-
gigkeit ist zwar noch groß, sie hat sich jedoch ver-
mindert. Insbesondere hat sich der Mineralölver-
brauch seit 1979 noch einmal um ein Viertel ver-
ringert. Vielleicht sollte man in dieser Diskussion 
auch einmal sagen, daß die Mineralölwirtschaft die-
sen Einschnitt allein, ohne öffentliche Hilfen, ver-
kraftet hat. Man sollte das angesichts mancher 
Preisbewegungen im Bereich der . Mineralölwirt-
schaft für diesen Wirtschaftszweig einmal positiv 
anerkennen. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig!) 

Viertens. Der Rückgang des Energieverbrauchs, 
den wir im Prinzip begrüßen, hat an einigen Stellen 
aber auch negative Züge, und zwar vor allen Dingen 
dann, wenn wir den Bereich der Stahlwirtschaft 
hier nennen. Morgen früh findet eine Aktuelle 
Stunde zur Stahlkrise statt; ich brauche darauf jetzt 
nicht näher einzugehen. Ich möchte an dieser Stelle 
nur darauf aufmerksam machen, daß die eigentli-
che Ursache der gegenwärtigen Probleme des deut-
schen Steinkohlenbergbaus eben tatsächlich der 
nicht vorhersehbare Rückgang des Verbrauchs 
beim Stahl ist. 

Lassen Sie mich einen fünften Punkt nennen, 
hinsichtlich dessen sich die Bedingungen — das ist 
das, was wir in der letzten Sitzungswoche diskutiert 
haben — geändert haben. Der Umweltschutz erfor-
dert — das ist heute allen deutlicher geworden — 
eben zusätzliche Maßnahmen bei der Energieum-
wandlung, insbesondere fossiler Brennstoffe, in ver-
schiedenen Bereichen. 

Nun treffen diese Veränderungen die verschie-
denen Energieträger natürlich verschieden stark. 
Es ist nun einmal bedauerlich — man muß das fest-
stellen —, daß am meisten von allen diesen Ände-
rungen die deutsche Steinkohle betroffen ist und 
daß sich daraus Halden ergeben, die immerhin in-
zwischen einschließlich der nationalen Kohlereser-
ve 34,4 Millionen t in der Bundesrepublik erreicht 
haben. Erfreulich ist vielleicht, daß der Haldenzu-
gang im Mai nur noch 90 000 t betragen hat. Aber 
daraus abzuleiten, daß die Probleme beseitigt seien, 
wäre sicherlich zuviel gesagt. 

Ich glaube, wir dürfen nicht übersehen, daß zwi-
schen dem Umweltschutz, wie er heute gefordert 
wird, und der Kohleverfeuerung, wie sie zur Zeit 
noch überwiegend betrieben wird, ein echter Ziel-
konflikt besteht. Wir können das j a auch ganz deut-
lich in der politischen Landschaft sehen, wenn wir 
betrachten, wie groß der Streit innerhalb der Sozial-
demokratie in Nordrhein-Westfalen über diese 
Frage ist. Hier wird der Zielkonflikt, der besteht 
und den wir nicht unter den Teppich kehren sollten, 
in einem Kabinett ganz deutlich sichtbar. 

Dennoch: Die vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Verschärfungen der Großfeuerungsanlagen-Verord-
nung hat auch die Landesregierung von Nordrhein

-

Westfalen mitgetragen, wohl wissend um die Bela-
stungen, die sich daraus für die Verwendung von 
Kohle ergeben können. Sie sind einbezogen. 

Meine Damen und Herren, die Kohlevorrangpoli-
tik, wie wir sie verstehen, im Sinne einer offensiven 
Kohlepolitik und nicht einer konservierenden, ver-
langt, daß man eben nicht spekuliert, wieviel Ar-
beitsplätze gefährdet sein könnten, sondern daß 
man alles daransetzt, die Arbeitsplätze zu sichern. 
Dies auf den Beitrag des Kollegen Wolfram in der 
Debatte über das Waldsterben bezogen: Nicht Pa-
nikmache, sondern kluge Besonnenheit ist jetzt ge-
fragt, wenn wir die Probleme des deutschen Stein-
kohlebergbaus auch unter erschwerten Bedingun-
gen lösen wollen. 

(Beifall bei CDU/CSU) 

Wir gehen in diesem Zusammenhang davon aus, 
daß der Jahrhundertvertrag zwischen Bergbau und 
Elektrizitätswirtschaft auch unter erschwerten Be-
dingungen eingehalten werden kann. Dazu müssen 
wir aber sehr viel darauf konzentrieren — das ist 
natürlich im wesentlichen ein Appell an die Indu-
strie selbst — , daß die zur Verfügung stehenden 
modernen Kraftwerkstechniken möglichst schnell 
eingesetzt und neue Entwicklungen forciert wer-
den. Wir müssen aber auch darüber nachdenken, 
wie die Kosten zu tragen sind, die hier entstehen — 
gelegentlich kommen die Kosten in der Debatte zu 
kurz —, und auf welche Weise die finanziellen Spit-
zenbelastungen, die sich auch regional aus dem un- 
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Gerstein 
terschiedlichen Anteil der Kohle an der Stromer-
zeugung und bei einzelnen Unternehmen ergeben, 
ausgeglichen werden können, und zwar nicht nur 
von den Kosten und Preisen her, sondern auch, um 
damit zu erreichen, daß beispielsweise Altanlagen 
möglichst rasch durch umweltfreundlichere Neuan-
lagen ersetzt werden können. Wie dieses Problem 
zu lösen ist, darüber muß sicher noch sehr sorgfäl-
tig nachgedacht werden. 

Ich darf zum Schluß meiner Ausführungen noch 
einmal ganz deutlich sagen, auch angesichts der 
Vorwürfe der Sozialdemokratie im Ruhrgebiet: In 
Bonn existieren keine Stillegungspläne für die Koh-
le. Es gibt auch keine Absicht einer amtlichen Re-
duzierung von Kapazitäten. Es hat auch nie amtli-
che Kapazitäten gegeben. 

Es bleibt bei der Zusage der Bundesregierung aus 
dem Jahreswirtschaftsbericht, gemeinsam mit den 
betroffenen Ländern den deutschen Steinkohle-
bergbau und seinen Beschäftigten auch weiterhin 
die Unterstützung zu geben, die zur Überwindung 
der Schwierigkeiten unausweichlich ist und die im 
Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten liegt. 

Damit behält der Bergbau eine langfristige Per-
spektive für seine Planung. 

Ich nehme jedoch — das will ich zum Schluß 
sagen — den Vorschlag des nordrhein-westfäli-
schen Wirtschaftsministers Jochimsen — aus-
nahmsweise ein guter Vorschlag — gern auf, an 
einer neuen Kohlenrunde vor diesem Hintergrund 
die aktuellen Fragen einschließlich der in den kom-
menden Jahren zu erwartenden Absatzmöglichkei-
ten zu erörtern. 

Meine Damen und Herren, die Beschäftigten im 
Steinkohlebergbau können sich auf die Zusagen der 
CDU/CSU in bezug auf den langfristig zu sichern-
den Platz des Bergbaus in unserer Energieland-
schaft verlassen. 

(Matthöfer [SPD]: 140 Millionen t! — Weite

-

rer Zuruf von der SPD: Wer sich auf Sie 
verließe, wäre verraten!) 

— Das ist sehr lange her. Von 120 Millionen t auf 
80 Millionen t bei Ihnen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Krizsan. 

Krizsan (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Liebe Freunde! Wir von den GRÜNEN 
bezweifeln grundsätzlich den Sinn solcher Veran-
staltungen, wie es der letzte Wirtschaftsgipfel in 
Williamsburg war. Seit langem schon sind sie höch-
stens noch geeignet, den Bevölkerungen der jeweili-
gen Gipfelstaaten und der ganzen Welt den Ein-
druck zu vermitteln, man gehe zielstrebig die der-
zeitigen Probleme der Weltwirtschaft an. 

Als Thema der Augenwischerei hatte man sich 
für Williamsburg offensichtlich das in der Tat beste-
hende Problem der weltweiten hohen Zinsen auser-
sehen. In Wirklichkeit war der Gipfel der Ausdruck  

von Ratlosigkeit bei Ihnen allen und auch der Ver-
logenheit. Trotzdem, meinen wir, muß über die Aus-
wirkungen dieses Spektakels geredet werden. 

Der Bundeskanzler hat in Williamsburg eine Er-
klärung unterzeichnet, die zeigt, daß er sich überall 
um Konsens bemüht, auch um den Preis, daß dabei 
nichts herauskommt. Dieser Gipfel hat keinem der 
hungernden Menschen in der Dritten Welt geholfen 
— inzwischen sind das schon weit mehr als eine 
Milliarde — und auch keinem der über 32 Millionen 
Arbeitslosen in den Teilnehmerstaaten des Gipfels. 
Im Gegenteil: Angesichts der letzten Entwicklun-
gen auf den Kapital- und Finanzmärkten kann hier 
nicht mehr von einer harmlosen Medienschau ge-
sprochen werden. Hier ist eindeutig Schaden ange-
richtet worden. 

Es ist doch eine Farce, wenn über das erhöhte 
Zinsniveau gejammert wird, gleichzeitig aber nicht 
die Ursache dafür, das hohe US-amerikanische 
Haushaltsdefizit, bedingt durch die Hochrüstung, 
direkt bekämpft wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim [CDU/CSU]: So ein

-

fach ist die Welt!) 

Wenn Herr Reagan die Ausgaben für Lebensmit-
telmarken als wichtigste Ursache dieses, wie Sie es 
verschleiernd nennen, strukturellen Defizits nennt, 
stiehlt er sich genauso aus der Verantwortung wie 
der Herr Bundeskanzler, der das Problem der irr-
sinnigen und völlig unproduktiven Rüstungsausga-
ben nicht angesprochen hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn Sie, Herr Lambsdorff, meinen, es sei nicht 
unsere Aufgabe, den US-Haushalt zu kritisieren 
oder Verbesserungsvorschläge zu machen, dann 
sind wir GRÜNEN da ganz anderer Meinung. Wir 
und unsere Mitbürger haben nämlich beinahe tag-
täglich die Folgen dieser US-Wirtschaftspolitik in 
der Bundesrepublik zu tragen. 

Wir sind auch nicht mit Herrn Dr. Vogel der Mei-
nung, daß in der jetzigen lebensbedrohenden Situa-
tion ein Werben für eine Verringerung der Rü-
stungsprogramme — Zitat aus seiner Rede von 
heute vormittag — ausreicht. Hier hätten wir gern 
deutlichere Worte gehört; vielleicht so eines: „Die 
Zeit ist da für ein Nein ohne jedes Ja zu Massenver-
nichtungsmitteln", so wie es augenblicklich auf dem 
Kirchentag in Hannover laut wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nach dem Haushaltsentwurf der Reagan-Admi-
nistration wird das Defizit im nächsten Haushalts

-

jahr 190 Milliarden Dollar betragen, d. h. über ein 
Fünftel des Bundesbudgets muß über Verschuldung 
finanziert werden. Die Deckung dieses Defizits wird 
fast die gesamten privaten Ersparnisse in den Ver-
einigten Staaten und über die Hälfte der überhaupt 
auf dem Kapitalmarkt zur Verfügung stehenden 
Mittel in Anspruch nehmen. Eine bessere Garantie 
für weiterhin hohe Zinsen läßt sich kaum denken. 
Eine Erleichterung der hiesigen Wirtschaftsproble-
me durch Zinssenkungen ist also in der nächsten 
Zeit nicht zu erwarten. 
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Krizsan 
In Ihrem Kabinettsbeschluß zur Finanzpolitik 

vom 18. Mai 1983 haben Sie sich darauf schon im 
vorhinein eingestellt. So versuchen Sie, durch Ver-
minderung der Vermögensteuer und durch Ände-
rung der Abschreibungsbedingungen die Finanzie-
rungssituation der inländischen Betriebe zu erleich-
tern. Damit können Sie sich vielleicht bei einem 
Teil der Wirtschaft für Ihren mangelnden Einsatz 
beim Wirtschaftsgipfel entschuldigen. Aber das ist 
doch keine Lösung der anstehenden Probleme. Be-
triebe, deren Kapazitäten nicht ausgelastet sind, 
und solche, die nicht in neue Rationalisierung inve-
stieren wollen, haben überhaupt nichts davon. 

Personen und Kollektive, die sich selbständig ma-
chen und die von Ihnen so lautstark propagierte 
Eigeninitiative ergreifen wollen, stehen vor einem 
besonders schweren Anfang, weil sie nämlich auf 
Fremdfinanzierung mit hohen Zinsen angewiesen 
sind. 

Die genannten Steuererleichterungen für die 
Wirtschaft sollen dazu auch vom inländischen Steu-
erzahler getragen werden, indem Sie die Mehrwert-
steuer erhöhen. Wir alle, meine Damen und Herren, 
sollen also dafür herhalten, daß Sie mit Steuerver-
günstigungen der Wirtschaft die Zinslast erleich-
tern, während Konsumentenkredite nicht billiger 
werden. 

Ihre weiteren Bemühungen um Einsparungen ha-
ben Sie auf der Ausgabenseite — in Übereinstim-
mung nicht nur mit Ihrem amerikanischen Partner 
— auf die Sozial- und Sozialhilfeausgaben gerich-
tet. Hier zu sparen, meine Damen und Herren, hal-
ten wir nun für einen ganz besonderen Skandal. Ist 
Ihnen, meine Damen und Herren von der Regie-
rungskoalition, eigentlich bekannt, was sich im Wo-
chenkorb eines Sozialhilfeempfängers befindet? 
Diese Mitbürger sollen unter anderem mit 600 g 
Brot, 1 525 g Kartoffeln und 225 g Wurst in der Wo-
che auskommen. Die Lebensmittelzuteilung für 
eine Person in der Woche vom 19. Juli 1945 — ich 
wiederhole das Datum: 19. Juli 1945 — betrug dage-
gen 1 500 g Brot, 2 500 g Kartoffeln und 200 g Wurst 
neben anderen Lebensmitteln. Wir hatten also da-
mals mehr als heute. 

Es stört den Herrn Bundeskanzler auch nicht, 
daß er in Williamsburg in der gemeinsamen Erklä-
rung für Maßnahmen zur Verbesserung der Ausbil-
dung und Mobilität der Arbeitskräfte eingetreten 
ist, hier bei uns aber beschließt, das Unterhaltsgeld 
bei der beruflichen Bildung zu senken und die Mo-
bilitätshilfen einzuschränken. Das ist Ihr Verständ-
nis vom Abbau struktureller Defizite. 

Rüstungsausgaben, meine Damen und Herren, 
haben damit offensichtlich nichts zu tun. Ihr Ver-
ständnis von den Aufgaben des Staates ist es, die 
finanzielle Verantwortung für die materielle Exi-
stenz des Bürgers zu verringern, sich dagegen aber 
in der Stationierung von Waffensystemen zu enga-
gieren, die die physische Existenz der gleichen Bür-
ger gefährden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

In diesen Punkten war es in Williamsburg wohl 
auch nicht schwer, Konsens mit dem Gastgeber zu 

erreichen. Als Ursache des Haushaltsdefizits gibt 
auch er das unkontrollierte Wachstum der Sozial-
ausgaben an. Aber wie sollte er durch weitere Kür-
zungen bei den Sozialausgaben ein Defizit von 190 
Milliarden Dollar im nächsten Haushaltsjahr 
schließen können, ohne eine soziale Katastrophe 
noch größeren Ausmaßes zu erzeugen? Selbst wenn 
die gesamten Ausgaben für die staatlichen Gesund-
heitsprogramme für alte Leute und für Arme in den 
USA gestrichen würden, wenn also 50 Millionen US-
Amerikaner keine Gesundheitsleistungen mehr be-
kämen, wäre damit nicht einmal die Hälfte des De-
fizits gedeckt. Die Ausgaben für den Umweltschutz 
sind mit den veranschlagten 4 Milliarden Dollar ge-
genüber 245 Milliarden Dollar für die Rüstung gera-
dezu lächerlich. Der Rüstungsetat beansprucht jetzt 
schon 29 % des Bundesbudgets. Diese Ausgaben sol-
len bis 1988 auf 390 Milliarden Dollar steigen. 

Aber es wird noch schlimmer kommen, meine 
Damen und Herren. Bis zum Jahre 1987 sollen nach 
Herrn Reagans Planung 1 600 Milliarden Dollar für 
neue Waffen ausgegeben werden. Das sind unvor-
stellbare 4 Billionen DM. Es gibt bereits Stimmen in 
den USA, die fordern zu überprüfen, ob nicht die 
Hälfte des Bruttosozialprodukts in den USA für Rü-
stungszwecke auszugeben wäre so wie 1944 und 
1945. 

Trotz dieser unvorstellbaren Summen mit ihren 
aber sehr genau vorstellbaren Folgen gibt sich der 
Herr Bundeskanzler und geben sich die anderen 
Staatschefs in Williamsburg mit einer allgemeinen 
Absichtserklärung zufrieden, sie wollen die Defizite 
verringern und damit Zinssenkungen ermöglichen. 
Dies zeigt, daß sie bereit sind, jedweden Preis für 
die Aufrüstung zu zahlen und sich damit vom Bo-
den der Realitäten zu entfernen. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Das haben Sie schon längst getan, 

wenn Sie so etwas sagen!) 

Wir fordern Sie auf, endlich an die Wurzeln des 
Übels zu gehen. Da können sie vielleicht auch end-
lich mal ein bißchen radikal werden. Verringern Sie 
die sinnlosen Ausgaben für den Rüstungswahnsinn 
bei uns und drängen Sie die Verantwortlichen in 
den USA energisch dazu, gleiches zu tun. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Nur durch eine Umkehrung der Aufrüstungsspirale 
wird es möglich sein, die Haushalte zu entlasten 
und Mittel für Zukunftsinvestitionen für die Men-
schen in diesem unserem Land und anderswo frei 
zu machen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Solms. 

Dr. Solms (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich frage mich: Befin-
den wir uns im Deutschen Bundestag in Bonn oder 
im Kongreß in Washington? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Frage ist be

-

rechtigt!) 
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Dr. Solms 
Ich frage mich das im Hinblick auf die Diskussion, 
den Redebeitrag eben, aber auch den Beitrag des 
ehemaligen Finanzministers Lahnstein heute mor-
gen, der sich ja zu zwei Dritteln mit der amerikani-
schen Politik befaßt hat, sehr gut vorgetragen, bril-
lant, wie gewohnt, im Prinzip auch auf der Basis 
unserer politischen Vorstellung, würde ich beinahe 
sagen, zumindest in der Kontinuität in diesem Be-
reich in der alten Politik. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ja auch 
einfacher, als deutsche Politik zu ma

-

chen!) 

In diesem Fall, Herr Lahnstein, würde ich sagen, 
haben Sie dadurch, daß Sie sich so intensiv mit der 
amerikanischen Politik befaßt haben, gezeigt, daß 
Sie an der deutschen Politik recht wenig auszuset-
zen haben; denn der wesentliche Unterschied im 
Ergebnis nach Williamsburg ist doch, daß der Bun-
deskanzler nicht zurückgekommen ist mit einem 
Auftrag, daß die deutsche Wirtschaft als Lokomo-
tive die Weltwirtschaft aus der Talsohle herauszie-
hen solle, sondern zurückgekommen ist mit einer in 
den Zielen identischen Vorstellung mit denen, die in 
Williamsburg genannt und beschlossen worden 
sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das heißt, die deutsche Politik befindet sich genau 
in der Richtung, in der die westlichen Wirtschafts-
länder gehen müssen. Das bedeutet, die westlichen 
Wirtschaftsländer haben sich auch auf die deut-
schen Ziele eingelassen. Diejenigen, die im Moment 
diese Ziele tatsächlich am stärksten vernachlässi-
gen, sind die Amerikaner. Daß sie dies aber indirekt 
durch dieses Ergebnis zugeben, das eben ist, meine 
ich, ein besonderer Erfolg der deutschen Wirt-
schaftspolitik und ein besonderer Erfolg der deut-
schen Delegation in Williamsburg. 

Meine Damen und Herren, die FDP bleibt bei den 
Aussagen, die Eingang in die Regierungserklärung 
gefunden haben. Ich darf kurz zitieren: Wir wollen 
kein konjunkturelles Strohfeuer entzünden, son-
dern eine dauerhafte Belebung unserer Wirtschaft 
erreichen. Unsere Wirtschaftspolitik muß und wird 
berechenbar sein. Wir werden die Investitionskraft 
stärken und den notwendigen Strukturwandel er-
leichtern, indem wir für stabiles Geld sorgen, den 
öffentlichen Kapitalbedarf vermindern, die Bildung 
von Eigenkapital fördern und die Beteiligung der 
Arbeitnehmer am Produktivvermögen erleichtern. 
Dazu steht die FDP weiterhin voll. 

Das Hauptproblem unserer Wirtschaft, die uner-
träglich hohe Zahl an Arbeitslosen, ist nur dann 
erfolgreich zu bekämpfen, wenn man die Ursachen 
für die wirtschaftlichen Verwerfungen erforscht 
und konsequent bekämpft. Staatliche Ausgaben

-

programme können keinen nachhaltigen Erfolg er-
zielen, denn sie kurieren nur an den Symptomen; 
sie gehen nicht an die Ursachen der Übel. In diesem 
Zusammenhang muß auch verwundern, daß die 
Vertreter der SPD — wie heute der Fraktionsvorsit-
zende Dr. Vogel — die Situation in den USA, die 
hohen Haushaltsdefizite und damit die steigenden 
Zinsen, beklagen, gleichzeitig aber Vertreter dersel-
ben Partei solche Ausgabenprogramme in der Bun-

desrepublik fordern, obwohl sie doch wissen müß-
ten, daß diese die gleichen Konsequenzen haben 
müßten. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Sehr gut!) 

Diese Widersprüche sollten in der SPD aufgeklärt 
werden. 

Nach Meinung der FDP-Fraktion müssen wir vor-
wiegend zwei Zielrichtungen verfolgen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, darf 
ich Sie unterbrechen: Gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Stratmann? 

Dr. Solms (FDP): Ja, bitte. 

Stratmann (GRÜNE): Herr Solms, wie wollen Sie 
mit der von Ihnen skizzierten Politik die nach den 
Prognosen aus dem Bundeswirtschaftsministerium 
für 1990 zu erwartende Arbeitslosigkeit in einer 
Höhe von über 3 Millionen Arbeitslosen bei einer 
unterstellten Wachstumsrate von 2,5 bis 3 % beseiti-
gen? Mit welchen Wachstumsraten rechnen Sie 
denn? 

Dr. Solms (FDP): Ich kann Ihnen keine persönli-
che Prognose bieten, da bei mir die statistischen 
Kenntnisse dafür nicht vorhanden sind. Wir wollen 
die Arbeitslosigkeit aber dort bekämpfen, wo sie 
entsteht, nämlich in den Ursachen bei den struktu-
rellen Verwerfungen in unserer Volkswirtschaft. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Wir wollen der Bevölkerung keine Scheinlösungen 
vortragen, von denen wir von vornherein wissen, 
daß sie zu keinem Ergebnis führen können. 

Für uns sind zwei Zielrichtungen wichtig. Er-
stens: Die Politik der Haushaltseinsparung muß 
konsequent fortgesetzt werden. Zweitens: Ein aus-
reichendes Wirtschaftswachstum muß durch Be-
günstigung von Investitionen erreicht und von ei-
ner Wirtschaftsstrukturpolitik begleitet werden. 
-Nur dadurch kann die notwendige Hilfe geleistet 
werden, neue zukunftsträchtige Branchen zu ent-
wickeln. 

(Roth [SPD]: Und wer soll das Zeug kau

-

fen?) 

Notwendig sind eine grundlegende Modernisie-
rung unserer Volkswirtschaft, eine Stärkung der 
Betriebe und Produktionsanlagen, eine Förderung 
von Forschung und Entwicklung, um zukunftsträch-
tige Technologien und neue Produktionsverfahren 
aufzubauen. Was wir brauchen, ist eine richtig ver-
standene selektive Angebotspolitik, eine Politik, die 
nicht blind auf die Selbstheilungskräfte der Wirt-
schaft hofft, sondern die strukturellen Belastungen 
der Wirtschaft bekämpft, eine Politik, die Innova-
tion und Investition fördert, die Kostenbelastung 
der Wirtschaft tendenziell senkt und die Abgaben-
belastung der Arbeitnehmer bremsen bzw. senken 
hilft. 

Auf diesem Weg sind wir bereits ein gutes Stück 
vorangekommen. Meine Damen und Herren, ich er-
innere an das Haushaltsbegleitgesetz 1983. Ich erin- 
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nere daran, daß die Tarifparteien bei den gegenwär-
tigen Tarifverhandlungen und bereits getroffenen 
Vereinbarungen angesichts der derzeitigen Wirt-
schaftslage durchaus Verantwortung zeigen. Mit 
dem Gesetz zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft wird die Koalition der 
Mitte auf dem Weg voranschreiten, die Investitions-
bereitschaft und die Investitionsfähigkeit der deut-
schen Wirtschaft zu stärken. 

Im Mittelpunkt der vorgesehenen Maßnahmen 
steht die Senkung der ertragsunabhängigen Be-
steuerung des Betriebsvermögens. Die ertragsunab-
hängigen Steuern führen dazu, daß Betriebe die 
Steuern in Verlustjahren aus ihrer Substanz, aus 
ihrem ohnehin geschrumpften Eigenkapital zahlen 
müssen. Das kann nur dazu führen, daß solche Be-
triebe in ihrer Existenz gefährdet werden. Eine sol-
che Senkung ist auch ein Signal an die Wirtschaft, 
daß in diesem spezifischen, besonders empfindli-
chen Bereich die Politik eine Grenze in der Hin-
sicht setzt, daß es keine unerwarteten zusätzlichen 
Belastungen in den nächsten Jahren geben wird 
und geben darf. 

Die Verdoppelung des Verlustrücktrages dient 
der Sicherung von Arbeitsplätzen, denn dadurch er-
halten Unternehmen in Verlustjahren eine zusätzli-
che Eigenkapitalreserve. Die Wiedereinführung von 
Sonderabschreibungen für Forschung und Ent-
wicklung soll die Innovationskraft der Unterneh-
men stärken, die in den letzten Jahren in bestimm-
ten zukunftsträchtigen Bereichen stark ins Hinter-
treffen gegenüber der internationalen Konkurrenz 
geraten ist. Sonderabschreibungen für kleine und 
mittlere Unternehmen sollen insbesondere die 
Wettbewerbskraft der mittelständischen Wirtschaft 
verbessern. Die Abschreibungsfristen für längerle-
bige Wirtschaftsgüter sollen verkürzt werden, um 
das Investitionsrisiko schneller abbauen zu kön-
nen. 

Sicher werden die genannten Maßnahmen nur 
dann den gewünschten Erfolg haben, wenn sie von 
der betroffenen Wirtschaft wirklich angenommen 
werden. Änderungsvorschläge sollte man in den 
Ausschußberatungen entsprechend offen behan-
deln. 

Der Ausbau der Vermögensbildung in Arbeitneh-
merhand wird neben einer gerechteren Vermögens-
verteilung auch die Eigenkapitalsituation der Be-
triebe verbessern helfen. Die FDP unterstützt die 
Politik zur Einschränkung von Abschreibungsge-
sellschaften, insbesondere der Bauherrenmodelle. 
Wir wollen natürlich nicht das Kind mit dem Bad 
ausschütten. Wir wollen nicht, daß die selbstgenutz-
ten Eigenheime ebenfalls betroffen werden, die oh-
nehin steuerlich gegenüber dem anderen Woh-
nungsbau benachteiligt werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Hier muß eine Grenze gezogen werden. 

Darüber hinaus ist die FDP-Fraktion der Mei-
nung, daß es nicht nur darum geht, den Kapitalfluß 
hin zu Verlustunternehmen zu stoppen, sondern 
daß es noch wichtiger ist, auf dem Kapitalmarkt 
verfügbares Kapital von Leuten, die bereit und in  

der Lage sind, Kapital zur Verfügung zu stellen, hin 
zu risikobehafteten Investitionen zu lenken. Nach 
meiner Meinung hat der Bankenapparat bei der 
Bereitstellung von haftendem Kapital 

(Zuruf des Abg. Matthöfer [SPD]) 

für risikotragende Investitionen bislang versagt. 

(Matthöfer [SPD]: Wie machen Sie das? 
Wie lenken Sie die Investition?) 

— Ich will sie nicht lenken, sondern ich will den 
Spielraum dafür öffnen. Was not tut, ist hier ein 
funktionierender Markt für Risikokapital, den es in 
anderen Ländern gibt. Dafür sind auf verschie-
denen Ebenen, in verschiedenen Bereichen sicher-
lich Gesetzesänderungen notwendig. Das müssen 
wir beraten und vorbereiten, damit ein solcher Ka-
pitalmarkt auch in der Bundesrepublik entstehen 
kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Roth  [SPD]: Die Banker sollen sich auch 

mal ein bißchen ranhalten!) 

— Von allen Seiten! Ich will hier niemanden beson-
ders tadeln oder herausheben. Von allen Seiten! 

(Roth [SPD]: Gute Idee!) 

Nach Meinung der FDP-Fraktion wird es nötig 
sein, baldmöglichst Maßnahmen zu einer Fortent-
wicklung des Gemeindesteuersystems zu ergreifen. 
Wir glauben, daß der natürliche Ansatzpunkt dafür 
in der Abschaffung der Gewerbesteuer und in ih-
rem Ersatz durch Anteile an anderen Steuern lie-
gen kann. Die Gewerbesteuer in ihrer heutigen 
Form beinhaltet eine große Zahl von Nachteilen, die 
insbesondere die Gemeinden, aber auch die gewerb-
liche Wirtschaft treffen. Ich erinnere nur daran: 
Das Gewerbesteueraufkommen der Gemeinden ist 
äußerst unterschiedlich. Das Gewerbesteuerauf-
kommen für die Gemeinden ist konjunkturabhän-
gig, d. h. es schwankt im Verlauf der Konjunktur-
zyklen. Die konjunkturellen Schwankungen verlei-
ten damit die Gemeinden zu einem prozyklischen 
Investitionsverhalten, das dann die Konjunkturzy-
klen verstärkt. Schließlich hat die Gewerbesteuer 
den erheblichen Nachteil, daß sie wettbewerbsver-
zerrend ist und insbesondere die deutsche Wirt-
schaft gegenüber der Wirtschaft anderer Länder 
einseitig benachteiligt. 

Ich glaube, bei der Diskussion dieser Frage, die 
mit den Betroffenen — mit den Vertretern der Ge-
meindeverbände genau so wie mit den Vertretern 
der gewerblichen Wirtschaft — geführt werden soll, 
sollte man ein Lösungskonzept finden können, das 
für alle tragbar ist, das zusätzlich zur Vereinfa-
chung des Steuerrechts beiträgt und das die gegen-
wärtige eigentlich untragbare Situation beenden 
hilft. 

Selbstverständlich werden die im Steuerentla-
stungsgesetz 1984 gemachten Vorschläge von zu-
sätzlichen Maßnahmen zur Einschränkung der 
konsumtiven Staatsausgaben und der steuerlichen 
Subventionen begleitet werden müssen. Für zusätz-
liche Sparanstrengungen gibt es im übrigen eine 
gestiegene Zustimmung in der Bevölkerung. 1978 
haben sich noch 73 % gegen Einschränkungen bei 
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den Sozialleistungen gewehrt. Anfang 1983 waren 
es nur noch 44 %. Das zeigt eine repräsentative Un-
tersuchung des Infratest-Instituts. 

Der Finanzplanungsrat hat am 28. April die rich-
tigen Ziele gesetzt — ich zitiere —: 

Erstens. Die Konsolidierung muß insbesondere 
durch eine wirksame dauerhafte Begrenzung 
der Ausgabenentwicklung erfolgen, nicht durch 
eine Erhöhung der gesamtwirtschaftlichen Ab-
gaben und Steuerbelastungen. 

Zweitens. Konsumtive Ausgaben müssen ein-
geschränkt werden, damit die Finanzierung 
von beschäftigungs- und investitionsfördern-
den Maßnahmen gesichert wird. 

Drittens. Die Haushaltskonsolidierung ist bei 
Bund, Ländern und Gemeinden erforderlich. 
Die Konsolidierung auf einer Ebene darf nicht 
überproportional zu Lasten der anderen Haus-
haltsebene gehen. 

Viertens. Zur Konsolidierung des öffentlichen 
Gesamthaushalts gehören gleichgerichtete 
Konsolidierungsmaßnahmen bei den sozialen 
Sicherungssystemen. Dazu ist es erforderlich, 
den jährlichen Zuwachs der öffentlichen Aus-
gaben mittelfristig auf 3 % zu begrenzen und 
deutlich unter dem Wachstum des Bruttosozial-
produkts zu halten. 

Dies sollte eine Handlungsanleitung für uns sein. 
Neuen Anforderungen an die öffentlichen Haus-
halte dürfen wir nur in unabweisbaren Fällen nach-
geben. Dies betrifft auch die Wünsche der EG-Kom-
mission, die derzeitige Grenze für den Umsatz-
steueranteil der EG von 1 auf 1,4 % anzuheben. Hier 
muß die Bundesregierung bei der Sitzung des Euro-
päischen Rates in Stuttgart hart bleiben. Brüssel 
muß erst eigene Sparmaßnahmen durchführen, be-
vor es neue Mittel zugestanden bekommen kann. 

Meine Damen und Herren, die Koalition der 
Mitte wird weiterhin die Kraft besitzen, das als 
richtig Erkannte konsequent zu verfolgen. Die Zu-
kunft kann nur gemeistert werden, wenn man in 
der Gegenwart allen, d. h. auch sich selbst, Opfer 
abverlangt. Von Kaputtsparen kann keine Rede 
sein. Die Devise heißt weiterhin Gesundsparen. 

Als Beispiel für diese Politik kann der Soldaten-
könig gelten, 

(Lachen bei der SPD) 

der in wenigen Jahren die zerrütteten Staatsfinan-
zen Preußens zu sanieren verstanden hat, die er 
von seinem etwas prunksüchtig veranlagten Vater 
Friedrich I. übernommen hatte. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Dann zog 
er aber sieben Jahre in den Krieg! Das 

müssen Sie dazusagen!) 

— Das war nicht der Soldatenkönig; daran darf ich 
Sie erinnern. Der Siebenjährige Krieg ist durch sei-
nen Sohn geführt worden. 

Sein Erfolgsrezept hat der Soldatenkönig folgen-
dermaßen gekennzeichnet: 

Alles, was ihr kauft, müßt ihr richtig bezahlen. 
Macht keine Schulden, und gebt nicht mehr 
aus,  als ihr einnehmt! Dann werdet ihr sehen, 
wie eure Provinzen florieren und sich die Fi-
nanzen wohlbefinden werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Wolfram  [Recklinghausen] [SPD]: Arme 

FDP!) 

Vizepräsident Stücklen: Bevor ich das Wort weiter-
gebe, habe ich den Antrag des Ältestenrats vorzule-
gen, die Tagesordnung um folgenden Zusatzpunkt 
zu erweitern: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Weltwirtschaftsgipfel in Williamsburg und 
Europäischer Rat in Stuttgart 
— Drucksache 10/79 — 

Ist das Haus damit einverstanden, daß dieser An-
trag mit in die Aussprache über die Punkte 2 und 3 
einbezogen wird? — Ich sehe keinen Widerspruch. 
Es ist so beschlossen. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Ehrenberg. 

Dr. Ehrenberg (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Kollege Solms hat uns hier 
zum Schluß ein bemerkenswertes Lehrbeispiel des 
preußischen Soldatenkönigs vorgelegt. Nach mei-
ner Kenntnis, Herr Kollege Solms, war auch Hein-
rich Brüning ein gelehriger Schüler preußischer 
Könige. Wohin wir damit gekommen sind, wissen 
die Alteren hier im Saal jedenfalls noch ganz ge-
nau. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Schwörer [CDU/ 
CSU]: Gehen Sie noch ein bißchen weiter 
zurück: Reichskanzler Müller! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

— Was Ihre Parallelen betrifft, so hat Herr Kollege 
Solms u. a. auch gesagt, daß sich die deutsche Poli-
tik in Williamsburg ganz klar in der Richtung der 
westlichen Politik bewegt, und hat damit vor allem 
die Vereinigten Staaten und Großbritannien ge-
meint. Ich glaube nicht, daß sich die Bundesrepu-
blik Deutschland an dem wirtschaftspolitischen 
Leitbild von Margaret Thatcher orientieren und es 
für uns interpretieren sollte. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Vieles von dem, was heute in der Debatte gesagt 
worden ist, legt genau dieses Leitbild nahe. 

Herr Kollege Solms, Sie haben wieder versucht 
— aber nicht nur Sie —, hier die alte und auch im 
Jahreswirtschaftsbericht wieder vorgebrachte Le-
gende von dem konjunkturellen Strohfeuer staatli-
cher Beschäftigungsprogramme vorzutragen. Ich 
nehme Ihnen das nicht übel. Sie sind noch nicht 
lange genug hier, um die erfolgreichen Programme 
zwischen 1972 und 1980 richtig aus der Nähe mitge-
macht zu haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo man aus dem 
Vollen schöpfen konnte!) 
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Sehr viel weniger Verständnis habe ich allerdings, 
wenn auch der verehrte Kollege Lambsdorff — da-
mals und heute Bundeswirtschaftsminister — 
ebenso argumentiert. Herr Kollege Lambsdorff, 
nach dem tiefen Beschäftigungseinbruch nach dem 
ersten Ölschock war das 16-Milliarden-DM-Investi-
tionsprogramm unsere gemeinsame Antwort. Die-
ses 16-Milliarden-DM-Investitionsprogramm, ge-
meinsam damals von uns erarbeitet, hat nun nach-
weisbar — und zwar nachweisbar durch Institute, 
die diese Rechnungen im Auftrag des Bundeswirt-
schaftsministers durchgeführt haben — allein in 
den Jahren 1978/1979 Beschäftigungsimpulse für 
160 000 Arbeiter in der gewerblichen Wirtschaft und 
140 000 im öffentlichen Dienst gebracht. Da kann 
man doch heute nicht, nur weil die Wende-Ideologie 
eine andere Betrachtung nahelegt, über diese ge-
meinsamen Erfolge der Vergangenheit hinwegge-
hen. 

Ich empfehle jedem, der darüber spricht, daß 
staatliche Beschäftigungsprogramme nichts brin-
gen — außer Strohfeuer —, einen Blick in die Be-
schäftigtenstatistik von 1976 bis 1980 zu werfen. Wir 
hatten 1976 in der Bundesrepublik 21,2 Millionen 
beschäftigte Arbeitnehmer. 1980 waren es 22,3 Mil-
lionen, d. h. 1,1 Millionen mehr in vier Jahren. Diese 
Arbeitsplätze sind doch in diesen vier Jahren nicht 
vom Himmel gefallen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Aber Schulden wurden gemacht!) 

— Aber selbstverständlich wurde ein Teil dieser In-
vestitionen auf dem Kreditwege finanziert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Alles!) 

— Nicht alles, aber ein großer Teil. — Ich halte es 
nach wie vor für legitim, ja sogar für die Pflicht des 
Staates, Kredite aufzunehmen, um Arbeitslosigkeit 
abzubauen, und nicht, wie Sie es jetzt tun, um Ar-
beitslosigkeit zu verwalten. 

(Kolb [CDU/CSU]: Und wer bezahlt die 
Kredite?) 

— Wer bezahlt denn die Kredite zur Verwaltung der 
Arbeitslosigkeit? Entschuldigen Sie, Sie können 
doch nicht daran vorbeireden, daß Sie eine Kredit-
aufnahme von 40 Milliarden DM haben, ohne aktive 
Beschäftigungsprogramme, 

(Beifall bei der SPD) 

und daß in Ihrer mittelfristigen Planung eine wei-
tere Verminderung der Steuereinnahmen heute 
schon zu sehen ist, weil Sie eben nicht Arbeitsplätze 
schaffen, sondern sich darauf beschränken, Arbeits-
losengeld zu kürzen und trotzdem viel zuviel für die 
Verwaltung von Arbeitslosigkeit zu zahlen. 

(Beifall bei der SPD — Matthöfer [SPD] 
[zur CDU/CSU]: Das ist Ihnen nicht beizu

-

bringen! — Gegenrufe von der CDU/CSU) 

Das sind die Fakten, um die es hier geht. 

Anstatt ohne Ideologie nüchtern und objektiv ge-
genzurechnen, was ein beschäftigungspolitischer 
Anstoß durch staatliche Investitionsprogramme 
bringt, nämlich in relativ kurzer Zeit einen kräfti-
gen Anstieg der Steuer- und Beitragseinnahmen,  

anstatt dies zu tun und daraus dann die Kredite 
abzubauen, wird die Legende von dem Strohfeuer 
hier weiter verbreitet. Sie setzen in Ihrem Jahres-
wirtschaftsbericht in Ihrer Interpretation der an-
geblichen Beschlüsse von Williamsburg ausschließ-
lich auf die Selbstheilungskräfte des Marktes. 

(Zuruf des Abg. Dr. Solms [FDP]) 

— Herr Kollege Solms, mit der selektiven Ange-
botspolitik, glaube ich, werden Sie bei dem Kollegen 
Lambsdorff nicht viel Beifall finden. Darin steckt 
schon ein Stück Investitionslenkung, wenn man es 
genau interpretiert. 

(Zuruf von der SPD: „Teufelswerk"!) 

— Ja, nach der Interpretation unserer Münchener 
Beschlüsse durch Herrn Lambsdorff ist das soziali-
stische Teufelswerk, was Herr Solms da fordert. 
Aber das wird sich im Laufe der Zeit sicher anders 
entwickeln. 

Nur, worum es hier geht, ist doch, daß Sie viel-
leicht einmal mit bereit wären, darüber nachzuden-
ken, ob denn nun wirklich bei einem Umsatzrück-
gang des Facheinzelhandels im April von real 9 %, 
bei einem Schrumpfen der Auftragseingänge im 
Zweimonatsvergleich von 5 %, bei 2,5 Millionen Ar-
beitslosen und nur zu 70 % ausgelasteten Kapazitä-
ten, ob Sie bei diesem Tatbestand wirklich ernst-
haft davon ausgehen können, allein mit Verbesse-
rung der Rahmenbedingungen, sprich: Steuerer-
leichterungen für die gewerbliche Wirtschaft, und 
im Vertrauen auf die Selbstheilungskräfte aus die-
ser miesen Beschäftigungssituation herauszukom-
men. Natürlich wird jeder Unternehmer Beifall 
klatschen und begeistert sein, wenn ihm die Steu-
ern nachgelassen werden. Seine Kalkulation ver-
bessert sich dadurch. Nur: Wird er deshalb auch 
mehr investieren, wenn seine Absatzeinschätzun-
gen, seine Marktsignale, rückläufige Umsätze und 
nicht steigende Umsätze signalisieren? 

(Matthöfer [SPD]: Allein-Rationalisie

-

rungsinvestitionen!) 

Ich fürchte, er wird rationalisieren, aber mit Sicher-
heit wird er keine Erweiterungsinvestitionen vor-
nehmen, bevor er nicht mit steigenden Absätzen 
rechnen kann, und die kommen in Ihrem Konzept 
nicht vor. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Cronenberg? 

Dr. Ehrenberg (SPD): Aber gern. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Kollege Eh-
renberg, ich möchte Ihnen gern durch meine Zwi-
schenfrage die Gelegenheit geben, Ihre Bemerkung 
ein wenig zu korrigieren, indem ich Sie frage: Ist 
wirklich zu befürchten, daß Rationalisierungen in 
den Betrieben vorgenommen werden? Dienen diese 
Rationalisierungen nicht vielmehr der Verbesse-
rung der Wettbewerbsfähigkeit und der Schaffung 
größerer Absatzchancen, insbesondere im Export? 
Da Sie j a Rationalisierungsinvestitionen auch im-
mer als etwas im Prinzip Lobenswertes bezeichnet 
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haben, möchte ich Ihnen durch diese Frage die Ge-
legenheit geben, Ihre Auffassung dem Plenum noch 
einmal zu verdeutlichen. 

Dr. Ehrenberg (SPD): Ich bedanke mich gern. 
Meine Zustimmung bezog sich auch darauf, daß der 
Kollege Matthöfer mir zugerufen hat: Allein Ratio-
nalisierungsinvestitionen. Auf dieses „allein" bezog 
sich meine Antwort. Das können wir in der Tat 
auch nicht gebrauchen. Wenn es beschäftigungspo-
litische Impulse geben soll, brauchen wir heute Ra-
tionalisierungs- und Erweiterungsinvestitionen. 
Mit Rationalisierungsinvestitionen allein — so 
sieht es zur Zeit leider aus — ist uns hinsichtlich 
der Verbesserung der Beschäftigungslage eben 
nicht gedient. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, vielleicht würde es 
sich ja auch einmal lohnen, in der Regierungskoali-
tion darüber nachzudenken, ob es sinnvoll ist, allein 
auf Rahmenbedingungen und zusätzlich noch auf 
Lohnzurückhaltung — das ist heute auch schon oft 
ausgesprochen worden, das steht auch im Jahres-
wirtschaftsbericht — zu setzen, ob diese beiden 
Eckpunkte wirklich jene Bedeutung haben, die Sie 
ihnen immer beilegen. Es gibt j a inzwischen in der 
deutschen Volkswirtschaft einige sehr drastische 
Beispiele dafür, wie Großunternehmen bei gleichen 
Rahmenbedingungen, bei gleichen Tarifpartnern, 
auf den gleichen Märkten operierend, völlig unter-
schiedlich prosperieren. Es ist doch wohl eine Frage 
wert, es ist doch wohl des Nachdenkens wert, wie es 
möglich war, daß von zwei großen Konzernen — ich 
wiederhole: bei den gleichen Rahmenbedingungen 
— bei einer nicht identischen, aber sehr vergleich-
baren Produktionspalette und den gleichen IG-Me-
tall-Tarifen der eine 1 Milliarde DM Gewinn erar-
beiten, während der andere mit Mühe eine Ver-
gleichsquote von 40 % erzielen konnte. Das liegt 
doch wohl nicht an der Steuerpolitik und auch nicht 
an der Tarifpolitik. 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Kolb? 

Dr. Ehrenberg (SPD): Bitte sehr. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 

Kolb (CDU/CSU): Herr Ehrenberg, gestatten Sie 
die Frage, ob Ihnen bekannt ist, daß sich einer der 
gekannten Großbetriebe die höchsten Betriebsren-
ten in dieser Republik genehmigt hat mit dem Er-
gebnis, daß er von 1973 bis 1982 2 Milliarden DM 
für Betriebsrenten gezahlt hat, und zwar nicht aus 
dem Gewinn, sondern über eine Erhöhung der 
Schulden. 

Dr. Ehrenberg (SPD): Erstens ist mir das bekannt, 
zweitens scheint Ihnen die weitgehend ausgebaute 
Betriebsrentenversorgung bei dem anderen Kon-
zern nicht bekannt zu sein. Die ist nämlich durch-
aus vergleichbar. Aber der hat das ausgehalten. Im 
übrigen sind ja die Betriebsrenten wohl von keiner 
Bundesregierung verordnet, sondern sie sind vom 

Vorstand und Betriebsrat vereinbart worden. Ich 
werde denen das nicht untersagen. 

Aber es ist ja wohl des Nachdenkens wert, daß 
Rahmenbedingungen und Tarifpolitik ihre Bedeu-
tung haben, aber nicht so entscheidend, daß man 
sich hinsichtlich der Verbesserung des Wachstums 
allein darauf verlassen kann. Das reicht mit Sicher-
heit nicht aus. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Was will nun die 
SPD?) 

— Was die SPD will, meine Damen und Herren, ist 
sehr deutlich. Und ich kann es Ihnen jetzt in Kurz-
fassung sagen. Wir werden aus dieser schlechten 
Beschäftigungslage nur herauskommen, schritt-
weise — schneller als schrittweise geht es sowieso 
nicht —, wenn wir in einer Dreifachkombination 
operieren, nämlich Stärkung der öffentlichen und 
privaten Investitionen, beider, nicht der privaten al-
leine — die werden es alleine nicht bringen —, 
Durchführung einer breiten Palette von zusätzli-
chen Qualifizierungsmaßnahmen für Arbeitslose 
und von Arbeitslosigkeit Bedrohte, um es möglich 
zu machen, die Arbeitslosen an die Qualifikations-
anforderungen der Produktion von morgen anzu-
passen, sie darauf vorzubereiten, und, unverzicht-
bar — nicht als alleiniges Mittel, aber als Ergän-
zung — Realisierung von Arbeitszeitverkürzungen 
auf breiter Front. 

Hier nehme ich gern den Beitrag des Kollegen 
Stratmann auf. Ich warne davor, von politischer 
Seite aus den Gewerkschaften hineinzureden, wel-
che Form der der Arbeitszeitverkürzung für ihren 
Verantwortungsbereich die richtige sei. 

(Beifall bei der SPD) 

Das wird je nach Branche, je nach Struktur des ein-
zelnen Wirtschaftszweiges sehr unterschiedlich 
richtig sein. Die 35-Stunden-Woche als gemeinsa-
mes Ziel aller im Deutschen Gewerkschaftsbund 
zusammengeschlossenen Gewerkschaften läßt eine 
Vielzahl von differenzierten Beschlüssen zu. Und es 
gibt auch sehr differenzierte Beschlüsse einzelner 
Gewerkschaftskongresse. Eine Gewerkschaft mit 
schon beträchtlichen Erfolgen auf dem Sektor Ver-
kürzung der Lebensarbeitszeit, wie z. B. die Ge-
werkschaft Nahrung, Genuß, Gaststätten, wird na-
türlich versuchen, diesen Weg weiterzugehen. Und 
für ihre Strukturen ist das auch ein besserer Weg 
als mancher anderer. Andere werden sich auf die 
Wochenarbeitszeit verlegen. — Wir glauben, daß es 
notwendig ist, den Gewerkschaften hier nicht hin-
einzureden und zu glauben, daß wir es besser wüß-
ten als die verantwortlichen Tarifparteien. 

Von der gesetzgeberischen Seite her sind aber die 
notwendigen Bedingungen zu schaffen, damit Ar-
beitszeitverkürzungen überhaupt ermöglicht wer-
den. Und dieser Unterstützung der bestehenden ta-
rifpolitischen Absichten dienen die beiden Gesetz-
entwürfe, die die SPD-Bundestagsfraktion vorge-
legt hat, der eine über eine Vorruhestandsregelung 
und der andere über ein modernes Arbeitszeitge-
setz. Darüber wird in diesem Hause sicher noch bei 
der Beratung der Gesetzentwürfe viel miteinander 
zu reden sein. 
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Dr. Ehrenberg 
Ich möchte gern noch etwas nachdrücklich zu 

dem ersten von mir genannten Punkt, der Stärkung 
der privaten und öffentlichen Investitionen, sagen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Stratmann? 

Dr. Ehrenberg (SPD): Die gerade noch. Aber dann 
werde ich keine mehr zulassen. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte schön, die letzte Zwi-
schenfrage.  

Stratmann (GRÜNE): Herr Ehrenberg, im Grund-
satz stimme ich Ihnen zu: Anerkennung der Auto-
nomie der Gewerkschaften und auch Möglichkeit 
branchenmäßiger Differenzierung. Wenn Sie von 
der SPD-Fraktion aber einen Gesetzentwurf zur Le-
bensarbeitszeitverkürzung einbringen, der doch ge-
rade nicht branchenmäßig spezifiziert ist — das ist 
doch der politische Sinn —, beeinflussen Sie damit, 
auch gewollt, wie ich unterstelle, die Auseinander-
setzung um die Form der Arbeitszeitverkürzung 
und machen damit genau das, was Sie mir vorwer-
fen. Wie stehen sie dazu? 

Dr. Ehrenberg (SPD): Nein, Sie täuschen sich da 
sehr. Sie täuschen sich über die Absichten wie über 
die Wirkungen gleichzeitig. Der von uns vorgelegte 
Entwurf ist unverzichtbar für Gewerkschaften, die 
ihre Tarifpolitik auf eine Vorruhestandsregelung 
ausgerichtet haben. Er beinhaltet keinerlei Druck 
auf andere Gewerkschaften, diese Form zu wählen. 
Nur, diese Form ist ohne eine solche Unterstützung 
nicht realisierbar. Sie käme nicht zustande. Und bei 
dieser Form ist doch auch mit massiven Ersparnis-
sen bei der Bundesanstalt für Arbeit zu rechnen. Es 
ist der Sinn dieses Gesetzentwurfs, derartige tarif-
vertragliche Regelungen zu flankieren. Dieser Ge-
setzentwurf diskriminiert in keiner Weise andere 
Formen der Arbeitszeitverkürzung. 
Hinsichtlich des ersten Punktes würde ich gern 

vor allen Dingen an den Bundeswirtschaftsminister 
noch einige Fragen stellen. 
In der Debatte am 20. Mai ist von allen Fraktio-

nen dieses Hauses — es gab da keinen Streit — 
sehr deutlich gesagt worden, daß die Umweltge-
fährdungen zunehmen. Das betrifft nicht nur das 
Waldsterben, ist aber dort besonders akut gewor-
den. Alle Parteien haben erkannt, daß diesen Ge-
fährdungen entgegengearbeitet werden muß. Ich 
glaube, es lohnt sich, sich auf seiten der Regie-
rungskoalition darüber nachzudenken, ob wir nicht 
in sinnvoller Verknüpfung der Bekämpfung der bei-
den Hauptübel unserer Zeit, der Arbeitslosigkeit 
und der Umweltzerstörung, ein Stückchen weiter-
kommen können. Es wäre doch wohl denkbar, daß 
wir die Verminderung der Schadstoffimmissionen 
nicht erst mit langen Übergangsfristen — die not-
wendig sind, wenn es weitere Hilfen nicht gibt — 
erreichen. Es sollte doch vielleicht auch einmal dar-
über nachgedacht werden — Herr Kollege Lambs-
dorff, Sie sollten sich das gemeinsam mit Herrn 
Stoltenberg einmal überlegen —, ob man nicht die 
Verminderung der Schadstoffimmissionen, wie sie  

heute technisch möglich ist, in dem Tempo, in dem 
die Anlagen geplant und gebaut werden können, in 
Verbindung damit vorschreibt, daß der Bund aus sei-
nen Mitteln für 5 bis 10 Jahre den Kapitaldienst für 
die entsprechenden Investitionen übernimmt, damit 
es den Unternehmen erleichtert wird, mit der Um-
stellung fertig zu werden. Das empfände ich als eine 
sinnvolle Verknüpfung von Ökologie und Ökonomie, 
wie wir sie heute bitter nötig haben. 

Dasselbe gilt für ein Programm „Ems-Weser-
Elbe" nach dem Muster des Rhein-Bodensee-Pro-
gramms aus dem 16-Milliarden-Investitionspro-
gramm, und dasselbe könnte für Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen gelten, mit denen die Bäume für 
die Zwischenzeit noch durch eine entsprechende 
Waldpflege ein wenig immunisiert werden könnten. 
Da ungefähr die Hälfte aller arbeitslosen Arbeit-
nehmer ohne jede Ausbildung ist, gäbe es hier in 
der privaten und der öffentlichen Forstwirtschaft 
ein breites Feld der Verknüpfung sinnvoller Tätig-
keiten mit der Eindämmung der Umweltgefahren. 

(Zustimmung bei der SPD — Zurufe von 
der FDP) 

— Ich sage Ihnen gleich etwas zur Finanzierung: 
Um dies zu finanzieren, brauchen Sie in etwa das 
Aufkommen aus der Investitionsabgabe. Ich hätte 
Herrn Stoltenberg, wenn er hier wäre, gern ermun-
tert, mit seinem Koalitionspartner darüber zu ver-
handeln, ob es nicht doch möglich ist, das CDU/ 
CSU-Wahlversprechen zu halten und die Investi-
tionsabgabe nicht zurückzuzahlen, sondern für die-
sen guten Zweck zu verwenden. Ich möchte darum 
bitten, daß dies Herrn Stoltenberg ausgerichtet 
wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wenn dies nicht ge-
schieht, wenn es bei der beschäftigungspolitischen 
Untätigkeit der Bundesregierung bleibt, wird, so 
fürchte ich, das nicht zu erhalten sein, was Graf 
Lambsdorff mit Recht als notwendig bezeichnet 
hat: der soziale Konsens in unserem Lande. 

Gestatten Sie mir abschließend, Ihnen dazu die 
Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbun-
des zur Regierungserklärung vom 4. Mai in Erinne-
rung zu rufen. Herr Präsident, danach schließe ich 
meine Rede mit einer Minute Verzögerung ab. Der 
Deutsche Gewerkschaftsbund hat damals erklärt: 

Das Regierungsprogramm der Regierung 
Kohl/Genscher ist ein Programm des sozial- 
und gesellschaftspolitischen Rückschritts. Der 
Appell an die Eigenverantwortung des einzel-
nen, die stillschweigende Preisgabe des Sozial-
staatsprinzips, der Rückzug des Staates aus 
seiner beschäftigungspolitischen Verantwor-
tung und die Rückverlagerung von sozialen Ri-
siken auf den einzelnen dokumentieren den 
Beginn eines Weges, an dessen Ende der gesell-
schaftspolitische Konsens verspielt sein wird, 
an dessen Ende wieder die Klassengesellschaft 
stehen könnte. Die Regierungserklärung der 
Regierung Kohl/Genscher übertrifft die wirt-
schafts- und sozialpolitischen Befürchtungen 
des DGB. 
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Dr. Ehrenberg 
Meine Damen und Herren, am Schluß noch nicht 

der gesamten Debatte, aber der bisherigen Debatte 
über Williamsburg und den Jahreswirtschaftsbe-
richt kann ich leider diesem Kommentar des DGB 
nichts hinzufügen. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Lattmann. 

Lattmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich muß zunächst 
eine Bemerkung zu den Ausführungen von Herrn 
Dr. Jens machen. 

(Zuruf von der SPD: Warum? — Weiterer 
Zuruf von der SPD: Das müssen Sie 

nicht!) 
Ich habe nichts dagegen, wenn harte Kritik geübt 
wird, auch dann nicht, wenn sie durch Argumente, 
wie in diesem Fall, nicht belegt werden kann. Ich 
habe allerdings etwas dagegen, wenn Mitgliedern 
dieses Hauses die Ehre abgeschnitten wird. 

(Zuruf von der SPD: Ach, du lieber Gott!) 
Wir können darüber streiten, welche Maßnahmen 
die Arbeitslosigkeit beseitigen. Sie können natür-
lich auch bestreiten, daß unsere Maßnahmen wirk-
sam sind. Die Behauptung allerdings, Mitglieder 
dieses Hauses — in diesem Fall der CDU/CSU und 
der Bundesregierung — nähmen Arbeitslosigkeit 
und damit großes menschliches Leid bewußt in 
Kauf, ist ungeheuerlich und unanständig dazu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dies liegt im übrigen auf der gleichen Linie, mit der 
uns vor einiger Zeit der Wille und die Fähigkeit zum 
Frieden abgesprochen wurden. Meine Damen und 
Herren, das Funktionieren der Demokratie setzt 
auch eine gewisse Form des Umgangs miteinander 
voraus. Wer diesen Gesichtspunkt mißachtet, um 
vordergründig Punkte zu sammeln, stellt parteitak-
tische Ziele über das Gemeinwohl. Gerade Sozialde-
mokraten mit ihren langen geschichtlichen Erfah-
rungen sollten sich davor hüten. 

Ich möchte dann einige Bemerkungen zur Rede 
von Herrn Ehrenberg machen. Immer dann, wenn 
die Sozialdemokraten etwas als besonders fürchter-
lich darstellen wollen, fällt ihnen 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Der Ehren

-

berg ein!) 

das Leitbild von Thatcher und Reagan ein. Ich weiß 
gar nicht, warum Sie in diesem Zusammenhang im-
mer vergessen, auf Herrn Mitterrand hinzuweisen, 
der ja exakt all das, was Sie uns hier empfehlen, 
gemacht hat und damit auf den Bauch gefallen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kolb  [CDU/CSU]: Da waren dann die ande

-

ren schuld!) 

Ich weiß auch nicht, was das ständige Auswei-
chen — wir haben das ja heute morgen bei Herrn 
Lahnstein erlebt — auf das Ausland soll. Ich glaube, 
wir haben alle Veranlassung, uns intensiv mit den 
Problemen zu Hause zu beschäftigen. Nun hat Herr 

Ehrenberg darauf hingewiesen, daß es — so hat er 
es gesagt — zwischen 1972 und 1979 erfolgreiche 
Beschäftigungsprogramme gegeben haben soll. 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Das ist nachweis

-

bar!) 

— Ich weiß dies nicht. Nachweisbar ist, daß es zu 
einer zusätzlichen Verschuldung von 50 Milliarden 
DM geführt hat. Nachweisbar ist auch — dies will 
ich nicht bestreiten, Herr Ehrenberg —, daß da-
durch u. a. mehr Stellen im öffentlichen Dienst ge-
schaffen worden sind. Ob dies allerdings wün-
schenswert war und ob damit nicht eine der Ursa-
chen unserer Strukturschwäche begründet ist, ist 
doch sehr die Frage; ich komme darauf in anderem 
Zusammenhang noch zurück. 

Herr Ehrenberg hat hier einige Daten genannt, er 
hat Entwicklungen beschrieben; ich will sie im ein-
zelnen nicht kommentieren. Die Ursachen für diese 
Entwicklungen hat er allerdings zumindest nicht 
überzeugend beschreiben können. 

Nun ist die Frage: Was will die SPD? Das, was sie 
vorschlägt, ist ja alles nicht neu. Es ist alles prakti-
ziert worden, und zwar sowohl in der Bundesrepu-
blik als auch jetzt wieder in Frankreich. 

(Roth [SPD]: Das ist doch Quatsch, das ist 
dummes Zeug!) 

Die Behauptung, ohne diese Politik der letzten 
Jahre stünden wir schlechter da, ist eine unbewie-
sene Behauptung. Bewiesen ist allerdings, daß sie 
im Endergebnis zu zwei Millionen Arbeitslosen und 
zu einer Strukturschwäche geführt hat, unter der 
wir heute ganz erheblich zu leiden haben. 

Nun ist in verschiedenen Diskussionsbeiträgen 
immer wieder das Thema Arbeitszeitverkürzung 
angesprochen worden; wir werden darüber noch im 
einzelnen zu diskutieren haben. Ich warne aller-
dings davor, obwohl ich einer umfassenden Bewer-
tung nicht vorgreifen will, dies als das Patentrezept 
in der Diskussion über Arbeitslosigkeit darzustel-
len. Hier würde, wenn man es so täte, wie einige 
Redner dies getan haben, ein falscher Erwartungs-
horizont geweckt. Wir müssen uns vor Augen füh-
ren, daß Arbeit in Deutschland heute schon zu teuer 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist ja einer der Gründe dafür, warum Arbeit 
immer mehr durch Kapital ersetzt worden ist. Wir 
leiden ja darunter, daß wir aus eben diesem Grunde 
in vielen Bereichen eine Überrationalisierung fest-
zustellen haben. Arbeitszeitverkürzung — egal, wie 
man sie macht — wird zu höheren Kosten führen 
und kann deshalb zu weiterer Substitution von Ar-
beit durch Kapital führen. Im übrigen ist darauf 
hinzuweisen, daß wir ja auch noch das Problem der 
Schwarzarbeit haben, das durch Arbeitszeitverkür-
zung noch verschärft werden kann und das ein In-
diz dafür ist, daß Arbeit zwar ausreichend vorhan-
den, aber eben zu teuer ist. 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie drei Zwi-
schenfragen? 
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Lattmann (CDU/CSU): Drei? Ich bitte darum, daß 
ich mich wegen der Kürze der Zeit auf eine Zwi-
schenfrage beschränken darf. 

Vizepräsident Stücklen: Sie können auswählen, 
von wem. 

Lattmann (CDU/CSU): Die von Herrn Ehrenberg, 
weil ich ihn gerade stehen sehe. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte, Herr Ehrenberg. 

Dr. Ehrenberg (SPD): Herr Kollege, würden Sie 
bitte dem Hause erklären, wie Ihre Behauptung, 
daß vor allem wegen der hohen Löhne rationalisiert 
wird, mit der Tatsache in Übereinstimmung zu brin-
gen ist, daß das Rationalisierungstempo und der 
Rationalisierungsgrad in Japan trotz sehr viel nied-
rigerer Löhne sehr viel höher sind? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Lattmann (CDU/CSU): Herr Ehrenberg, dieser Zu-
sammenhang geht meilenweit an dem Sachverhalt 
vorbei, den ich eben angesprochen habe. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 
Ich habe nur darauf hingewiesen, daß ein immer 
stärkeres Ansteigen der Kosten für Arbeit — und 
das ist j a mit einer Arbeitszeitverkürzung automa-
tisch verbunden; Sie werden das nicht bestreiten 
wollen — dazu führen kann, daß Arbeit weiter 
durch Kapital ersetzt wird. Nichts anderes habe ich 
gesagt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Matthöfer 
[SPD]: Hängt das nicht mit der Frage zu

-

sammen?) 
Ich möchte abschließend zu diesem Thema nur 

davor warnen, dieses als Patentrezept darzustellen. 
Ich glaube, wir wären gut beraten, wenn wir zu-
nächst eine Untersuchung durchführen, um dann 
zu Ergebnissen zu kommen. 
Meine Damen und Herren, Arbeitslosigkeit — ich 

habe das schon angesprochen — hat zu einem er-
heblichen Teil strukturelle Ursachen. Eine der Ur-
sachen ist die Investitionsschwäche. Einer der 
Gründe, die Investitionen nachhaltig behindern 
oder sogar verhindern, ist das, was man mit dem 
Schlagwort „Überbürokratisierung" belegt hat. Der 
Kollege Wissmann und der Bundeswirtschaftsmini-
ster haben dazu heute morgen schon einige Anmer-
kungen gemacht. 
Niemand wird bestreiten, daß das Regelungsbe-

dürfnis in Anbetracht insbesondere des technologi-
schen Fortschritts zunehmend größer geworden ist. 
Es ist aber ebenfalls nicht zu bestreiten, daß die 
Staatstätigkeit in manchen Bereichen ein Ausmaß 
angenommen hat, in dem viele keinen vernünftigen 
Sinn und erst recht keinen Vorteil erkennen kön-
nen. 
Ich will in der Kürze der Zeit nicht darauf einge-

hen, in welch erheblichem Umfang das immer um-
fassender werdende staatliche Regelungsbedürfnis 
zu einer Änderung der geistigen Grundhaltung bei 
den Leistungsträgern, zu einer Behinderung und 
Verhinderung von Kreativität, Eigeninitiative und  

letztlich auch zur Verdrossenheit gegenüber staatli-
chem Handeln geführt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will vielmehr darauf hinweisen, daß die Bela-
stung auch deutlich an den Kosten abzulesen ist. 
Ich habe dazu eben schon einige Ausführungen ge-
macht. Ich darf daran erinnern, daß nach der be-
kannten Untersuchung der IHK Koblenz vom No-
vember 1977 bereits damals der Anteil der öffent-
lich verursachten Bürokratisierungskosten am Um-
satz bei den Unternehmen durchschnittlich bei 2 %, 
bei kleineren und mittleren Unternehmen sogar bei 
3 % des Umsatzes oder mehr lag und damit die Ge-
samtrendite des Unternehmens nicht selten er-
reichte oder überschritt. Heute dürften die Zahlen 
eher noch ungünstiger sein. 

Besonders schlimm betroffen sind mittelständi-
sche Betriebe, Handwerksbetriebe, in denen ja 
nach wie vor die meisten Arbeitsplätze zur Verfü-
gung gestellt werden. 

(Wissmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

Während die Industrie über juristisch und kauf-
männisch geschultes Personal verfügt, müssen der 
Handwerksmeister und seine oft ohne Bezahlung 
mitarbeitende Ehefrau umfangreiche und immer 
kompliziertere Verwaltungsvorgänge bearbeiten. 
Ein Ansporn zu mehr Leistung ist dies sicher 
nicht. 

Als durchaus beispielhaft kann die Situation auf 
dem Bausektor angesehen werden. Die Bundesre-
gierung hat versucht, diesem Bereich, dem im Hin-
blick auf den Konjunkturverlauf eine gewisse Pilot-
funktion zukommt, durch ihr Sofortprogramm vom 
Herbst letzten Jahres Wachstumsimpulse zu geben 
— mit gutem Erfolg, wie wir wissen: Die Zahl der 
Bauanträge stieg sprunghaft an. Wenn dennoch die 
Bautätigkeit nur zögernd in Gang kam, ist dies ganz 
erheblich auf bürokratische Hemmnisse zurückzu-
führen. Nicht wenige bezeichnen die Baubürokratie 
mittlerweile als „Bauverhinderungsbürokratie". 

Aus der Vielzahl der Äußerungen darf ich eine 
besonders kompetente zitieren: „Irgendwann würde 
ich einmal ein ganz großes Geschrei erheben über 
das Ausmaß überflüssiger Behördengängelei ge-
genüber dem Baugeschehen in unserem Land." So-
weit das Zitat. Das sagte Helmut Schmidt am 
1. September 1976 auf dem Architektentag in 
Düsseldorf. Leider tat er dann anschließend nicht 
viel, um dem berechtigten Geschrei die Grundlage 
zu entziehen. Das ist aber dringend erforderlich; 
denn die langen und umständlichen Genehmi-
gungsverfahren machen das Bauen teuer und damit 
für manchen unmöglich. 

Zu erinnern ist in diesem Zusammenhang auch 
an das Verfahren beim Bau von technischen 
Großprojekten. Mit den vorgeschriebenen Doku-
menten könnte man ganze Lkws füllen. Man fühlt 
sich da an jene Anekdote erinnert, die im „Blick 
durch die Wirtschaft" erschien. Da wetteten ein 
amerikanischer und ein deutscher Brückenbauer, 
wer schneller bauen könne. Nach einem Jahr tele-
grafierte der Amerikaner: Noch zehn Tage, und wir 
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Lattmann 
sind fertig. Daraufhin telegrafierte der Deutsche zu-
rück: Noch zehn Formulare, und wir fangen an. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP — Matthöfer [SPD]: Warum 
ist denn die Arbeitslosigkeit in den USA 

viel höher als bei uns?) 

— Herr Matthöfer, Sie üben sich schon den ganzen 
Tag in Zwischenrufen. Üben Sie noch ein bißchen 
weiter! Vielleicht kommt dann sogar noch ein guter 
zustande. 

(Matthöfer [SPD]: Beantworten Sie lieber 
meine Frage: Warum ist die Arbeitslosig

-

keit in den USA höher als bei uns?) 

Nicht vergessen werden darf in diesem Zusam-
menhang aber auch, daß die Investition bereitste-
hender Beträge in Milliardenhöhe und damit die 
Schaffung vieler neuer Arbeitsplätze u. a. dadurch 
beträchtlich behindert werden, daß nahezu jedes 
technische Großprojekt von einer jahrelangen juri-
stischen Auseinandersetzung begleitet wird. 

(Roth [SPD]: Ist Ihnen entfallen, daß es bei 
uns ein Harrisburg nicht gab?) 

Natürlich müssen alle Bürger die Möglichkeit ha-
ben, ihre Belange vor Gericht einzuklagen. Dieses 
Grundrecht kehrt sich allerdings in sein Gegenteil, 
wenn das auf dem Rücken vieler anderer Mitbürger 
oder der Gesamtheit der Mitbürger ausgetragen 
wird, was dann der Fall ist, wenn Rechtsmittel nicht 
zur Rechtsfindung, sondern als Hebel gegen legal 
und demokratisch zustande gekommene Entschei-
dungen benutzt werden, weil sie dem einzelnen 
nicht behagen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unerhört!) 

Hier ist im Interesse der Gesamtheit ein Umdenken 
erforderlich. 

Das Problem, vor dem wir bei der Bekämpfung 
der Bürokratisierung stehen, liegt u. a. darin, daß es 
sich hier ja nicht um eine einzelne große Mauer, um 
eine Barrikade handelt, die wir nur einzureißen 
brauchen, um dann freie Fahrt für Investitionen zu 
haben. Vielmehr handelt es sich um ein fein ge-
sponnenes Netz von vielen einzelnen Regelungen, 
von denen jede einzelne für sich durchaus vernünf-
tig sein mag. Wir werden deshalb immer wieder vor 
der Situation und vor dem Zwang stehen, einige für 
sich möglicherweise gar nicht unsinnige Regelun-
gen beseitigen zu müssen, um den Schaden für das 
Ganze zu verringern. Dazu brauchen wir Mut. Ich 
begrüße deshalb die Ankündigung der Bundesregie-
rung im Jahreswirtschaftsbericht, nach der Vor-
schriften und Verordnungen durchforstet werden 
sollen, nachdrücklich. 

Die CDU/CSU wird dieses Vorhaben unterstützen 
und dabei eigene Überlegungen beisteuern. Ich 
komme in der Kürze der Zeit leider nicht mehr 
dazu, darauf umfassend einzugehen. Wir werden al-
lerdings geltende Gesetze hirnsichtlich ihrer Not-
wendigkeit und Belastung für Dritte prüfen. Wir 
werden außerdem neue Regelungen verstärkt unter 
Kosten-Nutzen-Gesichtspunkten prüfen müssen. 
50% jeder verdienten Mark in die Staatskasse be-
deutet eben nicht nur öffentliche Wohltaten, son-

dern das bedeutet auch mehr Bürokratie. Es bedeu-
tet aber auch, daß eben 50 % dieser Mark für Inve-
stitionen in der Wirtschaft nicht mehr zur Verfü-
gung stehen. 

Wir teilen nicht die Auffassung der Sozialdemo-
kraten, nach der ein Mehr an öffentlichem Einfluß 
zu einem Mehr an Gerechtigkeit führt. Wir sind 
vielmehr der Meinung, daß ein immer dichteres 
Netz von Ordnungsregeln in vielen Bereichen nicht 
nur absichert, sondern auch verunsichert, daß es 
keineswegs zu maximaler Gerechtigkeit, sondern 
zu einer maximalen Belastung für viele, zur Hilf-
losigkeit bei unkundigen Begünstigten und damit 
letztlich zum Unrecht mit Blick auf die Betroffenen 
führt. 

(Matthöfer [SPD]: Sie sind doch nicht in 
der Opposition, sondern in der Regierung! 
— Roth [SPD]: Jetzt hält er eine Opposi

-

tionsrede!) 

Wir werden deshalb den staatlichen Einfluß auf das 
notwendige Maß zurückschrauben. Wir werden die 
Überbürokratisierung abbauen. Wir können auf die 
Dauer nicht Arbeitsplätze sichern oder neue schaf-
fen, solange diese Investitionsbremse fest angezo-
gen bleibt. Lassen Sie uns deshalb damit beginnen, 
sie zu lockern. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schwenninger. 

Schwenninger (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Als Mitglied des Tübinger Drit-
te-Welt-Ladens möchte ich in dieser Debatte zum 
Thema Dritte Welt etwas sagen. Denn immerhin 
drehen sich vier der zehn Punkte der Erklärung 
von Williamsburg um die sogenannten Entwick-
lungsländer. Da die armen, ausgebeuteten Men-
schen vor allem in der Dritten Welt beim Konzert 
der sieben Mächtigen der westlichen Welt keine 
Stimme haben, meinen wir als GRÜNE, ihnen un-
sere Stimme leihen zu müssen. 

In Williamsburg wurde über Millionen von 
Schicksalen in den Ländern der Dritten Welt mit-
entschieden, ohne daß auch nur einer hätte mitre-
den dürfen. Die Teepflückerin aus Sri Lanka z. B. 
hätte der Dame und den Herren im Kolonialstädt-
chen Williamsburg berichten können, daß der Ta-
geslohn für die mühselige Pflückarbeit seit Jahren 
nicht einmal 2 DM beträgt. Dazu kommen die er-
bärmlichen Wohnverhältnisse in den Coolilines, den 
Wohnbaracken der diskriminierten Fremdarbeiter, 
den Tamilen, im Hochland von Sri Lanka. Heute 
morgen haben wir gelesen, daß Tamilen nicht ein-
mal mehr zum Kirchentag haben fahren dürfen. 

Der Bauer aus Tansania hätte berichten können, 
daß er für die Baumwolle seines Hemdes — etwa so 
eines, wie ich es trage — vielleicht 30 Pfennig be-
kommt, wenn es hoch kommt und der Baumwoll-
preis auf dem Weltmarkt wieder einmal günstig 
steht. Und wieviel hat er dafür schuften müssen? 
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erzählen können, warum er sein Dorf auf dem Al-
tiplano verlassen hat und in die Hauptstadt gezogen 
ist, warum er dort keine Arbeit findet, mit drei Mil-
lionen anderen in Elendsvierteln lebt und bei einer 
Demonstration Radpanzern und Wasserwerfern 
deutscher Herkunft, mit dem „guten Stern auf allen 
Straßen", gegenübersteht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: War es nicht 
vielleicht ein roter Stern?) 

Sie alle sind Opfer der ungerechten Weltwirt-
schaftsordnung, die in der Erklärung von Williams-
burg erneut zementiert worden ist. Sie, Herr Bun-
deskanzler — Sie sind leider nicht da —, haben sie 
mit verabschiedet. In dieser Erklärung wird festge-
schrieben, daß die Wirtschaftspolitik der USA und 
ihrer Freunde weiterhin ungebrochen fortgeführt 
wird. Dies bedeutet Verschärfung des Nord-Süd-Ge-
fälles und verstärkte Kapitalkonzentration vor al-
lem in den USA. Für Lateinamerika heißt das, daß 
aus den „offenen Adern" — wie Galeano es be-
schrieben hat — weiterhin das Blut fließt und in 
den weltbeherrschenden Banken zu Kapital wird. 

Die Verschuldung folgender Länder ist verhee-
rend. Laut „epd" und „Wirtschaftsdienst" haben 
Brasilien 90 Milliarden Dollar Schulden, Mexiko 80 
Milliarden Dollar Schulden, Argentinien 45 Milliar-
den Dollar Schulden — und wir liefern wieder 
Fregatten usw. — und Südkorea 35 Milliarden 
Dollar Schulden. Zitat: 

Die Länder Argentinien, Brasilien, Südkorea 
und Mexiko weisen die höchste Gesamtver-
schuldung unter den Entwicklungsländern auf. 
Gleichzeitig konzentriert sich auf diese Länder 
die Verschuldung bei privaten Banken. Sie ist 
von 1978 bis 1982 um 100 Milliarden Dollar auf 
140 Milliarden Dollar angewachsen. 

Demzufolge trugen diese vier Länder 1982 auch 
84 % der gesamten Nettoverschuldung zu varia-
blen Zinssätzen und wurden durch die Anhe-
bung der Zinssätze am stärksten in Bedrängnis 
gebracht. 

Diese Verschuldung zwingt diese Länder dazu, 
Exportleistungen zu erbringen, um die Schulden zu 
tilgen. Dafür brauchen sie die internationalen Kon-
zerne, die die Rohstoffe dann zu Billigpreisen ex-
portieren. Praktisch sieht das so aus: Auf besten 
Böden wird, z. B. in Brasilien, Soja für europäische 
Mastschweine produziert. Der Campesino geht leer 
aus. Aus Zuckerrohr wird nicht Rohrzucker für den 
täglichen Bedarf hergestellt, sondern Kraftstoff für 
das Auto; denn auch Brasilien hat auf das Auto 
gesetzt. Brasilien hat sich zudem den traurigen 
Ruhm erworben, der größte Waffenproduzent der 
Dritten Welt zu sein. Außerdem hat Brasilien in der 
Vergangenheit Großprojekte wie den Sobradinho 
Staudamm angegangen, was soziale Ungerechtig-
keit zur Folge gehabt hat und dazu führt, daß Melo-
nen, Zitrusfrüchte mit Jumbo-Jets zu uns geflogen 
werden können, weil wir ja Melonen so „dringend" 
brauchen. Ich erwähne sodann die Rinderfarmen 
am Amazonas. VW kauft dort riesige Flächen auf, 
holzt den Wald ab, man produziert dann eben 
Fleisch, das auch exportiert wird —, ein Eingriff in  

die Natur. Welch ein Hohn auf die elementarsten 
Lebensbedürfnisse des brasilianischen Volkes! 

Überall in den Ländern Lateinamerikas verlas-
sen jährlich Millionen von Menschen das Land, um 
in den „pueblos jovenes", den jungen Städten, da-
hinzuvegetieren. Welche zynische Verwaltungsspra-
che hat dieses Wort geschaffen? Die Wirklichkeit 
sieht so aus: hohe Kindersterblichkeit, Wasserman-
gel, mangelnde Hygiene, medizinische Versorgung 
fehlt, keine Müllabfuhr, 80 %ige Arbeitslosigkeit, 
tagtägliche Rechtlosigkeit — um nur ein paar Da-
ten anzugeben; es gäbe noch mehr. Wie zynisch und 
„tröstlich" klingt in diesem Zusammenhang die Er-
klärung von Williamsburg: „Die Last der weltweiten 
Rezession hat die Entwicklungsländer sehr hart ge-
troffen, und wir sind tief um ihre Gesundung be-
sorgt." 

Hier stellt sich die Frage, ob sich Medizinmänner 
zu Gesundbeterei oder aber Regierungschefs ge-
troffen haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Im Hinblick auf die Erklärung der blockfreien 
Staaten von Neu Dehli versichern die sieben Mäch-
tigen, daß sie dialogbereit seien und bei der UNC-
TAD-Konferenz in Belgrad verständigungsbereit 
und kooperativ mitwirken wollen. Aber schon vor 
Beginn dieser Konferenz weigerten sich die USA, 
auf die Forderung der Entwicklungsländer einzuge-
hen. Unser Bundeswirtschaftsminister erläuterte 
den Standpunkt der EG und lehnt den Vorschlag 
für ein Dreijahresprogramm zur Stützung der Roh-
stoffpreise ab. Aus dem nicht gerade linksverdächti-
gen Blatt „FAZ" entnehmen wir am 8. Juni außer-
dem, daß die EG nicht darauf eingehen wolle, den 
Entwicklungsländern einen festgelegten Anteil von 
Erzeugnissen abzunehmen; dies sei — so das Zitat 
— mit den marktwirtschaftlichen Prinzipien nicht 
vereinbar. 

Hier wurde auch schon auf die Erklärung von 
Williamsburg zur fragwürdigen Wiederbelebung 
der Weltwirtschaft verwiesen. Wenn die Teepflücke-
rin aus Sri Lanka, der Bauer aus Tansania und der 
Slumbewohner aus Lima in Williamsburg eine 
Stimme gehabt hätten, hätten sie in einfachen Wor-
ten sagen können: Wir wollen ein Land, auf dem wir 
das anbauen können, was unsere Familien zum Es-
sen brauchen — Sie haben ja immer so viel für 
Familien übrig —; wenn wir schon Tee und Baum-
wolle anbauen, so wollen wir wenigstens einen ge-
rechten Lohn; über unsere Rohstoffe wollen wir in 
Zukunft selber verfügen; wir wollen Dinge herstel-
len, die wir für unser tägliches Leben brauchen. 

Keine dieser Forderungen hat der Weltwirt-
schaftsgipfel berücksichtigt. Wieder einmal hat sich 
das Wort von Martin Luther King aus dem Jahre 
1967 im Lutherjahr 1983 bestätigt: „Allein durch das 
Frühstück, bevor wir zur Arbeit gehen, sind wir 
schon Schuldner der Dritten Welt geworden", wir 
alle hier. 

Herr Präsident, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Frau Präsi

-

dent!) 
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meine Damen und Herren, gestatten Sie mir, zu 
einer aktuellen Sache Stellung zu nehmen, die sich 
gerade heute morgen zur Frühstückszeit ereignet 
hat. In Südafrika wurden heute morgen die drei 
ANC-Mitglieder Simon Mogoerane, Jerry Mosololi 
und Marcus Motaung — also alle drei hatten 20 bis 
25 Jahre — hingerichtet. Egal, welcher Verbrechen 
sie sich schuldig gemacht haben sollen, für uns ist 
die Todesstrafe immer ein menschenunwürdiger 
Vorgang und spricht gegen die Menschenrechte. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der anderen Fraktionen) 

Aus Achtung vor den Toten bitte ich Sie, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen, sich — falls der Präsi-
dent es genehmigt — für eine kurze Schweigemi-
nute zu erheben. 

(Die Abgeordneten der GRÜNEN sowie 
Abgeordnete der SPD-Fraktion erheben 
sich — Dr. Althammer [CDU/CSU]: Den 
Unfug muß man abschaffen, finde ich! Das 

geht doch nicht!) 

— Vielen Dank. 

Ich möchte nun kurz die Forderungen, die wir 
GRÜNEN im Hinblick auf die Republik Südafrika 
erheben, verlesen. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Am 17. Juni durch 
Abwesenheit glänzen!) 

Wir fordern die Bundesregierung auf, folgende 
Schritte gegen die südafrikanische Regierung ein-
zuleiten: erstens die strikte Einhaltung des UN-Waf-
fenembargos vom November 1967, zweitens das 
Verbot der Rüstungsproduktion von BRD-Firmen 
in Südafrika, drittens den sofortigen Stopp — — 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
darf ich Sie an das Ende der Redezeit erinnern. 

Schwenninger (GRÜNE): Ich bin gleich fertig. 
Wir fordern drittens den sofortigen Stopp aller 

Hermes-Ausfuhrgarantien, weiterhin die Kündi-
gung des Kulturabkommens mit Südafrika, einen 
umfassenden Wirtschaftsboykott gegen Südafrika, 
den Ausbau der entwicklungspolitischen Zusam-
menarbeit mit den sogenannten Frontstaaten Ango-
la, Simbabwe, Mosambique und zuletzt die Aner-
kennung des ANC als legitime Interessenvertre-
tung der Bevölkerung von Südafrika. — Ich danke 
Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Beckmann. 

Beckmann (FDP): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte gern Ihren Blick aus 
der weiten Welt wieder auf die Probleme unseres 
Landes richten. Man muß ja erst einmal zu Hause 
für Ordnung sorgen, bevor man anderen gute Rat-
schläge erteilt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der Herr Kollege Gerstein hat vorhin aus, wie ich 
meine, gutem Grunde und aus gegebener Veranlas-

sung einige Richtigstellungen hinsichtlich der 
Energiepolitik der Bundesregierung, insbesondere 
im Hinblick auf den Kohlebereich, vorgenommen. 
Ich möchte dies für meine Fraktion vertiefen, zumal 
in den vergangenen Wochen ja insbesondere durch 
die Opposition Irritationen hochgespielt worden 
sind. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das ist 
doch eine Verdrehung der Tatsachen!) 

Die Bürger im Lande haben ein berechtigtes Inter-
esse daran, zu wissen, welches die Positionen der 
Koalitionsfraktionen in dieser Frage sind. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie stel

-

len die Wahrheit auf den Kopf!) 

Meine Damen und Herren, nichts wird uns davon 
abbringen, die Kontinuität der Energiepolitik zu 
wahren, so wie wir sie seit langer Zeit in diesem 
Hause betreiben. Wir müssen nun leider feststellen, 
daß die Strukturkrise im Stahlsektor im vergange-
nen Jahr in besonderem Maße auch die Kohle an-
gesteckt hat. In nüchternen Zahlen ausgedrückt: Es 
ergibt sich ein Absatzminus der Kohle gegenüber 
der Stahlindustrie von gut 4 Millionen t. Da dieser 
Rückgang nicht auf konjunkturelle Gründe, son-
dern mehr auf strukturelle Bedarfsänderungen in 
der Stahlindustrie zurückzuführen ist, müssen wir 
davon ausgehen, daß die Absatzmöglichkeiten der 
Kohle in diesem Bereich dauerhaft verlorengehen. 

Nicht weniger günstig ist in diesem Bereich der 
Export in andere EG-Länder. Trotz einer Herunter-
subventionierung des Preises der deutschen Kohle 
auf den Weltmarktpreis — auch mit Hilfe der EG — 
sind die Exporte rückläufig, denn auch in unseren 
Nachbarländern steht die Stahlindustrie, wie Sie 
wissen, vor weitgehenden Umstrukturierungs- und 
Anpassungsnotwendigkeiten. Darüber hinaus sind 
unsere Nachbarn zunehmend interessiert, mit den 
Kohleproduzenten in Übersee Lieferverträge abzu-
schließen oder sich in Kohlegruben einzukaufen, 
um an dem sich entwickelnden Weltkohlehandel 
teilzuhaben. 

Meine Damen und Herren, auch die Möglichkei-
ten der Kohle im Wärmemarkt müssen realistisch 
beurteilt werden. Die Verabschiedung der Großfeu-
erungsanlagen-Verordnung in der Fassung des 
Bundesrates wird für diesen Sektor aus meiner per-
sönlichen Sicht nicht gerade hilfreich sein. Damit 
Sie mich nicht mißverstehen, betone ich ausdrück-
lich, daß sich die FDP nach wie vor und nachdrück-
lich für den Umweltschutz einsetzt und daß auch 
bei der Stromerzeugung aus Kohle die technisch 
möglichen Maßnahmen zur Reinhaltung unserer 
Luft ergriffen werden müssen. Die Teilregelungen 
der Grofifeuerungsanlagen-Verordnung laufen 
aber, das ist meine Beurteilung, energiepolitischen 
Zielen zuwider, ohne daß damit erkennbar Umwelt-
verbesserungen erzielt werden. 

Ein Eckpfeiler für einen garantierten Kohleab-
satz ist der Jahrhundertvertrag mit der Elektrizi-
tätswirtschaft. Wir dürfen Gott sei Dank konstatie-
ren, daß der Absatz an die Elektrizitätswirtschaft 
trotz stagnierenden Stromverbrauchs 1982 leicht 
gesteigert werden konnte, insbesondere durch Sub- 
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stitution anderer Primärenergieträger. Aber auch 
in der Elektrizitätswirtschaft hat die Entkoppelung 
voll durchgeschlagen, so daß die Zuwachsraten in 
Zukunft geringer ausfallen dürften. Die Elektrizi-
tätswirtschaft hat erst kürzlich bei ihrer Jahresta-
gung bekräftigt, daß es nicht den geringsten Zweifel 
an ihrer Vertragstreue gibt. Es ist aber davor zu 
warnen, durch neue Verhandlungen über die Rolle 
der Importkohle dieses umfassende Vertragswerk 
als Paket aufzuschnüren. Schon im vergangenen 
Jahr — und darauf muß man immer wieder hinwei-
sen — sind die Importkontingente bei weitem nicht 
ausgeschöpft worden. 

Der Vorwurf der Opposition, die Bundesregierung 
und die Koalitionsparteien betrieben eine neue 
Kohlepolitik, ist völlig aus der Luft gegriffen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Sehr wahr! — Wolf

-

ram [Recklinghausen] [SPD]: Leider!) 

In zwei Regierungserklärungen innerhalb eines 
Jahres sowie in der Regierungserklärung zur Koh-
lerunde am 3. Dezember des vergangenen Jahres 
wurde die bisherige Kohlepolitik bestätigt. 

(Zuruf des Abg. Roth [SPD]) 

Über Förderziele und globale Absatzgarantien ist 
auch zu Zeiten der sozialliberalen Koalition seitens 
der Bundesregierung nie verhandelt worden. Dage-
gen hat sich die Bundesregierung, wie ich meine, 
bisher auch mit Recht gewehrt. Sie wird in ihrer 
Haltung im übrigen auch durch das Jahresgutach-
ten 1982/83 des Sachverständigenrats voll bestä-
tigt. 

Inzwischen hat sich dieser Erkenntnisprozeß ja 
auch in den Reihen der SPD, wie ich vernommen 
habe, durchgesetzt. Denn erst kürzlich hat der nord-
rhein-westfälische Wirtschaftsminister, Prof. Jo-
chimsen, geäußert — ich zitiere —: 

Wenn Strom und Stahl Wärme nicht mehr ab-
nehmen können, dann wäre es absurd, langfri-
stig am Markt vorbei zu operieren. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie rei

-

ßen die Aussage völlig aus dem Zusam

-

menhang!) 

— Herr Kollege Wolfram, Sie haben ja gleich Gele

-

genheit, sich nach mir zu äußern. Ich bin gespannt. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Darauf 
können Sie sich verlassen!) 

Ich bin aber auch gespannt, Herr Kollege Wolfram, 
ob sich diese Erkenntnis auch bei Ihnen durchset-
zen wird. Sonst würde ich Ihnen empfehlen, sich bei 
Ihrem Herrn Kollegen Jochimsen die entsprechen-
den Informationen und Erkenntnisse zu besorgen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die FDP 
wird auch künftig entsprechend der 3. Fortschrei-
bung des Energieprogramms der Bundesregierung 
am Vorrang der heimischen Steinkohle im Ver-
stromungsbereich festhalten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es ist jedoch Aufgabe und Verantwortung der Un

-

ternehmen des deutschen Steinkohlenbergbaus, 
durch geeignete Maßnahmen mittel- und langfristig 

die Förderung und den Absatz der Kohle in Ein-
klang zu bringen. Dies wird auch unmißverständ-
lich im Jahresgutachten 1982/83 des Sachverständi-
genrats zum Ausdruck gebracht. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Und 
was heißt das?) 

Es wird zudem durch die jüngste Energiestudie des 
Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirtschafts-
forschung erhärtet. 

Die FDP steht zu der in der Kohlerunde im De-
zember 1982 gemachten Zusage, dem deutschen 
Steinkohlenbergbau auch in Zukunft die Unterstüt-
zung zu geben, die er zur Überwindung der Schwie-
rigkeiten benötigt und die sich auch im Rahmen der 
entsprechenden finanziellen Möglichkeiten bewe-
gen muß. — Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Frau Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich 
bewundere zunächst einmal den Mut, um nicht zu 
sagen die Unverfrorenheit, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

mit der die von mir geschätzten Kollegen Gerstein 
und Beckmann hier Wechsel ausstellen, die sie mit 
Sicherheit nicht einlösen können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das werden Sie 
sehen!) 

— Ja, das werden wir leider Gottes, da Sie ja für die 
nächsten vier Jahre die Regierungsmehrheit haben, 
sehr bald und zu Lasten der Bergleute und der 
Bergbauregionen erleben. 

Ich würde mir wünschen, Herr Bundeswirt-
schaftsminister Graf Lambsdorff, daß Sie nach mir 
oder im Laufe der Debatte noch einmal an dieses 
Rednerpult treten und uneingeschränkt bestätigen, 
was der Kollege Gerstein global und allgemein zur 
Kohlevorrangpolitik, zur Erhaltung von bergmänni-
schen Arbeitsplätzen, gegen Zechenstillegungen 
usw. gesagt hat. Ich fordere Sie auf: Kommen Sie 
hierher, und bestätigen Sie uns das! Dann werden 
Sie unsere Zustimmung finden. Aber ich befürchte, 
Sie werden es nicht tun. 

Meine Damen und Herren, CDU, CSU und FDP in 
Bund und Ländern schicken sich an, die Aufgaben 
und Probleme der Energiepolitik der 80er und der 
90er Jahre mit Mitteln und Methoden der 50er und 
60er Jahre zu lösen. Sie werden die Fehler und Ver-
säumnisse der damaligen Zeit wiederholen, wenn 
sie meinen, mit Einschnitten in die Förderkapazität, 
mit Zechenstillegungen und mit der Abschaffung 
Tausender von Arbeitsplätzen könnten sie die ak-
tuellen Probleme des deutschen Steinkohlenberg-
baus und unseres Energiemarkts lösen. 

Bevor ich dazu etwas Näheres aussage, möchte 
ich zunächst einmal feststellen, wo wir uns, Herr 
Wirtschaftsminister, mit Ihnen und der derzeitigen 
Bundesregierung bezüglich des Jahreswirtschafts- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 11. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Juni 1983 	613 

Wolfram (Recklinghausen) 
berichts und der Energiepolitik in Übereinstim-
mung befinden. 

Wir stimmen überein, daß Energie weiter gespart 
werden muß. Es gibt noch beträchtliche Einsparpo-
tentiale. Wir stimmen überein, daß die Ölimportab-
hängigkeit weiter verringert werden muß. Da gibt 
es große Möglichkeiten. Wir stimmen überein, daß 
das Energieangebot weiter diversifiziert werden 
muß. Wir erwarten von der Bundesregierung, daß 
die bislang erfolgreiche Entwicklung auf diesen 
drei Feldern fortgesetzt wird. 

Wir unterstreichen die besondere Bedeutung 
der Fernwärme. Der Jahreswirtschaftsbericht 
schmückt sich hier wie auf anderen Feldern mit 
fremden Federn; denn das, was bisher beim Ausbau 
der Fernwärme erreicht worden ist, geht aus-
schließlich auf unsere Initiativen zurück. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich fordere Sie auf: Stellen Sie zusätzliche Mittel 
für den weiteren Ausbau und für die Verdichtung 
der vorhandenen Fernwärmenetze bereit. Sie kön-
nen schon im Haushalt 1984 etwas dafür tun. 

Wir begrüßen — das habe ich bereits bei anderer 
Gelegenheit festgestellt — , daß die Anpassungs-
geldregelung für ausscheidende Bergleute um fünf 
Jahre verlängert, der Rückkauf der nationalen 
Kohlereserve um drei Jahre verschoben und die 
Begrenzung der Kohleimporte aufrechterhalten 
wird. Das sind im übrigen unsere Forderungen ge-
wesen. Wenn die FDP nicht ausgestiegen wäre, 
hätte noch die alte sozialliberale Regierungskoali-
tion diese Dinge verwirklicht. Die Voraussetzungen 
waren ja so weit geschaffen, daß die neuen Minister 
nur zu unterschreiben brauchten. 

Wer den Jahreswirtschaftsbericht kritisch liest, 
wird feststellen, daß diese Bundesregierung wesent-
liche Energiebereiche ausspart. Kein Wort zum 
Erdgas und zur Einbeziehung von Berlin (West) in 
den deutsch-sowjetischen Gasvertrag. Wir begrü-
ßen, daß dieser gelungen ist. Wir erwarten von der 
Bundesregierung, daß Berlin beim Ausbau des Erd-
gasnetzes, insbesondere bei der Schaffung der Spei-
cherkapazitäten, finanziell geholfen wird. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der 
CDU/CSU) 

Wir vermissen ein Wort zur heimischen Braun-
kohle. Sie ist und bleibt neben unserer Steinkohle 
die wichtigste heimische Energiequelle, die auch in 
Zukunft ihren bisherigen Versorgungsbeitrag lei-
sten muß. 

Im Jahreswirtschaftsbericht findet sich kein Hin-
weis auf die Energieforschung, vor allem auf die 
Erforschung alternativer Energien, und kein Wort 
zur Kohleveredelung. Das Emirat Niedersachsen 
und das nach wie vor ungelöste Problem der Wind-
fall-Profits werden ausgeklammert. Kein Wort wird 
dazu gesagt. 

Kein Wort hört man über die Krisenvorsorge und 
nicht zur internationalen energiepolitischen Zu-
sammenarbeit. 

Die Bundesregierung macht es sich auch zu 
leicht, wenn sie verbal erklärt, sie werde den 
Mineralölmarkt beobachten und auf eine ausgewo-
gene Marktstruktur achten. Herr Bundeswirt-
schaftsminister, Sie wissen doch, wie sehr kleine 
und mittlere selbständige Mineralölhändler und 
Tankstellenbesitzer um ihre Existenz fürchten, wie 
sie sich einem rücksichtslosen Verdrängungswett-
bewerb ausgesetzt sehen. Helfen Sie doch dann 
wirklich, und reden Sie nicht nur von mittelstands-
freundlicher Politik! Hier könnten Sie es konkret 
beweisen. 

Unwahr, mit vielen Risiken behaftet, sind die 
Aussagen zur Kohlepolitik, ganz davon abgesehen, 
daß es keine verbindlichen, einheitlichen, konkre-
ten Aussagen gibt. Unwahr, Herr Bundeswirt-
schaftsminister, ist der Satz: „Die Bundesregierung 
wird ihre in der Dritten Fortschreibung des Ener-
gieprogramms festgelegte Kohlepolitik fortsetzen." 
Erstens hat nicht die heutige, sondern die von Hel-
mut Schmidt geführte Bundesregierung die Kohle-
politik der Dritten Fortschreibung festgelegt. Zwei-
tens verläßt die heutige Bundesregierung die zehn 
Jahre erfolgreiche Kohlepolitik. Sie umschreibt im 
Jahreswirtschaftsbericht ihre wahren Absichten. 
Sie verschleiert ihre wirklichen Ziele. Sie konstatie-
ren Übereinstimmung von Bund und Ländern, 
Bergbau und IG Bergbau und Energie, als ob eine 
gleiche Feststellung von Tatsachen und Fakten 
auch eine Übereinstimmung bezüglich der notwen-
digen Schlußfolgerungen und Konsequenzen be-
deute. 

Die Bundesregierung stiehlt sich aus der Verant-
wortung, wenn sie so tut, als gehe es nur um Unter-
nehmensentscheidungen, verehrter Herr Kollege 
Gerstein, damit der deutsche Steinkohlenbergbau 
aus seiner derzeitigen Talsohle wieder heraus-
kommt. Was versteht die Bundesregierung eigent-
lich unter ihrer Forderung nach linearen und punk-
tuellen Förderrücknahmen? Das ist doch ein Wi-
derspruch zu den Behauptungen der Kollegen Ger-
stein und Beckmann. 

Warum verschweigt der Herr Bundeswirtschafts-
minister vor diesem Hause, daß seine Mitarbeiter 
auf Zechenstillegungen drängen? Stimmt es, Herr 
Bundeswirtschaftsminister, daß einer Ihrer Staats-
sekretäre — Sie haben ja inzwischen noch einen 
Aufpasser aus den Reihen der CDU dazu bekom-
men — bei der letzten Wirtschaftsministerkonfe-
renz am 30. Mai die Stillegung von 10 Millionen 
Tonnen Steinkohlenkapazität für nötig befunden, 
für erforderlich gehalten oder gefordert hat? Ich 
weiß nicht, wie die genaue Formulierung war. Hat 
nicht die niedersächsische Wirtschaftsministerin, 
Frau Breuel, diese Rücknahme als nicht ausrei-
chend bezeichnet? Fordert der neue NRW-CDU-Vor-
sitzende, Herr Dr. Worms — Nachfolger von Profes-
sor Biedenkopf seligen Gedenkens —, nicht die Stil-
legung von Zechen? 

(Wissmann [CDU/CSU]: Reden Sie doch 
mal von Herrn Jochimsen!) 

Der Katalog könnte fortgesetzt werden. Äußern 
Sie sich doch, Herr Wirtschaftsminister, einmal zu 
der Forderung des bayerischen CSU-Vorsitzenden 
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und Ministerpräsidenten, die Kohlevorrangpolitik 
aufzugeben und die Kernenergiepolitik zu puschen 
und zu forcieren. Das sind doch die Wahrheiten und 
die Widersprüche. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Was sagt denn 
Herr Jochimsen?) 

Sie verschleiern unseren Bürgerinnen und Bürgern 
die wirkliche Situation. Ich muß sagen, das ist ver-
antwortungslos. 

(Beifall bei der SPD — Wissmann [CDU/ 
CSU]: Sagen Sie uns doch mal, was Herr 

Jochimsen sagt!) 

Ich fordere deshalb die Bundesregierung auf, hier 
— nicht Fördergarantien zu geben, nein —, ich for-
dere die Bundesregierung auf, klipp und klar zu 
sagen: was soll denn der deutsche Bergbau in Zu-
kunft für einen Versorgungsbeitrag leisten? 

(Wissmann [CDU/CSU]: Was sagt denn Mi

-

nister Jochimsen?) 

Ich will jetzt nicht den Versuch machen, aus der 
Dritten Fortschreibung zu begründen, weshalb wir 
sagen: es muß um die 90 Millionen Tonnen liegen. 
Ich will nur darauf hinweisen: die derzeitige Misere 
ist fast ausschließlich die Folge des Rückganges des 
Absatzes an die Stahlindustrie. 

Es gibt Möglichkeiten des Ausgleichs. Man muß 
es nur politisch wollen. Es gibt mit Sicherheit die 
Möglichkeit, die Importe zu drosseln und die Ex-
porte zu fördern. Es gibt vor allem die Möglichkeit, 
dem deutschen Steinkohlenbergbau einen größeren 
Anteil am Wärmemarkt zu verschaffen. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage, Herr Abgeordneter, des Herrn Abgeord-
neten Wissmann? 

Wissmann (CDU/CSU): Herr Kollege Wolfram, ich 
hatte mir erlaubt, über einen Zwischenruf, schon 
die Frage zu stellen, — — 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Ist bei mir aku-
stisch nicht angekommen. 

Wissmann (CDU/CSU): Da Sie sie noch nicht be-
antworten konnten, wollte ich sie wiederholen. Wie 
nehmen Sie denn Stellung zu der Veröffentlichung 
in der „Frankfurter Rundschau" vom 7. Juni 1983, 
wonach der nordrhein-westfälische Wirtschaftsmi-
nister, Professor Raimund Jochimsen, in einem Ge-
spräch mit dieser Zeitung erstmals habe durchblik-
ken lassen, daß das für 1990 angepeilte Förderziel 
im deutschen Steinkohlenbergbau von 90 Millionen 
Tonnen für die Düsseldorfer Regierung grundsätz-
lich kein Tabu sei? 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Verehrter Herr 
Kollege Wissmann, ich würde sehr gern konkret 
und im Detail darauf antworten. Ich habe gestern 
ein langes Gespräch mit Professor Jochimsen ge-
habt, weil einige Überschriften mißverständlich wa-
ren. Sie zitieren ebenso wie der Kollege Gerstein  

und Herr Kollege Beckmann Jochimsen völlig un-
vollständig. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Die „Rundschau" 
ist doch Ihre Zeitung!) 

Der Professor Jochimsen hat zu Recht versucht —
— Also, wissen Sie, wir haben noch nie den An-
spruch erhoben, zu behaupten, die „Frankfurter 
Rundschau" sei unsere Zeitung. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie steht Ihnen 
sehr nahe!) 

— Daß sie objektiver als Ihnen nahestehende Zei-
tungen berichtet, will ich hier gern öffentlich be-
kunden. — Herr Kollege Wissmann, ich hoffe sehr, 
wir werden im Wirtschaftsausschuß konkreter auf 
diese Punkte zurückkommen. Mein Debattenbei-
trag erlaubt es nicht. 

Der Wirtschaftsminister von Nordrhein-Westfa-
len ebenso wie die Landesregierung von Nordrhein

-

Westfalen stehen uneingeschränkt zur Kohlevor-
rangpolitik. Sie sind gegen Zechenstillegungen, sie 
sind dafür, daß dem Bergbau Absatzmöglichkeiten 
auf dem Wärmemarkt und auf anderen Feldern er-
öffnet werden und daß das staatlich gefördert wird. 
Der Wirtschaftsminister will vielleicht diese Bun-
desregierung zwingen, das, was hinter der hohlen 
Hand gesagt wird, was hinter verschlossenen Türen 
geschieht, einmal offen darzulegen. Ich hoffe sehr, 
daß der Herr Wirtschaftsminister noch die Gelegen-
heit nutzt und sagt, ob sein Haus und andere in der 
CDU/CSU und in der FDP an die Verringerung von 
Förderkapazitäten in Größenordnungen zwischen 
10 Millionen und 15 Millionen t denken. 

(Abg. Wissmann [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Ich habe noch drei Minuten Zeit, verehrter Kolle-
ge, und ich habe eigentlich vor, noch eine Menge zu 
sagen. Bitte, setzen wir den Dialog im Wirtschafts-
ausschuß fort. Wir weichen Ihnen nicht aus. 

Der Wärmemarkt umfaßt 140 Millionen t SKE. 
Nur rund acht bis zehn Millionen t SKE davon wer-
den von der Steinkohle bedient. Dort gäbe es die 
Möglichkeit, den ausfallenden Absatz in der Stahl-
industrie zu ersetzen, indem man den Wärmemarkt 
stärker bedient. Es wäre also eine Möglichkeit, den 
Bergbau aus der aktuellen Talsohle herauszufüh-
ren. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Aber gleichzeitig verlangen Sie eine 
Verschärfung der Großfeuerungsanlagen

-

Verordnung!) 

Sie bagatellisieren doch, wenn Sie so tun, als sei 
die Welt in den Kohle-, in den Bergbaurevieren in 
Ordnung. Lesen Sie doch nur einmal nach, was 
Herr von Benningsen dieser Tage noch vor dem 
CDU-Wirtschaftsrat prognostiziert hat, welche Zei-
ten auf den Bergbau zukommen. 

Meine Damen und Herren, die derzeitigen Ener-
giekapazitäten und nachgebende Preise dürfen 
nicht dazu verleiten, daß die Sicherung der zukünf-
tigen Energieversorgung außer Betracht gelassen 
wird. Kurzfristig sinkende Ölpreise überdecken den 
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langfristigen Trend zu steigenden Energiepreisen. 
Trotz der gegenwärtigen Überflußlage sind länger-
fristig erneute Versorgungsengpässe zu befürchten. 
Jederzeit sind politisch bedingte Verknappungen 
möglich. Das Gleichgewicht des Weltenergiemark-
tes ist und bleibt leider labil. 

Die deutsche Stein- und Braunkohle ist ein un-
verzichtbarer Teil unserer Energieversorgung. Die 
These vom „Gesundschrumpfen", die Vorstellung, 
daß mit Verringerung der Förderkapazität durch 
Stillegung von Grenzzechen die Wettbewerbsfähig-
keit des Bergbaues hergestellt und öffentliche Hil-
fen verringert werden können, sind doch irrig und 
falsch. 

Warum verschweigt die Bundesregierung, daß in 
den letzten Jahren das leichte Heizöl um 90 %, das 
schwere Heizöl um 25 % und das Erdgas um 20 bis 
45% teurer geworden ist als die heimische Stein-
kohle? Lediglich die Importkohle ist um 30 bis 40 % 
billiger. Wen wundert's, wenn er die Löhne für die 
farbigen Arbeiter in den südafrikanischen Zechen 
kennt. Das kann doch wohl nicht die Alternative zu 
unseren Arbeitsplätzen sein. 

Herr Bundesarbeitsminister Blüm, ich fordere 
Sie auf, sich hier hinzustellen und zu sagen, wie es 
denn um die Lage der Zechen im Dortmunder 
Raum bestellt ist, wenn das schon der Herr Kollege 
Gerstein, der es besser wissen müßte, hier nicht 
öffentlich zugibt. Sie wissen doch, wo die Problem-
zechen und die Problembereiche liegen und welche 
Konsequenzen sich nicht nur für die Bergleute und 
ihre Familien ergeben, sondern auch für die Berg-
baustädte und Bergbauregionen, wenn Sie mit die-
ser falschen Energie- und Kohlepolitik fortfahren. 

Meine Damen und Herren, volkswirtschaftlich 
führen im übrigen die vom Bundeswirtschaftsmini-
sterium und von CDU/CSU-Politikern offensichtlich 
für richtig gehaltenen Zechenstillegungen zu zu-
sätzlichen fiskalischen Lasten. Es ist ein Irrtum an-
zunehmen, daß diese Lösung billiger würde. Ich ver-
stehe, daß Sie den Unternehmen den Schwarzen 
Peter zuzuschieben versuchen und sie drängen, die 
Entscheidungen zu treffen, die Sie ihnen vorgeben, 
um nicht zu sagen aufzwingen. Aber, Herr Bundes-
wirtschaftsminister, Sie sehen da nur die betriebs-
wirtschaftliche Seite, Sie lassen die volkswirtschaft-
liche Betrachtung außen vor. Sie wissen, daß jede 
Million Tonnen stillgelegter Förderkapazität die öf-
fentlichen Hände zusätzlich belastet, im ersten Jahr 
— so Rechnungen — mit 150 Millionen DM, in den 
Folgejahren mit jährlich 120 Millionen DM. Sie wis-
sen, daß der Wegfall Tausender von Ausbildungs-
plätzen und Zehntausender von Arbeitsplätzen im 
Bergbau und in der Bergbauzulieferindustrie nicht 
zu verkraften sind, weder vom Saarland noch vom 
Aachener Revier noch vom Ruhrgebiet. Sie wissen, 
daß sich die Lage der Städte an Rhein und Ruhr, 
vor allem der Städte, die von der Situation in der 
Stahlindustrie schon hart betroffen sind, weiter 
drastisch verschlechtern würde, wenn nach denen 
auf Erin weitere Tausende von Arbeitsplätzen ver-
nichtet würden, ohne daß dafür in absehbarer Zeit 
neue geschaffen werden könnten. 

Deshalb, meine Damen und Herren, fordern wir 
die Bundesregierung auf, nicht nur verbal Liebeser-
klärungen zur Beruhigung abzugeben, sondern ent-
weder schonungslos die Wahrheit und ihre wirkli-
chen Absichten darzulegen oder ernstzumachen 
mit der Behauptung, sie setze die Energie- und 
Kohlepolitik in der Dritten Fortschreibung fort. 
Wenn sie letzteres will, wird sie unsere Unterstüt-
zung finden. Wenn sie das nicht tut, wird sie auf 
unseren entschiedenen Widerstand stoßen. Sie wer-
den dann an Rhein und Ruhr sowie im Saarland die 
politische Verantwortung dafür zu übernehmen ha-
ben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler Kohl ist im Wahlkampf ins 
Revier gezogen mit der Parole: „Wir schaffen Arbeit 
für's Revier." Alles, was Sie bisher erreicht haben, 
läßt eher die traurige Schlußfolgerung zu: Wenn Sie 
so weitermachen, schaffen Sie das Revier. Und dem 
werden wir unseren politischen Widerstand entge-
gensetzen. Wer mit uns bereit ist, die Kohlevorrang

-

politik, d. h. die Aufrechterhaltung der derzeitigen 
Förderkapazität — da streiten wir uns nicht um 
eine Million oder zwei Millionen Tonnen mehr oder 
weniger —, zu unterstützen, der wird uns als Part-
ner finden. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Das von einem so

-

zialdemokratischen Politiker! — Gerstein 
[CDU/CSU]: Sie hatten 13 Jahre Zeit, etwas 
für das Revier zu tun! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

— Die 13 Jahre, verehrter Herr Kollege aus Osna-
brück, sind dem Ruhrgebiet, dem Bergbau und den 
Bergleuten gut bekommen. Und das machen Sie 
jetzt in wenigen Wochen kaputt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Das ist Ihre Politik, und der werden wir unseren 
Widerstand entgegensetzen, 

(Beifall bei der SPD) 

nicht mit verbalen Bekenntnissen, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Ihre Zeit ist abge

-

laufen!) 

sondern mit politischem Handeln. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Wirtschaft. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Ich möchte in aller gebotenen 
Kürze, um die Debatte nicht ungebührlich zu ver-
längern und von der Regierungsbank aus in An-
spruch zu nehmen, zu einigem, was im Laufe des 
Tages vorgebracht worden ist, Stellung nehmen. 
Dabei beschränke ich mich auf das, was nicht schon 
Beantwortung durch Kollegen aus den Koalitions-
fraktionen gefunden hat. Ich werde mich also mit 
der Behauptung, die Sie, Herr Jens, hier aufgestellt 
haben, die Bundesregierung benutze die Arbeitslo-
sigkeit als Mittel ihrer Wirtschaftspolitik, nicht 
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mehr auseinandersetzen. Das ist gebührend klarge-
stellt und zurückgewiesen worden. 

Ich habe — ich sehe Herrn Stratmann nicht 
mehr; er scheint nicht mehr im Saal zu sein — 
heute morgen fünfmal in seiner Rede die Aufforde-
rung gehört, wir möchten doch zuhören. Das muß 
mit seinem Beruf zu tun haben. Das darf man ihm 
nicht übelnehmen. Nur, er selber hat nicht zuge-
hört. Er hat von mir eine Interpretation der Studie 
des Bundeswirtschaftsministeriums bzw. einer Un-
terabteilung des Bundeswirtschaftsministeriums 
verlangt, mit der ich mich heute morgen in meinen 
Ausführungen ausführlich auseinandergesetzt 
habe. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn ich mir allerdings die wirtschafts- und be-
schäftigungspolitischen Vorstellungen von Herrn 
Stratmann vor Augen führe, dann heißt das prak-
tisch, den unmittelbaren Anschluß vom BAföG an 
die Rente zu finden und dazwischen ein bißchen 26- 
Stunden-Woche mit vollem Lohnausgleich einzu-
schieben. Wer soll das eigentlich bezahlen? 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

Das Geld dafür wird dann im Keller gedruckt. — 
Das sind doch absolut unrealistische, nicht finan-
zierbare, überhaupt nicht durchdachte Vorstellun-
gen, mit denen eine ernsthafte Diskussion nicht be-
stritten werden kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Herr Kollege Ehrenberg, Bleichstarke Zweifel 
möchte ich auch an Ihrem Vorschlag anmelden. — 
Der  ist auch nicht mehr hier. Das ist alles sehr 
betrüblich. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Wo sind die denn 
alle?) 

Meine Damen und Herren, ich sage deswegen, daß 
das sehr betrüblich sei, weil ich der Meinung war, 
einen Tag wirtschaftspolitische Debatte würde den 
Bedürfnissen des Hauses und uns genügen. Es 
wurde dann gesagt, die Fraktionen wollten zwei 
Tage. Aber nun ist keiner von denen, die gespro-
chen haben mehr hier. Reden halten und dann 
weg. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Bleiben 
Sie nachher schön hier!) 

— Sie sehen mich doch hier immer sitzen, Herr 
Kollege Wolfram. Das wissen Sie doch sehr genau. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Wir ha

-

ben Sie auch schon gehen sehen!) 

Meine Damen und Herren, zu dem, was Herr Eh-
renberg vorgeschlagen hat, daß man nämlich den 
Kapitaldienst bei der Finanzierung von Umwelt-
schutzanlagen übernehmen sollte: Erstens meinte 
er hoffentlich nicht den Kapitaldienst, sondern al-
lenfalls den Zinsdienst, sonst könnte man das 
gleich verschenken. Zum zweiten ist dies die Ein-
führung einer Zinssubvention in der ganzen Breite 
der Wirtschaft mit einem Unterlaufen der geldpoli-
tischen Möglichkeiten der Bundesbank, ein Gedan-

ke, den ich nicht für zu Ende durchdacht halte und 
den man schleunigst wieder vergessen sollte. 

Ich verstehe j a völlig, daß hier nun, was die Fluß-
bereinigung und den Umweltschutz anlangt, auch 
die Ems-Weser-Elbe-Region zur Sprache gebracht 
wird. Ich höre es bei diesem Vorschlag im Wahl-
kreis des Kollegen Ehrenberg richtig klingeln, und 
dagegen ist nichts einzuwenden. Aber ich wehre 
mich dagegen, daß uns gesagt wird, es sei eine 
beschäftigungspolitische Untätigkeit der Bundesre-
gierung zu verzeichnen. Nein, meine Damen und 
Herren, es gibt nur unterschiedliche Auffassungen 
darüber, wie man beschäftigungspolitisch wirksam 
tätig werden kann. Das bestreiten wir ja gar nicht; 
das ist ja der Gegenstand der Debatte. Aber „be-
schäftigungspolitische Untätigkeit" ist ein unquali-
fizierter und nicht aufrechtzuerhaltender Vorwurf. 

Der Kollege Wolfram hat, wie erwartet, das 
Thema Kohle- und Energiepolitik in den Mittel-
punkt seiner Ausführungen gestellt. Nur, Herr Wol-
fram, noch niemals ist der Jahreswirtschaftsbericht 
die dritte oder die vierte oder die fünfte Fortschrei-
bung des Energieprogramms gewesen. Natürlich 
können wir uns im Rahmen des Jahreswirtschafts-
berichts nur mit den aktuellen und drängenden 
Problemen, wie sie zu dieser Zeit sichtbar waren, 
befassen. Dabei haben wir auf das aufmerksam ge-
macht, was wir in der Kohlerunde im Dezember 
vorigen Jahres mit Zustimmung auch der Industrie-
gewerkschaft Bergbau und Energie und der Unter-
nehmen zustande gebracht haben. Das Ergebnis 
kennen Sie. Sie werden dieses Ergebnis auch in den 
Haushaltsansätzen für das Jahr 1984 weitgehend 
bestätigt sehen, obwohl uns wahrlich die Finanz-
knappheit und der ständige — auch von Ihnen zu 
vernehmende — Ruf, die Subventionen abzubauen, 
dabei Schwierigkeiten bereiten. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Jens? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Bitte sehr. 

Dr. Jens (SPD): Graf Lambsdorff, können Sie 
denn hier bestätigen, daß Sie sich an die Dritte 
Fortschreibung des Energieprogramms halten, in 
der steht, daß wir für 1990 eine Förderkapazität von 
90 Millionen t aufrechterhalten wollen? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Kollege Jens, ich würde Ihnen wirklich 
empfehlen, die Jahre alte Dritte Fortschreibung zu 
lesen, bevor Sie solche Fragen stellen oder solche 
Behauptungen aufstellen. Das, was Sie behaupten, 
steht — selbst wenn man es noch so oft zitiert — 
nicht drin. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Kittelmann [CDU/CSU]: 
Unerhört, solche Fragen zu stellen! — Abg. 
Wolfram [Recklinghausen] [SPD] meldet 

sich zu einer Zwischenfrage!) 
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Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Nein, Frau Präsidentin, ich will jetzt fortfah-
ren. Ich hatte gesagt, ich will nicht viel Zeit in 
Anspruch nehmen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch ein-
mal sagen: Wir wissen, daß wir eine Förderkapazi-
tät von 90 Millionen t haben. 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]) 

— Nun mal langsam! — Wir haben im Jahre 1982 
etwa 90 Millionen t gefördert, wir haben aber nur 80 
Millionen t abgesetzt. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir haben 35 Millionen t auf Halde liegen. Davon 
sind 10 Millionen t nationale Steinkohlereserve. 25 
Millionen t liegen und müssen finanziert werden, 
und demnächst gibt es keinen Platz mehr, an dem 
Sie noch weitere Halden aufschütten könnten. 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]) 

Was machen wir nun in dieser Situation? Zum 
einen haben wir uns darauf geeinigt, leider wieder 
eine im Raum „östliches Ruhrgebiet" liegende Ze-
che, nämlich Erin, auslaufen zu lassen — und zwar 
in Übereinstimmung mit allen Beteiligten, wenn 
auch nicht mit Ihnen, Herr Wolfram, aber es kommt 
nicht immer auf Sie an, sondern, wie ich gern zuge-
ben will, in diesem Falle auf andere Beteiligte —, 
eine Zeche, die sich ohnehin wegen der schlechten 
geologischen Verhältnisse durch hohe Unwirt-
schaftlichkeit auszeichnet. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie ken

-

nen doch die Zeche gar nicht!) 

Nun sagen Sie, Herr Wolfram: Ihr könntet ja den 
Ausfall beim Stahl — und Sie bestreiten nicht, daß 
eine verringerte Stahlproduktion einen verringer-
ten Kokskohleeinsatz und damit einen verringerten 
Kohleverbrauch bedeutet — durch den Wärme-
markt ausgleichen. — Am Wärmemarkt sind bei 
realistischer und vernünftiger Einschätzung — das 
ist wieder ein Ergebnis der Kohlerunde vom De-
zember, und da sind wieder alle Beteiligten der 
gleichen Meinung — pro Jahr vielleicht noch 1 bis 2 
Millionen t zusätzlich drin. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: 4 bis 5!) 

— Herr Wolfram, es stimmt ja nicht! Wo wollen Sie 
denn 4 bis 5 Millionen einsetzen? Das sind doch 
theoretische Zahlen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Heizen im Juli!) 

Das ist nicht durchführbar. 

Sie sagen, die Fernwärme könnte es bringen. Die 
Landesregierung von Nordrhein-Westfalen — ich 
kritisiere das ja nicht, stelle es aber fest — hat sich 
als erste daran beteiligt, bei der Verschärfung der 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung den Fernwär-
mebonus zu streichen. Es gibt bei der Fernwärme 
keine Chancen mehr, wenn diese Großfeuerungsan-
lagen-Verordnung so kommt. Wenn Sie sie so wol-

len, wenn wir sie so wollen, wird sie so beschlossen. 
Aber Sie können nicht beides auf einmal haben: Sie 
können den Kuchen nicht aufessen und ihn gleich-
zeitig behalten. Das ist beim besten Willen nicht zu 
machen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 

[SPD]) 

— Nein, das ist der Vorschlag, der aus Nordrhein

-

Westfalen gekommen ist. Ich kritisiere ihn ja gar 
nicht. Ich stelle nur fest: Dies ist das Ergebnis. Aber 
Sie können uns nicht die Landesregierung mit die-
sem Vorschlag auf den Hals schicken und dann 
anschließend mit der Kritik antreten, die Sie hier 
vorbringen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Doppelstrate

-

gie!) 

— Ja, das ist aber eine Doppelstrategie, die ziemlich 
durchsichtig ist; damit fällt man auf. 

Meine Damen und Herren, eine Fördergarantie 
wollen Sie auch nicht geben und können Sie auch 
nicht geben. Da ist es dann so, daß auch die Unter-
nehmen in ganz wesentlichem Maße mit dazu bei-
tragen müssen, sich auf die veränderte Absatzlage 
einzustellen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD] und 
Gerstein [CDU/CSU]: Das tun sie ja auch!) 

— Sicher tun sie das. Nur, das Problem liegt doch 
darin: Wo wollen die verkaufen? Im Ausland, Min-
derpreisgeschäfte, die der Bundeshaushalt dann 
mit weiteren Subventionen finanzieren muß? So 
einfach ist das doch alles nicht! 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Völlig zu Recht hat deswegen der nordrhein-westfä-
lische Wirtschaftsminister Jochimsen vor einigen 
Tagen gesagt: Wenn es im Wärmemarkt keinen Er-
folg geben sollte, dann wäre es absurd, gegen den 
Markt dauerhaft operieren, gegen den Markt dauer-
haft fördern zu wollen. Ich kann diese Feststellung 
nur unterstreichen. Sie ist realistisch, sie orientiert 
sich an den Tatsachen. Was wir im Wärmemarkt 
mit allen Beteiligten gemeinsam tun können, ge-
schieht und wird weiterhin geschehen, Herr Jens; 
darüber brauchen Sie sich keine Sorgen zu machen. 
Das einzige, was wir tun können, was wir tun konn-
ten und auch getan haben, war der Abschluß des 
Verstromungsvertrages, ist die Aufrechterhaltung 
des Verstromungsvertrages, ist die Sicherung des 
Einsatzes der Steinkohle bei der Stromerzeugung. 

(Zuruf des Abg. Stratmann [GRÜNE]) 

— Herr Stratmann, reden wir da einmal über 
Grundlast, Mittellast und Spitzenlast, reden wir ein-
mal in einer vernünftigen Auseinandersetzung über 
die Möglichkeiten, die es gibt. Aber auch hier stelle 
ich Ihnen natürlich die Frage: Wie, glauben Sie, 
kann das mit dem Einsatz der Steinkohle ange-
sichts der verschärften Umweltschutzbestimmun-
gen, insbesondere mit dem Einsatz von Ballastkoh-
le, insbesondere mit dem Einsatz niederflüchtiger 
Kohle, werden? 
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Bundesminister Dr. Graf Lambsdorff 
Ich hoffe, daß wir alle gemeinsam in der Lage 

sein werden, den Verstromungsvertrag erfolgreich 
zu verteidigen. Die Bundesregierung — dessen kön-
nen Sie sicher sein — wird sich darum bemühen 
und auch insofern an der Dritten Fortschreibung 
des Energieprogramms festhalten. Ich weiß nicht, 
ob das Zitat, das Sie Herrn Strauß nachsagen, was 
die Person anlangt, stimmt. 

Wenn aber jemand sagt, es soll keine Kohlevor-
rangpolitik mehr geben, so antworte ich: In dem 
Maße, in dem wir Kohlevorrangpolitik in der Regie-
rungserklärung bestätigt haben, in der Kohle

-

Runde bestätigt, aus der Dritten Fortschreibung 
übernommen haben, werden wir sie fortsetzen. 
Aber sie kann sich nur auf die Teile des Kohleein-
satzes beziehen, den man mit staatlicher Hilfe und 
mit staatlichen Mitteln — das ist im wesentlichen 
der Verstromungsvertrag — auch wirklich garantie-
ren kann. Wir werden gegen Ende dieses Monats, 
meine Damen und Herren, erneut eine Kohle

-

Runde veranstalten und uns mit den Problemen er-
neut beschäftigen. Aber ich sage Ihnen noch einmal 
— ich sagte es vorhin schon; das gilt dann auch für 
die Kohleveredelung, das gilt für die Stillegungsprä-
mien, das gilt für die Investitionshilfen —, daß die 
Haushaltsgespräche, die ich mit dem Bundesfinanz-
minister in dieser Frage in der vorigen Woche ge-
führt habe, zu meiner Zufriedenheit ausgegangen 
sind und bestätigen, daß auch an den Zahlen ables-
bar wird: Die Bundesregierung wird die Kohlepoli-
tik nicht ändern. 

Nun, meine Damen und Herren, ein letztes Wort, 
das ich noch sagen möchte. Herr Schwenninger hat 
in der Diskussion um den Jahreswirtschaftsbericht 
und um die Probleme der Entwicklungsländer in 
der Dritten Welt weit ausgeholt. Ich habe volles Ver-
ständnis für die Art der Darstellung, auch für die 
Schärfe, mit der die Probleme uns hier vor Augen 
geführt werden. Es ist vielleicht ganz gut, sich 
daran immer wieder einmal zu erinnern. Aber man 
darf sich den Blick für die realistischen Lösungs-
möglichkeiten nicht verstellen lassen, die uns gege-
ben sind, die in Williamsburg angesprochen worden 
sind und die uns in der UNCTAD vier Wochen be-
schäftigen werden. Der Kollege Warnke wird wäh-
rend der Konferenz dort hinfahren. Ich selbst 
werde dann zum Schluß, in der eigentlichen Ver-
handlungsrunde noch einmal in Belgrad sein. 

Da muß ich in der Tat sagen, Herr Schwenninger: 
Die niedrigen Löhne für Teesammlerinnen, Teecut-
terinnen oder auch für die Textilarbeiter, die das 
von Ihnen getragene Hemd herstellen, die Sie ge-
nannt haben, sind zweifellos zu beklagen. Aber viel 
bedauerlicher — und hier hätte ich gern Ihre Kritik 
gehört — ist die Tatsache, daß die Industrieländer 
diese Anlagen in den vergangenen Jahren finan-
ziert, aufgestellt und zur Verfügung gestellt haben, 
aber kaum, daß von dorther exportiert und gefertigt 
werden kann, ihre Märkte für diese Produkte 
schließen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich kann nicht verstehen, Herr Schwenninger, 
wie Sie kritisieren können, daß die Brasilianer in 
der Lage sind, Fleisch und Melonen zu exportieren;  

denn wie um alles in der Welt sollten sie eigentlich 
ihre Schulden abverdienen? Wie sollen sie eigent-
lich die Importe finanzieren, die sie brauchen, ein 
Land wie Brasilien, das energieabhängig ist? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sie kritisieren die Kraftstoffbeschaffung über die 
Verwendung von Rohzucker in Brasilien, die in den 
Augen der Brasilianer ein großer Erfolg ist. Wenn 
der Export dort nicht funktionieren kann, kommen 
sie aus ihrer Misere gar nicht oder nur sehr schwer 
heraus. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Sie haben gesagt: Es gibt eine Verschärfung des 
Nord-Süd-Gefälles. Ich fürchte, daß Sie aus den 
Zahlen ablesbar recht haben. Aber dann fügen Sie 
bitte hinzu, Herr Schwenninger, daß die Energie-
preisentwicklung die Länder des Südens am härte-
sten getroffen hat, härter als die industrialisierten 
Länder. Die „most seriously affected countries" sind 
Entwicklungsländer, die durch die Energiepreise 
aus Entwicklungsländern — die Energielieferanten 
sind Mitglieder der Gruppe der 77 — hart getroffen 
worden sind. 

Dann fügen Sie bitte auch hinzu, Herr Schwen-
ninger, daß die Ausgaben der Entwicklungsländer 
für Waffen — auch das kann wohl nicht übersehen 
bleiben — die öffentliche Entwicklungshilfe der In-
dustrieländer weitgehend übertreffen und über-
kompensieren. Es sind doch nicht unsere nationa-
len Entscheidungen, sondern es sind die nationalen 
Entscheidungen von deren Regierungen, daß sie 
Waffen kaufen, und wir liefern weiß Gott noch am 
allerwenigsten von dem, was in der Welt geliefert 
wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Wir haben 

doch ein Exportverbot!) 

Drittens. Wenn Sie dieses Thema so ansprechen, 
dann müssen Sie darauf hinweisen, daß die gera-
dezu bedrückende Bevölkerungsexplosion in den 
Entwicklungsländern einer der wesentlichen 
Gründe dafür ist, daß das Gefälle stärker geworden 
ist, daß die Schere sich weiter geöffnet hat. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Dem ist nicht damit zu helfen, meine Damen und 
Herren, daß Sie für Südafrika die Hermes-Bürg-
schaften abschaffen wollen und den Wirtschafts-
boykott empfehlen. Dann sind schon wieder ein 
paar deutsche Arbeitsplätze weg. Das scheint, wenn 
es um solche Prinzipien geht, überhaupt keine Rolle 
zu spielen. 

(Zuruf des Abg. Gerstein [CDU/CSU]) 

Wir können uns die Welt nicht aussuchen. Wir kön-
nen überall die Märkte zumachen und immer aus 
politischen Gründen sagen: Dafür dürfen deutsche 
Arbeiter nicht produzieren, dann müssen sie lieber 
ihren Arbeitsplatz aufzugeben! So einfach ist die 
Welt ganz gewiß nicht. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Von Daimler 
zu Demonstration!) 
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Bundesminister Dr. Graf Lambsdorff 
Ich will Ihnen offen folgendes sagen. Das bringt 

mir vielleicht einigen Arger ein, und es ist auch 
nicht übertrieben, diplomatisch, was ich Ihnen jetzt 
sage. Ich war vorgestern bei der Eröffnung der 
UNCTAD in Belgrad. Die Eröffnungsrede als Spre-
cher der Gruppe der 77 hielt der argentinische Prä-
sident, bekanntlich ein General a. D. Er hatte sich 
seinen Flügeladjutanten in voller Kriegsbemalung 
mit auf die Bühne gebracht. Als ich den Saal ver-
ließ, stand draußen mit der argentinischen Staats-
flagge sein Auto, ein Mercedes 600. 

Es ist nicht diplomatisch, daß ich das sage, und 
die Bemerkung wird mir Arger eintragen. Aber ir-
gendwo bekommen Sie doch das Gefühl, daß der 
eine oder andere von denen selber die Stilnotwen-
digkeiten und Stilfragen und die Sorgen der Men-
schen in seinem eigenen Land nicht so ganz ver-
standen hat, wie Sie es uns hier mit Recht darge-
stellt haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so

-

wie bei Abgeordneten der SPD — Abg. 
Schwenninger [GRÜNE] meldet sich zu ei

-

ner Zwischenfrage) 

— Nein, vielen Dank. Ich komme zum Schluß. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine Zwischenfrage. 
(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Wenn Sie 
über Stilfragen reden und dabei nicht rot 

werden, das wundert mich sehr!) 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Meine Damen und Herren, ich sage zum 
Schluß noch einmal: Wir werden uns auf dieser 
Konferenz, wie wir das übrigens schon in der frühe-
ren Regierung getan haben, u. a. dafür einsetzen — 
wir hoffen, daß wir dafür mehr Verständnis bei un-
seren Partnerländern auch in Europa und in der 
westlichen Welt finden —, daß es zu einem Erlös-
stabilisierungsprogramm kommt. Es muß aber eine 
Erlösstabilisierung sein, nicht eine Preisstabilisie-
rung, nicht Stabex, das sich immer nur auf einen 
Rohstoff bezieht. Es geht um die Erlösstabilisierung 
der gesamten Rohstoffeinkommen eines Entwick-
lungslandes. Wir werden uns dafür einsetzen, daß 
hierfür weitere Mittel zur Verfügung gestellt wer-
den und daß wir Fortschritte machen können. Wir 
haben nämlich gesehen, daß die Rohstoffpreisent-
wicklung der vergangenen Jahre in den Entwick-
lungsländern Probleme ausgelöst hat, denen man 
entgegenwirken sollte. Wir haben das schon in Ma-
nila vorgeschlagen. Wir haben dafür keine Zustim-
mung gefunden. Wir schlagen es jetzt wieder vor. Es 
gibt auch in diesem Bereich einen gewissen Grad 
von Kontinuität. 

Sie können versichert sein, daß sich die Bundes-
regierung ihrer Verantwortung in dieser Frage im 
Namen der Bürger der Bundesrepublik bewußt sein 
wird, die diese Auffassung, wenn ich das richtig 
sehe, teilen. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hinsken. 

Hinsken (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Von Entwicklungs-
politik wieder zurück zu Fragen der Wirtschaftspo-
litik, speziell unmittelbar uns in der Bundesrepu-
blik Deutschland betreffend. 

Kein Wort wurde in den letzten Monaten so oft 
erwähnt wie das Wort Mittelstand. Die neue Regie-
rung Kohl/Genscher ist sich seiner Bedeutung be-
wußt. Ich bedanke mich an dieser Stelle besonders 
herzlich bei unserem Bundeskanzler, seinem Fi-
nanzminister und besonders auch seinem Wirt-
schaftsminister Graf Lambsdorff, der heute wieder 
auf die große Bedeutung des Mittelstandes einge-
gangen ist, auf diese Bedeutung hingewiesen hat. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Bravo!) 

Zu Recht wird auch im Wirtschaftsbericht des 
Jahres 1983 darauf hingewiesen, daß für die Wieder-
gewinnung von wirtschaftlichem Wachstum und für 
die Sicherung und Schaffung von Arbeits- und Aus-
bildungsplätzen die mittelständische Wirtschaft 
eine wichtige Rolle spielt, wird doch gerade die 
Hauptlast der Finanzierung des Staates von ihr ge-
tragen, d. h. von den gewerblichen Unternehmen 
des mittelständischen Bereiches, den Angehörigen 
der freien Berufe und den Führungskräften im wei-
testen Sinne. Die Großwirtschaft — so haben empi-
rische Untersuchungen ergeben — erhält in etwa 
gleich viel an Subventionen, wie sie an Steuern 
erbringt. Auch die unteren Einkommensschichten 
erhalten an Transferleistungen auf direktem Weg 
das zurück, was sie an Steuern erbringen. Der mit-
telständische Bereich ist deshalb nicht etwa die 
Schwäche, sondern er ist die Stärke unserer Volks-
wirtschaft. Er muß daher stark und leistungsfähig 
erhalten bleiben. 

Dieses Ziel muß in allen Bereichen der Politik, 
insbesondere in der Steuerpolitik, in der Wettbe-
werbspolitik und in der Sozialpolitik, angestrebt 
werden. Vor diesem Hintergrund war es für die Uni-
onsparteien CDU und CSU logisch und konsequent, 
beim Steuerpaket 1984 die Akzente entsprechend 
mittelstandsgerecht zu setzen. Extrawürste oder be-
sondere Bonbons in der Steuerpolitik, wie einige 
Kommentatoren, gelegentlich sogar durch Karika-
turisten unterstützt, es in die Öffentlichkeit ge-
bracht haben, sind es beileibe nicht. Dieser Fehlin-
terpretation ist entschieden zu entgegnen; denn ge-
rade der Mittelstand wurde in den letzten Jahren 
durch die Steuerpolitik besonders benachteiligt. 

Bereits der 1975 von der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion erstmals vorgelegte Entwurf eines Bundes-
mittelstandsförderungsgesetzes hat als sein ober-
stes Ziel den Nachteilsausgleich für den Mittelstand 
oder aber die Schaffung gleicher Wettbewerbschan-
cen angestrebt. Die Maßnahme des Gesetzentwur-
fes soll überall dort einsetzen, wo Selbsthilfe und 
Eigeninitiative nicht ausreichen, um bestehende 
Wettbewerbsnachteile auszugleichen und künftige 
Nachteile zu verhindern. Gerade der mittelständi-
sche Bereich unserer Wirtschaft wurde von der be-
dauerlichen Fehlentwicklung der ökonomischen 
Daten weitaus härter getroffen als die Großwirt-
schaft. 
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Hinsken 
Gerade der Mittelstand sah sich in den letzten 

Jahren in besonderer Weise einem dreifachen Zan-
gengriff aus Kostenexplosion, lawinenartig steigen-
den Soziallasten und steigenden Steuern bei stag-
nierenden Umsätzen ausgesetzt. Die nun zusätzlich 
in die Steuergesetzentwürfe hineingeschriebenen 
Elemente, insbesondere der verbesserte Freibetrag 
bei der Vermögensteuer, die Verkürzung des Ab-
schreibungszeitraumes um 20 % bei länger leben-
den Wirtschaftsgütern, die Sonderabschreibungen 
in Höhe von 10 % für neue bewegliche Anlagegüter 
bei kleinen und mittleren Betrieben und die Ver-
doppelung des Freibetrags bei Betriebsveräußerung 
und Betriebsaufgabe wegen Alters und Berufsunfä-
higkeit auf 120 000 DM, sind ein Beitrag im Sinne 
der vorher genannten Zielsetzungen. Dieser Beitrag 
löst das Problem nicht voll, ist jedoch ein wichtiger 
Schritt in die richtige Richtung. Angesichts der 
markanten Haushaltsschwierigkeiten kann der 
Mittelstand mit diesem ersten Schritt — im großen 
und ganzen gesehen — zufrieden sein. 

Die Hauptziele dieser Steuerpolitik im Mittel-
stand werden dadurch nicht verändert. So bleibt die 
Schaffung einer steuerfreien Investitionsrücklage 
eine wichtige Forderung des Mittelstandes, die 
auch von den Unionsparteien nach wie vor ange-
peilt wird. Ihre Einführung ist notwendig, um die 
Nachteile des Mittelstandes auszugleichen, die in-
folge eines verkraftbaren Investitionsverhaltens — 
bedingt durch die kleinere Betriebsgröße — gege-
ben sind. Der Sachverständigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hat 
diese Nachteile in seinem jüngsten Jahresgutach-
ten ausdrücklich anerkannt und ihre Beseitigung 
angeregt. 

Darüber hinaus hat der Sachverständigenrat den 
investitionsfördernden Effekt bei Einführung einer 
Investitionsrücklage ausdrücklich und erstmalig 
voll anerkannt. Auch könnte durch dieses Instru-
ment der Steuerpolitik neben der Investitionsförde-
rung eine Verstetigung der Steuerbelastung über 
die Zeit hinweg bei unstetiger Investitionstätigkeit 
und entsprechend unstetigem Verlauf der jährli-
chen Abschreibungen erreicht werden. Bei diesem 
Punkt der Steuerpolitik geht es also ausschließlich 
darum, die naturgegebenen Nachteile des Mittel-
standes gegenüber der Großwirtschaft schrittweise 
abzubauen. 

Auch im Wettbewerbsrecht geht es um den Abbau 
von Wettbewerbsnachteilen kleinerer und mittlerer 
Unternehmen bedingt durch geringe Marktmacht. 
So wurde bei der vierten Kartellgesetznovelle von 
1980 in das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen ein neuer § 37 a Abs. 3 eingefügt, der darauf 
abzielt, unbillige Behinderungen kleinerer und 
mittlerer Bewerber durch Konkurrenten, die über 
eine deutlich überlegene Marktmacht verfügen, im 
Interesse der Sicherung des Wettbewerbs auf dem 
jeweiligen Gesamtmarkt wirksam begegnen zu 
können. Ziel dieser neuen Bestimmung, die in die-
sen Tagen erstmals und mit Erfolg durch das Bun-
deskartellamt angewandt wurde, ist also nicht so 
sehr die Erhaltung einer Vielzahl von kleineren und 
mittleren Unternehmen, sondern ganz allgemein 
die Sicherung des Wettbewerbes auf den jeweiligen 

Märkten. Diese neue Vorschrift sieht ausdrücklich 
vor, daß nur dann eingegriffen werden kann, wenn 
über die unbilligen Behinderungen kleinerer und 
mittlerer Wettbewerber die Wettbewerbsverhält-
nisse nachhaltig beeinträchtigt werden. Der Gesetz-
geber hat durch diese Formulierung ausdrücklich 
sichergestellt, daß sich die Vorschrift nicht auf ei-
nen Individualschutz mittelständischer Unterneh-
men beschränkt, sondern daß die primäre Ausrich-
tung auf den Schutz des Wettbewerbes insgesamt 
erhalten bleibt. 

In einem dritten Bereich schließlich, im Bereich 
der allgemeinen Belastungen mit Bürokratieko-
sten, soll in erster Linie die Chancenungleichheit 
des Mittelstandes verdeutlicht werden. Auch hier 
ergeben empirische Untersuchungen, daß kleine 
Unternehmen zeitlich und kostenmäßig 14mal so 
stark durch Bürokratiearbeit belastet sind wie Un-
ternehmen ab 100 Beschäftigten. Die Bürokratieko-
sten belasten die Unternehmen umgekehrt propor-
tional zur Größe des Unternehmens. Ich kann die 
Ausführungen des Kollegen Lattmann nur unter-
streichen, der den Komplex der Bürokratie in her-
vorragender Art und Weise abgehandelt hat und 
auch in unseren Reihen bestimmt das notwendige 
Verständnis finden wird. 

Die bisherigen Bundesregierungen, die von der 
SPD geführt wurden, haben diesem Gesichtspunkt 
nicht Rechnung getragen und eine Politik nach dem 
Motto betrieben: Das große Geld den Großen, die 
große Last den Kleinen. Dies muß und wird nun 
anders werden. Die darauf ausgerichtete Mittel-
standspolitik, die notgedrungen in kleinen Schrit-
ten erfolgen muß, sollte angesichts der Größe der zu 
bewältigenden Aufgabe nicht dadurch einseitig for-
ciert werden, daß man jeden kleinen Schritt auf 
dem Weg zur notwendigen Chancengleichheit im-
mer gleich als einen neuen Bonbon für den Mittel-
stand abqualifiziert. Diese Bonbons braucht und 
will der Mittelstand überhaupt nicht. Er war und 
bleibt stets Vorkämpfer auf dem Weg zum Abbau 
der Subventionen. Gerade dies darf ich doch als 
praktizierender Handwerksmeister, also als Urmit-
telständler, aus meiner Sicht feststellen. Vielmehr 
sollte anerkannt werden, welch gewaltige Leistun-
gen die kleinen und mittleren Unternehmen in vie-
len Bereichen der Politik erbringen, die für unsere 
zukünftige Entwicklung gerade heute von zentraler 
Bedeutung sind. 

Zwei Beispiele möchte ich als Beleg hier beson-
ders herausgreifen. Einmal: die berufliche Bildung 
der Jugend erfolgt zu 70 % in Klein- und Mittelbe-
trieben. Gerade an dieser Stelle möchte ich vor 
allem dem Handwerk danken, daß, wie beim Hand-
werkstag verlautete, auch in diesem Jahr über 
240 000 Lehrstellen in diesem Bereich zur Verfü-
gung gestellt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich hoffe auch, daß durch die Beseitigung ausbil-
dungshemmender Vorschriften noch mehr Bereit-
schaft von Ausbildern vorgefunden wird, über den 
Bedarf hinaus auszubilden, als dies ursprünglich 
geplant war. Der Jugendliche, meine sehr verehrten 
Anwesenden, braucht an den Werktagen einen 
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Platz im Betrieb und nicht auf der Straße. Die Wirt-
schaft — davon bin ich überzeugt — wird uns auch 
in diesem Jahr nicht enttäuschen. In den vergange-
nen Jahren ist sie immer zu ihrem Wort gestan-
den. 

Ich möchte im übrigen wiedergeben, was vor eini-
gen Tagen bei einem Symposium Professor Walter 
vom Weltwirtschaftsinstitut in Kiel von sich gege-
ben hat: daß er der festen Überzeugung ist, daß wir 
in zehn Jahren bereits einen Kanzler in der Bun-
desrepublik Deutschland brauchen, der Auszubil-
dende sucht und bittet, von dem Angebot an Ausbil-
dungsstellen Gebrauch zu machen. 

Zweitens. Kleine und mittlere Unternehmen sind 
Hauptlastträger des technischen Fortschrittes. Von 
den 60 Basiserfindungen dieses Jahrhunderts stam-
men 48, das heißt 80 %, aus kleinen und mittleren 
Unternehmen. Es kommt heute darauf an, durch 
eine aktive und zukunftsorientierte Mittelstandspo-
litik den Leistungswillen, den Erfindungsreichtum 
und der Innovationsfähigkeit der kleinen und mitt-
leren Betriebe eine solide Chance zu geben. 

In der vergangenen Zeit wurde immer von ver-
besserten Rahmenbedingungen gesprochen. Die 
neue Bundesregierung hat durch die konsequente 
Politik der Haushaltskonsolidierung zuerst die In-
flation gestoppt und die Stabilität des Geldwertes 
wiederhergestellt. Im Januar konnte die Inflations-
rate erstmals unter 4 % auf 3,9 % gedrückt werden. 
Im Mai, also im vergangenen Monat, betrug sie gar 
nur mehr 3 %. Es besteht die reale Chance, im Laufe 
dieses Jahres die ersehnte zwei vor dem Komma zu 
erhalten wie zu Ludwig Erhards Zeiten. Stabilität 
ist nicht alles, aber ohne Stabilität ist alles leider 
nichts. 

Es wurde die Konkurswelle gebrochen. Nachdem 
wir als Ergebnis sozialdemokratischer Wirtschafts-
politik im Jahre 1982 nahezu 16 000 Insolvenzen, 
Firmenpleiten mehr im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland verzeichnen mußten als im schlimm-
sten Jahr der Weltwirtschaftskrise vor 50 Jahren im 
gesamten Deutschen Reich, ist es im ersten Quartal 
1983 gelungen, erstmals seit Jahren den Insolvenz

-

anstieg wieder zu bremsen. 

Meine sehr verehrten Anwesenden, die vielen 
Pleiten in den letzten Jahren sind die Quittung da-
für, daß der Staat in fetten Jahren bei Steuern und 
Abgaben nicht maßgehalten und selbst kleine und 
mittlere Einkommen immer stärker in die Mangel 
genommen hat. Sinkende Gewinne ließen die Ei-
genkapitaldecke leider zusammenschrumpfen. Der-
zeit fehlen in der Wirtschaft — zusammengerech-
net — ca. 165 Milliarden DM Eigenkapital. Dies 
führt aber in den Teufelskreis: Wer weniger Geld 
hat, bekommt weniger Kredit, und wer weniger 
Geld hat, kann weniger investieren; es kommen we-
niger Erfindungen auf den Markt; die Maschinen 
überaltern. 

So hat sich in den letzten zehn Jahren hier in der 
Bundesrepublik Deutschland ein Investitionsloch 
von über 200 Milliarden DM aufgetan. Das ist nicht 
nur ein riesiges Investitionsdefizit, sondern das 
sind auch über eine Million Arbeitsplätze. Die Ei-

genkapitalquote der deutschen Unternehmen ist in 
den letzten fünfzehn Jahren ständig gesunken, im 
Durchschnitt von 31 % auf knapp 20 %. Das heißt 
aber andererseits auch, daß über 80 % des Unterneh-
menskapitals fremdfinanziert sind. So kann es 
nicht wundern, daß auch drückende Bankzinsen als 
weiterer Grund für den Konkurs festgestellt wer-
den. Über 80 % der Unternehmen, die in Konkurs 
geraten sind, sahen hierin den wesentlichen Grund 
für ihren Konkurs. Bei den kleinen Unternehmen 
mit bis zu 50 Beschäftigten lag der Anteil sogar bei 
nahezu 90 %. Dies zeigt deutlich, daß das Eigenkapi-
tal heute nicht mehr wie früher die Funktion des 
Krisenpolsters ausüben kann. 

Meine sehr verehrten Anwesenden, wie das Stop-
pen der Konkurswelle ist auch der allmähliche Ab-
bau der Massenarbeitslosigkeit weit mehr als eine 
saisonale Entwicklung. Gerade bei jungen Arbeit-
nehmern gibt es wieder den Willen, ja den Mut zur 
Selbständigkeit. Echte Beweise sind die jüngsten 
Zahlen über den Erfolg des von der Bundesregie-
rung Dr. Helmut Kohl in allen wesentlichen Punk-
ten verbesserten Eigenkapitalhilfeprogramms zur 
Förderung der Existenzgründungen. Die Antrags-
zahl hat sich in den ersten fünf Monaten 1983 ge-
genüber dem Vergleichszeitraum 1982 um 250 % er-
höht. Das Antragsvolumen hat sich im gleichen 
Zeitraum 1983 gegenüber 1982 sogar um das 
4,2fache erhöht. Bis zum 31. Mai 1983 waren insge-
samt 4 850 Anträge eingegangen. Im gleichen Zeit-
raum des Vorjahres waren es dagegen nur 1 883 
Anträge. 

(Glocke des Präsidenten) 

— Ich komme zum Schluß. 

Wir schaffen mehr und neue Unternehmen und 
dadurch eine wichtige Voraussetzung auch für den 
Abbau der Arbeitslosigkeit. Meine sehr verehrten 
Anwesenden, wir brauchen eine breite Welle von 
Selbständig-Werdenden. Diese neue Bundesregie-
rung — davon bin ich überzeugt — gibt dem Mittel-
stand wieder mehr Zuversicht. Der Aufschwung in 
der Bundesrepublik Deutschland wurde also nicht 
nur im Wahlkampf plakatiert, sondern jetzt auch 
praktiziert. Er findet real statt, wie meine Ausfüh-
rungen deutlich beweisen. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Rapp. 

Rapp (Göppingen) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich habe vor mir eine 
Kommentarübersicht des Presse- und Informa-
tionsamtes mit den folgenden Headlines zum Jah-
reswirtschaftsbericht 1983 liegen: Unsicherheiten 
verstärkt — Hang zum Abwarten — Vorsicht und 
Zurückhaltung — Jahreswunschbericht vorgelegt 
— Hoffnungen auf dünnen Füßen — Keine Klarheit 
— Gute Exportkonjunktur — Schuldzuweisung 
muß verwundern. Den einzigen im Tenor positiven 
Titel — Gute Exportkonjunktur — würde man 
heute so auch nicht mehr schreiben. Ansonsten ha-
ben sich die Headlines als zielgenau erwiesen. 
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Wohlgemerkt, dieser ganze Jahreswirtschaftsbe-

richt war in der Absicht geschrieben worden, den 
Anspruch der Wende zu rechtfertigen. In diesem 
Kontext findet sich nun eine Passage zur Mittel-
standspolitik von besonderer Dürftigkeit. Wasch-
echte Konservative, die von Mittelstandpolitik zu 
reden haben, wird das freilich keinen Augenblick 
anfechten. Was wir in verschiedenen Beiträgen 
dazu heute früh und streckenweise auch bei Ihnen, 
Herr Hinsken, gehört haben, entsprach dem, was 
konservativer Denkart jederzeit gemäß war. Wo es 
etwas zu beklagen gibt, tritt Feindbildmacherei an 
die Stelle von Sach- und Problemanalysen. Und was 
wir draußen auf den Verbandstagungen derzeit von 
CDU/CSU-Rednern oftmals vorgeführt bekommen, 
ist die alles vereinnahmende Geste, die jeden An-
dersdenkenden zum Dummkopf oder Böswilligen 
erniedrigt. Wir bekommen immer wieder jene 
scheinheilige Berufung auf den Wettbewerb zu hö-
ren, die den Wettbewerb der Ideen tatsächlich aus-
schließt, weil sie monopolisiert und unverfroren al-
les und jedes — und in unserem Fall den Mittel-
stand und seine Organisationen — zum parteipoliti-
schen Eigentum erklärt. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das ist unzu

-

treffend!) 

Hier und da gibt es den Beweis, daß es auch 
anders geht. Ich will das nicht verkennen. So hat 
Herr Kollege Kreile neulich einen Artikel im Pres-
sedienst seiner Fraktion geschrieben, in dem er die 
Mittelstandskomponenten der Steuerpolitik der so-
zialdemokratisch geführten Bundesregierungen po-
sitiv gewürdigt hat. Das ist aber die Ausnahme. Sol-
chen Anfechtungen der eigenen Weltanschauung 
und Feindbildanschauung setzt sich ein gestande-
ner Unionspolitiker im allgemeinen nicht aus. Da 
hält man's dann lieber z. B. mit dem Totschlagargu-
ment von der Pleitenwelle. Fakten, die stören, läßt 
man aus. Ursachenanalysen hat man sowieso nicht 
nötig. Den Sündenbock hat man j a immer schon 
gehabt. Dies entspricht nun einmal konservativer 
Denkart. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wie sind die Fakten? 
In den Jahren 1960 bis 1970 — das sind überwie-
gend Regierungsjahre der Union — ist die Zahl der 
Selbständigen um rund 280 000 zurückgegangen; in 
den Jahren 1970 bis 1980 — zehn Jahre sozialdemo-
kratischer Regierungsverantwortung — jedoch 
„nur" um 76 000. Ich wiederhole: in den zehn Jahren 
von 1960 bis 1970 ist die Zahl der Selbständigen um 
280 000, in den zehn Jahren von 1970 bis 1980 um 
76 000 zurückgegangen. Wir haben diese Tatsache, 
meine Damen und Herren von der Opposition 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— von der CDU/CSU, nie gegen die Union verwen-
det. Wir haben die Feststellung, daß in zehn Jahren 
der Kanzlerschaften Adenauer, Erhard und Kiesin-
ger knapp viermal so viele Selbständige das Hand-
tuch geworfen haben wie in den folgenden zehn 
Jahren sozialdemokratischer Kanzlerschaften, nie 
in eine billige Schuldzuweisung gegen die frühere 
Regierung umgemünzt, weil das einfach unsinnig 
gewesen wäre. Die Ursachen lagen in der Verdich

-

tung der weltwirtschaftlichen Beziehungen, teils 
auch in der technologischen Entwicklung und vie-
lem anderem mehr. 

Eines füge ich allerdings hinzu: Wären in den 
Jahren 1960 bis 1970 nicht wir Sozialdemokraten 
der Motor der Wettbewerbsgesetzgebung gewesen, 
hätten nicht wir vor allem uns gegen die Konzen-
trationswelle gestellt, so wären 1960 bis 1970 noch 
mehr selbständige Existenzen vernichtet worden. 

Wie sind die Tatsachen? Von 1970 bis 1981 gab es 
59 000 Insolvenzen. Gleichzeitig wurden 66 000 Exi-
stenzgründungen gefördert. 1982 hatten wir einen 
Rekord an Insolvenzen. Das ist leider wahr. Den-
noch war die Zahl der Selbständigen Ende 1982 um 
8 000 höher als zu Beginn des Jahres. 

Und nun kommen Sie nicht und sagen, diese 
Leute hätten sich in den letzten vier Monaten ent-
schieden, selbständig zu werden. Trotz der Weltre-
zession war 1982 die Zahl der Selbständigen in der 
Bundesrepublik um 26 000 höher als im Jahr 1976. 
Die tatsächliche Entwicklung sieht also völlig an-
ders aus als die Pleitenkampagne, ja die Pleitenlü-
ge, mit der die Union den Wahlkampf 1983 maßgeb-
lich bestritten und gewonnen hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Derart errungene Siege pflegen rasch bitter zu wer-
den. 

Die Sozialdemokratie nimmt für sich in An-
spruch, daß sie die Bedeutung kleiner und mittlerer 
Unternehmen sowohl programmatisch als auch 
praktisch stets zu würdigen gewußt hat. Daß Karl 
Marx mit seiner im „Kommunistischen Manifest" 
niedergelegten Theorie vom Absterben der bisheri-
gen Mittelstände, wie es da heißt, der kleinen Indu-
striellen, Kaufleute, Rentiers, Handwerker und 
Bauern nicht Recht bekommen hat, hat der sozial-
demokratische Theoretiker Eduard Bernstein wis-
senschaftlich schon ein bißchen früher aufgearbei-
tet als die sogenannten bürgerlichen Ökonomen. 
Sozialdemokraten haben in doppelter Hinsicht, in 
doppelter Weise dafür gesorgt, daß sich Marxens 
Prophezeiung von der unaufhaltsamen Proletari-
sierung des Mittelstands nicht bewahrheitet hat. 
Sie haben zäh und beharrlich dafür gearbeitet, daß 
aus Proletariern Wirtschaftsbürger geworden sind, 
und sie haben zugleich der in ihren Programmdo-
kumenten niedergelegten Einsicht Rechnung getra-
gen, daß die Existenz und die Förderung Selbständi-
ger ein wesentliches Element der Sicherung und 
des Aufbaus einer fortschrittlichen Gesellschaft 
ist. 

Der selbständigenpolitische Beschluß des Berli-
ner Parteitages von 1979 sagt das so: 

Es ist sozialdemokratische Überzeugung, daß 
unsere Gesellschaft Schaden nehmen müßte, 
wenn sie auf die Arbeit der Selbständigen ver-
zichten wollte. Innerhalb der marktwirtschaftli-
chen Wirtschaftsordnung erbringen die Selb-
ständigen vielfältige Leistungen. Ihr persönli-
cher Einsatz bewirkt hohe Effizienz der Wirt-
schaftsabläufe. Sie wirken führend mit bei der 
praxisnahen Forschung und Entwicklung. Sie 
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erschließen neue Technologien, neue Güter und 
bessere Dienste. Sie sorgen für kunden- und 
verbrauchsnahe Wartung, Instandsetzung, Pfle-
ge. Die Selbständigen schaffen eine große Zahl 
von Arbeitsplätzen. Sie tragen zum konjunktu-
rellen und strukturellen Ausgleich bei, weil sie 
oft besser als große Konzerne in der Lage sind, 
kurzfristig auf Veränderungen des Marktes zu 
reagieren. Für die Sicherung eines funktionie-
renden Wettbewerbs sind leistungsfähige Selb-
ständige, kleine und mittlere Unternehmen un-
verzichtbar. 

So in einem Programmdokument, in einem Be-
schluß des Berliner Parteitags von 1979. 

Freilich ist in allen unseren Programmtexten 
eine Scheu vor dem Begriff Mittelstand zu verspü-
ren. In der Tat: Der Begriff ist unscharf, und in sei-
nen Grauzonen nisten sich immer wieder stände-
staatliche und damit vordemokratische, korporativi-
stische und damit marktwirtschaftswidrige Ideolo-
gien ein. Wir Sozialdemokraten glauben nämlich 
nicht, daß den Selbständigen, den kleinen und mitt-
leren Unternehmen und Unternehmern gedient ist, 
wenn man sie unter einem ideologisierten Begriff 
in eine Gegenposition zur Arbeitnehmerschaft ma-
növriert. 

Die beste Politik für Selbständige ist die des sozi-
aldemokratischen Konsenses, eine Politik also, die 
im Auge behält, wie wichtig die Selbständigen für 
die freie Gesellschaftsordnung sind, wie sehr aber 
auch die Selbständigen vom Wohl und Wehe der 
Arbeitnehmer abhängen, wie sehr Selbständige und 
Arbeitnehmer, Arbeitnehmer und Selbständige auf-
einander verwiesen und angewiesen sind. Unsere 
innere Einstellung zur Mitbestimmung spiegelt dies 
wider. Sie ist Ausdruck des sozialdemokratischen 
Konsenses. 

In diesem Sinne haben wir Sozialdemokraten Po-
litik für die kleinen und mittleren Unternehmen 
gestaltet. Das betraf die Ordnungspolitik. Die 
zweite und die vierte Kartellgesetzesnovelle haben 
die zwischenbetriebliche Zusammenarbeit der klei-
nen und mittleren Unternehmen erleichtert und 
ihre Chancen im Wettbewerb mit den Großunter-
nehmen gestärkt. 

Das betraf die Steuerpolitik. Wir haben dafür ge-
sorgt, daß zwei Drittel aller Gewerbebetriebe von 
der Gewerbeertragsteuer befreit sind. Vor unserer 
Regierungszeit waren es nur 15 %. 80 % brauchen 
keine Gewerbekapitalsteuer mehr zu zahlen. Es hat 
auch Verbesserungen bei den Abschreibungen, 
beim Verlustrücktrag, bei der Vermögensteuer und 
bei der Altersversorgung gegeben. Insgesamt haben 
die Steuerentlastungsmaßnahmen dazu beigetra-
gen, daß der Anteil der typischen Unternehmens-
steuern von rund 26% im Jahr 1962 auf 15% im Jahr 
1982 zurückgeführt wurde. Er wurde zugunsten der 
kleinen und mittleren Unternehmen zurückge-
führt. 

Der Unterschied zu dem, was jetzt passieren soll 
und zum Teil schon passiert ist, liegt auf der Hand. 
Unsere Politik war gezielt auf den Ausgleich grö-
ßenklassenbedingter Startnachteile der kleinen  

und mittleren Unternehmen. Sie war infolgedessen 
auf die Sicherung von Arbeitsplätzen gezielt. Auch 
dort, wo wir Sparmaßnahmen durchführen mußten, 
haben wir auf soziale Verträglichkeit geachtet. 

Die Relation von 3,5 Milliarden DM Vergünsti-
gungen zugunsten der Großwirtschaft zu 0,5 Milliar-
den DM für die Arbeitnehmer wäre uns nie in den 
Sinn gekommen, 

(Beifall bei der SPD) 

zumal die Gesamtlast zur Bezahlung dieser Maß-
nahmen wieder nur von den kleinen Leuten aufzu-
bringen ist. Im übrigen geht diese Operation zu La-
sten der Länder und letztlich damit zu Lasten der 
gemeindlichen Investitionskraft. 

Wir haben uns intensiv um die Förderung von 
Forschung und Entwicklung kleiner und mittlerer 
Unternehmen bemüht und die finanziellen Hilfe-
stellungen zur Verbesserung betrieblicher Finan-
zierungsmöglichkeiten gegeben, die die neue Regie-
rung nochmals aufgestockt hat. Die Hilfen zur Stei-
gerung der Leistungsfähigkeit kleiner und mittlerer 
Unternehmen sind zu unserer Zeit vervielfacht wor-
den. Das Kreditvolumen belief sich Ende 1981 auf 
6,4 Milliarden DM. Dabei galt unser besonderes Au-
genmerk dem ERP-Existenzgründungsprogramm 
und dem Eigenkapitalhilfeprogramm. 

Wir wissen, daß die Mobilisierung privaten Risi-
kokapitals wirksamer organisiert werden muß. Wir 
werden dabei engagiert mitarbeiten. 

Die beste Mittelstandspolitik — ich sagte es — ist 
eine im Sinne des sozialdemokratischen Konsenses 
erfolgreiche Wirtschaftspolitik, deren zentrales An-
liegen die Bekämpfung von Arbeitslosigkeit sowie 
die Sicherung und die Schaffung von Arbeitsplät-
zen sein muß. Dazu ist ein internationaler Beschäf-
tigungspakt der großen Industriestaaten ebenso 
notwendig wie ein nationaler Solidarpakt. Die 
Chance eines internationalen Beschäftigungspakts 
haben die Herren in Williamsburg — der Vorwurf 
ist heute nicht ausgeräumt worden — glatt ver-
träumt. Statt eines Solidarpakts betreibt die Bun-
desregierung eine Politik, die ungewollt — das 
räume ich ein —, aber tatsächlich die Entsolidari-
sierung der Gesellschaft, 

(Beifall bei der SPD) 

das Ausspielen der Arbeitsplatzbesitzer gegen die 
Arbeitslosen, der von der Rezession Ungeschorenen 
gegen die von der Rezession Gebeutelten zur Folge 
haben wird. 

Wir wissen — wir haben danach gehandelt —, 
daß mittelfristig die öffentlichen Defizite zurückge-
führt werden müssen. Aber dies muß in einem ver-
nünftigen Ausgleich im Interesse der Aufrechter-
haltung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage ge-
schehen, auf die gerade die kleinen und mittleren 
Unternehmen in besonderer Weise angewiesen 
sind. Aber eben genau dies vernachlässigt die Bun-
desregierung. Deshalb wird sie weder die Haus-
haltskonsolidierung noch die Sicherung der Be-
schäftigung, noch die Festigung der Leistungsfähig- 
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keit der kleinen und mittleren Unternehmen nach-
haltig erreichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, in diesen Tagen 
konnte man auf Grund einer verdienstvollen Studie 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau manche Artikel 
lesen, die sich um eine differenziertere Betrachtung 
der Eigenkapitalproblematik der kleinen und mitt-
leren Unternehmen bemühen. Ich habe jahrelang in 
der Bankenaufsicht gearbeitet. Für mich sind da 
nicht viele neue Erkenntnisse drin. Daß die Eigen-
kapitalquote auch von der Bilanzsumme abhängt, 
hatte man schon immer wissen können. Daß die 
Eigenkapitalquote bei dem Wachstum der Bilanz-
summen, wie es in den letzten Jahren festgestellt 
werden konnte, schrumpfen oder jedenfalls stagnie-
ren mußte, liegt in der Logik dieser Rechnung. 

Nachdem mit dem Argument von der sinkenden 
Eigenkapitalquote im Wahlkampf die Totschlags-
funktion wahrgenommen werden konnte, entdeckt 
man nun, daß eine Vielfalt von Einflußfaktoren zu 
beachten ist. Daß die Hälfte der erfaßten 6 700 Un-
ternehmen im Rezessionsjahr 1980 die Eigenkapi-
talquote sogar verbessern konnte, mag so manchem 
Konservativen nicht ins Welt- und Feindbild pas-
sen. Daß die Unternehmen der unteren Größenklas-
sen fast durchgehend eine bessere Eigenkapitalaus-
stattung als die mittleren und die größeren haben, 
konnte man ebenfalls immer schon wissen. Gleich-
wohl verkennen wir Sozialdemokraten nicht, daß 
die Eigenkapitalbasis kleiner und mittlerer Unter-
nehmen gestärkt werden muß. Wir haben in unse-
rem Wahlprogramm gesagt, daß wir prüfen werden, 
wie die steuerpolitische Benachteiligung der Eigen-
kapitalfinanzierung gegenüber der Fremdkapitalfi-
nanzierung geändert werden kann. Die zuständige 
Arbeitsgruppe meiner Fraktion wird diese Prüfung 
in einer Klausurtagung in der nächsten Woche vor-
nehmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Ich habe gerade in den letzten Tagen in Ver-
bandsdiskussionen verschiedentlich erlebt, wie 
CDU-Kollegen mit populistischen Entbürokratisie-
rungsparolen billigste Erfolge zu erzielen versuch-
ten. Dabei weiß doch jeder, daß der enorme Bedarf 
unserer hochentwickelten Industriegesellschaft 
nun mal höher ist als der einer Agrargesellschaft. 
Dennoch habe ich dieser Tage — dieser Tage! — 
einen Ihrer Kollegen sagen hören, der königliche 
Baubeamte habe noch einen Bau vor Ort an einem 
Tag genehmigen können. Wer so redet, wider besse-
res Wissen so dumm daherredet, der will nur billige 
Effekte einholen. In diesem kleinen Land Bundes-
republik Deutschland kann nun mal nicht jeder 
bauen wie er will. Das sollte man, glaube ich, schon 
beachten. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Erkenntnis darf uns nicht davon abhalten, 
die Normenproduktion unter Kontrolle, d. h. unter 
unserer eigenen Selbstkontrolle, zu halten und bü-
rokratische Hemmnisse, die man als sinnlos und 
unnötig erkennt, wegzuschaffen. 

Die sozialdemokratisch geführten Bundesregie-
rungen haben es daran auch nicht fehlen lassen. Ich 
erinnere an die verschiedenen Bereinigungs- und 
Vereinheitlichungsgesetze verschiedener Rechtsbe-
reiche, an die Statistik-Bereinigungsgesetze und an 
anderes. Solche Bemühungen sollen dazu beitragen, 
die sogenannten unbezahlten Hilfsdienste für den 
Staat zurückzuführen, unter denen kleine und mitt-
lere Unternehmen wirklich zu leiden haben. Eine 
Reihe dieser Hilfsdienste freilich erledigt sich 
schon aus dem geordneten betrieblichen Rech-
nungswesen. Sie werden nicht eigens für den Staat 
erbracht. Würde übrigens der Staat die entspre-
chenden Daten, die er ja braucht, selber erheben, so 
käme das allen sehr teuer zu stehen. Entsprechende 
Steuer- und Abgabenerhöhungen wären unver-
meidlich. Dennoch: aufpassen muß man immer. Die 
Gefahr der Überforderung der kleinen und mittle-
rern Unternehmen auf diesem Gebiet ist nicht zu 
übersehen. 

Was gesagt sein soll, ist dies: Mit populistischen 
Schlagworten kann man momentan Popularitätsef-
fekte erzielen. Längerfristig hält das nicht vor. 
Wenn nicht Taten folgen und wenn sie einfach nicht 
folgen können, stellt sich Verdruß ein. Es ist den 
kleinen und mittleren Unternehmen um bloß par-
teitaktischer Vorteile willen in den letzten Jahren 
viel Verdruß eingeredet worden, was sich schon 
bald gegen die Urheber wenden könnte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aktion gelber 
Punkt!) 

Bundeskanzler Helmut Kohl hat seine Regie-
rungserklärung unter das Motto von der marktwirt-
schaftlichen Erneuerung gestelt. Dies, meine Da-
men und Herren, war das Themenwort der Norder-
neyer Erklärung der Arbeitsgemeinschaft der Selb-
ständigen in der SPD vom 2. Oktober 1982. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir machen keine Urheberrechte geltend. Der Text 
dieser Erklärung von Norderney ist für jeden, der 
lesen kann, in jeder Beziehung stimmiger als das, 
was man aus dem Munde von Koalitionspolitikern 
heute zur Politik für kleine und mittlere Unterneh-
men hören konnte. In jenem Dokument heißt es 

(Glocke des Präsidenten) 

— noch eine halbe Minute, wenn ich bitten darf —: 

(Heiterkeit) 

Marktwirtschaft setzt die freie Gesellschaft 
voraus, und sie stärkt sie zugleich. Sie setzt 
Menschen voraus, die selbständig denken kön-
nen und die sich auch nicht parteipolitisch 
kurzerhand vereinnahmen lassen. 

Wir tragen Ihnen den Wettbewerb an, auch auf die-
sem Gebiet. Wir Sozialdemokraten meinen schon 
jetzt zu verspüren, daß sich die kleinen und mittle-
ren Unternehmen und Selbständigen keineswegs 
als das parteipolitische Eigentum der konservati-
ven Partei betrachten. 

(Beifall bei der SPD) 
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Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen für die heutige Sit-
zung liegen nicht vor. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Freitag, den 10. Juni 1983, 
8 Uhr ein. 

Die Sitzung beginnt mit der von der Fraktion DIE 
GRÜNEN verlangten Aktuellen Stunde über das 

Thema: Die Stahlkrise — Vorstellungen der Bun-
desregierung und ihr Vorgehen in Brüssel. Die Aus-
sprache über die Tagesordnungspunkte 2 und 3 so-
wie den Zusatzpunkt: Antrag der Fraktion der SPD 
- Weltwirtschaftsgipfel in Williamsburg und Euro-
päischer Rat in Stuttgart — wird im Anschluß 
daran fortgesetzt. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 19.26 Uhr) 

Berichtigung 

8. Sitzung, Seite 389 D, 12. Zeile von unten: Statt 
„Cronenberg" ist „Dr. Kronenberg" zu lesen. 
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